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Deutschland und Europa stehen vor enormen Herausforderungen

Die Coronakrise wird zur tiefsten globalen 6konomischen Krise seit dem furwmpi?tsi;:':s:ng‘:‘tii::te
Ende der 1920er Jahre fihren. Das globale und das regionale Wachstum

werden starker einbrechen als in der Finanzkrise 2008/09. Denn diese Krise

flihrt zu einem Schock sowohl auf der Angebots- wie auch der Nachfra-

geseite und durch die Betroffenheit aller wichtigen Wirtschaftsregionen in

der Realwirtschaft werden die Konsequenzen weitreichend sein.

Durch den notwendigen Shutdown gerat die wirtschaftliche Substanz vie-
ler Volkswirtschaften massiv unter Druck, mit Konsequenzen fiir groSe und
kleine Unternehmen in nahezu allen Branchen und Regionen, und der Ge-
fahr, dass Unternehmen, Wertschdpfungsketten und Beschéaftigung insge-
samt massiv beeintrachtigt werden.

Die bisher eingeleiteten MaBnahmen in Deutschland mit einem bisher un-
bekannten Finanzvolumen sind notwendig und richtig, um eine Stabilisie-
rung von Unternehmen und Beschaftigung zu ermoéglichen. Diese Stabili-
sierungsmalinahmen verfolgen das Ziel, die 6konomische Substanz mog-
lichst umfassend zu erhalten und zu sichern.

Sie sind allerdings noch keine Antwort darauf, wie nach dem sukzessiven
Ende des Shutdowns die Weichen fiir mehr Wachstum und Beschaftigung
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gestellt werden. Deshalb ist es notwendig, bereits jetzt Malnahmen zu er-
arbeiten, die einen Impuls fiir die konjunkturelle Erholung, die Starkung
von Investitionen und MaRnahmen der Transformation unserer Volkswirt-
schaft in Richtung Digitalisierung und Dekarbonisierung zu stellen. Denn es
wird dauern, bis diese MalRnahmen in der Realwirtschaft ankommen und
wirken. Rechtzeitig zu handeln ist daher von entscheidender Bedeutung.

Die aktuelle Krise hat zudem deutlich gemacht, welche unverzichtbare,
systemrelevante Bedeutung funktionierende sozialstaatliche Strukturen
haben. Der Sozialstaat ist ein kollektiver Rettungsschirm, ohne den zent-
rale Teile des gegenwartigen Antikrisenprogramms nicht realisierbar sind.
Die Sicherung und der Ausbau des Sozialstaates sind Investitionen in die
Funktionsfahigkeit und die Akzeptanz demokratischer Gesellschaften. Ein
leistungsfahiger Sozialstaat ist ein Produktivitdts- und Solidaritatsfaktor.
Sozialstaatliche Leistungen sind also keine rein konsumtiven Ausgaben, sie
sind Investitionen in die Leistungsfahigkeit und den Zusammenhalt von Ge-
sellschaften. Auch diese Tatsache muss Konsequenzen fiir die politischen
Antworten und die MaBnahmen auf die Krise haben.

Notwendig ist auch eine neue Kultur der Wertschatzung von Arbeit, insbe-
sondere was ihre materielle Gratifikation in Form von Lohnen und Gehal-
tern angeht. Arbeit in bestimmten Bereichen, die gestern noch fir die
Wettbewerbsfahigkeit einer Volkswirtschaft als weniger relevant wahrge-
nommen wurde, zeigt heute ihre Systemrelevanz. Dies muss zu Konse-
guenzen bei der Tarifpolitik, der personellen Ausstattung insbesondere im
Gesundheits- und Pflegebereich und den Arbeitsbedingungen fihren.

Die auf den Weg gebrachten bisherigen StabilisierungsmalBnahmen sind
notwendig zur Bewaltigung der bevorstehenden Aufgaben, wie nach einer
Stabilisierung Wachstum und Beschaftigung durch Starkung von Investiti-
onen und Innovationen gesichert und die notwendige Transformation un-
terstltzt werden kénnen. Eine solche Orientierung ist flir Wege in einen
wirtschaftlichen Neustart unverzichtbar.

Ein notwendiges Konjunktur-, Investitions- und Transformationsprogramm
muss so ausgestaltet sein, dass es einen Beitrag fiir die Starkung der Nach-
frage, die Starkung von privaten und 6ffentlichen Investitionen, die Star-
kung von Innovationen fiir die nachhaltige Transformation unserer Volks-
wirtschaft und fir die Starkung sozialstaatlicher Strukturen und der Da-
seinsvorsorge auf den Weg bringt.

Dafiir ist es erforderlich, dass die Koordination dieser MaBhahmen sowohl
in Deutschland als auch in Europa verbessert wird. Nur durch gemeinsame
Anstrengungen wird es gelingen, den Coronaschock zu tGberwinden und
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damit Wachstum, Beschaftigung und Wettbewerbsfahigkeit in den nachs-
ten Jahren zu ermoglichen. Das ist politisch und ékonomisch fiir die Zu-
kunft Europas essentiell.

Ein solches Programm muss dabei berlicksichtigen, dass die zwanziger
Jahre des 21. Jahrhunderts zum tiefgreifendsten, schnellsten und umfas-
sendsten Wandel von Wirtschaft und Gesellschaft seit Beginn der Indust-
rialisierung unabhangig von der Coronakrise fihren werden. Die Transfor-
mationsnotwendigkeiten werden auch mit einer Neujustierung der globa-
len 6konomischen und technologischen Machtarchitekturen von Staaten,
Regionen und Unternehmen verbunden sein.

Wir erleben eine massive Polarisierung der Weltwirtschaft, die vor allem
durch die Auseinandersetzung um Technologiefiihrerschaft, insbesondere
zwischen USA und China gekennzeichnet sein wird. Technologiepolitik
wird zu einem zentralen Element neuer geopolitischer Strategien mit dem
Ziel, darliber wirtschaftliche, aber auch politische Dominanz zu sichern o-
der auszubauen.

Deutschland und Europa missen sich dieser Herausforderung stellen. Es
geht um die Frage, welche Rolle Europa in der Triade — USA, China, Europa
— spielen wird. Das ist nicht nur politisch relevant, sondern hat weitrei-
chende wirtschaftliche Bedeutung im Hinblick auf Wachstum, Wohlstand,
Beschaftigung, Innovationsfahigkeit, technologische Souverdnitat, Han-
delspolitik etc.

Im vergangenen Jahrzehnt hat sich die deutsche Wirtschaft durchaus posi-
tiv entwickelt. Bei einem anhaltenden Wirtschaftswachstum kam es zu ei-
nem kraftigen Anstieg der Beschaftigung und einem deutlichen Riickgang
der Arbeitslosigkeit. Fir diese, auch im internationalen Vergleich sehr er-
folgreiche Entwicklung war ein spezifisches , Geschaftsmodell” verant-
wortlich, das auf drei konzentrischen Kreisen aufbaut:

e eine starke Exportorientierung,

e ein hoher Anteil der Industrie an der Wertschopfung, und

e ein starker Fokus auf den Automobilsektor und den Maschinenbau

Dieses Modell sieht sich zunehmenden Herausforderungen gegeniiber:

e protektionistischen Bestrebungen vor allem der Vereinigten Staa-
ten und Chinas, bei denen es darum geht, die Exportabhangigkeit
der heimischen Wirtschaft zu reduzieren,

e der aufgrund des Klimawandels erforderlichen Dekarbonisierung
wirtschaftlicher Prozesse,

e der zunehmenden Digitalisierung in Schlisselbereichen,

e das Nachlassen an technologischer Wettbewerbsfahigkeit.
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Die bereits seit Mitte 2018 riicklaufige Industrieproduktion deutet darauf
hin, dass die durch diese Herausforderungen erforderliche Transformation
nicht risikofrei ablaufen wird. Es besteht die Gefahr, dass sich daraus dis-
ruptive Prozesse ergeben, die zu splirbaren WohlstandseinbulRen fiihren
kénnen und dazu, dass Europa im Wettbewerb mit den USA und China
nicht nur zurtickfallen wird, sondern durch wachsende 6konomische und
technologische Abhadngigkeit an Wettbewerbsfahigkeit, 6konomisch-tech-
nologischer Souveranitat und politischem Einfluss verliert.

Neben dieser technologischen Herausforderung muss der Weg flir mehr
nachhaltige Produktion und Wachstum, zum Umbau unserer Wirtschaft als
Antwort auf die Klimakrise, entwickelt und konsequent umgesetzt werden.
Darin liegen sowohl Herausforderungen fiir die Wirtschaft aber auch groRe
Chancen. Um einen solchen Weg zu ermdglichen und umzusetzen, bedarf
es staatlicher Investitionen, intelligenter Regulierung, Anreize fiir private
Investitionen und einer Industriepolitik, die diesen Prozess begleitet.

Die aktuelle Krise darf nicht dazu fiihren, dass die Zukunftsherausforderun-
gen vernachlassigt oder zurlickgestellt werden. Das bedeutet, unabhangig
von der gegenwadrtigen Krise, angesichts dieser Herausforderungen zu ei-
ner Neuorientierung der Wirtschafts-, Technologie- und Industriepolitik zu
kommen. Hierbei gilt es, gleichermalien die 6kologische Nachhaltigkeit, in-
ternationale Wettbewerbsfahigkeit, wirtschaftlicher Wohlstand und sozi-
ale Gerechtigkeit zu bericksichtigen.

Um diese Ziele zu erreichen, missen 6ffentliche und private Investitionen
gestarkt, die Innovationsfihigkeit des Standortes und der Unternehmen
verbessert, moderne Infrastrukturen geférdert und implementiert wer-
den, eine begleitende Industriepolitik und regionale Strukturpolitik zur
Unterstltzung des Transformationsprozesses etabliert und eine Integra-
tion aller Qualifikationspotentiale und -reserven fiir den Arbeitsmarkt er-
folgen. Diese funf , Is“ milssen ein zentrales Element des zusatzlichen not-
wendigen abgestimmten Programms sein und im Zentrum einer zukunfts-
orientierten Wirtschafts- und Transformationspolitik stehen.

Eine solche Investitions- und Transformationsagenda verspricht eine dop-
pelte Dividende. Sie setzt konjunkturpolitische Impulse und st6Rt zudem
dringend erforderliche strukturelle Weichenstellungen fir die deutsche
und die europdische Volkswirtschaft an. Ein so ausgestaltetes Programm,
das im Folgenden noch detaillierter ausgefiihrt wird, ist einem kurzfristig
ausgestalteten Konjunkturpaket, das lediglich eine Steigerung der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage erreichen will, deutlich vorzuziehen. Von sek-
torspezifischen MalRnahmen und Subventionen sollte Abstand gehalten
werden. Das Paket sollte auch keinen alleinigen Schwerpunkt auf der Stiit-
zung der Massenkaufkraft haben. Konjunkturelle Impulse sind natirlich fir
den Neustart der Wirtschaft notwendig. Aber sie sollten verbunden und

Seite 4 von 18



eingebettet werden in eine langfristig orientierte Wachstums- und Indust-
riestrategie. Hierflr ist ein gewisser Planungsvorlauf und blrokratischer
Aufwand zur Abarbeitung samtlicher Genehmigungsverfahren unerlassli-
che. Damit das Gesamtpaket moglichst zeitnah Wirkungen erzielen kann,
ist es daher dringend erforderlich, sofort mit diesen politischen Entschei-
dungs- und Planungsprozessen zu beginnen. So besteht eine Chance, das
Paket unverziglich in Gang zu bringen, nachdem die Lockerungsmafnah-
men greifen und sich allmahlich eine Riickkehr zur Normalitat im Wirt-
schafts- und Geschaftsleben abzeichnet.

Europaische Antworten sind dringlicher denn je

Europa ist durch die gegenwartige Coronakrise in besonderer Form her-
ausgefordert, sowohl gesundheitspolitisch, 6konomisch und sozial. All
diese Fragen berihren die Stabilitdt der Europaischen Union nicht nur 6ko-
nomisch, sondern in hohem Malle auch politisch. Die letzten Wochen in
Antwort auf die Coronakrise haben zu einer Entsolidarisierung und sogar
Renationalisierung der Politik in Europa durch die einzelnen Mitgliedstaa-
ten geflihrt. Die Krise hat auch in hohem Male die Schwéachen der EU als
gemeinsam handelnder Akteur aufgezeigt.

Gleichzeitig wird immer mehr deutlich, dass eine Antwort nur europaisch
gelingen kann. Das gilt fiir die Gesundheitspolitik, ebenso wie fiir die Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik. In Europa muss daher jetzt damit begon-
nen werden, Antworten auf die wirtschafts-, sozial-, wahrungs- und fiskal-
politischen Herausforderungen zu definieren. Davon wird ganz wesentlich
der Zusammenhalt, die Handlungs- und die Zukunftsfahigkeit der EU und
des Euro beriihrt sein.

Fiir eine nachhaltige Antwort auf die Krise sind folgende Eckpunkte von
zentraler Bedeutung:

e expansive makrookonomische Rahmenbedingungen,

e Umsetzung des Green Deals

e industriepolitische Initiativen flir bestimmte Leitmarkte und zur
Anndherung der nationalen Produktionsmodelle in Europa,

e Starkung der Forschungs- und Innovationsausgaben der EU,

e verstarkte MalRnahmen der 6konomischen Integration beim Auf-
bau eines digitalen Binnenmarktes

e Verallgemeinerung des Systems der dualen beruflichen Bildung bei
hoher Durchlassigkeit des gesamten Bildungssystems, kostenfreie
Fort- und Weiterbildung,

o Weiterentwicklung kooperativer industrieller Beziehungen, Aus-
dehnung und Intensivierung der betrieblichen und Uberbetriebli-
chen Mitbestimmung, friihzeitige Beteiligung der Arbeitnehmer
bei EinfUihrung neuer technologischer Systeme (z.B. Kl),
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gemeinsame europdische Anstrengungen bei der Entwicklung von
Schlisseltechnologien zur Digitalisierung, Roboterisierung und Ki
und die soziale Absicherung von Arbeit und neuer Arbeitsforen.

Europa muss jetzt zeigen, dass es in der Lage ist, eine koordinierte, solida-
rische Antwort auf diese Herausforderungen zu geben. Nur so kann es ge-
lingen, den Akzeptanzverlust der letzten Wochen riickgangig zu machen
und den 6konomisch-sozialen Schock zu liberwinden.

Es ist notwendig, ein integriertes, koordiniertes Konjunktur-, Investitions-
und Transformationsprogramm auf den Weg zu bringen. Die Entscheidun-
gen darliber missen bis Mitte des Jahres fallen, damit die Wirtschaft sta-
bilisiert und Wachstum, Beschaftigung und Zukunftsinvestitionen auf den
Weg gebracht werden kénnen. Ein solches Programm sollte folgende Ele-
mente umfassen:

Zusatzliche Investitionen durch ein entsprechendes EU-Programm.
Dafiir ist zwingend erforderlich, dass die Verhandlungen Gber den
Mittelfristigen Finanzrahmen der EU moglichst schnell abgeschlos-
sen werden und zusatzliche Mittel von Seiten der Mitgliedstaaten
flir den EU-Haushalt zur Verfligung gestellt werden.

Aufbau einer europdischen Kurzarbeiterregelung, wie von der
Kommission vorgeschlagen, deren Finanzierung durch eine Absi-
cherung der Mitgliedsstaaten gewadhrleistet wird und ein Niveau
bei der Kurzarbeiterregelung von 80 Prozent absichert.

Diese MaBBnahmen miussen durch nationale Konjunkturmalnah-
men begleitet werden. Dazu miissen entsprechende Koordinati-
onsstrukturen im Rahmen der EU eingerichtet werden.

Die Entscheidung der EU-Regierungschefs fiir ein 540 Mrd. € Hilfs-
paket zur Absicherung gegen Arbeitslosigkeit, flir einen Garantie-
fonds bei der Europaischen Investitionsbank und erweiterte Kredit-
linien fir den ESM, die zum 1. Juni in Kraft treten sollen, sind ein
erster wichtiger Schritt.

Weitergehende MaBnahmen miissen allerdings auf den Weg ge-
bracht werden, mit einem deutlich hoheren Volumen. Dazu sollte
die EU-Komission ermdachtigt werden, Anleihen aufzunehmen, die
prozentual von den jeweiligen Mitgliedsstaaten verbirgt werden.
Dabei ist wichtig, dass nicht nur neue Kreditlinien, sondern auch
Zuschisse fir die Stabilisierung der Wirtschaft und der Unterneh-
men in Europa ausgebracht werden kénnen. Der jiingste deutsch-
franzosische Vorschlag entspricht diesen Leitlinien.

Flexibilisierung des EU-Wettbewerbsrechts, um rechtssichere, vor-
wettbewerbliche Kooperationen von Unternehmen, eine Zulas-
sung von Arbeitsgemeinschaften von Unternehmen fiir spezifische
Technologie- und- Investitionsprojekte zu ermdglichen.
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e |Investitionen und Innovationen missen Vorrang haben. Daher
sollte es zu einem zweijahrigen Moratorium fiir die Anhebung re-
gulatorischer Standards in wirtschaftsrelevanten Bereichen kom-
men und bestehende Standards Uberpriift werden, soweit die Kli-
maschutzziele der EU damit nicht unerreichbar werden.

e Die EIB sollte weiterentwickelt werden zu einer umfassenden eu-
ropaischen Forderbank nach dem Modell der KfW.

e Starkung der Forschungs- und Innovationsausgaben der EU mit
dem Ziel, bis 2027 deutlich Gber 2% F&E-Mittel an der Wirtschafts-
leistung zu realisieren, um eine nachhaltige industrielle Entwick-
lung zu unterstiitzen.

Die Sicherung der globalen Wettbewerbs- und Innovationsfahigkeit der eu-
ropaischen Industrie, einschliellich des dazugehdorigen Dienstleistungssek-
tors, zahlt zu den zentralen Herausforderungen des kommenden Jahr-
zehnts. Die Erreichung einer solchen Wettbewerbsfahigkeit wird auf allein
mitgliedstaatlicher Ebene kaum mehr zu bewaltigen sein; vielmehr bedarf
es gemeinsamer und gebiindelter Anstrengungen auf der Ebene der EU.

Trotz eines sich vertiefenden Binnenmarktes und steigender wirtschaftli-
cher Verflechtung der EU-Staaten wird der gemeinsame Wirtschaftsraum
noch immer zu sehr durch die ,nationale Brille” betrachtet, nationale Ego-
ismen blockieren notwendige 6konomische, investive und technologische
Zukunftsaufgaben. Europaische Investitionen in Sach- und Humankapital,
beispielsweise in Infrastruktur und Bildung, erhéhen nicht nur das Einkom-
men eines EU-Staates, sondern der EU insgesamt.

Notwendig ist eine dauerhafte Starkung der Angebotsseite der Wirtschaft
(Infrastruktur, Ausbildung, Standortentwicklung) auch durch eine expan-
sive Geld- und Fiskalpolitik. So kdnnen die Voraussetzungen fiir mehr
Wettbewerbsfahigkeit, hohere Beschaftigung und einen zukunftsfahigen
Kapitalstock, der gerade im Hinblick auf kommende Generationen von Be-
deutung ist, geschaffen und die Rolle Europas in der Weltwirtschaft ge-
starkt werden.

Auf dem europaischen Markt, der immerhin ca. ein Viertel des weltweiten
BIPs erwirtschaftet, kbnnen globale Standards entwickelt werden, die eu-
ropdischen Unternehmen zu einer starken Position auf dem Weltmarkt
verhelfen. Europa und Deutschland haben die Chance zum nachhaltigsten
Wirtschaftsstandort zu werden. Dabei gilt: der energie- und ressourcenef-
fizienteste Wirtschaftsstandort wird zukinftig auch der wettbewerbsfa-
higste Wirtschaftsstandort sein. Eine intelligente Energie- und Klimapolitik,
die sich nicht allein an Zielen, sondern an realen Transformationsstrate-
gien orientiert, bietet die Chance, Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfahig-
keit miteinander zu verbinden.
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Die Handlungsfahigkeit in der EU muss gestarkt werden. Dazu gehort auch
die Uberpriifung bisheriger europaischer Entscheidungsprozesse und eine
O0konomisch-6kologische Zukunftsagenda zur Neujustierung des Magi-
schen Vierecks von 6kologischer Nachhaltigkeit, internationaler Wettbe-
werbsfahigkeit, wirtschaftlichem Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit.
Die deutsche Ratsprasidentschaft muss dazu entsprechende Impulse set-
zen und Eckpunkte einer solchen Zukunftsagenda in der EU abstimmen.

Ein Konjunktur-, Investitions- und Transformationsprogramm als Ant-
wort auf die Krise auf den Weg bringen

Die deutsche Volkswirtschaft steht vor enormen Herausforderungen. Sie
muss nach dem Shutdown wieder auf Wachstumskurs gebracht werden.
Gleichzeitig sind erhebliche Mallnahmen notwendig, um die Transforma-
tion der deutschen Volkswirtschaft angesichts disruptiver technologischer
Herausforderungen und der Notwendigkeit eines nachhaltigen Wirt-
schafts- und Wachstumsmodells zu erméglichen.

Ein solches Programm muss Nachfrage starken, Investitionen ankurbeln
und technologische Investitionen und Innovationen fiir den Umbau unse-
rer Volkswirtschaft miteinander verbinden. Dies muss eingebettet sein in
eine europdische Antwort.

Gerade Deutschland muss angesichts seiner hohen Exportabhangigkeit —
in die EU gehen 60% aller deutschen Exporte - ein groRes Interesse daran
haben, dass in ganz Europa der 6konomische Turnaround gelingt. Davon
hangt ganz wesentlich die Erholung der deutschen Wirtschaft und die Si-
cherung von Beschaftigung ab.

Ein solches Programm muss neben einer robusten finanziellen Ausstattung
auch die Rahmenbedingungen fiir die Genehmigung und Realisierung von
Investitionen verbessern, Kooperationen von Unternehmen in Schllssel-
bereichen férdern, Blirokratie abbauen, um den Vorrang von Investitionen
zu gewabhrleisten und Zukunftsprojekte im Bereich der Digitalisierung und
Dekarbonisierung unterstitzen.

Ein solches Programm sollte spatestens bis Mitte des Jahres auf den Weg
gebracht werden, damit nach dem sukzessiven Ende des Shutdowns 6ko-
nomische Impulse gesetzt werden und die Krisenbekampfung in nachhal-
tige Zukunftsorientierung tberfihrt wird.

Daher sind folgende Elemente vorrangig:
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o Auflage eines Konjunktur-, Investitions- und Transformationspro-
gramms. In einem solchen Programm sollten folgende Elemente
zwingend enthalten sein:

- Ein Krankenhaus-, Pflege-, Investitions- und Modernisie-
rungsprogramm.

- Ein Eigenkapitalfonds fiir Investitionen in Zukunfts- und
Transformationsprojekte.

- Verbesserung der Abschreibungsbedingungen fiir Investiti-
onen insbesondere in den Bereichen Digitalisierung, Dekar-
bonisierung, Energie und nachhaltige Infrastrukturen

- Fur Unternehmen im Verlustbereich sollte eine staatliche
Investitionszulage in Hohe von 20-50 % eingeflihrt werden,
die im Laufe von zehn Jahren wieder zurlickgezahlt werden
muss.

- Zeitlich befristete negative Einkommenssteuer fir kleine
und mittlere Unternehmen bis 250 Beschaftigte

- Ruckwirkende Senkung des Solidaritatszuschlages fiir 2020
zur Ankurbelung der Binnennachfrage.

- Anhebung der Leistungen der Grundsicherung insbeson-
dere fur Familien mit Kindern.

- Entblrokratisierungsprogramm fir Genehmigungs- und Zu-
lassungsverfahren als wesentliche Voraussetzung dafr, In-
vestitionen schneller an den Markt zu bringen.

- Um Arbeitslosigkeit abzubauen, Verfestigung zu vermeiden
und Neueinstellungen zu erméglichen, brauchen wir daher
gesonderte Instrumente. Ein Rettungsschirm flir Neuein-
stellungen ist notwendig. Dabei wiirden bei den neuen Jobs
zeitlich befristet die Sozialversicherungsbeitrage fir Arbeit-
geber und Arbeitnehmer ausgesetzt werden.

- Auch jetzt missen Weiterentwicklung und Qualifizierung
der Beschaftigten eine zentrale Rolle spielen. Qualifizierung
ist essenziell, daher sollte ein besonderer Bildungsbonus
eingefiihrt werden, der laufend an alle gezahlt wird, die in
der Arbeitslosigkeit eine geeignete langere Qualifizierung
absolvieren.

Die Kommunen stehen in der jetzigen Situation vor enormen Herausforde-
rungen, wahrend gleichzeitig ihre finanzielle Basis durch Abschmelzen der
Einnahmen und steigende Kosten fir MalRlnahmen gegen die Krise
schrumpft. Daher ist es erforderlich, einen Bund-Lander finanzierten kom-
munalen Rettungsschirm aufzubauen, der die Kommunen in die Lage ver-
setzt, iiberhaupt Haushalte aufstellen und ihre Aufgaben angemessen er-
fllen zu kénnen. Darliber muss sehr schnell Klarheit hergestellt werden,
Bund und Lander miissen dazu jetzt mit den kommunalen Spitzenverban-
den zu einer angemessenen Vereinbarung kommen, der auch eine Losung
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der schon lange bestehenden kommunalen Altschuldenproblematik um-
fasst.

Offentliche Investitionen sind in dieser Phase wichtiger denn je, sie sind
ein Treiber des wirtschaftlichen Fortschritts in Deutschland und Europa.
Investitionen in moderne Infrastruktur und Bildung kénnen die Vorausset-
zungen schaffen fiir eine produktive, nachhaltige und soziale Entwicklung
der deutschen Volkswirtschaft.

Schon vor der Krise haben zwei Drittel der deutschen Unternehmen in Um-
fragen angegeben, durch Mangel an der Infrastruktur in ihrer Geschaftsta-
tigkeit behindert zu werden. Der Zuwachs bei den Investitionen ist bei Wei-
tem nicht ausreichend, um den Ulber rund zwei Jahrzehnte aufgelaufenen
Investitionsstau absehbar zu beseitigen.

Das Institut fiir Makrockonomie und Konjunkturforschung hat gemeinsam
mit dem Institut der deutschen Wirtschaft die zusatzlichen Investitionsbe-
darfe fur die 6ffentliche Hand in Deutschland Uber die kommenden 10
Jahre auf 457 Mrd. € beziffert.

Um die Zukunftsfahigkeit der deutschen Wirtschaft zu sichern, brauchen
wir Vorrang fiir Investitionen. Wichtig dabei ist, dass es natlrlich nicht ein-
fach um das Ausgeben von Geldern geht, sondern um das zielgerichtete
Abarbeiten von konkreten Investitionsbedarfen.

Die Politik ist deshalb gefordert, die notwendigen Investitionsprioritdaten
zu definieren, Investitionsbedarfe klar zu benennen und einen klaren Stu-
fen- und Zeitplan flr deren Implementierung vorzulegen und die Verldss-
lichkeit der Finanzierung sicherzustellen.

Neben mehr Finanzmitteln fir Investitionen ist auch ein Kapazitatsaufbau
in den kommunalen Verwaltungen sowie bei der ausfiihrenden Bauindust-
rie notwendig. Nur, wenn die Perspektive dauerhaft héherer Investitionen
existiert, haben Kommunen einen ausreichenden Anreiz, Planungskapazi-
taten aufzubauen.

Die notwendigen zusatzlichen Investitionsvolumina sind realistisch aus
den laufenden 6ffentlichen Haushalten nicht zu finanzieren. In Zeiten sehr
niedriger und sogar negativer Realzinsen auf 6ffentliche Verschuldung ist
ein weitgehendes Verschuldungsverbot 6konomisch unsinnig. Dabei wird
auller Acht gelassen, dass der Grof3teil der oben angesprochenen Investi-
tionen sogar fiskalische Renditen oberhalb der Finanzierungskosten er-
moglicht. Dies bedeutet, dass lber die Nutzungsdauer der Investitionsgi-
ter zu erwarten ist, dass der Staat zusatzliche Steuereinnahmen durch die
positiven Wachstumseffekte erhilt.
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Da ein betrachtlicher Teil der Investitionen in Deutschland von den Kom-
munen umgesetzt wird, ist es zudem wichtig, den Stadten und Gemeinden
Spielrdume fir Investitionen zu schaffen. Zwar gibt es Kommunen mit aus-
reichender Finanzausstattung, allerdings ist eine Vielzahl von Gemeinden
immer noch so hoch verschuldet, dass sie weder das Planungspersonal fiir
notwendige Investitionen einstellen, noch die eigentlichen Investitionen
durchfihren kénnen. Schritte zur Unterstltzung und zur Entschuldung von
Kommunen missen auf der Tagesordnung bleiben.

Die Investitionstatigkeit der 6ffentlichen Hand in Deutschland wurde zu-
letzt allerdings nicht nur durch mangelnde Finanzmittel und unzu-
reichende Planungs- und Umsetzungskapazitdaten ausgebremst. Viel deu-
tet darauf hin, dass auch Planungsverfahren zu langwierig geworden sind.
Hier ist eine umfassende Uberpriifung der Planungsverfahren mit dem Ziel
einer deutlichen Beschleunigung notwendig. Erfahrungen aus Nachbarlan-
dern wie Osterreich oder den Niederlanden zeigen, dass schnellere Pla-
nungsverfahren auch bei Wahrung rechtsstaatlicher Prinzipien und ange-
messener Beteiligung von Blirgerinnen und Blirgern moglich sind.

Wichtig ist, dass das beschriebene Investitions- und Transformationspro-
gramm zigig angeschoben wird, damit es rechtzeitig konjunkturelle Wir-
kung entfalten kann. Bei Investitionen kommt es oft zu zeitlichen Verzoge-
rungen. Deshalb muss schon jetzt mit den entsprechenden Planungen und
Genehmigungsverfahren begonnen werden. So kdnnen die Programme
zligig umgesetzt werden, sobald die Volkswirtschaft insgesamt allmahlich
wieder in Gang kommt. Der bislang sehr gut ausgelastete Bausektor dirfte
bis dahin wieder Uber freie Kapazitaten verfligen, was eine erhebliche Er-
leichterung bei der Umsetzung darstellen wird.

Den Innovationsstandort stidrken

Eine europdische Strategie muss sich auf den verstarkten Technologie-
wettbewerb in der Triade — USA, China, Europa — konzentrieren. Europa
darf technologisch nicht abhangig werden. 5G ist ein wichtiges Beispiel.
Notwendig ist eine Wirtschafts-, Innovations- und Investitionspolitik, die
sich auf Markte der Zukunft konzentriert, um die Wettbewerbsfahigkeit
Europas zu starken.

Die Digitalisierung ist fiir die europdische Wirtschaft die gréSte Herausfor-
derung. Klassische Kompetenzen der europdischen und deutschen Wirt-
schaft stehen vor disruptiven Herausforderungen. Ohne eine umfassende
digitale Investitions-, Innovations- und gesamteuropdische Regulierungs-
politik wird Europa und Deutschland im wirtschaftlichen Wettbewerb der
Regionen nur schwer bestehen kdnnen.
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Es geht um eine digitale Transformation, fiir die das deutsche Produktions-
modell mit seiner Ausrichtung auf diversifizierte Qualitatsproduktion
durchaus gute Chancen hat. Fir die Digitalisierung der Industrie ist eine
intelligente Kombination von digitaler Technologie und das tiefe Erfah-
rungswissen einer qualifizierten Facharbeiterschaft erforderlich.

Die Digitalisierung wird zu massiven Strukturveranderungen fiihren, in und
zwischen Unternehmen, bei Geschaftsmodellen, Produkten und Wettbe-
werbsbedingungen, fiir Beschaftigung und Qualifikation:

e die horizontalen und vertikalen Kooperationen werden sich deutlich
ausweiten und damit neuartige Netzwerkstrukturen hervorbringen
(Netzwerkokonomie),

e die Ubergidnge zwischen Produktion und Dienstleistungen werden sich
weiter verflissigen,

e dieInteraktion zwischen intelligenten Produkten, Maschinen, Betriebs-
mitteln und Lagersystemen wird Produktions- und Logistikketten mas-
siv verandern,

e die Verknlpfung von Produktions- und Konsumdaten auf der Basis des
Internets der Dinge wird Produkte und Vertriebskanale neu ausrichten,

e die zunehmende Entgrenzung der Unternehmung kann zu einer syste-
mischen Rationalisierung entlang der Wertschdpfungskette fiihren.

Ohne digitale Souveranitat Europas, das heilt ohne eigenstandige Fahig-
keiten und Kompetenzen bei digitalen Schllsseltechnologien, wird Europa
keine wettbewerbsfahige Volkswirtschaft sein kdnnen. Ein wichtiger
Schritt ist die Finalisierung eines digitalen europaischen Binnenmarktes als
Voraussetzung dafiir, mehr Skalierbarkeit eigener Geschaftsmodelle zu er-
moglichen und die Attraktivitat fir Ansiedlungen und Investitionen zu er-
hohen.

Eine europadische Innovationspolitik muss sich daher auf die Herausforde-
rungen der Transformation, die Verdanderung von Geschaftsmodellen,
Wertschopfungsketten, Produkten, Vertriebskandlen und die damit neu
entstehenden Leittechnologien und Leitméarkte konzentrieren. Die wirt-
schafts-, investitions-, innovations- und fiskalpolitischen Instrumente ms-
sen dem Rechnung tragen und geeignete finanzielle Schwerpunkte, neue
Cluster und Kooperationen auf den Weg bringen.

Europa und Deutschland mussen sich auf den Leitméarkten des 21. Jahrhun-
derts behaupten. Die Fahigkeit, auf diesen Leitmarkten mit innovativer
Technologie prasent zu sein, entscheidet mafgeblich liber die internatio-
nale Wettbewerbsfahigkeit eines Landes. Dazu bedarf es mehr als nur For-
schung. Dazu bedarf es eines modernen Innovationssystems, des Zusam-
menspiels all jener Institutionen, die Wissen produzieren, Wissen akkumu-
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lieren und vermitteln, die Arbeitskrafte ausbilden, die Technologien entwi-
ckeln, die innovative Produkte und Verfahren hervorbringen und verbrei-
ten, einschlieBlich der einschlagigen regulativen Regimes und der staatli-
chen Investitionen in entsprechende Infrastrukturen.

Grundlagenforschung bleibt zentral zur Entwicklung des technologischen
Potentials zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit. Notwendig ist daher,
den Anteil fir Forschung und Entwicklung im Bundeshaushalt auf 3,5% an-
zuheben und zu verstetigen. Gleichzeitig muss die Vernetzung der univer-
sitaren und aulleruniversitdaren Forschungsinstitute im Bereich der Schlis-
seltechnologien verbessert und der Anteil industrienaher Forschung er-
hoht werden. Auf europdischer Ebene muss es im Mittelfristigen Finanz-
rahmen zu einer deutlichen Starkung der F&E-Aufwendungen kommen,
zum Beispiel durch Umschichtungen aus dem Agrarsektor.

Eine erfolgreiche Griinderszene einer Volkswirtschaft starkt also maligeb-
lich ihre Innovationskraft. Die Anzahl der Griindungen in den letzten Jah-
ren war stark riickldufig. Da Griindungsforderpolitik immer auch Innovati-
onspolitik ist, sollten die hemmenden Barrieren zur Innovationsférderung
in den Férderprogrammen deutlich reduziert werden.

Vor allem fehlt eine konsistente Politik zur Starkung von Venture Capital
als Instrument fir die Férderung von Unternehmensgrindungen und de-
ren Wachstumschancen. Zwar sind die Instrumente im Bereich Seed und
Pre-Seed im Unternehmensgriindungsbereich durchaus vorhanden, es
fehlen jedoch Instrumente fiir eine gezielte Wachstumsférderung von in-
novativen, jungen, technologieorientierten Unternehmungen, mit der
Konsequenz, dass erfolgversprechende Unternehmen und Innovationen
den Markt nicht erreichen oder aber friihzeitig von nicht-europaischen In-
vestoren ibernommen werden.

Erforderlich ist daher ein Start-Up-Wachstumsfonds, der Wachstumsinves-
titionen zwischen 10 und 50 Millionen Euro gezielt unterstitzt. Hier exis-
tiert eine erhebliche Finanzierungslicke. Dieser Start-Up-Wachstumsfonds
mit einem Startvolumen von drei Milliarden Euro sollte als blended invest-
ment aus 6ffentlichen und privaten Mitteln aufgesetzt werden.

Eine moderne Wirtschaft und Gesellschaft brauchen eine moderne Ver-
waltung. Wo Antragstellung kompliziert und langwierig ist und Planungs-
und Genehmigungsverfahren schwerfillig sind, kbnnen auch keine unter-
nehmerischen Tatigkeiten in der Geschwindigkeit durchgefihrt werden,
die noétig ist. Deutschland hinkt beim E-Government international hinter-
her, zusatzlich drohen durch Kompetenzwirrwarr zwischen Bund, Landern
und Kommunen Inselldsungen zu entstehen. Deutschland muss bei der
0ZG-Umsetzung das Tempo deutlich erhdhen, der geplante Portalverbund
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mit einheitlichen Birger- und Unternehmenskonten Wirklichkeit werden.
Notfalls muss der Bund mit L6sungen vorangehen.

Eine zukunftsorientierte und 6kologische Industriepolitik

Der stattfindende Strukturwandel unserer Volkswirtschaft macht eine
neue Industriepolitik notwendig und unverzichtbar. Die Zeit ordnungspoli-
tischer Grundsatzdebatten muss ein Ende haben. Sie haben ohnehin nie
der 6konomischen Realitat entsprochen. Industriepolitik ist keine Frage
des ,0b“, sondern des ,wie”. Die Frage heute lautet: Ist diese heute noch
angemessen zukunftsfahig und ist sie in der Lage, die notwendigen Trans-
formationen und Innovationen zu unterstitzen?

Dabei geht es um ein intelligentes Zusammenspiel von staatlichen Instru-
menten, privatwirtschaftlichen Initiativen und eine KonzentratiOn auf Leit-
markte und Schliisseltechnologien fiir die Wettbewerbsfahigkeit des Wirt-
schaftsstandortes.

Europa und Deutschland sind heute herausgefordert. Das amerikanische
Innovationsmodell basiert ganz wesentlich auf einem gigantischen Markt
an Venture Capital - also Risikokapital fir Zukunftsinvestitionen - als we-
sentlicher Motor der Innovationskraft und der Technologieentwicklung.
China betreibt eine staatlich gelenkte, langfristig angelegte Industriepoli-
tik, die das Land in Schlisselbereichen in eine internationale Spitzenposi-
tion bringen will. Diese chinesische Industriepolitik hat bereits heute dazu
geflihrt, dass chinesische Unternehmen z.B. bei Solarzellen, Batteriezellen,
Kommunikationstechnologien (5G) und digitalen Plattformen eine fih-
rende Rolle einnehmen.

Beides kann und wird nicht der europdische Weg sein. Wir brauchen einen
dritten Weg, eine koordinierte, kooperative Industriepolitik mit staatlichen
Impulsen, intelligenten Rahmenbedingungen, 6ffentlichen Investitionen
und europdischen Plattformen fir die vorwettbewerbliche Zusammenar-
beit von Unternehmen in Schliisselbranchen. Eine solche integrale Indust-
riepolitik muss endlich in Europa auf den Weg gebracht werden, sonst wird
Europa den Standortwettbewerb im nachsten Jahrzehnt nicht bestehen.

Zunachst muss es in Europa darum gehen, gemeinsam die fir die Transfor-
mations- und Wettbewerbsfahigkeit zentralen Schllsseltechnologien zu
identifizieren und durch koordinierte europdische und nationale Initiativen
zu koordinieren und zu finanzieren. Dazu miissen auch entsprechende Um-
schichtungen in der mittelfristigen européischen Finanzplanung mit Blick
auf Zukunftsfelder und Innovationsschwerpunkte vorgenommen werden.
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Damit dies méglich wird sollte ein Rat fiir Industriepolitik in Europa einge-
setzt werden, der Projekte identifiziert, deren Finanzierung unterstitzt, in-
dustrielle Plattformen als Forum fiir die Zusammenarbeit von privaten Un-
ternehmen in Schlisselbereichen unterstiitzt und die Umsetzung einer eu-
ropdischen Gesamtstrategie anregt, begleitet und lberprift. Dazu gehort
auch, einen der Vizeprasidenten der EU-Kommission, wie beim Thema Kli-
maschutz, verantwortlich zu machen und die Aktivitdten im Rahmen der
gesamten Kommission zu blindeln und zu koordinieren.

Ein besonderer Schwerpunkt muss dabei das Thema Digitalisierung in sei-
ner gesamten Bandbreite vom Infrastrukturausbau, der beschleunigten
Realisierung eines digitalen europdischen Binnenmarktes, des Aufbaus ei-
ner europdischen Cloud, der massiven Unterstiitzung von Entwicklungen
im Bereich der Kiinstlichen Intelligenz, massiver Anstrengungen im Bereich
der nachsten Generation von GroRrechnern sein.

Eine solche industriepolitische Strategie ist auch deswegen notwendig, um
die Ziele des Green Deal erreichen zu kénnen. Klimapolitische Ziele sind
dann nichts wert, wenn die dazu notwendigen investiven technologischen
und industriepolitischen Instrumente nicht umgesetzt werden.

Der von der Kommission vorgeschlagene Green Deal muss einen Beitrag
dazu leisten, dass sowohl die Klimaschutzziele in Europa erreicht werden
als auch die 6konomische und technologische Wettbewerbsfahigkeit ge-
starkt und Beschaftigung und Qualifizierung in Europa gestarkt wird. Eu-
ropa kann seine erklarte klimapolitische Fiihrungsrolle nur dann glaubhaft
und akzeptanzsichernd starken, wenn klimapolitische MalRnahmen und
Wettbewerbsfahigkeit und Beschaftigungssicherung Hand in Hand gehen.

Dabei wird es Zielkonflikte geben. Diese missen offen benannt werden
und auch Politiken entwickelt werden, wie diese Zielkonflikte minimiert
werden kénnen. Eine gerechte Transformation muss gewahrleistet sein,
der Just Transition Fonds ist dazu ein wichtiger Beitrag und muss konse-
guent weiterentwickelt werden. Ein Erhéhen der CO2-Ziele setzt zwingend
eine klare, nachvollziehbare innovations-, industrie- und investitionspoliti-
sche Strategie voraus. Nur so kann es gelingen, den notwendigen Umbau
erfolgreich zu realisieren.

Ein nachhaltiger Umbau der Industriegesellschaft bedarf einer umfassen-
den Elektrifizierungsstrategie. Strom aus erneuerbaren Energiequellen
muss zunehmend fossile Energietrager ersetzen. Das gilt fir den Mobili-
tatssektor genauso wie fiir industrielle Prozesse. Um diese Entwicklung zu
unterstitzen, ist eine umfassende CO2-Bepreisung als Anreiz fiir den ener-
getischen Umbau notwendig. Die Energiesteuer sollte auf eine CO2-Basis
umgestellt werden. Strompreise sind gleichzeitig auch relevant fir die
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Wettbewerbsfahigkeit unserer Industrie. Daher sollte die Stromsteuer auf
das erforderliche EU-Minimum abgesenkt werden.

Wer im Jahre 2050 klimaneutral sein will, kann dies nur erreichen, wenn
Wasserstoff, insbesondere bei industriellen Anwendungen, zu einem zent-
ralen Energietrager wird. Dazu sind massive Investitionen in erneuerbare
Energien in Europa notwendig, der Aufbau eines europdischen Wasser-
stoff-Clusters von Unternehmen und Wissenschaft und Programme zur
Forschungsforderung und zur Markteinfliihrung. Gleichzeitig bedarf es
dazu einer neuen europdischen Energie-AulRenpolitik. Denn der Bedarf an
grinem Wasserstoff wird sich allein in Europa nicht befriedigen lassen. Es
miissen Regionen und Staaten identifiziert werden, in denen geniigend er-
neuerbare Energien implementiert werden kénnen, um den Bedarf an
Wasserstoff in den nachsten Jahrzehnten zu befriedigen.

Deutschland und Europa missen endlich Leitmarkt und Leitanbieter fir
Elektromobilitat werden. Jetzt muss es darum gehen, die Zahl der Elektro-
fahrzeuge bei den Neufahrzeugen deutlich zu erhéhen. Das kann ein Bei-
trag zu mehr Nachhaltigkeit im Verkehrssektor sein. Notwendig sind aber
auch MaBnahmen, um bei der Bestandsflotte, allein 47 Millionen PKWs in
Deutschland, zu deutlichen CO2-Minderungen zu kommen. Synthetische
Kraftstoffe kbnnen dazu einen wichtigen Beitrag leisten. Um die Hersteller
von synthetischen Kraftstoffen zu unterstiitzen und den Marktzugang zu
verbessern, ist es sinnvoll, synthetische Kraftstoffe auf die europaischen
Flottengrenzwerte anzurechnen. Dies wiirde auch weitere Investitionen in
die Wasserstofftechnologie unterstitzen.

Um die Energiewende erfolgreich zu machen, sind neben dem Ausbau der
Leitungsinfrastruktur auch Speicherkapazitdten unverzichtbar. Speicher
sind ein missing-link der Energiewende. Dazu ist zunachst einmal erforder-
lich, eine klare, rechtlich verbindliche Definition von Energiespeichern vor-
zunehmen, um somit mogliche Doppelbelastungen von Speichern zu ver-
hindern. Gleichzeitig sind Forderprogramme fiir den Aufbau von Power-to-
X-Anlagen zur Verfligung zu stellen.

Industriepolitische Instrumente missen auch einen Beitrag dazu leisten,
dass neue europiische Okosysteme, das heiRt das vorwettbewerbliche Zu-
sammenspiel von Unternehmen in Bereichen der Schlisseltechnologien,
zu ermoglichen und entsprechende Aktivitaten dieser Unternehmen finan-
ziell gezielt zu unterstitzen. Ein solches Instrument ist das Programm Im-
portant Project of Common European Interests (IPCEl). Ein solcher Ansatz
muss flir unterschiedliche Bereiche von Schllsseltechnologien verstarkt
und systematisiert werden. Uber ein solches IPCEI kann in Schliisselberei-
chen eine beihilfefreie finanzielle Unterstitzung von Unternehmen erfol-
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gen und dariiber neue Kooperationen und Okosysteme fiir den Aufbau eu-
ropaischer Cluster und Technologiekooperationen gefordert werden. Die
Europaische Batterieallianz (EBA) ist dafiir ein gutes Beispiel und sollte auf
andere Bereiche ausgedehnt werden.

Europa will Vorreiter beim Klimaschutz und der nachhaltigen Transforma-
tion unserer Wirtschaft sein. Dieses Ziel ist und bleibt richtig. Dabei muss
bericksichtigt werden, dass die auf den Weg gebrachten Malinahmen
nicht zu einem Carbon Leakage also ein Abwandern industrieller Wert-
schopfung aus Europa in Regionen mit niedrigeren CO2 Zielen fiihren und
dass bei Importen auch der CO2-Footprint angemessen beriicksichtigt
wird. Daher ist es notwendig, wie von der EU-Kommission angekiindigt, die
Einflihrung eines CO2-Grenzsteuerausgleichs an den Aullengrenzen der EU
zu prifen. Die Wettbewerbsfahigkeit der energieintensiven Unternehmen
muss auch in Zukunft sichergestellt bleiben.

Zusammenfassung - Weichen fiir die Zukunft stellen

Die vorliegende Stellungnahme versteht sich als Beitrag einer notwendi-
gen wirtschafts- und industriepolitischen Diskussion zum Neustart der
Wirtschaft nach der Coronakrise.

Um dieses Ziel zu erreichen, missen offentliche und private Investitionen
gestarkt, die Innovationsfihigkeit des Standortes und der Unternehmen
verbessert, moderne Infrastrukturen geférdert und implementiert wer-
den, eine begleitende Industriepolitik und regionale Strukturpolitik zur
Unterstltzung des Transformationsprozesses etabliert und eine Integra-
tion aller Qualifikationspotentiale und -reserven fiir den Arbeitsmarkt er-
folgen. Diese funf , Is“ milssen ein zentrales Element des zusatzlichen not-
wendigen abgestimmten Programms sein und im Zentrum einer zukunfts-
orientierten Wirtschafts- und Transformationspolitik stehen.

Eine solche Investitions- und Transformationsagenda verspricht eine dop-
pelte Dividende. Sie setzt konjunkturpolitische Impulse und st6lt zudem
dringend erforderliche strukturelle Weichenstellungen fir die deutsche
und die europadische Volkswirtschaft an.

Dies ist einem kurzfristig ausgestalteten Konjunkturpaket, das lediglich
eine Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage zum Ziel hat, deut-
lich vorzuziehen. Von sektorspezifischen MaBRnahmen und Subventionen
sollte weitestgehend Abstand genommen werden. Das Paket sollte auch
keinen alleinigen Schwerpunkt auf der Stiutzung der Massenkaufkraft ha-
ben. Konjunkturelle Impulse sind flir den Neustart der Wirtschaft natirlich
unerldsslich. Aber sie sollten verbunden und eingebettet werden in eine
langfristig orientierte Wachstums- und Industriestrategie.
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Hierfir ist ein gewisser Planungsvorlauf und birokratischer Aufwand zur
Abarbeitung samtlicher Genehmigungsverfahren unerldsslich. Damit das
Gesamtpaket moglichst zeitnah Wirkungen erzielen kann, ist es daher drin-
gend erforderlich, sofort mit den politischen Entscheidungs- und Planungs-
prozessen zu beginnen. So besteht eine Chance, das konjunkturell wirk-
same Investitions- und Transformationsprogramm unverziglich in Gang zu
setzen, wenn es die Pandemielage erlaubt und sich allmahlich eine Riick-
kehr zur Normalitat im Wirtschafts- und Geschiftsleben abzeichnet.?

' Die vorliegende Stellungnahme ist eine modifizierte und gekiirzte Fassung des Positionspapiers
+Wege in den Neustart — Weichen fiir die Zukunft stellen* des Wirtschaftsforums der SPD e.V., an
dessen Entwicklung ich mitgewirkt habe. Siehe: https://www.spd-wirtschaftsforum.de/wp-content/up-
loads/2020/04/PositionspapierFinal.pdf
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Grundsdtzliche schriftliche Stellungnahme von Dr. Andrd Gdrber, Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) im Rahmen der 6ffentlichen Anhérung
,Neustart fiir die Wirtschaft in Deutschland und Europa® am 27. Mai 2020, 11.00 bis 13.00 Uhr im Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie des

Deutscher Bundestag
19. Wahlperiode

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschussdrucksache 19(9)629

25. Mai 2020

Deutschen Bundestages

Neustart fiir die Wirtschaft in Deutschland und Europa

Lehren aus der globalen Finanzkrise 2008ff und der Corona-Pandemie seit Ende 2019f

Die globale Finanzkrise 2008ff hat schmerzhaft gezeigt, dass zu wenig regulierte Banken und
zu weitgehend liberalisierte Finanzmarkte zu schweren wirtschaftlichen und sozialen
Zerwirfnissen fiihren kdnnen. Um den totalen Zusammenbruch der Finanzmarkte und damit
auch des Wirtschaftssystems zu verhindern, mussten viele Finanzinstitute mit 6ffentlichen
Geldern gerettet werden. Das hat das Haftungsprinzip — ein zentraler Grundpfeiler der
Marktwirtschaft — auller Kraft gesetzt. Selten wurden die Privatisierung der Gewinne und die
Sozialisierung der Verluste so augenfallig wie in der Finanzkrise.

Das seit Ende der 70er Jahre weltweit dominierende Credo der Liberalisierung,
Deregulierung und Privatisierung, das u.a. auf den Annahmen der Markteffizienzhypothese
und der Theorie der rationalen Erwartungen basiert, hat sich offensichtlich als sehr gefahrlich
fir die Volkswirtschaften dieser Welt erwiesen. Dieses Credo war dariber hinaus
verbunden mit einem allgemeinen Wachstums- und Wohlstandsversprechen, demzufolge
wie von Gottes Hand Wohistand fiir Alle durch den ,Trickle down Effekt” (Automatisches
Durchsickern der Einkommenszuwachse von oben nach unten) bringen wiirde. MaRnahmen
zur Verringerung der Ungleichheit waren damit nicht nur unnétig, sondern wurden auch als
schadlich bezeichnet.

Ungleichheit wurde als Voraussetzung fir erfolgreichen Wettbewerb, Innovationen und
mehr Wohlstand fiir Alle betrachtet. Umverteilende Eingriffe in das Marktgeschehen wiirden
hingegen  nur zu einer Verzerrung der Leistungsanreize fihren, zwangslaufig die
Arbeitsproduktivitat senken und damit auch  Investitionen reduzieren. Auch dieses
Glaubensbekenntnis hat sich als falsch erwiesen. Das Wachstum in Deutschland und Europa
war unterdurchschnittlich und die Ungleichheit in Deutschland und Europa hat
zugenommen: Allein in  Deutschland hat die Ungleichheit der verflgbaren
Haushaltseinkommen seit Mitte der 90er Jahre bis zum Jahr 2015 deutlich zugenommen
(Anstieg des 90:10-Perzentilverhaltnisses um fast 30%) und die Niedrigeinkommensquote hat
sich bis zum Jahr 2017 sogar von 10% auf iiber 15% erhoht®. Der langfristige Trend der
Spreizung der Markteinkommen konnte durch Steuern und Transfers zwar abgemildert, aber
nicht umgekehrt werden. Die Vermoégenskonzentration gehért zu den hochsten in Europa.
Die regionalen Disparitdten in Deutschland zwischen dynamischen Grol3- und Mittelstddten
mit Exklusionsgefahr, dem starken Umland, Deutschlands solider Mitte sowie den landlich
gepragten Raumen in der dauerhaften Strukturkrise und den stadtisch gepragten Regionen
im andauernden Strukturwandel nehmen ebenfalls zu”. Diese zunehmende Ungleichheit wird
mittlerweile — auch vom IMF, der OECD oder dem WEF — als Gefahr fur die wirtschaftliche
Entwicklung gesehen®. Eine zunehmende Ungleichheit wirkt sich demnach deutlich negativ

! DIW Wochenbericht, 19/2019, 5.350

®FES Disparitatenbericht — Ungleiches Deutschland, Fiir ein besseres Morgen, Bonn, 2019

? Steffen Mau, Jan-Ocko Heuer, Wachsende Ungleichheit als Gefahr fiir nachhaltiges Wachstum — Wie die
Bevolkerung liber soziale Unterschiede denkt, gute gesellschaft — soziale demokratie #2017 plus, FES, Bonn,
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auf die Gesundheitsversorgung und die Bildungschancen der drmeren Menschen aus. In
einer globalen, arbeitsteiligen Wissens6konomie wird der Talentepool Deutschlands —
insbesondere in Zeiten des demografischen Wandels — dadurch fahrlassig verkleinert. Die
hohere Ersparnisbildung der reicheren Haushalte fihrt — riickblickend — auch nicht zu mehr
Investitionen in die Realwirtschaft, sondern versandet eher in den renditetrachtigeren
internationalen Finanzmarkten. Dieser Trend schwacht gleichzeitig die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage und bremst das Wachstum. Wachsende Ungleichheit ist auch politisch gefahrlich,
denn viele wenden sich frustriert ab oder suchen nach vermeintlich einfachen, letztlich
radikalen politischen Alternativen. Aber nicht nur von unten wird die politische Stabilitat und
der gesellschaftliche Zusammenhalt gefdahrdet, sondern auch von oben: mit einer
zunehmenden Einkommensungleichheit und Vermdgenskonzentration verschéarft sich die
Gefahr der Herrschaft des Geldes. Die soziale Herkunft bestimmt zunehmend die Teilhabe-
und Aufstiegschancen der Menschen. Das ist sozial ungerecht.

Auch in Krisenzeiten verschlechtert dieses Credo eher die 6konomische und soziale Situation.
Entwicklungs- und Schwellenldnder haben diese Erfahrung zur Genilige mit den
Strukturanpassungsprogrammen des IMF in der Vergangenheit gemacht: Kredite gab es nur,
wenn die Lander ein Sparprogramm auflegten, das am Anfang drastische staatliche
Ausgabenkiirzungen: vor allem bei Gesundheit, Bildung und sonstigen Sozialausgaben und
Steuererhéhungen (front loading) vorsah, gefolgt von Liberalisierungs-, Deregulierungs- und
PrivatisierungsmaRRnahmen. Auch Griechenland musste im Rahmen des von der Troika (IMF,
EZB und Europdische Kommission) gesteuerten Griechenland-Rettungspaktes seit Mai 2010
ahnliche Erfahrungen machen. In der aktuellen Krise sollten diese Fehler nicht wiederholt
werden: Es ist offensichtlich nicht moglich, sich aus der Krise zu sparen. Es kann nur darum
gehen, aus der Krise herauszuwachsen. Denn bereits jetzt ist schon in der aktuellen Krise
klar, welche unverzichtbare, systemrelevante Bedeutung die 6ffentliche Daseinsvorsorge und
funktionierende sozialstaatliche Strukturen — als kollektiver Rettungsschirm — zum Schutz
gegen die groRen Lebensrisiken Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter haben. Die Lédnder, die
auch ihren Gesundheits- und Pflegesektor in der Vergangenheit diesem Credo unterworfen
haben, leiden jetzt besonders stark unter dieser Krise (z.B. USA). Die Lander in Europa, die
als Folge der globalen Finanzkrise harte Austeritdtspolitiken (Sparpolitiken) umsetzen
mussten, haben vor allem im Gesundheits- und Pflegesektor Kiirzungen vorgenommen, die
sich jetzt rachen (z.B. Italien, UK)*.

Erste Schlussfolgerungen fiir den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa

Um den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa erfolgreich zu gestalten, ist es
erforderlich, eine neue Balance zwischen den Markten und dem Staat zu finden, die oftmals
blinde Marktglaubigkeit kritisch zu hinterfragen und die wichtige Rolle des Staates in der
Wirtschaft anzuerkennen. Effiziente und regulierte Méarkte und ein aktiver, handlungsfahiger
Staat sind namlich zwei Seiten einer Medaille. Sie stehen — im Zusammenspiel mit einer
teilhabenden Zivilgesellschaft - flir Wohlstand und Innovation fir die Vielen und nicht die
Wenigen.

* Transnational Institute (TNI), The Future is Public: Towards Democratic Ownership of Public Services,
Amsterdam, Paris, 2020. Seit dem Jahr 2000 gab es bereits insgesamt 1408 Rekommunalisierungen 6ffentlicher
Dienstleistungen weltweit mit dem Ziel, den jahrzehntelangen Trend der Okonomisierung (auf der Basis
reiner Profitmaximierung) der 6ffentlichen Daseinsvorsorge zu brechen..
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Innovationen sind eine zentrale Triebfeder fiir wirtschaftliches Wachstum, Wohlstand,
Produktivitat und Lebensqualitdt. Neue oder verbesserte Produkte und Dienstleistungen
kénnen wirtschaftliche oder gesellschaftliche Bedarfe oft besser befriedigen und steigern
daher die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. Die Produktion wird immer kapital- und
technologieintensiver, auch auf Kosten der Arbeit. Das allgemein steigende
Wohlstandsniveau brachte deshalb auch neue soziale Konflikte mit sich. Technische
Neuerungen sind zwar eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung fir sozialen
Fortschritt. Erst durch soziale Innovationen® wie den Aufbau von Gewerkschaften, der
Einfihrung sozialer Sicherungssysteme sowie betrieblicher und gesellschaftlicher
Vereinbarungen zur Humanisierung und Demokratisierung der Arbeitswelt, werden die
Vielen auch an den Produktivitdts- und Wohlstandsgewinnen beteiligt.

Ca. zwei Drittel aller Forschungsausgaben werden in Deutschland von privaten Unternehmen
getatigt, ca. ein Drittel vom Staat. Das staatliche Fordersystem ist sehr ausdifferenziert und
reicht von den thematischen Forderfeldern der Hightech-Strategie (missionsgetrieben) Uber
zahlreiche themenoffene Programme bis hin zu MalRnahmen zur Vernetzung und zum
Technologietransfer sowie der steuerlichen Férderung von FuE-Personalkosten. Generell gilt,
dass themenoffene und missionsgetriebene Innovationspolitik keine sich ausschlieBende
Alternativen, sondern ergianzende Ansatze sind. Eine strategische Innovationsférderung
nach dem Vorbild der amerikanischen Defense Advanced Research Projects Agency (DARPA),
die Technologien wie GPS, Touchscreens usw. hervorbrachte und von Google, Apple,
Facebook, Amazon (GAFA) verwertet und weiterentwickelt wurden®, ist bei der deutschen
und europdischen Innovationspolitik bislang nur in Ansatzen zu erkennen (u.a. , Horizon 2020
Programm). Auch im Vergleich zu den ambitionierten Zielvorgaben und der selektiven
Technologieférderung der chinesischen Innovationspolitik (z.B. Made in China 2025)
erscheint die deutsche und europdische Innovationsférderung als sehr themenoffen und zu
wenig strategisch.

Ziele fiir den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa

Eine nachhaltige Wirtschaftspolitik’ hilt vier unterschiedliche Ziele im Blick:

1.

Okologische Nachhaltigkeit (Indikatoren: Treibhausgasemissionen, Primarenergieverbrauch,
Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch, Vogelindex): der CO2-neutrale
und ressourcenschonende Umbau unserer Wirtschaft, z.B. durch eine gesteigerte Energie-
und Rohstoffeffizienz, durch den Ausbau erneuerbarer Energien und klimavertraglicher
Antriebssysteme, durch Kreislaufwirtschaft und den Riickbau klimaschadlicher Produkte und
Subventionen;

Materieller Wohlstand und 6konomische Nachhaltigkeit (Indikatoren: Wachstum BIP pro
Kopf, Wachstum privater und o&ffentlicher Konsum, Erwerbstatigenquote der 20- bis 64-
Jahrigen, Leistungsbilanzsaldo, Innovations- und Wettbewerbsindex): eine innovative und
stabile Entwicklung der Wirtschaft, die sich durch ein modernes Wettbewerbs- und

> Daniel Buhr, Soziale Innovationspolitik fiir sozialen Fortschritt, FES, Bonn, April 2014

® Mariana Mazzucato, Das Kapital des Staates: Eine andere Geschichte von Innovation und Wachstum,
Miinchen 2014. Die Autorin beschreibt umfassend den langen Atem und die Risikobereitschaft der staatlichen
strategischen Innovationsforderung in den USA..

”IMK Report 153, Dezember 2019
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Beihilferecht, einer 6kologischen Industriepolitik und strategische, langfristige Investitionen
in Dienste eines sozial-6kologischen Wandels auszeichnet.

Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit und Staatsfinanzen (Indikatoren: struktureller Saldo des
potenziellen BIP, Schuldenstandsquote, Nettoinvestitionen in % des BIP): der Staat darf bei
der Erreichung der anderen drei Ziele weder seine langfristige Zahlungsfahigkeit noch die
offentlichen Investitionen oder den offentlichen Kapitalstock auf Kosten kiinftiger
Generationen gefdahrden.

Soziale Nachhaltigkeit (Indikatoren: Armutsrisikoquote in % der Bevélkerung, Verhaltnis der
Einkommen der reichsten 20% zu den darmsten 20%, Schulabgdnger ohne Sek-1l-Abschluss
oder weitere Ausbildung in %): die Starkung des sozialen Zusammenhalts und der Abbau der
Ungleichheit durch die Schaffung von guter Arbeit, mehr demokratischen
Beteiligungsformen, starken und zuganglichen 6ffentlichen Diensten und Infrastrukturen;

Die Ziele in diesem neuen ,, magischen Viereck” sind gleichberechtigt. Sie fassen Wohlstand deutlich
breiter als bisher und werden so zur Richtschnur fiir eine nachhaltige Wirtschaftspolitik. Alle
MaBnahmen, die jetzt fir den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa ergriffen werden,
missen sich an diesen Zielen messen lassen.

Iv.

1.

Erste Empfehlungen fiir den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa

Das kurzfristige Stabilisierungs- und Rettungsprogramm in Deutschland als Reaktion auf die
Pandemie hat der Erhaltung der 6konomischen Substanz und der individuellen Kaufkraft
sowie der Funktionsfahigkeit der medizinischen Versorgung zu Recht oberste Prioritdt
verliehen. Das 540 Milliarden Euro schwere kurzfristige europdische Hilfspaket zur
Absicherung gegen Arbeitslosigkeit (SURE), fiir einen Garantiefonds bei der Europdischen
Investitionsbank  (EIB) und erweiterte  Kreditlinien fir den  Européischen
Stabilitatsmechanismus (ESM) ist ein wichtiger Schritt auf europdischer Ebene zur
Stabilisierung der Wirtschaft in Europa. Die ergriffenen kurzfristigen RettungsmaRnahmen in
Deutschland und Europa sind grundsatzlich richtig und zielfihrend gewesen, da sie
gleichzeitig und schnell auf den durch die Pandemie ausgeldsten, simultanen Angebots- und
Nachfrageschock reagiert haben®.

Nun geht es darum, moglichst schnell ein Konjunktur-, Investitions- und
Transformationsprogramm zu entwickeln, das im Rahmen der Agenda 2030 fiir nachhaltige
Entwicklung und des Pariser Klimavertrages positive mittel- und langfristige Impulse fiir alle
oben dargestellten Nachhaltigkeitsziele gibt. Den Megatrends Digitalisierung,
Dekarbonisierung, Globalisierung, Migration, dem demografischen Wandel und verdnderten
Lebensentwiirfen wohnt jedem fiir sich genommen ein groRes Verdanderungspotenzial fir
die Umwelt, Wirtschaft, Arbeit und Beschéaftigung inne. Die durch die Coronavirus-

8 Bofinger et. al, Wirtschaftliche Implikationen der Corona-Krise und wirtschaftspolitische MaBnahmen,
10.03.2020: Der Angebotsschock filihrte zur Stérung der globalen Wertschopfungs- und Lieferketten, Stérung
der just-in-time-Produktion mit extrem niedrigen Lagerbestdanden, der Nachfrageschock zur Stérung der
globalen Nachfrage nach deutschen Glitern, Storung des inlandischen sozialen Konsums (Restaurantbesuche,
Kultur usw.) und des inlandischen Tourismus sowie zur Verunsicherung und Vorratssparen.
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Pandemie ausgelOste weltweite Krise ist auch eine Chance, diese Megatrends fiir eine neue
nachhaltige Wirtschaftspolitik zu nutzen.

Es liegt bereits eine Vielzahl von konkreten MaRnahmenvorschldagen vor, um das Konjunktur-
, Investitions- und Transformationsprogramm rechtzeitig, befristet und zielorientiert
anzustoBen. Sie reichen von Liquiditatshilfen (u.a. Abschreibungserleichterungen,
Gewadhrung von Investitionsabzugsbetragen, Stundung falliger Steuerzahlungen, Verlustvor-
und -ricktrdge) und Solvenzhilfen (u.a. Kosten der Sozialversicherungsbeitrdge bei
Kurzarbeitergeld (teilweise) zu erlassen, Kurzarbeitergeld fiir Auszubildende, Teilabschaffung
des Solidaritatszuschlags, Senkung der Mehrwertsteuersitze) fiir Unternehmen im
allgemeinen Gber spezifische Hilfen fiir Branchen (u.a. Kaufpramien in der
Automobilindustrie, Beteiligung an strategischen Unternehmen der Luftfahrtindustrie), die
Senkung der Energiesteuern, die Starkung der privaten und o6ffentlichen Investitionen etwa
in Bildung und Verkehrsinfrastruktur sowie die Ausweitung der digitalen Aus- und
Weiterbildung (,e-learning”), um die Zeit von Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit sinnvoll zu
nutzen, bis zur Starkung des Konsums (u.a. Vor-Ort-Konsumgutscheine, gerechtere
Bezahlung im Niedriglohnbereich, hoherer Mindestlohn, langere Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes), Ausweitung der Unterstlitzung von einkommensschwachen Familien
(u.a. Familiengeld, Erhéhung der Grundsicherungsleistungen)®. Diese konkreten
Malnahmenvorschlage konnen im Sinne des hier skizzierten neuen magischen Vierecks
geordnet und priorisiert werden.

Auch die nachfolgenden Vorschlage sind natirlich unter Unsicherheit formuliert, da zum
einen die notwendigen Daten zur Entwicklung von Prognosen nur mit deutlichem Zeitverzug
zur Verfliigung stehen und zum anderen der weitere Verlauf der Pandemie — zwischen
gesundheitspolitisch verantwortbaren Lockerungen des Lockdowns und dem Hochfahren der
Wirtschaft — ungewiss ist. Die weitere wirtschaftliche Entwicklung — nach dem bereits
absehbaren historischen Einbruch im ersten Halbjahr 2020 — kann deshalb von einer
schnellen Erholung bis zu einer lang anhaltenden Rezession reichen. Sie stellen aber
gleichzeitig sicher, dass eine grundlegende Modernisierung und Transformation der
Wirtschaft in Deutschland und Europa moglich ist.

Okologische Nachhaltigkeit in Zeiten der Corona-Krise und Megatrends

Die Weichen fiir eine o6kologische Industriepolitik in Deutschland und Europa, die auf
Schlisseltechnologien wie z.B. die Batteriezellforschunglo, Biookonomie, Kiinstliche
Intelligenz, Wasserstoffforschung, Luft- und Raumfahrt sowie Speicher- und
Quantentechnologie der zukiinftigen strategischen Leitmarkte setzt, missen jetzt gestellt
werden, mit dem Ziel einer groRtmoglichen Marktdurchdringung von wirksamen
Umweltinnovationen. Durch gezielte Beriicksichtigung von innovativen Produkten oder
Dienstleistungen im oOffentlichen Beschaffungsprozess kann die Einfihrung und
Weiterentwicklung neuer Technologien auch nachfrageseitig gesteigert werden. Auf

? Spiegel online, 22.5.2020, Kampf gegen Corona-Folgen, Wirtschaftsweise lehnen Autokaufpramie ab.

1% Wirtschaftsforum der SPD, Wege in den Neustart — Weichen fur die Zukunft stellen, Berlin April/Mai 2020.
Die Europaische Batterieallianz ist Teil des Programmes ,Important Projects of Common European Interests
(IPCEI) und ermoglicht eine beihilfefreie finanzielle Unterstiitzung von Unternehmen und Clustern europaischer
Technologiekooperation.
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europdischer Ebene muss es das Ziel sein, durch gemeinsame, koordinierte
industriepolitische Projekte zu Umwelttechnologien sowohl zu einer gleichmaRigeren
Verteilung der technologischen Kapazitdten beizutragen als auch zukunftsfahige Industrien
insgesamt zu férdern.

2. Der Ausbau der erneuerbaren Energien muss beschleunigt werden, insbesondere aber der
Ausbau des Leitungssystems und von Speichermoglichkeiten. AuBerdem muss in die
Wasserstoffwirtschaft investiert werden, vor allem weil synthetische Energietrager in groBen
Mengen auch langfristig gespeichert werden kénnen. Mit Blick auf die Sektorenkopplung,
also die Nutzung von Strom aus erneuerbarer Energie im Warme- und Verkehrsbereich,
sollten die rechtlichen Rahmenbedingungen so verdndert werden, dass die bereits jetzt
verfligbaren Technologien wirtschaftlich rentabel werden. Durch Blrgerwindparks soll auch
eine groRere Teilhabe an ,Windrenditen” fiir Kommunen und Anwohner_innen ermoglicht
werden, um die Akzeptanz der Windenergie zu férdern

3. Die Mobilititswende'' muss endlich eingeleitet werden: u.a. durch den beschleunigten
Umstieg vom PKW auf OPNV und den Radverkehr, die Verlagerung von der StraRe auf die
Schiene; den Ausbau des europaischen Schienenfernverkehrsnetzes, um Alternativen fir
Kurzstreckenfliige zu schaffen, den Umstieg auf umweltfreundliche Antriebssysteme, wie die
rasche Elektrifizierung des Individual- und Lieferverkehrs und die Erprobung der
Wasserstofftechnologie im Schwerlastverkehr; durch die Einrichtung eines Zukunftsfonds fir
eine neue Mobilitatsinfrastruktur mit denen die Kommunen bei der Mobilitditswende
unterstiitzt werden. Und schliefllich muss ein Strategiedialog in der Automobilbranche
zwischen Gewerkschaften, Unternehmen und Verbdanden sowie dem Staat mit dem Ziel
initiiert werden, Eckpunkte fir den Umbau der Fahrzeugindustrie festzulegen, um die
Wettbewerbsfahigkeit und arbeitsmarktpolitische Bedeutung dieser Schliisselindustrie zu
erhalten und sie gleichzeitig in die Mobilitatswende einzupassen.

4. Die Warmewende im Gebaudesektor muss mit geeigneten MaRnahmen flankiert werden.
Um zu verhindern, dass die energetische Modernisierung des Wohnungsbestandes zu
weiteren Verdrangungsprozessen auf den Mietmarkten fiihrt, soll eine sozial gerechtere
Umgestaltung der Modernisierungsumlage erreicht werden.

5. Die Emissionen in der Landwirtschaft sollen durch die gezielte Forderung einer 6kologischen
Produktionsweise aber durch die Vermeidung von Lebensmittelabfillen reduziert werden.
Die gemeinsame Agrarpolitik der EU muss konsequent auf eine okologische Landwirtschaft
ausgerichtet werden.

6. Die Digitalisierung muss auch 6kologisch gestaltet werden, d.h. nicht nur die schadlichen
(Rebound)-Effekte sind einzuddmmen, sondern durch eine offensive , 6ko-digitale” Strategie
vor allem in den Sektoren Energie (intelligente Netzsteuerung, Effizienz, Integration
erneuerbare Energie), Verkehr (Sharing, Kombinierbarkeit von Verkehrsmitteln, Leitsysteme)
und Landwirtschaft (Reduzierung des Schadstoffeintrags, Anbau von Mischkulturen,
Forderung des Tierwohls) gezielt digitale Innovation und okologischer Wandel miteinander
zu verknipfen.

1 Ingo Kollosche, Oliver Schwedes, Mobilitdt im Wandel, Transformationen und Entwicklungen im
Personenverkehr, FES, Bonn 2016
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Mittelfristig sollte der europdische Emissionshandel auf alle Sektoren ausgeweitet werden,
verbunden mit der Abschaffung der bestehenden Ausnahmen (z.B. fiir den Flugverkehr) und
kurzfristig eine europaweite C02-Abgabe in allen Sektoren eingefiihrt werden. Ein
Abwandern industrieller Wertschopfung (Carbon Leakage) muss ggf. durch die Einflihrung
eines CO2-Grenzsteuerausgleichs an den AulRengrenzen der EU verhindert werden. In dieses
Paket gehort auch eine grundlegende Reform des Energiesteuersystems in Deutschland. Die
aktuell hohe Belastung von Strom aus erneuerbaren Energien mit Steuern und Umlagen im
Vergleich zu fossilen Energietragern steht einer sektorenibergreifenden Energiewende im
Weg und belastet die einkommensschwachen Haushalte Gberproportional.

4.2. Okonomische Nachhaltigkeit in Zeiten der Corona-Krise und Megatrends

1.

In internationalen Rankings zur Innovationsfahigkeit von Volkswirtschaften landet
Deutschland regelmaRig auf einem Spitzenplatz'®. Ein wichtiger Indikator fur
Innovationserfolge ist die Patentintensitat. Die deutschen Patentanmeldungen nehmen
ebenfalls weltweit einen Spitzenplatz ein. Allerdings stagnieren die Patentanmeldungen
Deutschlands seit Mitte der 2000er Jahre. Demgegeniiber weisen insbesondere China, Japan
und Siidkorea hohe Wachstumsraten auf. Schaut man genauer hin, zeigt sich, dass die guten
Ergebnisse ganz wesentlich von hohen FuE-Ausgaben im verarbeitenden Gewerbe
beeinflusst werden. Ein Drittel der Ausgaben fir Forschung und Entwicklung aller
Unternehmen fallt dabei allein auf die Automobilindustrie. Bei digitalen Innovationen, die
als besonders zukunftstrachtig gelten, hinkt Deutschland dagegen hinterher. Bei den
Investitionen und Forschungsausgaben in Informations- und Kommunikationstechnologie
belegt Deutschland einen hinteren Platz unter den OECD-Landern.

Besorgniserregend ist, dass immer weniger kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
Innovationen hervorbringen. Fast 90 % der internen FuE-Ausgaben entfallen auf
GroBunternehmen. Gegenliber dem Hochststand 2004/2006 hat sich der Anteil innovativer
Mittelstandler mehr als halbiert. Nur eine Spitzengruppe von mittelstiandischen
Unternehmen, oftmals Hidden Champions, die Technologiefihrer in ihrer Nische sind, halt
oder steigert ihre Innovationstatigkeit. Da KMU vielfach im landlichen Raum angesiedelt sind,
ist die Verbesserung der digitalen Infrastruktur und mithin der flaichendeckende und
technologisch auf dem hochsten Stand befindliche Ausbau des Zugangs zu Breitband und
Mobilfunk, eine entscheidende Stellschraube, um digitale Innovationen anzureizen bzw.
Uberhaupt zu erméglichen. Mittelfristig sollte die digitale Infrastruktur auch als 6ffentliches
Gut begriffen werden, um den Ausbau regulatorisch vorantreiben zu kénnen. Zudem zahlen
blrokratische Hiirden fir diese Unternehmen zu den stirksten Hemmnissen. Eine
konsequente Entblrokratisierung der Forderpolitik, etwa durch mehr ,e-government”,
koénnte daher einen wichtigen Impuls geben.

Die Griindungsrate (Verhaltnis Neugriindungen/aktive Unternehmen) ist in Deutschland seit
2004 kontinuierlich gesunken, von 10 Prozent auf 6,8 Prozent im Jahr 2017. Wahrend das
Durchschnittsalter der finf wertvollsten Unternehmen in Deutschland 114 Jahre betragt,

12 Bloomberg Innovation Index, Germany Breaks Korea’s Six-Year Streak as Most Innovative Nation, January 18,

2020,
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sind die wertvollsten US-Unternehmen nur 30, chinesische Unternehmen 34 Jahre alt. Im
Verhéaltnis zu anderen Landern hat Deutschland also eine weniger dynamische
Grindungskultur. Wahrend die Ausstattung mit Wagniskapital in der Grindungsphase in
Deutschland vergleichsweise gut ist, mangelt es an Beteiligungskapital fur die
Wachstumsphase junger, innovativer Unternehmen. Eine Folge ist, dass aussichtsreiche
heimische Startups im Wettbewerb zurlickfallen oder durch US-amerikanische oder
asiatische Investoren libernommen werden. In den letzten Jahren wurden bereits einige
positive Impulse gesetzt (u.a. High-Tech Griinderfonds). Ein wichtiger Impuls kénnte dariber
hinaus von der Schaffung eines deutschen oder europdischen Zukunftsfonds fir
Beteiligungskapital ausgehen, der sich aus Geldern staatlicher und institutioneller Investoren
speisen koénnte. So kénnen auch durch staatliche Birgschaften Hochrisikoinvestitionen in
digitale Technologien abgesichert werden (,Digital-Hermes®). Staatliche Beteiligungen als
Anteilseigner in Tech-Start-Ups konnen zudem ein schnelles Aufkaufen durch
GroRunternehmen verhindern. Mit einem digitalen Genossenschaftsfonds sollte man den
Aufbau kommunaler IT-Dienste fordern. Die wichtigste und grundlegendste MaRnahme zur
Steigerung der Griindungsdynamik ist es, ein positives Bild von Selbstandigkeit und
Unternehmertum (incl. sozialem Unternehmertum) in allen Bildungsstufen starker zu
verankern. Auch sollten die birokratischen Hiirden fiir Existenzgriinder reduziert werden,
u.a. mit ,,One-Stop-Shops“. Zudem ist das Griindungspotenzial von Migranten sowie Frauen
noch lange nicht ausgeschopft. Nur 15,1 Prozent der Startup-Griinder sind weiblich. Im
Umfeld von wissenschaftlichen Instituten sollten Startup-Hubs und Inkubatoren von der
Politik systematisch gefordert werden. Eine zentrale Rolle fiir einen verbesserten Transfer
spielen dabei die Kooperationen von Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft. Bisher
machen solche Kooperationen jedoch weniger als fiinf Prozent der Hochschulbudgets aus.

4. 34% aller Unternehmen in Deutschland werden weiterhin durch einen Mangel an
geeignetem Fachpersonal bei der Durchfiihrung von Innovationsaktivitdten behindert®. Der
Fachkraftemangel betrifft dabei insbesondere die MINT-Berufe, die als Motor der
innovationsstarken Branchen Deutschlands gelten. Die Sicherung der Fachkraftebasis durch
Verbesserung  des  schulischen, beruflichen und akademischen Aus- und
Weiterbildungssystems gehoért zu den zentralen Stellschrauben zur Sicherung der
Innovationsfahigkeit Deutschlands. Auch durch hochqualifizierte Zuwanderung kann der
Fachkraftemangel gemildert werden. Das Ziel der Bundesregierung, den Anteil der FuE-
Ausgaben am BIP auf 3,5% zu erhohen, erzeugt langfristig einen zusatzlichen Bedarf von
220.000 MINT-Kraften. Aspekte des EU-Rahmenprogramms , Horizon 2020“ sind deswegen
auch u.a. die Einfihrung von bildungspolitischen MaBnahmen, um Absolvent_innen in den
MINT-Fachrichtungen und ganz allgemein in der Forschung zu férdern. Dabei spielt die
Gleichstellung der Geschlechter in Forschung und Innovation eine zentrale Rolle.

4.3.Soziale Nachhaltigkeit in Zeiten der Corona-Krise und Megatrends

1. Obwohl die beschaftigungspolitische Bilanz der Megatrends Digitalisierung und
Dekarbonisierung™® langfristig fiir Deutschland ,,unterm Strich“ wohl positiv ausfallen wird,

BZEW et. al., INNOVATIONEN IN DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT, Indikatorenbericht zur Innovationserhebung
2019, Mannheim, 2020

" Markus Hoch et. al, Jobwende, Effekte der Energiewende auf Arbeit und Beschaftigung, Fir ein besseres
Morgen, FES, Bonn, 2019
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wird der dadurch bedingte Strukturwandel in einigen Branchen viele Arbeitsplatze kosten
(z.B. verarbeitendes Gewerbe, Handel, konventionelle Energieerzeugung), in anderen wird
die Nachfrage nach Arbeit stark steigen (z.B. soziale Dienstleistungen, IT-Sektor oder
klimafreundliche Mobilitat). Insgesamt dirften von den Auswirkungen des Strukturwandels
bis 2035 Uber 7 Millionen Arbeitsplatze unmittelbar betroffen sein. Das bedeutet, dass sich
viele Menschen beruflich neu orientieren oder in ihrem bestehenden Beruf neue Tatigkeiten
erlernen und zusatzliche Qualifikationen erwerben missen. Dieser Wandel der Arbeitswelt
gelingt nur, wenn er Ungleichheiten nicht verscharft, sondern reduziert.

2. Die Corona-Krise hat Beschaftigten wie Unternehmen gleichermaRen vor Augen gefiihrt, dass
orts- und zeitflexibles Arbeiten funktionieren kann. Mit einem Recht auf Homeoffice
konnten mehr Beschéftigte als bisher dauerhaft die Vorteile nutzen: Rund 40% der
Tatigkeiten lassen sich mobil verrichten. In der Corona-Krise hat sich die Zahl der
Beschaftigten im Homeoffice auf rund 26% verdoppelt. Das orts- und zeitflexible Arbeiten
muss aber das ganze Leben in den Blick nehmen und die sich kaum verringernde Differenz in
der Teilzeitquote zwischen den Geschlechtern, die aktuell bei 37 Prozentpunkten (48% der
abhangig beschaftigten Frauen, 11% der Manner) liegt, abbauen. Wo es keine Tarifbindung
oder Betriebsrate gibt, kann die Arbeitszeitsouveranitdat lber ein Wahlarbeitszeitgesetz
unterstltzt werden. Wo keine Arbeitszeitflexibilitat moglich ist (z.B. Schichtarbeit) kann eine
Kompensation in Form von Arbeitszeitverkiirzung verhandelt werden. Vorschlage wie die
Familienarbeitszeit mit Familiengeld oder das 1000-Stunden-Modell zur Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf” sollen ermdglichen, die Arbeitszeit fiir Sorgearbeit bei (teilweisem)
Entgeltausgleich zu reduzieren. Das ,Optionszeitenmodell” oder das
,Lebensarbeitszeitkonto” gehen noch weiter.

3. Solange ,Karriere bei einer 20-Stunden-Woche” nach einer Utopie klingt, werden die oben
beschriebenen ,atmenden Lebenslaufe” nur um den Preis von beruflichen Nachteilen
realisierbar sein. Modelle wie ,Flhren in Teilzeit” und Quotenregelungen fiir die Erhéhung
des Frauenanteils in Flhrungspositionen sind erste Schritte, um das Denken in klassischen
Karrierewegen und eine mangelnde Anerkennung von Sorgearbeit zu durchbrechen.

4. Der Einsatz von Kinstlicher Intelligenz (KI) gilt als ,,game changer” am Arbeitsplatz. Von KI
versprechen sich viele Unternehmen hohe Produktivitatsgewinne. Auf
Arbeitnehmer_innenseite |6sen jedoch gerade diese Szenarien die Befilirchtung aus, durch Ki
ersetzt zu werden. Um Vertrauen in Arbeitskontexten zu schaffen, braucht es klare
rechtliche Regeln (z.B. beim Beschaftigtendatenschutz), Transparenz (ber Ziele und
Funktionsweise von KI-Anwendungen und vor allem die Beteiligung der Betroffenen.

5. Plattformarbeit ist zwar in Deutschland und Europa zumindest als Haupterwerbsquelle noch
gering verbreitet, sie wird aber in Zukunft deutlich an Bedeutung gewinnen. Plattformen
verstehen sich bislang zumeist nicht als Arbeitgeber, sondern als Vermittler von Tatigkeiten,
die von (Solo-)Selbststandigen erbracht werden und damit nicht unter den
Arbeitnehmerschutz und das Sozialversicherungsrecht fallen. Ein Ansatz, um diesen Risiken
zu begegnen, ist die Verankerung individueller und kollektiver Schutzrechte fir
Plattformtatige. Vorschlage fir einen neuen Arbeitnehmerbegriff zielen darauf ab,

> Barbara Stiegler, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf: Das 1000-Stunden-Modell :ein flexibles Zeitbudget mit
Lohnersatz, FES, Berlin, 2019
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Plattformbeschaftigte leichter als Arbeitnehmer_innen oder arbeitnehmerahnliche Personen
einzustufen'®. Um Augenhohe zwischen Plattformen und Plattformtatigen herzustellen,
sollten auch Anséatze eines kollektiven Interessenausgleichs gestarkt werden. Diese reichen
von einem digitalen Zugangsrecht fir Gewerkschaften, damit sie in Kontakt mit Gig- und
Crowdworker_innen  treten konnen, (Uber eine Kontrolle der Allgemeinen
Geschaftsbedingungen, (ber die Plattformen die Tatigkeits- und Vertragsbedingungen
einseitig gestalten, bis zu Fragen des Zugangs zu Daten, die im Kontext von Plattformarbeit
entstehen. Digitale Geschaftsmodelle dirfen sich grundsatzlich ihrer Verantwortung fir die
Finanzierung des Sozialstaates nicht entziehen kdnnen. Es bedarf daher Ansdtze, um
Plattformarbeit in die Sozialversicherung einzubeziehen. Wie dies bei global agierenden
Plattformen moglich werden kdnnte, skizziert das Konzept der Digitalen Sozialen Sicherung.
Neben einem Wettbewerbsrecht 4.0, das die dem System Plattform inhdrenten
Monopoltendenzen bekampft, wird auch die Starkung nicht-kommerzieller
Plattformangebote  bendtigt  (6ffentliche  Plattformen und  genossenschaftliche
Plattformmodelle). Ahnlich wie bei der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) kdnnte
Europa Uber EU-weite Regulierungsansatze fiir plattformbasierte Geschaftsmodelle
Standards setzen.

6. Die Corona-Krise zeigt, wie unverzichtbar die Arbeit ist, die in Krankenh&usern, in der
Altenpflege, in der offentlichen Sicherheit oder etwa im Lebensmitteleinzelhandel geleistet
wird. Gerade in systemrelevanten Berufen sind die Einkommen aber meist
unterdurchschnittlich. Vor allem soziale Dienstleistungen sind nicht nur ein unverzichtbarer
Teil der gesellschaftlichen Infrastruktur, sondern auch ein Jobmotor. Mehr als die Halfte der
Jobs, die zwischen 1995 und 2015 in Deutschland neu entstanden sind, entfallen auf diesen
Sektor (1,9 von insgesamt 3,7 Millionen). Soziale Berufe missen aufgewertet werden und
zwar nicht nur beim Entgelt, sondern auch bei der Personalbemessung, der Arbeitszeit und
der beruflichen Entwicklung.

7. Lebensbegleitendes Lernen wird angesichts der aktuellen Krise und des Strukturwandels
nicht nur zum Schlissel fir individuelle Beschaftigungssicherung, sondern ist auch zur
Bekampfung des Fachkraftemangels von elementarer Bedeutung. Niedrigqualifizierte, prekar
Beschaftigte, Arbeitnehmer_innen mit einem hohen Anteil an Routinetatigkeiten und
Teilzeitbeschéaftigte (somit also vor allem Frauen) haben bereits heute deutlich geringere
Teilhabemoglichkeiten an betrieblichen und individuellen beruflichen Fortbildungen als
Hoherqualifizierte. Der Vorschlag, die Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung
weiterzuentwickeln, ist Ausdruck einer solchen praventiven und investiven Sozialpolitik. Auch
staatlich geférderte Bildungs(teil-)zeiten kdnnen ein wichtiger Baustein sein, um die auf
betrieblicher oder Branchenebene bestehenden Qualifizierungsansatze durch individuelle
Weiterbildungsmoglichkeiten zu erganzen. Flankierend hierzu gibt es weitere Ideen, wie z.B.
das ,,Perspektiven—BAfc’jG””, das den Bedarf an hochschulischer Weiterbildung adressiert,
indem es das bisherige BAfOG erweitert. Transfergesellschaften sind (ungeachtet punktueller
Reformbedarfe) ein bewdhrtes Instrument, um Arbeitnehmer_innen nach der Entlassung zu

*In diesem Zusammenhang wird u.a. die Forderung nach Mindesthonoraren fir Selbststandige und die
Starkung der kollektiven Interessenvertretung von Solo-Selbststandigen diskutiert. Letzteres wiirde u.a. eine
Reform des europdischen Kartellrechts erfordern, da dieses die kollektive Interessenorganisation von
Selbststdandigen nach Auffassung vieler Jurist_innen unterbindet.
7 Michael Cordes, Dieter Dohmen, Ein BAf6G filr das 21. Jahrhundert, Perspektiven fir die Weiterbildung, Fir
ein besseres Morgen, FES, Berlin 2020
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unterstiitzen, zu beraten und in neue Arbeit zu vermitteln. Die berufliche Ubergangsphase
bietet aber auch ein wichtiges Zeitfenster fiir Qualifizierung. Die Unterstiitzung von
Weiterbildung sollte daher im Beschéaftigtentransfer gestarkt werden. Das Recht auf
Beratung sowie der Aufbau einer Informationsplattform im Rahmen der Nationalen
Weiterbildungsstrategie sind wichtige Schritte hin zu mehr Transparenz und Orientierung.

Die Sozialpartnerschaft von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbanden in Deutschland gilt
als Erfolgsmodell. Doch die Tarifbindung ist in den vergangenen 20 Jahren stdndig
zuriickgegangen und insbesondere im Dienstleistungssektor, in kleinen und mittleren
Unternehmen und in Ostdeutschland schwach. Hier sind die Sozialpartner, aber auch die
Politik gefordert: Neben der Forderung, die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifvertragen zu
erleichtern, gibt es weitere Vorschlage, wie Teile des Tariflohns von
Gewerkschaftsmitgliedern steuerlich zu begiinstigen oder eine Tariftreuereglung des Bundes,
die Unternehmen, die sich fir 6ffentliche Auftrage bewerben, dazu verpflichtet, nach Tarif zu
zahlen.

Auch die betriebliche Mitbestimmung ist ricklaufig. Damit Betriebsrate dort gegriindet
werden, wo bisher keine sind, kénnte z.B. das vereinfachte Wahlverfahren ausgeweitet
werden. Noch spannender kdnnte es sein, ein neues digitales Wahlverfahren fiir Betriebsrate
— in einem neuen Betriebsverfassungsgesetz 4.0 verankert — einzufiihren. Um die
Arbeitswelt der Zukunft gestalten zu konnen, missen vor allem aber die Rechte des
Betriebsrats erweitert werden, z.B. in Gestalt eines Mitbestimmungsrechts auf Datenschutz
oder der Ausweitung der Zustandigkeit von Betriebsraten auf Crowdworking.

Unternehmen mit einem paritdtisch  besetzten Aufsichtsrat verfolgen eher
innovationsorientierte  Strategien und sind hierbei zudem erfolgreicher als
nichtmitbestimmte Unternehmen. Die Unternehmensmitbestimmung kann gestarkt werden,
indem Schlupflocher, insbesondere im Bereich des europdischen Gesellschaftsrechts
geschlossen, aber auch indem die paritatische Mitbestimmung auf Unternehmen ab 1000
Mitarbeiter ausgeweitet wird. Nicht zuletzt die Férderung genossenschaftlicher Strukturen
bietet hier gerade mit Blick auf digitale Unternehmen groRes Potenzial.

Genossenschaften beteiligen Beschéaftigte zudem auch materiell am Unternehmen. Die
finanzielle Beteiligung von Arbeitnehmer_innen am Produktivvermoégen ist in Deutschland
bisher wenig etabliert. Neben einer Starkung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung, also der
direkten finanziellen Beteiligung des Beschéaftigten am eigenen Unternehmen, gibt es sehr
spannende Vorschlage zu Fondsmodellen wie das Vorsorgekonto®, der Deutschlandfonds
oder strategische Staatsfonds. Die Beteiligung von Beschaftigten (und Birger_innen) am
Produktivvermogen bietet die Chance, der wachsenden Ungleichheit entgegenzuwirken und
Vermogen gerechter zu verteilen.

Die soziale Dimension der EU muss gestarkt werden, indem die beschlossene Europaische
Saule sozialer Rechte in ein verbindliches soziales Aktionsprogramm der EU Uberfihrt und in
einem sozialen Stabilitatspakt miindet. Hierzu zahlen z.B. gemeinsame Standards fir die
Festlegung nationaler Mindestl6hne, gemeinsame Grundsatze fir Systeme der nationalen

1 Stellpflug, Jirgen; Sternberger-Frey, Barbara; Tuchscherer, Claudia, Das Vorsorgekonto, Basisprodukt fiir die
private Altersvorsorge, FES, Bonn, 2019
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Grundsicherung, die Einflihrung einer europaischen Arbeitslosenriickversicherung, die
Bekdampfung von Sozial- und Lohndumping sowie die Sicherung von Gewerkschaftsrechten.

Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit und Staatsfinanzen in Zeiten der Corona-Krise und
Megatrends

Angesichts der aktuellen tiefen Krise sind die Regeln der Schuldenbremse sowie des
europdischen  Stabilitdts- und Wachstumspaktes zeitlich befristet und vollig zu Recht
ausgesetzt. Beide Regime sollten angesichts der groRen Investitionsherausforderungen™®
grundsatzlich reformiert werden. Insbesondere staatliche Investitionen sollten nicht mehr
auf die Schuldenstandquote angerechnet werden (Goldene Finanzregel). Schuldenfinanzierte
Investitionen erhéhen grundsatzlich — insbesondere in dem historisch giinstigen, aktuellen
Zinsumfeld — die gesamtwirtschaftliche Rendite, schaffen das Vermdgen von morgen und
sind damit auch generationengerecht. Wie die KfW ist auch die EIB lber eine Aufstockung
ihres Eigenkapitals in der Lage, europaweite Investitionen (ber EIB-Projektbonds zu
finanzieren.

Der im Rahmen der deutsch-franzdsischen Initiative zur wirtschaftlichen Erholung Europas
vorgeschlagene Fonds zur wirtschaftlichen Erholung Europas stellt zweifelsohne einen
Paradigmenwechsel dar. Erstmalig soll die Europdische Kommission 500 Milliarden Euro als
EU-Ausgaben an den Finanzmarkten aufnehmen kénnen, um allen betroffenen Regionen
Europas mit Finanzhilfen die Perspektive zur wirtschaftlichen Erholung aus der Krise zu
eroffnen, die Widerstandsfahigkeit, Konvergenz und Wettbewerbsfihigkeit Europas
steigern, Investitionen in den 6kologischen und digitalen Wandel erhéhen sowie Forschung
und Innovationen stdrken. Die Finanzierung des Fonds soll auf einer soliden rechtlichen
Grundlage basieren, die das Mitspracherecht der Mitgliedstaaten und das Haushaltsrecht der
nationalen Parlamente uneingeschrankt achtet. Die rechtliche Verankerung der
Verschuldungsmoglichkeit auf européischer Ebene soll im sogenannten Eigenmittelbeschluss
erfolgen. Sie soll gleichzeitig eine einmalige Ausnahmemdglichkeit bleiben, mit klar
festgelegtem Umfang, zeitlich befristet und verkniipft mit einem verbindlichen
Rickzahlungsplan aus dem EU-Haushalt. Die Umsetzung dieses Vorschlages wére ein
entscheidender Schritt zur Vollendung der europdischen Wirtschafts- und Wahrungsunion,
der neben der europaischen Geldpolitik endlich den Weg zu einer europaischen Fiskalpolitik
offnet®.

Ziel muss es sein, die unter enormen Gewerbesteuerausfillen leidenden Kommunen in der
aktuellen Krise zu starken. Sie schultern den GrofSteil der staatlichen Investitionen und
bauen regionale Ungleichheiten ab. Die Altschulden der am meisten belasteten Kommunen

19
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kommen

licy Paper 10/2019 und IMK Report 152/2019 Fir eine solide Finanzpolitik: Investitionen
hen!. Die zusatzlichen Investitionsbedarfe fir die 6ffentliche Hand in Deutschland Uber die
den 10 Jahre werden von den mit dem Sonderpreis des Matthofer-Preises-fir-Wirtschaftspublizistik

Wirtschaft. Weiter.Denken.2020 ausgezeichneten Forscher_innen auf 457 Milliarden EURO geschétzt.
20 BMF, Die Europdische Union gestarkt aus der Krise fiihren, Berlin, 20.05.2020. Dieser Vorschlag wurde
bereits von den geniigsamen Vier: Osterreich, Niederlande, Ddnemark und Schweden abgelehnt. Sie wollen

bestenfa
Weitere
hilfreich.

lIs zeitlich befristete Kredite und keine Finanzhilfen an die betroffenen Mitgliedslander vergeben.
Kredite sind aber fiir die bereits hochverschuldeten Lander wie Italien und Spanien nicht wirklich
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sollten in einem gemeinsamen Entschuldungsfonds des Bundes und der Léander gebiindelt
werden. Die vom Bund bestellten Leistungen (u.a. die Kosten der Unterkunft) miissen auch
von ihm bezahlt werden (Konnexitatsprinzip). Nicht zuletzt muss eine neue, auf Indikatoren
gestitzte regionale Strukturpolitik erlauben, Ungleiches ungleich zu behandeln.

4. Die Planungs- und Investitionskapazitdten in Deutschland miissen erhoht werden. Mit einer
“Investitionsgesellschaft Deutschland”, die tber eine Deutschlandanleihe finanziert und von
Bund, Landern und Kommunen beauftragt wird, werden auch Ausschreibungen deutlich
verkirzt, Planungen und Umsetzung grofRerer Projekte erleichtert und so Investitionseffekte
schneller erzielt. Entsprechend wiirde beispielsweise auch die Baubranche ihre Kapazitaten
erhohen und die dringend bendtigten Infrastrukturprojekte (Schulen, Strallen usw.)
umsetzen kdnnen. Durch nachhaltige Bundesanleihen (Okoanleihen) kann dariiber hinaus
privates Kapital gezielt fir Projekte des Okologischen Wandels gewonnen werden. Dies
verbunden mit einer ,Sustainable-Finance“-Strategie, die festlegt, wie
Nachhaltigkeitsaspekte bei Anlagen des Bundes integriert werden kénnen.

5. Die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen kann tiber mehrere Wege erreicht werden. Die globale
Initiative der OECD zu BEPS (,Base Erosion and Profit shifting”) zielt darauf ab, eine
harmonisierte Korperschaftssteuerbemessungsgrundlage zu erreichen und eine globale
Mindestbesteuerung einzufiihren, um den fir Staaten oftmals ruinésen Steuerwettbewerb
zu begrenzen und Gewinnverlagerungen weniger attraktiv zu machen. Eine o6ffentliche
landerbezogene Berichterstattung sowie die Einfihrung einer Gesamtkonzernsteuer sind
langfristig dafiir zielflihrend. Mit effektiven europdischen Instrumenten gegen
Steuervermeidung, Steuerflucht und Steuerbetrug kann darlber hinaus die Ungleichheit
bekdmpft und den Staaten eine solide Einnahmebasis verschafft werden. In Deutschland
ware beispielsweise der Steuervollzug und mithin das Steueraufkommen deutlich durch eine
bundesweite Vereinheitlichung bei Praktiken der Steuerfahndung und Betriebsprifung (z.B.
verpflichtende Prifungsquoten: Angleichung BIP/Betriebspriifer und Steuerfahnder pro
Bundesland) zu verbessern. Darliber hinaus missen im Rahmen des 6kologischen Umbaus
der Wirtschaft auch klimaschadliche Subventionen und Steuerbeglinstigungen Schritt fir
Schritt abgeschafft werden. Allein in Deutschland belaufen sich die umweltschadlichen
Subventionen im Energiebereich auf bis zu 17 Milliarden EURO®" pro Jahr. Hohere
Lohnabschliisse, die Anpassung des Mindestlohns, das Absenken der Mini-Job-Schwelle, die
Anreize zur Umwandlung von Teilzeit- in Vollzeitbeschaftigung helfen beim Abbau der
Einkommensspreizung von unten und erhéhen auch das Steueraufkommen. Die Anpassung
des Spitzensteuersatzes fir hohe Einkommen in einem reformierten und
aufkommensneutralen Einkommensteuertarif, das niedrige und mittlere Einkommen
gleichzeitig entlastet, verringert die Einkommensspreizung von oben. Der Abbau der
Vermogenskonzentration von unten mit Hilfe einer besseren Vermogensbildung durch ein
Vorsorgekonto oder einem staatlich geférdertem Mietkauf starkt die private Vorsorge und
entlastet die gesetzliche Rentenversicherung. Die Wiedereinfiihrung der Vermoégensteuer
ware sehr hilfreich, um die Untererfassung der Vermogenskonzentration in Deutschland
endlich zu korrigieren und den Abbau der Vermdgenskonzentration von oben einzuleiten.

2 Bislang noch nicht verdffentlichte, aber bereits vorliegende Berechnungen des Forums Okologisch-Soziale
Marktwirtschaft im Auftrag der FES. Die Subventionen sind deutlich héher als die im Subventionsbericht der
Bundesregierung angegebenen 10 Milliarden EURO pro Jahr, weil sie neben Finanzhilfen und
Steuerverglinstigungen auch Regelungen mit Subventionswirkung (z.B. Vorteile durch Emissionshandel) und
nicht internalisierte externe Kosten (z.B. lokale Luftverschmutzung) umfassen.

13



Grundsdtzliche schriftliche Stellungnahme von Dr. Andrd Gdrber, Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) im Rahmen der 6ffentlichen Anhérung
,Neustart fiir die Wirtschaft in Deutschland und Europa® am 27. Mai 2020, 11.00 bis 13.00 Uhr im Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie des
Deutschen Bundestages

Die aufkommensschwache und regressiv wirkende Erbschaftssteuer muss ebenfalls
reformiert werden. Die Besteuerung leistungsloser Einkommen durch Erbschaften erhoht
ebenfalls das Steueraufkommen.

6. Um die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen langfristig zu sichern, muss dartber hinaus der
Teufelskreis aus Banken- und Finanzkrise sowie Staatsschuldenkrise (Bankenrettung durch
den Staat verschlechtert die Finanzsituation der offentlichen Haushalte, der Ausfall von
Staatsanleihen verschlechtert die Bilanz- und Kapitalposition der Banken und wieder beginnt
der Teufelskreis)  dauerhaft durchbrochen werden. Die Vollendung der Europdischen
Bankenunion und Kapitalmarktunion ist daher von entscheidender Bedeutung. Banken
missen noch widerstandsfahiger werden, z.B. durch die weitere Verscharfung der
Eigenkapital- und Liquiditatsvorschriften, die die Hebeleffekte deutlich begrenzen. Auch
relevante Hedgefonds und andere  Schattenbanken miuissen  verbindlichen
Eigenkapitalanforderungen und einer (européischen) Aufsicht unterliegen. Alle
Geschaftsbeziehungen zwischen Banken und Schattenbanken miissen transparent sein. Eine
klare Trennung von Investment- und Geschéaftsbanking und eine deutliche Einschrankung des
Eigenhandels von Banken muss hergestellt werden, damit hochriskante Spekulationen die
Stabilitat von Geschaftsbanken weniger gefahrden. Beim Derivatehandel ist die Regulierung
von unbesicherten ,over the counter“-Geschaften ziigig zu vollenden und bank- und
borseninterne Handelsplattformen fiir den anonymen Handel mit Finanzprodukten der
Aufsicht zu unterstellen. Mindesthaltefristen zur Begrenzung des Hochfrequenzhandels sind
ein sinnvolles Instrument - ebenso wie die Einfihrung einer europaweiten
Finanztransaktionssteuer auf den Aktien- und Derivatehandel. Die Rolle von Rating-
Agenturen bei der Prifung und Einschatzung von Risiken ist einzuschranken und besser zu
regulieren, z.B. in dem das Ratinggeschéaft klar von der Beratung getrennt wird und sich
staatliches Handeln seltener auf private Ratings bezieht. Durch neue Vergiitungssysteme fiir
Manager aber auch durch eine bessere Strafverfolgung sind die Anreize sowie die Haftung
fir nachhaltigeres Handeln zu verbessern.

V. Fazit

1. Die EU — als Wertegemeinschaft — kann ihre globale politische Gestaltungskraft und
Wirtschaftsmacht nur erhalten, wenn die Mitgliedstaaten bereit sind, mehr Souveranitat auf
die europdische Ebene zu verlagern. Mit dem Prinzip ,Lieber eine Regel fiir Alle als eine
Regierung fiir Alle” (fiskalische Uberwachung durch den Fiskalpakt sowie Wachstums- und
Stabilitatspakt, Wettbewerbsaufsicht, Beihilfskontrolle und Grundfreiheiten des
Binnenmarkts) ist die EU an ihre Grenzen gestolRen. Die EU muss den Panthersprung wagen
und endlich in den Bereichen, wo die EU einen nachweislichen Mehrwert hat (u.a.
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik(GASP), Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP), Gemeinsame Flichtlings- und Migrationspolitik), durch zigige
Vertragsanderungen das bislang geltende Einstimmigkeitsprinzip durch
Mehrheitsentscheidungen im Rat der EU ersetzen. Dies gilt auch fir den Aufbau einer
europadischen Fiskalpolitik, um die europaische Wirtschafts- und Wahrungsunion vollenden
zu koénnen. Sie muss dariber hinaus eine strategisch positionierte Gesundheitsindustrie
(Impfstoffe, Arzneimittel, Medizinprodukte) entwickeln, die die Abhangigkeiten der EU beim
Gesundheitsschutz verringert. Sie muss den freien und fairen Welthandel — mit der WTO im
Zentrum — foérdern und die Lieferketten diversifizieren sowie die Regeln fiir das
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Wettbewerbsrecht und die staatlichen Beihilfen modernisieren®. Ziel muss es angesichts
des sich zuspitzenden GroRmachtewettbewerbs zwischen dem ,laissez faire“-Kapitalismus
der USA und dem autoritdren China, in und durch Europa einen alternativen Weg in der
Innovation, Digitalisierung und Dekarbonisierung einzuschlagen, der auf fairen Wettbewerb,
demokratische Beteiligung und Gemeinwohl setzt. Mit der DSGVO, die die Rechte des
Einzelnen in der Digitalisierung starkt, hat die EU bereits gezeigt, dass sie in der Lage ist,
einen eigenstandigen Ansatz neben dem , Winner takes all“-Prinzip der USA und dem ,Daten
fir den Staat“-Ansatz Chinas zu verfolgen. Europa, seine Birger_innen und Unternehmen
missen digitale Souveranitdt besitzen und in der Lage sein, eigene Spielregeln und
Rahmenbedingungen zu setzen und Uber ihre Daten zu verfiigen. Dazu gehort auch der
Aufbau einer europdischen Cloud (Gaia-X).

Der gesellschaftliche Zusammenhalt ist die Basis der europaischen Demokratien und
kontinentaleuropdaischen Wirtschaftsmodelle. Die Finanzkrise von 2008 und auch die Corona-
Krise zeigen, dass Lander, die den Ausgleich zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen
Gruppen suchen, Interessen konstruktiv koordinieren und in diesem Sinne auch die
O0konomische und soziale Existenz aller Gesellschaftsmitglieder absichern, besser durch
schwierige Zeiten kommen als solche, die auf die Polarisierung und Spaltung ihrer
Gesellschaften und das ungeziigelte ,freie Spiel” der Marktkrafte setzen. Eine nachhaltige
(Wirtschafts-)Politik, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt foérdert, hat sowohl die
Starkung des politischen Zusammenhaltes (Vertrauen in die Demokratie, gerechte
Teilhabemoglichkeiten) als auch des sozialen Zusammenhaltes (Abbau der Ungleichheit) zum
Ziel. Es besteht ein deutlicher Zusammenhang zwischen wachsender sozialer Ungleichheit
und einem sinkenden Demokratievertrauen: sozial schlechter gestellte Menschen haben
weniger Vertrauen in Staat und Politik?. Tatsachlich wurden die sozialen und 6konomischen
Forderungen einkommensschwacher oder auf Grundsicherung angewiesener
Bevolkerungsgruppen in der politischen Debatte der Bundesrepublik seit langer Zeit
marginalisiert und haben damit die Unzufriedenheit dieser Gruppen in Bezug auf die Politik
befeuert®. Dies gilt es zu dndern —in Deutschland und Europa.

2 BMF, Die Europdische Union gestarkt aus der Krise flihren, Berlin, 20.05.2020

> Frank Decker, Volker Best,, Sandra Fischer, Anne Kiippers, Vertrauen in Demokratie, Wie zufrieden sind die

Menschen in Deutschland mit Regierung, Staat und Politik?, Fiir ein besseres Morgen, FES, Bonn, 2019
** Lea Elsdsser, Wessen Stimme zahlt? Soziale und politische Ungleichheit in Deutschland, Frankfurt, 2018
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I) Nachbesserungsbedarf in der Stabilisierungspolitik

1. Die Bundesregierung hat in der Krise frihzeitig und kraftvoll reagiert. Sie hat mit der
Ausweitung der Kurzarbeiterregelung, umfangreichen Liquiditatshilfen und mit dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds eine Reihe von guten Instrumenten bereitgestellt. Diese leiden
aber unter zwei Problemen: (i) Unternehmen werden hinsichtlich ihrer GroRe unterschiedlich
behandelt, wahrend die tatsachliche Betroffenheit durch die Coronakrise keine zentrale Rolle
spielt; (i) der Fokus liegt auf der Gewdhrung von Krediten, nicht aber auf
eigenkapitalstabilisierenden Zuwendungen. Insbesondere gibt es keine Kompensation fir
entfallenden Unternehmerlohn und es existiert nach wie vor eine Licke im Bereich
mittelgrolRer Unternehmen (11-249 Mitarbeiter), die keinen Zugang  zu
eigenkapitalstarkenden MaRnahmen haben.

2. Aus diesen beiden Problemen resultiert (i) eine drohende Insolvenzwelle im Zuge der Krise, (ii)
eine potentielle Uberschuldung vieler Unternehmen nach der Krise, (iii) eine tiefgreifende und
moglicherweise bleibende Verunsicherung hinsichtlich Unternehmertum und Selbstdndigkeit
sowie (iv) allokationspolitische Verzerrungen aufgrund arbitrarer Ungleichbehandlung von
Unternehmen. Diese Punkte belasten die Stabilitdt des Bankensystems und erschweren ein
schnelles Durchstarten nach der Krise, unter Umstdnden belasten sie sogar nachhaltig das
Potentialwachstum der deutschen Volkswirtschaft. AuRerdem wird das gegenwartige System
von vielen zu Recht als ungerecht wahrgenommen. Diese Probleme sollten behoben werden,
indem (i) sofort nachgebessert wird und (ii) im Jahr 2021 eine Abrechnung erstellt wird, die
eine ,faire” Verteilung der Lasten zum Ziel hat.

3. Die angedachten Uberbriickungshilfen fiir Unternehmen mit bis zu 249 Beschaftigen
adressieren die existierende Mittelstandsllcke und stellen Zuwendungen von bis zu 50.000
Euro zur Deckung von 50-80 Prozent der Fixkosten zur Verfligung. Der Ansatz, neben
Liquiditatshilfen auch Zuwendungen zu gewahren, ist grundsatzlich richtig. Zu kritisieren ist,
dass (i) Unternehmen mit mehr als 249 Beschaftigten keinen Zugang zu dieser MalRnahme
haben; (ii) die MaRnahme an Umsatzeinbrichen ansetzt, deren wirtschaftliche Effekte Gber
Branchen und Unternehmen héchst unterschiedlich sein kénnen, womit keine Anreize gesetzt
werden, in der Krise neue Absatzmoglichkeiten aufzutun; (iii) die maximale Hohe der
Zuwendung im Verhaltnis zur Fixkostenbasis von Unternehmen, insbesondere im
fixkostenintensiven Verarbeitenden Gewerbe sehr klein ausfallt; (iv) keine Méglichkeit
vorgesehen ist, einen angemessenen Unternehmerlohn zu decken.

4. Lastenausgleich. Das Institut fir Weltwirtschaft (IfW) hat einen Mechanismus vorgeschlagen,
der (i) alle Unternehmen, unabhéangig von ihrer GréRe und Branchenzugehorigkeit, einheitlich

1 Der Autor dankt Prof. Stefan Kooths und Prof. Jens Boysen-Hogrefe fiir wertvolle Hinweise und Anregungen.
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behandelt, (ii) die tatsdchliche Betroffenheit durch die Krise als Ausgangspunkt nimmt, (iii)
Anreize, auch in der Krise Umséatze auszudehnen, verstarkt und (iv) sowohl ex ante als auch ex
post relativ unbirokratisch einsetzbar ware. Den Ausgangspunkt bilden die im Vorjahr
beobachteten Betriebsiberschisse bzw. Selbstandigeneinkommen (BUS:
Bruttoproduktionswert abzlglich Arbeitnehmerentgelte und Vorleistungen; vergleichbar mit
EBIT) der Unternehmen, wie sie den Finanzbehorden vorliegen. Diese werden in eng
definierten Branchen (4-Steller) mit den wahrend der Coronakrise tatsachlich erwirtschafteten
BUS verglichen und daraus branchenspezifische BUS-Einbriiche in Prozent berechnet.
Individuellen Unternehmen werden BUS im AusmaR des Branchendurchschnitts anteilig (z.B.
80 Prozent) ersetzt. Bereits erhaltene Leistungen, z.B. aus den Soforthilfen, sind zu
verrechnen. Diese Zuwendungen sind ggf. zu versteuern. Das IfW geht davon aus, dass in der
aktuellen Krise die BUS um circa 140 Milliarden Euro einbrechen (-23 Prozent zum Vorjahr,
rund 4 Prozent bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2019). Wirden diese
EinbuRRen zu 80 Prozent ersetzt, entstiinden dem Staat Kosten in der Hohe von 112 Milliarden
Euro; davon waren allerdings die bereits existierenden Hilfen abzuziehen. Aus den BUS
werden Kredite bedient. Daher entlastet ein Ersatz der BUS auch die Garantie- und
Kreditprogramme der KfW oder des Wirtschaftsstabilisierungsfonds; dies reduziert zukinftige
Risiken im Bundeshaushalt. AuRerdem mussten die Zuwendungen versteuert werden, was die
Belastung der offentlichen Kassen weiter reduzierte. Unternehmen, die schon 2019 keine
oder nur geringe BUS erwirtschaftet haben, erhielten nur geringe Auszahlungen: Dies
minimiert Mitnahmeeffekte und verhindert, dass in der Krise Unternehmen gerettet werden,
die bereits vor der Krise unrentabel waren; allerdings konnen Unternehmensneugrindungen
mit diesem Instrument nicht erfasst werden. Fir diesen vergleichsweise kleinen Kreis an
Betroffenen waéren spezielle Hilfsprogramme aufzusetzen. Die Indizierung auf
Branchendurchschnitte und ein Ersatz unterhalb von 100 Prozent bewahren die Anreize der
Unternehmen, Anstrengungen zur Krisenbewadltigung zu unternehmen, was wiederum
makrodkonomisch stabilisierend und fiskalisch entlastend wirkt. Der vorgeschlagene
Lastenausgleich wirde Insolvenzen, die direkt von der Coronakrise verursacht werden,
erheblich minimieren.

5. Im Vergleich zum vorgeschlagenen Lastenausgleich gehen steuerliche Verlustvor- und riicktrage
nicht weit genug. Sie stellen auch keine echten Zuwendungen dar, sondern verbessern die
Liquiditat der Unternehmen durch Verschiebungen der Steuerlast. Aus steuersystematischen
Grinden sind groRzlgige Verlustvor- und ricktrage jedenfalls geboten; ihre Méglichkeit sollte
also deutlich ausgeweitet werden. Im Vorgriff darauf sollten die Finanzamter bereits jetzt den
Unternehmen in Form einer negativen Gewinnsteuer Anteile der in den letzten Jahren
entrichteten Gewinnsteuern erstatten.

I1) Zur Notwendigkeit eines Konjunkturpaketes

1. In der akuten Phase der Krise sind die Konsumausgaben vieler Haushalte stark gesunken;
selbst nach der erfolgten ersten Lockerung legen sie nur zogerlich zu. Dies liegt im
Wesentlichen nicht an wegbrechenden verfligbaren Einkommen. In der akuten Krise dirfte
die Sparquote auf ein Rekordhoch von mehr als 20 Prozent anschwellen. Diese zurlickgestaute
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Kaufkraft dirfte sich von selbst in Konsumnachfrage entladen, sobald die Verhaltnisse
(Seuchenschutz) dies zulassen. Auch Konsumentenkredite sind weiterhin sehr leicht erhaltlich.
Daher scheinen Programme zur Stitzung der Massenkaufkraft nicht erforderlich.
Einmalzahlungen, wie ein Kinderbonus von 300 Euro pro Kind, werden vermutlich nur bei den
armsten Familien konsumwirksam. Sie missten anders politisch argumentiert werden. Zur
Belebung des Konsums ist groRere Konsumentenzuversicht erforderlich; diese hangt
malgeblich mit der Stabilisierung der Wachstums- und Beschéftigungsaussichten der
deutschen Wirtschaft zusammen. Insofern dient der oben vorgeschlagene Lastenausgleich
auch der Stabilisierung des Konsumes.

2. Konjunkturpolitische Eingriffe sollten nicht mit industriepolitischen Zielen iberfrachtet werden.
So waére den in der Krise besonders betroffenen Gastronomen wenig geholfen, wenn jetzt
staatliche  Infrastrukturinvestitionen  hochgefahren oder Digitalisierungsprogramme
subventioniert wirden. Damit wirden vor allem solche Branchen befeuert, die die Krise am
wenigsten spuren.

3. Um allerdings bei 6ffentlichen Investitionen nicht in eine restriktive Klemme zu laufen, ist
dringend Uber einen Ausgleich der wegbrechenden Gewerbesteuereinnahmen und eine
weitergehende Entlastung der Kommunen von durch den Bund beschlossenen Sozialaufgaben
nachzudenken sowie Uber geeignete Wege der Bewiltigung ihrer Schuldenlasten, zum
Beispiel durch eine Teilentschuldung lber die jeweiligen Ldnder, wie es etwa Bayern und
Hessen bereits umgesetzt haben.

4. Kurzfristige Konjunkturpolitik sollte durch Einsatz der Fiskalpolitik nach dem Prinzip der drei T
— Timely, Targeted, Temporary — erfolgen. Die Aufgabe der Konjunkturpolitik ist es, die
Wirtschaft so schnell wie moglich zu ihrem langfristigen Produktionspotential zurtickzufihren,
nicht das Produktionspotential zu transformieren. Daflr ist langfristig ausgerichtete
Strukturpolitik erforderlich.

5. Branchen- oder gar unternehmensspezifische Férderprogramme sind abzulehnen. Sie verzerren
die  Konsumentscheidungen der Konsumenten und die Produktions-  bzw.
Investitionsentscheidungen der Unternehmen. Sie sind demokratiepolitisch bedenklich, weil
ihnen keine allgemeine Regel zugrunde liegt, sondern der Organisationsgrad der
unterschiedlichen Branchen. So ist nicht einzusehen, warum die Gastronomie von einer
Mehrwertsteuersenkung profitieren soll, nicht aber etwa Fitnessstudios.

6. Insbesondere ergibt eine Abwrackpramie fir Autos dkonomisch keinen Sinn, sie setzt falsche
industriepolitische Anreize und niitzt dem Klimaschutz nicht. Es gibt es kein Problem bei der
Finanzierung von Autokdufen. Zudem gibt es fur Elektroautos schon Kaufpramien von bis zu
6.000 Euro. Die Probleme vieler Hersteller mit ihren Lieferketten, die durch Schliefungen von
Fabriken im In- und Ausland, Grenzkontrollen und das Wegbrechen von Flugfrachtkapazitat
gestort sind, werden durch Kaufpramien nicht beseitigt. Zudem kommt die Nachfrage bei
deutschen Herstellern inzwischen zu fast zwei Dritteln aus dem Export, den eine deutsche
Kaufprdmie nicht belebt. Da gleichzeitig die Importquote gestiegen ist, wiirde eine deutsche
Autopramie vor allem auslandischen Anbietern helfen. Industriepolitisch stitzt eine
Kaufprdmie die bestehende Produktpalette. Anders als in der Krise von 2009 befindet sich die
deutsche Autobranche in einem technologischen Umbau. Es herrscht Unsicherheit, welche
Technologie sich am Ende durchsetzen wird. Werden nur bestimmte Modelle geférdert, gibt
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die Politik die notwendige Technologieneutralitat auf. Fordert sie alle Modelle, hélt sie unter
Umstdnden den Wandel auf. Auch 0©kologisch ist die Pramie widersinnig, wenn sie zur
vorzeitigen Verschrottung funktionsfahiger Autos flUhrt. Je breiter die Pramie die
Produktpalette der deutschen Hersteller erfasst, desto geringer ist zudem die potenzielle CO2-
Einsparung durch eine Erneuerung der Flotte. Selbst bei einem Umstieg auf E-Autos ist beim
derzeitigen deutschen Strommix kein Klimaeffekt zu erwarten.

7. Wer die deutsche Automobilindustrie und die Industrie allgemein unterstitzen will, tut dies
am besten mit erweiterten Abschreibungsmoglichkeiten auf Investitionen und mit einer weiter
ausgebauten groRzigigeren Forderung der Forschung und Entwicklung. Zudem ist das
reibungslose Funktionieren von Lieferketten entscheidend, damit die Industrie wieder in Gang
kommt. Deshalb muss eine innereuropdische Abstimmung, etwa Uber die Offnung der
Grenzen, vordringlich vorangetrieben werden. Auch internationale Unterstitzungsprogramme
fur besonders betroffene Lander sind wichtig, damit die Wirtschaft sich auch anderswo erholt
und die Nachfrage fir deutsche Exportglter zurickkommt. Auch gabe der vom IfwW
vorgeschlagene Lastenausgleich den Unternehmen mehr Spielraum, die Nachfrage nach ihren
Produkten durch Preissenkungen anzuregen.

1) Zur Klimapolitik

1. Die Dekarbonisierung der deutschen (und europdischen) Wirtschaft und die Bekdmpfung der
Rezession sind zwei Ziele, zu deren erfolgreichen Erreichung (mindestens) zwei Instrumente
erforderlich sind: einerseits langfristig angelegte, stabile, berechenbare Rahmenbedingungen
fur die Energiewende, andererseits die oben diskutierten  konjunktur-  bzw.
stabilisierungspolitischen MaRRnahmen.

2. Fur eine erfolgreiche Energiewende braucht es richtige Preissignale — fossile Energieformen
missen relativ zu erneuerbaren schnell und deutlich teurer werden. Eine europaweite, alle
Sektoren umfassende Bepreisung von Treibhausgasemissionen im Rahmen eines
Emissionshandelssystems mit ambitionierten Mengenzielen wlrde die Erreichung
vorgegebener Emissionsreduktionsziele garantieren. Damit die Dekarbonisierung nicht zu
Deindustrialisierung fuhrt, ist ein WTO-rechtskompatibles CO2-Grenzausgleichsregime
notwendig, das Importe der CO2-Bepreisung unterwirft und Exporte davon befreit.

3. Kurzfristig sollte die CO2-Bepreisung in eine grundlegende Reform der Energiesteuern
eingebettet werden. Dazu gehdren vor allem die Absenkung der Stromsteuer auf das EU-
Minimum und ein perspektivischer Ausstieg aus der EEG-Umlage, die durch Finanzierung aus
dem Bundeshaushalt ersetzt werden sollte. Damit werden die Preissignale fir den
okologischen Umbau verstdrkt und gleichzeitig die Haushalte und Unternehmen entlastet.

4. Neben den richtigen Preissignalen braucht es auch eine ambitionierte, technologieneutrale
Forderung der Forschung und Entwicklung im Energiesektor. Diese macht es der Wirtschaft
leichter, die notwendigen Emissionsreduktionen mit minimalen Kosten zu erreichen. Konkret
scheint insbesondere die Forderung von groRen Experimentieranlagen, auch im Ausland
(Afrika), sinnvoll.

5. In dem Ausmal, in dem die unter Punkten 3 und 4 diskutierten MaRnahmen kurzfristig nicht
durch zusatzliche Einnahmen finanziert sind, bedeutet ihre Umsetzung eine willkommene
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Stimulierung der Konjunktur. Dies kann indes nur ein Nebeneffekt sein, ihre Dosierung muss
sich nach anderen Kriterien richten. Zudem ware mittelfristig eine adaquate Finanzierung aus
Steuermitteln zu gewahrleisten.

IV) Steuerpolitik und Finanzierung der Lasten nach der Krise

1. Kurzfristig erscheint eine Reform der Unternehmensbesteuerung (Abschaffung Soli, Absenkung
der Koérperschaftsteuer auf 10 Prozent) Uberfallig. Diese wirde die im internationalen
Vergleich mittlerweile sehr hohe steuerliche Belastung der Unternehmen ermafigen und den
Konjunkturaufschwung unterstitzen.

2. Unter Beriicksichtigung der bisher beschlossenen Mallnahmen wirde nach Prognose des IfW
der Finanzierungssaldo des Staates 2020 bei circa -5,3 Prozent des BIP liegen. Die mit den
jingst beschlossenen MaRnahmen zusammenhangende Kreditaufnahme der EU-Kommission,
der EIB und des ESM dirften zunachst die offentlichen Haushalte in Deutschland nicht
belasten, anders als derzeit im Gesprach befindliche hohere BNE-Eigenmittelzahlungen (nicht
in der Prognose enthalten). Die StabilisierungsmalRnahmen werden nach Prognose des IfW
den Bruttoschuldenstand des deutschen Staates in Prozent des BIP von 60,0 im Jahr 2019 auf
76,9 im Jahr 2020 steigen lassen.

3. Die Rickfiihrung des Schuldenstandes unter Einhaltung der Vorgaben der Schuldenbremse ist
ohne allgemeine Steuererh6hungen, insbesondere ohne die Einflihrung einer Vermébgenssteuer,
moglich. Die Schuldenbremse sieht eine Tilgung nur fir einen Teil der zusatzlichen Schulden
vor; diese Tilgung kann auf einen langeren Zeitraum gestreckt werden, spatestens in 20 Jahren
ist aber der Referenzwert eines Schuldenstandes von unter 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts wieder zu erreichen. Da auch in Zukunft immer wieder GroRkrisen
eintreten kénnen, ist die Finanzpolitik gut beraten, sich ambitionierte Ziele zu setzen, um die
fiskalischen Handlungsspielrdume zu erhalten. Durch den Konjunktureinbruch haben sich die
mittelfristigen Aussichten eingetriibt, was im Rahmen der ,Schuldenbremse” starkere
Konsolidierungsnotwendigkeiten bedeuten kénnte als die vorhersehbaren
Tilgungsanforderungen.

4. Mittelfristig ist eine grundlegende Reform des Einkommenssteuer- und Transfersystems
geboten. Hier sollte das Ziel darin bestehen, durch Behebung von Fehlanreizen in
Zusammenwirkung von Steuern und Transfers eine glatte Progressionskurve zu erhalten und
den Mittelstandsbauch abzubauen. Im Rahmen einer solchen Reform kann auch Gber eine
Anhebung des Spitzensteuersatzes nachgedacht werden. Hier sollte es vorrangig aber um
Vereinfachungen und Strukturbereinigungen gehen, nicht um eine allgemeine
Steuererhohung. Wenn Uberhaupt sollte Gber solche MaRnahmen erst nach Bewadltigung der
Krise diskutiert werden.

5. Mittelfristig sollte aulRerdem die Vereinfachung des Verbrauchssteuersystems (z.B.
Abschaffung der Kaffeesteuer, Schaumweinsteuer, Biersteuer, ...) und die Abschaffung von
Steuerprivilegien in der Umsatzsteuer angegangen werden.

6. Auf der Ausgabenseite gibt es erhebliche Einsparungspotentiale. Hier sei auf den in Kiirze neu
erscheinenden Kieler Subventionsbericht verwiesen.
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7. Die Riicklagen in den Sozialversicherungen diirften im Zuge der Krise aufgebraucht werden.
Reformen, die angesichts des demografischen Wandels ohnehin notwendig geworden waren,
sollten vorgezogen werden. Insbesondere sollte, um einseitige Belastungen der
Beitragszahler zu vermeiden, der jingst aulRer Kraft gesetzte ,Nachholfaktor” wieder geltendes
Recht werden. Die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung sollten anhand der
Lebenserwartung dynamisiert und der Bundeszuschuss an versicherungsfremden Leistungen
orientiert werden.

V) Europapolitische Aspekte

1. Das gemeinsame Papier der Bundeskanzlerin Merkel und des franzosischen Prasidenten
Macron ist der Tonalitdt nach zu begriRen. Es enthalt eine ganze Reihe von sinnvollen
Punkten, die Unterstltzung verdienen. Es enthalt allerdings auch Widersprichlichkeiten und
bleibt in wichtigen Fragen unklar.

2. European Recovery Fund. Dieser Fonds soll im Kontext des mehrjdhrigen Finanzrahmens der
EU zuséatzliche Mittel von 500 Milliarden Euro auf den Finanzmarkten aufnehmen und zur
Krisenbewaltigung beitragen, beispielsweise durch Investitionen in die Digitalisierung oder in
die Energiewende und durch Unterstltzung von Forschung und Entwicklung. Es soll einen klar
festlegten Umfang, eine Befristung und einen Rickzahlungsplan geben. Es handelt sich um
eine massive Ausweitung des EU-Budgets von bisher circa 1 Prozent des BIPs (ca. 140 Mrd.
Euro) um etwa 4 Prozentpunkte. Der European Recovery Fund beruht auf Art. 311 AEUV; er
umgeht das Problem der gesamtschuldnerischen Haftung einzelner Mitgliedsstaaten (die EU
haftet, und nicht die Mitgliedsstaaten). Dies sind Fortschritte im Vergleich zu Coronabonds.
Allerdings bleibt unklar, was mit den Mitteln finanziert werden soll und wie sie verteilt werden
sollen. Eine zu enge Verknlpfung mit Ubergeordneten oder langfristigen Zielen der EU wie
Digitalisierung oder Klimaschutz birgt die Gefahr, dass die Gelder nicht dort ankommen, wo
sie am besten der Krisenbekdmpfung dienen. Damit die EU fur die nachste Krise eine
eigenstandige automatische Stabilisierungsfunktion austiben kann, ware zu Uberlegen, ob sie
die Finanzierung eng definierter europaischer offentlicher Giter (Infrastrukturnetzwerke,
Grenzschutz, Forschung, ..) nicht zur Ganze Ubernehmen und dafir auch
Finanzierungsmoglichkeiten erhalten soll. Daflr wdre aber die Entwicklung langfristiger
Perspektiven fir die Tatigkeitsfelder der EU, die Kompetenzverteilung und die
Finanzverfassung erforderlich. Dies sollte nach der akuten Phase der aktuellen Krise
angegangen werden.

3. Strategische Souveranitat im Gesundheitssektor. Es ist sinnvoll, gemeinsam vorzusorgen, dass
wichtige Medizinprodukte stets zu guten Preisen und Qualitdt verfugbar sind, egal wo sie
hergestellt werden. Aber der pauschale Wunsch , Abhangigkeiten zu reduzieren ist gefahrlich:
Deutschland ist weltweit einer der wichtigsten Nettoexporteure von Medizinprodukten;
abgesehen von wenigen Ausnahmen ist nicht Deutschland abhangig von Lieferungen aus dem
Ausland, sondern das Ausland von Deutschland. Reagieren aulRereuropaische Lander genauso
wie die EU, kann das Streben nach Autarkie in einer Protektionsspirale eskalieren. Die Ziele,
Forschung zu koordinieren, gemeinsame Beschaffungs- und Bevorratungsstrategien und
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gemeinsame Pandemiepldne zu entwickeln und flr eine verbesserte Datenerhebung zu
sorgen, sind hingegen sinnvoll.

4. Green Deal und Digitalisierung. Wie schon im deutschen Kontext diskutiert, ist es nicht
sinnvoll, die akute Bekampfung der Corona-Krise mit der Beschleunigung von
Klimaschutzmalinahmen und Digitalisierung zu verkntpfen. Solche Mallnahmen mussen fir
sich genommen Sinn ergeben. Okologischer Umbau und eine digitale Agenda brauchen Zeit
und sind langerfristig orientiert, die Stabilisierungspolitik muss auf die akute Krise reagieren.
Ein sektorlibergreifender Emissionshandel (ETS), wie in dem deutsch-franzésischen Papier
angedacht, ist sehr zu begrifien. Allerdings steht das Beharren darauf, ,fir jeden Sektor einen
Fahrplan fir die o0kologische Erholung” zu erarbeiten, im Widerspruch eines
sektoribergreifenden ETS.

5. Die Wiederherstellung und der Ausbau des EU-Binnenmarktes und der Schengenzone sowie die
Starkung der WTO sind wichtige Initiativen. Eine bessere Diversifizierung der Lieferketten ist
dabei viel besser als Autarkiestreben geeignet, Versorgungssicherheit herzustellen. Die
ebenfalls in dem Vorschlag aufscheinende interventionistische europdische Industriepolitik,
die auf Subventionen und Abschottung aufbaut, ware wenig zielfihrend, wenn nicht gar
kontraproduktiv. Die EU hat in der Vergangenheit aus gutem Grund dazu beigetragen,
industriepolitische Verzerrungen auf nationaler Ebene einzuddammen. Sie sollte jetzt nicht die
gleichen Fehler machen, wie vorher die Einzelstaaten. Auch die Idee eines EU-Rahmens fir
Mindestlohne ist problematisch, weil damit das Subsidiaritdtsprinzip verletzt und potentiell
die Wettbewerbsfahigkeit gerade der armeren Mitgliedsstaaten zerstort wird.
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0 Zusammenfassung

Die Auswirkungen der durch Corona verursachten Vollbremsung der Wirtschaft sind zu diesem
Zeitpunkt noch nicht absehbar. Erste Schatzungen, z.B. des Bundeswirtschaftsministeriums, gehen
von einem Einbruch von ca. 6% des BIP aus, was mit dem Einbruch nach der Finanzkrise 2008
vergleichbar ware.

Dabei ist festzuhalten, dass Corona nur der Ausl6ser fiir eine langst tGberfallige Krise des
Weltfinanzsystems und der Weltwirtschaft war, die aufgrund der Geld- und Wirtschaftspolitik der
letzten Jahrzehnte in der ein oder anderen Form sowieso erfolgt ware. Der Reset des
Weltfinanzsystems, das von der Droge des billigen Geldes abhangig ist, wurde bereits vor Corona
angedacht und auf verschiedene Weise vorbereitet, z.B. durch Gedankenspiele zu einer
Vermoégensabgabe, der zunehmenden Bargeldverdrangung, der Bankenabwicklungsrichtlinie der
Europaischen Union und anderen MalRnahmen. Der Corona-Schock wird diese Entwicklung
beschleunigen.

Ebenfalls bereits in den letzten Jahren begann ein Prozess der De-Globalisierung und Re-
Regionalisierung der Weltwirtschaft, den ich bereits 2006 prognostiziert hatte. Die Prasidentschaft
von Donald Trump und der Brexit sind hier nur zwei der auffalligsten Merkmale.

Die Corona-Krise wird nur durch massive Staatsausgaben zu bewaltigen sein. Kaum ein
wirtschaftspolitisches Dogma hat Deutschland in den letzten Jahren so geschadet wie das Dogma der
schwarzen Null. Dabei sind direkten staatlichen , staatlichen Investitionen und ,Helikoptergeld” in
Form von Arbeitslosengeld und Konsumgutscheinen der Vorzug vor Krediten zu geben. Denn durch
Corona erfolgen Umsatz- und Gewinneinbriiche. Wiirden diese durch Kredite kompensiert, missten
solche Kredite zurlickgezahlt werden, was wiederum zu Einsparungen und Entlassungen bei den
Unternehmen flihren wiirde. Als Folge der MaRnahmen werden die Schulden der Industrienationen
um 30% des BIP steigen. (Grobe erste Schatzung.) Ein solcher Anstieg ist unvermeidlich.

Dies bietet die Chance fiir den deutschen Staat, lange versaumte Infrastrukturinvestitionen
nachzuholen und insgesamt die Staatsausgaben in Richtung mehr Produktivitat und Wachstum
umzubauen. Japan gibt z.B. als Prozentsatz des BIP 60% mehr als Deutschland fiir staatliche
Investitionen aus (3,6% vs. 2,4%), Frankreich immerhin 40% mehr.

Der entstanden Schuldenberg wird monetisiert werden mussen, d.h. in einen Schuldentilgungsfonds
Uberfiihrt, dessen Zahlungen dann extrem lang gestreckt werden. Ich schliefe mich hier Dr. Daniel
Stelter an, der einen europaischen Fonds bei der EZB vorschlagt, in den jedes Land Schulden in Hohe
von 70% des Vorkrisen-BIP einbringen kann, in dem also gut wirtschaftende Lander auch fir ihre
Haushaltsfiihrung belohnt werden.

Corona bietet auch die Chance fiir eine Vielzahl von begleitenden MaRnahmen, die ich in meiner
Stellungnahme auffiihre. SchlieBlich muss das Thema ,,Digitale Diktatur” ernst genommen werden.
Corona ist ein massives Forderprogramm fir die bereits jetzt extrem machtigen Internetkonzerne,
die unser Leben zu beherrschen drohen, wenn wir sie nicht demokratisch kontrollieren und durch
Gesetzgebung einhegen.
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1 Die Situation vor Corona

Die Situation der Weltwirtschaft war bereits vor der Corona-Pandemie prekar. ,Wenn man ehrlich
ist, steckt uns die Finanzkrise heute noch in den Knochen”, so Angela Merkel auf dem
Weltwirtschaftsforum in Davos im Januar 2019. Die deutsche und grol3e Teile der Weltwirtschaft
steuerten bereits 2019 auf eine Rezession zu. Die Bewaltigung der Finanzkrise nach 2008 und spater
der Eurokrise nach 2010 war mit den falschen Mitteln versucht worden: einer globalen
Geldschwemme bei gleichzeitig unzureichender Gesetzgebung bzw. Ordnung der Finanzmarkte und
weitgehend fehlenden Strukturreformen. Auch die Anfang 2018 in den USA in Kraft getretenen
Steuerreformen machen da keine Ausnahme: hier wurden Wahlgeschenke verteilt, die die USA zur
groRRten Schuldenmaschine der Welt machen. Bereits vor der Corona-Pandemie probten viele
Staaten der Welt den Reset des Finanzsystems — durch die schrittweise Verdrangung von Bargeld, die
Erprobung von Bankensanierungen und Teilenteignung von Bankkunden (Zypern,
Abwicklungsrichtlinie der EU) und die Entwicklung hin zu einem Finanzsystem, das immer mehr
planwirtschaftliche Zige aufweist.

1.1 Niedrig- und Negativzinsen, hohe Schulden

Nahezu alle entwickelten Industrienationen haben versucht, die Folgen der Finanzkrise durch
Niedrig- und Negativzinsen sowie eine globale Geldschwemme zu bekdmpfen. Strukturreformen wie
zum Beispiel ausreichendes Eigenkapital, ein Verbot oder eine strenge Regelung fiir toxische
Finanzprodukte oder eine Finanztransaktionssteuer fanden nicht oder unzureichend statt oder
geradezu kontraproduktiv umgesetzt. Ein Beispiel ist die Aktiensteuer in Deutschland, die wiederum
Kleinsparer belastet, das eigentliche Problem, namlich Nanotrading und Derivate, aber nicht anfasst.
Viele andere lassen sich finden, zum Beispiel bei der Umsetzung der Aufklarungspflichten und
Haftungsvorschriften.

Stattdessen haben die Notenbanken durch den Aufkauf von Anleihen und ,Monetary Easing” ihre
Bilanzen aufgeblaht und Liquiditat in den Markt gegeben. Bereits im November 2019 wurde
gemeldet, dass die globalen Schulden ein neues Rekordhoch erreicht hatten. Nun zog S&P nach: fir
die Staatsverschuldung wird Ende 2020 ein Stand von 53 Billionen Dollar erwartet. Damit nahert sich
alleine die Staatsverschuldung immer weiter der globalen Wirtschaftsleistung.

Zwischenzeitliche Versuche, zum Beispiel der Federal Reserve, aus den der Ara des Gelddruckens und
der Niedrigzinsen auszusteigen, wurden von Donald Trump in gewohnt populistischer Manier
vereitelt. Der US-Prasident drosch so hart auf den Chairman der Federal Reserve, Jerome Powell, ein,
dass dieser nachgab und den Ausstieg aus der Niedrigzinspolitik rlickgangig machte. Unter anderem
twitterte Trump, dass das Fed verriickt geworden sein, und dass das Fed das einzige Problem der US-
Wirtschaft sei. Ein anderes Mal nannte er die Fed "die groRRte Bedrohung, groRer als China."
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Die Schuldenorgie hat nicht nur eine Wachstums- sondern auch eine Verteilungswirkung. Profiteure
dieser Entwicklung waren tiberwiegend die Staaten, die sich billiger verschulden konnten und groRe
Kreditnehmer (Konzerne, private Equity, Family Offices), die sich billig verschulden und
Vermogenswerte erwerben konnten. Einen GroRteil der Zeche zahlt die Mittelschicht in Nationen mit
hoher Sparneigung, zum Beispiel in Deutschland. ZinseinbufBen auf die ungefahr 6,5 Billionen Euro an
Geldvermdgen. Die deutsche Mittelschicht legt liberwiegend in Geldvermogen an: Bank- und
Sparguthaben, Lebensversicherungen. Aktien und Unternehmensanteile befinden sich wiederum
Uberwiegend in der Hand der Reichen.

Das kostet die Deutschen ungefihr 80 bis 120 Milliarden Euro pro Jahr, wie ich bereits 2016 schatzte.!

Daniel Stelter schitzt die Gesamtkosten fiir Deutschland auf 1.000 bis 2.000 Milliarden Euro.? Ich
zitiere eine langere Passage aus einer Titelgeschichte des Spiegel:

,Der deutsche Sparer, so belegen es die Zahlen, ist ein Narr. Er spart sich nicht reich, sondern
arm. Er vernichtet sein Vermogen, anstatt es zu vermehren. Er wirft sein Geld praktisch weg. Ja
ist er denn véllig verriickt geworden?“3

1.2 Geringes Produktivitatswachstum

Nach der Finanzkrise haben die Industrienation nicht zu produktiven Wachstum zuriickgefunden.
Zwar ist der Riickgang von Arbeits- und totaler Faktorproduktivitat ein langfristiger Trend, aber
Europa und die anderen alten Industrienationen miissen unbedingt wieder ein angemessenes
Produktivitatswachstum erreichen, um zum Beispiel das demographische Problem bei der
Alterssicherung zu l6sen. Nur, wenn die Arbeitsproduktivitat steigt, kobnnen weniger Erwerbstatige
mehr Rentner versorgen.

1 Otte, Investieren statt sparen, Kap. 2, ,,Die dritte oder vierte Enteignung der Deutschen”.
2 Das Marchen vom reichen Land, S. 185.
3 DER SPIEGEL, 08/2016, S. 15.
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Quelle: Sachverstandigenrat zur Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Nationaler
Produktivitatsbericht 2019, S. 100.

Die Politik nach der Finanzkrise war in keinerlei Weise geeignet, das Produktivitdatswachstum wieder
zu erhohen. Im Gegenteil, die getroffenen MaBnahmen waren geradezu dazu geeignet, das
Produktivitatswachstum zu driicken. Ein negatives Produktivitdatswachstum — eine sinkende
Arbeitsproduktivitdt — scheint nicht ausgeschlossen, wenn wir so weitermachen.

e Die hohere Staatsverschuldung floss liberwiegend in unproduktiven Konsum wie Renten oder
Ausgaben fir Migration; notwendige Infrastrukturausgaben bei Verkehr, Datennetzen,
Wissenschaft, Forschung, Bildung und 6ffentlicher Sicherheit wurden vernachlassigt, ganz
besonders in Deutschland.*

e Auch die Unternehmen tatigten deutlich zu wenig Investition in Kapitalglter, Forschung und
Innovation. Auch hier ist Deutschland leider Trendsetter, so dass Industrie abwandert: alleine
seit 2016 sank der Anteil der Industrie von 23 auf heute 21,5 Prozent.

e Komplexe Regelwerke im Finanzsektor belasten Volks- und Raiffeisenbanken und Sparkassen
und die Mittelschicht, wahrend die groBen und spekulativ orientierten Finanzmarktakteure
weitermachen dirfen. Die Automobilbranche (Diesel), der Einzelhandel (Bonpflicht) und viele
andere Branchen werden durch immer planwirtschaftlichere Vorgaben stranguliert.

e Unzureichende Sanierung des europaischen Bankensystems.

e Durch die Mdoglichkeit der billigen Verschuldung werden — wie bereits nach 1990 in Japan —
Zombieunternehmen am Leben gehalten, in denen viele Menschen eigentlich sinnlosen
,Bullshitjobs” nachgehen.?

e In den USA haben sich die GroRunternehmen in groBen AusmaR verschuldet, um eigene
Aktien zuriickzukaufen und so das Wachstum der Gewinne je Aktie zu schénen und die
[llusion von Wachstum zu erzeugen. Reale Investitionen unterblieben. Und das System wurde
anfalliger.

4 Stelter, Coronomics, S. 146ff., Das Marchen vom reichen Land, S. 183ff., Otte, Weltsystemcrash, S. 184ff.
5 Stoferle et. al., Die Nullzinsfalle, S. 119.
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1.3 Abstieg der Mittelschicht, Aufblahung der Asset-Markte und ungleiche
Vermogensverteilung sowie Populismus als globales Phanomen

Die Niedrig- und Nullzinspolitik hat auch verteilungspolitisch sehr hochst bedenkliche
Nebenwirkungen. Die Vermogenswerte der Vermodgenden werden aufgeblaht, diejenigen, die von
lhrem Arbeitseinkommen leben miissen, fallen zurtick, auch aufgrund des mangelnden
Produktivitatswachstums.

Es ist eine Schicht globaler Superreicher entstanden, die sich weit von der Gesellschaft entfernt
haben oder in manchen Fallen massiv Einfluss auf diese nehmen. Bereits 2014 befand sich laut
OXFAM-Studie die Hilfte aller Vermégenswerte der Welt in den Handen des reichsten 1 Prozent.”
Das ist neben dem Anstieg der Vermogenswerte auch darin begriindet, dass die Monopolkontrolle
nicht mehr effektiv funktioniert, Internetkonzerne nicht wirklich durch eine umfassende
Gesetzgebung geregelt werden und die Steuersysteme wirklichen Reichtum privilegieren und die
Mittelschicht bis an die Grenze des Ertraglichen belasten.

Es droht das, was Hans-Peter Martin und Harald Schumann in ihrem Bestseller Die
Globalisierungsfalle bereits 1996 die ,Brasilianisierung Europas” nannten: eine massive Spaltung der
Gesellschaft, Reichenghettos und Sicherheit, Gesundheit und Bildung als private Guter fir die
Vermdgenden bei gleichzeitigem Abstieg der Mittelschicht.® Das Gesellschaften mit einer moderat
egalitdren Einkommensverteilung besser dastehen, zeigt eine Untersuchung der Epidemologen
Richard Wilkison und Kate Pickett aus dem Jahr 2009.

5 Wiedergegeben in Otte, Weltsystemcrash, 187.
7 Weltsystemcrash, S. 205
8 Schumann / Martin
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Auch der Populismus in den Industrienationen kommt nicht aus heiterem Himmel, sondern ist eine
direkte Folge der sehr realen Probleme der Mittelschicht in den Industrienationen. Donald Trump hat
zum Beispiel seinen Wahlkampf primar mit wirtschaftlichen Themen gewonnen. Fiir die USA hat der
sehr erfolgreiche Hedgefondsmanager Ray Dalio, der seit (iber 50 Jahren im Geschaft ist, den
Zusammenhang zwischen ungleicher Vermogensverteilung und Populismus dokumentiert:

10

Die Zusammenhange sind ja durchaus ursachlich. Durch die Niedrigzinsen explodierten die
Immobilienpreise, die Mieten zogen nach. Die Léhne und Realeinkommen stagnierten. Da ist zum
Beispiel die Forderung nach einem Mietendeckel verstindlich, wenngleich der falsche Weg. Mehr

% Wiedergegeben in Otte, Weltsystemcrash, S. 231.
10 wiedergegeben in Otte, Weltsystemcrash, S. 201.
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offentliche Investitionen in den Wohungsbau und mehr Sozialwohnen und Genossenschaften waren
zu bevorzugen.

1.4 Divergenzen in der Eurozone

Die geplante Eurozone funktioniert in dieser Form nicht und wird in der Folge zu erheblichen
politischen Problemen in der EU sowie am Ende zu einer grundlegenden Reform der EU flihren. Das
prognostizierte ich in einem Arbeitspapier fiir den American Council on Germany im April 1998.%! Seit
der Eurokrise 2010 wissen wir, dass die scheinbare Konvergenz der Lander in der Eurozone eine
[llusion war. Die Zinsspreads explodierten, und nur dank massiver Intervention der Staaten und
Notenbanken konnte bis heute der Euro aufrechterhalten werden.

Die Reform fands statt, allerdings nicht, wie ich es mir erhofft hatte, in Richtung groRerer
Subsidiaritat und Flexibilisierung, sondern hin zu mehr Zentralismus. Das Rezept der Finanzkrise
wurde diesmal auf europaischer Ebene angewandt: Schulden und Kredite. Die schwachen Lander der
Eurozone kénnen damit weiter importieren und innereuropaische Handelsbilanzdefizite
aufrechterhalten. Anpassungsdruck wird weggenommen oder durch birokratische Mechanismen wie
die Troika ersetzt, die meistens nicht effektiv sind und politische Missstimmung schaffen.

Ja es scheint, als ob die massive Verschuldung geradezu dazu genutzt wird, die weitere
Zentralisierung zu beschleunigen, ohne die wirklichen Probleme zu |6sen. Die diskutierten Corona-
Bonds sowie die Merkel-Macron-Initiative fir ,,Wiederaufbaufonds“ zeigen in dieser Richtung.

Die Eurozone: ein verlorenes Jahrzehnt

Arbeitslosigkeit (in Jugendarbeits- BIP (Billionen US-$)
Prozent) losigkeit (in Prozent)

2008 2018 2008 2018 2008 2018
Griechenland 7,8 18,1 0,35 0,22
Spanien 10,8 14,7 24,6 32,7 1,64 1,43
Portugal 7,8 6,8 20,7 17,2 0,26 0,24
Italien 6,8 10,1 22,1 30,5 2,39 2,07
Frankreich 7.4 8,7 19,2 20,1 2,92 2,78
Deutschland 7,2 3,1 10,0 5,1 3,75 3,99
Eurozone 7,4 7,3 15,2 15,9 14,12 13,67

Quelle: www.tradingeconomics.com

11 Max Otte, The Euro and the Future of the European Union, New York, American Council on Germany
Occassional Paper #5, April 1998.
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Genlitzt hat es nichts. Seit der Eurokrise haben sich die Lander der Eurozone auseinanderentwickelt.
Die meisten Lander der Eurozone haben noch nicht die Wirtschaftsleistung vor der Finanzkrise
erreicht. In Griechenland liegt das BIP um ein Drittel unter dem Vorkrisenniveau, in Italien um fast 20
Prozent — bei stark gestiegenen Schulden. Die pro-Kopf-Wirtschaftsleistung in Italien liegt damit auf
dem Niveau von Ende der 1990er Jahre.

Nur wenige Lander, wie zum Beispiel Deutschland, konnten ihre Wirtschaftsleistung tGber
Vorkrisenniveau steigern. Wahrend die Eurozone insgesamt zwischen 2008 und 2018 um 3,1 Prozent
schrumpfte, wuchsen die USA um 39,3% und China um 196,5%.%2

1.5 Die Deutschen: die armen Verwandten der Eurozone

Der deutschen Wirtschaft geht es vordergriindig in der Eurozone gut. Allerdings nur vordergriindig.
Die in Nicht-Okonomensprache ausgedriickte Tatsache, dass der Euro letztlich zu schwach fiir
Deutschland ist, flihrt dazu, dass die schwacheren Lander der Eurozone zu viel in Deutschland
kaufen, Deutschland hat Exportiiberschiisse mit diesem Landern. Fiir dieser Exportiiberschiisse
vergibt Deutschland Kredite, zum Beispiel in Form der Target-ll-Salden. Damit baut Deutschland
Auslandsvermogen auf.

Bereits 2013 schockierte die Europaische Zentralbank mit einer Studie, nach der die Deutschen beim
Haushaltsvermoégen das Schlusslicht der Eurozone bildeten. Danach waren italienische Haushalte
durchschnittlich viermal so reich, selbst griechische doppelt so reich wie die Deutschen. Und das,
obwohl die Deutschen im internationalen Vergleich eine hohe Sparquote haben.

13

Dieses kontraintuitive Ergebnis lasst sich im wesentlichen mit zwei Faktoren erklaren.

12 Otte, Weltsystemcrash, S. 315.
13 Otte, Weltsystemcrash, S. 341.
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1. Die Deutschen legen ihr Geld schlecht an, ndmlich Gberwiegen in Konto- und Sparguthaben
sowie in Lebens- und Altersversicherung. Aktien- und Immobilienbesitz sind im
internationalen Vergleich niedrig.

2. Deutschland insgesamt legt sein Auslandsvermdégen schlecht an, ndmlich zu einem grofRen
Teil ebenfalls in Geldforderungen, die keine oder kaum Zinsen einbringen und zudem von der
Inflation in Mitleidenschaft gezogen werden. Die Target-II-Salden, aber
Alleine in der Zeit seit der Finanzkrise hatte Deutschland zwischen zwei und drei Billionen
Euro zuséatzliches Auslandsvermégen aufbauen kénnen, wenn wir unser Geld ahnlich gut
angelegt hatten wie Kanada oder Norwegen. Pro Kopf waren das zwischen 28.000 und
37.500 Euro.™

Der fur Deutschland zu niedrige Euro hat aber neben der Tatsache, dass die Deutschen verarmen,
auch drei weitere negative strukturelles Auswirkungen:

1. Andere Lander, bzw. die Unternehmen anderer Lander, kaufen hingehen massiv deutsche
Unternehmen und Aktien. Selbst die USA, die ein groBer Nettoausslandsschuldner sind,
nutzen die niedrigen Zinsen, um deutsche Unternehmen zu kaufen, von dem Ertrag
deutscher Unternehmen zu profitieren und hier mitzureden. Ein Beispiel ist die gigantische
Vermogensverwaltungsgesellschaft Blackrock mit einem verwalteten Vermoégen von liber 5
Billionen US-Dollar, die bei fast allen deutschen Unternehmen groRter Anteilseigner ist.
Deutscher Cheflobbyist flr das Unternehmen ist Friedrich Merz.

2. Der Anpassungsdruck flir deutsche Unternehmen, ihrer Produktivitat zu steigern und
angemessene Lohne und Gehalter zu zahlen, ist gering. Stattdessen haben wir in Deutschland
einen massiven Anstieg der Beschaftigung im Niedriglohnsektor. Das ist ein Pyrrhussieg. Das
es auch anders geht, zeigt die Schweiz.

3. Die deutsche Wirtschaft hat eine zu hohe Exportlastigkeit und wird damit besonders
krisenanfallig, wahrend im Lande die Infrastruktur verfallt.

1.6 Die Wirtschaft steuerte bereits vor Corona auf eine Rezession zu

All dies — die hohen Schulden, die fehlenden Strukturreformen, das Strohfeuer der Trumpschen
Wirtschaftsreformen, die Zombifizierung der Wirtschaft fliihrten dazu, dass die deutsche, aber auch
die Weltwirtschaft bereits vor der Corona-Pandemie unweigerlich auf eine tiefe Rezession, wenn
nicht noch groRere Krise zusteuerten. Anfang 2018 wagte ich mich auf dem Fondskongress in
Mannheim mit der Prognose heraus, dass der Crash noch in er ersten Amtszeit vom Donald Trump
stattfinden wird. Zu lange haben wir die Probleme der Welt vor uns hergeschoben, zu lange Geld
gedruckt und ansonsten nichts getan.

. In den USA befand sich die Industrie in einem anhaltenden Abwartstrend.
J In Deutschland brachen Produktion und Auftragseingang Ende 2019 massiv ein.

14 Stelter, Coronomics, S. 182 — 183.
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J Chinas Wirtschaft ist massiv verschuldet, von Fehlallokationen gepragt, und den
chinesischen Wachstumszahlen ist vielleicht noch weniger Glauben zu schenken, als
denen aus dem USA und aus dem Westen.

J Japan befindet in einer heftigen Rezession, unter anderem ausgelost durch eine
weitere Anhebung der Mehrwertsteuer.

1.7 Der Reset des Weltfinanzsystems war bereits vor Corona in Vorbereitung

Der Reset der Wirtschaft war unvermeidlich und ware auch ohne Corona eingeleitet worden. Ich und
etliche unabhingige Okonomen warnen schon langer vor einer groReren Krise oder auch einem
fundamentalen Wandel der Wirtschaft, unter anderem auch Daniel Stelter und Markus Krall. Im Jahr
2015 schrieb der Hollander Willem Middelkoop ein Buch mit dem Titel Der grof3e Neustart (The Big
Reset).’® Etwas zu friih vielleicht aber in den Grundlinien der Argumentation durchaus bis heute
stimmig. Die Notenbanken kommen von der Droge des billigen Geldes nicht mehr los. Es muss eine
grundlegende Politikdanderung, verbunden mit einem Neustart des Finanzsystems erfolgen.

Regierungen, internationale Organisationen und NGOs fiihren bereits Gedankenspiele durch und
machen Plane, wie ein solcher Neustart aussehen konnte. Bereits 2013 schlug der Internationale
Wahrungsfonds und seiner damaligen Direktorin Christine Lagarde eine Vermdgensabgabe von 10
Prozent auf alle Vermégen vor.®

Seit 2014 drangt eine machtige Allianz aus Staaten, Banken, e-Pay- und e-Commerce Anbietern auf
die Abschaffung oder zumindest Marginalisierung des Bargeldes.'” Die Interessenlage ist klar — e-Pay-
Anbieter verdienen durch die Privatisierung des kostengiinstigen und rechtssicheren Gutes Bargeld
viel mehr, e-Commerce-Anbieter bekommen noch mehr Daten und Banken werden noch machtiger,
wenn Kunden ihr Geld nicht mehr abheben konnen. Massiv profitieren auch die Staaten, die eine
schleichende Geldvernichtung durch Negativzinsen oder eine schnelle durch Wahrungsschnitte viel
besser durchsetzen kénnen.®

Im November 2016, als die Augen der Welt auf den neugewalten US-Prasidenten Donald Trump
gerichtet waren, flihrte Indien ein laut Cicero ,brutales Sozialexperiment” durch, indem die
Regierung Uber nach die beiden groRten Banknoten des Landes abschafften und die Bevolkerung
zwar, diese bei einem giiltigen Konto umzutauschen.? In einem Land, in dem rund ein Viertel der
Bevolkerung keine Bankkonten hat, war dies mit erheblichen 6konomischen Harten verbunden.
Lange Schlange bildeten sich vor Banken; das Land hatte monatelang mit dieser Disruption zu
kampfen. Lastwagenfahrern ging der Sprit aus, Bauern konnten nicht sdaen. Kontrolleure der

15 Willem Midellkoop, Der groRe Neustart — Kriege um Gold und die Zukunft des globalen Finanzsystem,
Weinheim, 2015.

16 https://www.bild.de/geld/wirtschaft/reich/iwf-plant-zehn-prozent-zwangsabgabe-auf-vermoegen-
33266592.bild.html

7 https://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/geld-ausgeben/nachrichten/oekonom-rogoff-will-
bargeld-abschaffen-13274912.html

18 Max Otte, Rettet unser Bargeld, Berlin 2016.

1% https://www.cicero.de/wirtschaft/bargeldverbot-in-indien-ein-brutales-sozialexperiment
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Behdrden gingen durch Wohnungen, um Gold zu beschlagnahmen.? All dies geschah aber nicht aus
heiterem Himmel, sondern wurde durch die , Better than Cash Alliance” vorbereitet, einer
Lobbyorganisation zur Abschaffung des Bargeldes. Wie der Handelsblatt-Journalist Norbert Haring
bereits im April 2016 beschrieb, spielt Bill Gates auch hier eine Rolle.?*

In der Europaischen Union wurde 2013 in Zypern zum ersten Mal die Sanierung von Banken durch
Heranziehen privater Kontoguthaben geplant. Die Zeit fasste es im folgenden Jahr pragnant

zusammen: , Land gerettet, Biirger pleite.“??

Bei alledem ist klar, dass die Geldpolitik alleine nicht mehr ausreichen wird, um eine schwachelnde
Weltwirtschaft in Gang zu halten. Verschiedene Staaten planen daher massive Anschubinvestitionen.
Schon zu Beginn der Amtszeit von Donald Trump spekulierte das angesehene amerikanische
Wirtschaftsmagazin Fortune darliber, in welcher Weise Trump Infrastrukturprogramme starten
wiirde.? Die tiefe Spaltung des Landes sorgte jedoch dafiir, dass Washington sich weitgehend mit
sich selbst beschaftigte. In Europa stellte Christine Lagarde im Dezember 2019 einen europaischen
,grinen New Deal” vor, der mit staatlichen Investitionen in Hohe von mindestens 100 Milliarden
Euro ein Gesamtinvestitionsvolumen von 1 Billion Euro mobilisieren sollte.?*

2 Der Corona-Schock: die unmittelbaren Auswirkungen

2.1 Unmittelbare Wachstumseinbufien und Insolvenzen

Nach anfanglichem Zégern hat die Bundesregierung, wie viele anderen Regierungen in der Welt,
drastische MaBRnahmen zur Bekdmpfung des Corona-Virus angeordnet, deren Wirksamkeit von
etlichen Experten angezweifelt wird, und die einen drastischen Einschnitt in unsere Grundrechte
darstellen. Das 6ffentliche Leben sowie in vielen Bereichen das Wirtschaftsleben steht weitgehend
still.

Die Folgen sind massiv: eine Pleitewelle droht, die Arbeitslosigkeit schielit in die Hohe. Der
Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schatzt den Riickgang
des deutschen Bruttoinlandsprodukts 2020 auf 2,8 bis 5,4 Prozent. Das
Bundeswirtschaftsministerium schatzt den Riickgang des BIP aufgrund der Corona-Pandemie im Jahr
2020 auf preisbereinigt 6,3 %. Fiir das Jahr 2021 wird im Zuge des Aufholprozesses ein Zuwachs in
Héhe von 5,2 % erwartet.?

20 https://www.goldreporter.de/eskalation-indische-regierung-beschlagnahmt-gold/gold/62673/

21 https://norberthaering.de/bargeld-widerstand/better-than-cash-2/

22 https://www.zeit.de/wirtschaft/2014-03/zypern-finanzkrise

23 https://fortune.com/2017/02/16/president-donald-trump-economy-executive-orders-policy/

24 https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de

25 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2020/20200429-altmaier-corona-pandemie-fuehrt-wirtschaft-
in-rezession.html
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Das ware in etwa ein Im Jahr 2009 schrumpfte die deutsche Wirtschaft aufgrund des drastischen
Rickgangs der Exporte um 5,7 Prozent. Damals haben wir den Absturz der Weltwirtschaft durch eine
Schuldenorgie der Notenbanken verhindert. Heute helfen Geldpolitik und Niedrigzinsen alleine nicht
mehr. 2020 treffen ein Nachfrage- und ein Angebotsschock aufeinander. Mehr Geld flhrt im Zuge
eines sich verknappenden Giterangebots schnell zum Anstieg der Inflation, wie es jetzt schon bei
bestimmten Lebensmitteln zu beobachten ist.

Es missen direkte keynesianische MaRnahmen her, also direkte Staatsnachfrage. Direkte Beihilfen an
Unternehmen und Menschen, wie zum Beispiel das Arbeitslosengeld werden direkt
nachfragewirksam — sie sind im Prinzip das in der Vergangenheit schon 6fter erwahnte
Helikoptergeld. Der Nachfrageausfall aufgrund der Krise soll damit teilweise kompensiert werden. In
der Sprache der Okonomen: der Staat ist nach Geldpolitik und Angebotspolitik (Verbesserung der
Produktionsbedingungen) teilweise zur direkter keynesianischer Nachfragepolitik (ibergegangen.
Keine Frage: wir sind so oder so im 6konomischen Endspiel. Corona ist die ideale Begriindung fiir all
die MaBnahmen, die vorher nicht umgesetzt werden konnten.

Dazu hat der Bund einen Nachtragshaushalt Gber 156 Mrd. Euro beschlossen und die Schuldengrenze
auBer Kraft gesetzt: die Corona-Pandemie stelle eine auBergewdhnliche Notsituation dar, die sich der
Kontrolle des Staates entziehe und die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtige. Dieser
Nachtragshaushalt entspricht knapp 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Mallinahmen
umfassen:

e Ein Hilfspaket tiber 50 Milliarden Euro fiir Soloselbstandige und Kleinunternehmer.
Unternehmen bis zu flinf Beschaftigte erhalten 9.000€, Unternehmen bis zu 10 Beschaftigten
0.000.

e Selbstdndige erhalten leichter Zugang zur Grundsicherung (Hart IV); die Vermégenspriifung
wird flir 6 Monate ausgesetzt.

e Die Kurzarbeiterregelung wurde wesentlich erweitert: nur zehn Prozent der Beschaftigten
miussen von Kurzarbeit betroffen sein, damit Unternehmen Lohnkoste und Sozialabgaben
von der Bundesagentur fir Arbeit bezahlen lassen kénnen. Auch Leiharbeiter sind
eingeschlossen.

e Betriebe und Unternehmen sollen sehr leichten Zugang zu Krediten und Kreditbiirgschaften
der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) haben. Im staatlichen
»Wirtschaftsstabilisierungsfonds” sind 400 Milliarden Euro fiir Kredit und 100 Milliarden Euro
far ,KapitalmalRnahmen®, also direkte Beteiligungen, enthalten.

e Wenn Unternehmen direkt von der Pandemie betroffen sind, kénnen sie Steuerstundungen
beantragen. Bis Ende 2020 wird zudem auf Vollstreckungsmafnahmen und
Steuerstundungen verzichtet.?®

Die endgiiltigen Folgen der Corona-Pandemie sind noch nicht klar. Noch sind die wirtschaftlichen
Folgen des Lockdowns beherrschbar und global vielleicht ungefahr mit der Finanzkrise 2008 — 2009

26 Stelter, Coronomics, S. 51 f.
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vergleichbar. Mit jeder Woche erhdhen sich die wirtschaftlichen Folgekosten. In den USA wagt der
Bundesstaat Georgia den Schritt aus dem Lockdown, obwohl er stark betroffen ist. In NRW dirfen ab
dem 1. Mai religiose Versammlungen wieder stattfinden. Insgesamt geht es im Mai voran mit den
Lockerungen.

2.2 Staatsverschuldung

Es ist offensichtlich, dass die Staatsverschuldung von einem bereits nicht-nachhaltigen Niveau aus
noch einmal sprunghaft ansteigen wird. Die Europaische Zentralbank will dem Markt 750 Milliarden
Euro an Liquiditat zufiihren, die EU hat die Schuldenbremsen ausgesetzt, die Bundesregierung will
600 Milliarden Euro bereitstellen. Wenn es aber schon 2019 ausgeschlossen war, dass die Welt ohne
besondere MaRRnahmen von ihrem Schuldenberg herunterkommen wiirde, so ist es nach Corona
mehr als offensichtlich. Einige Indikationen fiir das AusmaR der (notwendigen) Neuverschuldung der
Staaten gebe ich in Kapitel 3 (Was jetzt zu tun ist). Bereits vorab: eine Schuldenbremse ist der falsche
Weg. Wir werden um massive Neuverschuldung nicht umhinkommen.

2.3 Inflation

Laut einer Studie der Federal Reserve Bank von San Francisco vom Marz 2020 kam es bei allen zwolf
untersuchten Pandemien, darunter die Pest, die Spanische Grippe und die HINI-Grippe, zu einem
deutlichen Anstieg der Realldhne, obwohl die Regierungen das in manchen Fillen bremsen wollten.?’
Wenn das auch diesmal der Fall sein sollte, wiirde sich der langfristige Trend zu niedrigeren
Lohnguoten umdrehen, was aus gesellschaftspolitischer Sicht durchaus sinnvoll ware. Damit dirften
aber auch die Preise tendenziell steigen und die Inflation sich beschleunigen.?

2.4 Beschleunigter Strukturwandel in Richtung virtuelle Wirtschaft

Wahrend grolRRe Teile der Wirtschaft stillstehen, die Automobilindustrie eine Vollbremsung hingelegt
hat und im Gast- und Hotelleriegewerbe eine Pleitewelle groRen Ausmales droht, boomt die
virtuelle Wirtschaft. Anbieter von Videokonferenzen wie Zoom haben Hochkonjunktur.

Die groRRten Krisengewinner aber heiRen Microsoft, amazon, Alphabet (Google), Netflix & Co. Im Mai
2020 hatte der Aktienkurs von amazon das vorherige hoch von Februar um 10 Prozent (iberschritten,
Microsoft hatte das alte Allzeithoch wieder erreicht, Alphabet (Google) stand nur acht Prozent
darunter. Die Corona-Pandemie ist somit ein gigantisches Strukturférderungsprogramm fiir die
groRen amerikanischen (und chinesischen) Internetoligopolisten, das in seinem Umfang nicht
Uberschatzt werden kann und weitaus wertvoller ist als die Finanzhilfen, die jetzt vom Staat and
Kleinbetriebe, Mittelstandler und Produktionsbetriebe ausgehandigt werden.

Damit wird Europa in der Weltwirtschaft noch weiter an den Rand gedrangt. Die groRen
Internetkonzerne, um deren Zerschlagung und Regulierung schon vor der Corona-Krise eine

27 Stelter, Coronomics, S. 124.
28 https://www.wiwo.de/my/politik/konjunktur/treibt-corona-die-inflation-ja-nach-der-krise-kommt-die-
inflation-mit-macht/25845292.html?ticket=ST-2448879-UoDbwEE9EOWGXYJy9TXT-ap5
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Diskussion entflammt war, werden noch machtiger.?® Der Mittelstand und Selbstandige geraten
weiter unter Druck.

Ich enthalte mich jeglicher Bewertung, kann aber nicht umhin, festzustellen, dass sowohl Microsoft
als auch die Pharmaunternehmen, in welche die Bill und Melida Gates Foundation investiert, massiv
von der Corona-Pandemie profitieren. Und dass die Gates-Foundation im Fall der Plane fiir die
Bargeldabschaffung eng mit der New Yorker UNO-Organisation UN Capital Development Funds
zusammenarbeitet, im zweiten Fall eng mit der Weltgesundheitsorganisation WHO.*°

2.5 Beschleunigter Angriff auf unsere Daten

Corona ist der ideale Vorwand, den Angriff auf die Privatsphare und unsere personlichen Daten
fortzusetzen. Neben e-Pay und Bargeldverdrdangung, Social Media und Datenkraken im Internet wird
jetzt auch die Pandemiebekampfung zum Grund, Tracking Apps einzufiihren und massiv Daten zu
sammeln.3! Der Digitale Totalitarismus, vor der vor allem Norbert Hiring und Ulrich Horstmann
warnen, ist weiter auf dem Vormarsch.3?

2.6 Deglobalisierung und globale Spannungen

Die Corona-Pandemie verstarkt die Spannungen zwischen den USA und China. In den USA erklingt
derzeit parteitibegreifend der Ruf, China zu , bestrafen”. Das ist hoch gefahrlich, denn China ist kein
kleines Land wie Syrien oder Venezuela. Der US-Insider und langjahrige Dekan der Kennedy School of
Government sieht eine reale Kriegsgefahr und hat diese bereits 2018 in einem Buch thematisiert.*
Selbst wenn es gelingt, eine Eskalation zu vermeiden, tritt das Weltsystem in eine neue Phase ein.
Vielen galt und gilt die Globalisierung als ein unumkehrbares Dogma. Aber tatsachlich verlauft die
Globalisierung in Zyklen. Bereits in Der Crash kommt sagte ich 2006 auf der ersten Seite des
Haupttextes ein ein ,Platzen der Globalisierungsblase” voraus:

Die Globalisierung selbst hat eine grolRe Blase erzeugt, die liber kurz oder lang entweder
schnell platzen oder langsam in sich zusammensinken muss.3*

Ursache ist der relative Aufstieg Chinas und der relative Abstieg der USA. Das ,,Zentrum der der
Weltwirtschaft wandert”.3> Gemessen an der Kaufkraftparitit Giberholte China die
Wirtschaftsleistung bereits 2013.

Phttps://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/google-amazon-und-co-us-internetkonzerne-geraten-unter-
druck/24420090.html

30 https://norberthaering.de/news/btca-1/?lang=de

31 Norbert Hiring, Schénes neues Geld: PayPal, WeChat, Amazon Go — uns droht eine totalitire Weltwihrung,
Frankfurt, Campus, 2018.

32 Ebd.

33 Allison, Graham, Destined for War — Can America and China escape Thukydides’ Trap, London, Scribe UK,
2018.

34 Otte, Max, Der Crash kommt, Berlin, Econ, 2006, S. 19.

35 Otte, Der Crash kommt, S. 51 ff. Weltsystemcrash, S. 75 ff.
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Die USA reagieren mit einer immer aggressiveren AulRenwirtschaftspolitik, denn das , die liberale
offene Weltordnung” ist auch eine US-zentrierte hegemoniale Weltordnung, in der die USA die
Vorteile ihrer Position auszunutzen verstehen. China positioniert sich zwischenzeitlich mit Initiativen
einer ,neuen SeidenstraRe” und einer asiatischen Entwicklungsbank, an der sich Deutschland sogar
gegen den Willen der USA beteiligt.>’

Nach der Wahl Donald Trumps wurden die Plane fiir das transatlantische Freihandelsabkommen
Ende 2016 zunachst einmal auf Eis gelegt, Das ist gut so, denn TTIP hatte den Anschluss Deutschlands
und der EU an die USA bedeutet und die Kompetenz der Staaten massiv ausgehebelt. Bereits nach
der Finanzkrise fand in vielen Finanzmarkten eine gewisse Renationalisierung statt. Als einer der
wenigen Finanzmarkte ist der deutsche Finanzmarkt weiter offen wie ein Scheunentor fir
auslandische Finanzprodukte. Auch die EU-Sanktionen gegen Russland und die vielfaltigen
Wirtschaftssanktionen der USA gegen viele Lander wirken de globalisierend. Auch der Brexit ist in die
Reihe der Deglobalisierungssignale und -tendenzen einzuordnen.3® Der Handelskrieg, den Donald
Trump mit China entfesselte, markiert das Ende der Globalisierungswelle, die nach 1945 anlief.

Einer, der es verstanden hat, dass es ein ,Weiter so” nicht geben wird, ist Henrik Miiller,
Chefokonom des manager magazin und Professor fir Wirtschaftsjournalismus an der TU Dortmund.
,Die westlich dominierte Weltwirtschaftsordnung geht zu Ende — und es diirfte noch schlimmer
kommen®, schreibt er im Sommer 2019. Miiller sieht drei mogliche Szenarien.

36 Otte, Weltsystemcrash, S. 77.

37 Weltsystemcrash, S. 80 ff.

38 Otte, Max, Der Brexit und andere Unfille — tiefere Ursachen und Konsequenzen fiir die Deutsche Wirtschaft,
Urspringlich erschienen in List Forum fiir Wirtschafts- und Finanzpolitik (43:1), 2017, wieder Abgedruckt in
Otte, 2018, S. 255 — 263.
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1. Einerseits konnte ein neuer US-Prasident, der 2020 gewahlt wird, es schaffen, den Westen
noch einmal zu einen. Eine westliche GroRfreihandelszone nach dem Modell des
gescheiterten TTIP wiirde entstehen. Deren Regeln missten China, Russland und andere
akzeptieren — oder drauflen bleiben.

2. Oder es bilden sich grolRe Handelsblécke — die EU, USMCA (friiher NAFTA), und eine von
China dominierte pazifische Wirtschaftszone Transpazifische Partnerschaft—, die im Innern
offen, nach auRen aber relativ geschlossen sind.

3. SchlieRlich ist auch ein kompletter Zerfall der Weltwirtschaftsordnung nicht auszuschlieRen.
Das Resultat ware ein Handels- und Wahrungskrieg aller gegen alle. Henrik Mller sieht
Szenario zwei als das wahrscheinlichste an. Krisenokonom Daniel Stelter hingegen stellt
vermehrte Anzeichen fiir einen Wahrungskrieg fest.

Auch fiir die Weltpolitik insgesamt sehe ich unter Einbeziehung militarischer Aspekte drei
Hauptszenarien: 1. ein neuer ,Kalter Krieg” zwischen einem amerikanisch dominierten und einem
chinesisch gefiihrten Block, 2. ein heiller globaler Krieg und 3. eine halbwegs stabile
GroRraumordnung mit mehr als zwei Blocken.

Gabriel Felbermayr, Prasident des Instituts flir Weltwirtschaft, rechnet aufgrund des Virus mit einem
Riickgang der Globalisierung. Die Unternehmen wiirden ihre Wertschopfungsketten robuster
aufstellen, und das sei gut so. Was bereits in den letzten Jahren begann, wird nun durch die Corona-
Krise beschleunigt. Die amerikanische Regierung unter Prasident Donald Trump arbeitet offenbar
unter Hochdruck daran, industrielle Lieferketten aus China zu entfernen.?® Selbst im offenen
Deutschland will man die AuRenwirtschaftsverordnung dndern, um Ubernahmen bei Unternehmen
der Medizintechnik und Pharmaindustrie in Zukunft zu erschweren.

3 Wasjetzt zu tun ist
3.1 Sofortige Offnung der Wirtschaft

Im Bereich der medizinischen MaBnahmen bin ich interessierter Laie und kann mir insofern kein
fachkundiges Urteil erlauben. Allerdings scheint mir eine sofortige Aufhebung aller Corona-Regeln
bei das Richtige. Die Kompetenzen fiir die Pandemie sind dahin zurlickzuverlagern, wo sie bei einem
dezentral gut funktionierendem System wie dem deutschen Gesundheitssystem auch hingehéren: in
die Gesundheitsamter. Risikogruppen sind besonders zu schiitzen. Hierfiir sind neue Regeln
notwendig.

Die 6konomischen Kosten, aber auch die Kosten fiir Rechtsstaat und Zivilgesellschaft stehen in
keinem Verhaltnis zum Nutzen der MaRnahmen, zumal wir bislang auf einer sehr unklaren
Datenbasis operieren. Bei Toten, die COVID-19 hatten, wird routinemaRig auf Obduktionen
verzichtet; es ist in den meisten Fallen nicht klar, ob die Menschen an oder mit Corona starben. Bei

3 https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/corona-trump-regierung-will-lieferketten-aus-china-herausholen-
16754747 .html
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,Corona-Toten” mit einem gewissen Nachrichten- oder Prominenzfaktor wird dies als Nachricht breit
gestreut, wie zum Beispiel bei dem 91jahrigen langjdhrigen Butler im WeiRen Haus, Wilson Jerman.*

In einem brisanten internen BMI-Papier wird sogar angedacht, dass die medizinischen Kosten der
Corona-MaRnahmen in Form von Menschenleben iber ihrem Nutzen liegen kénnten. Durch nicht
ausgenutzte OP-Kapazitaten, unterlassene OPs und unterbrochene Prozesse kénnten mehr
Menschen gestorben sein, als wenn diese Malinahmen nicht erfolgt waren. Das geht auch aus einer
Stellungname externe Experten hervor, die von einem stellvertretenden Referatsleiter im BMI in

Auftrag gegeben worden ist.*!

3.2 Direkte Beihilfen, Staatsnachfrage und Investitionen (, Keynesianismus®)
3.2.1 Beihilfen an den Unternehmenssektor

In dieser Krise hat die Politik viele Bereiche der Wirtschaft radikal auf Null gefahren und viele weitere
massiv beeintrachtigt. Ich schlieRe mich der Auffassung von Daniel Stelter an, der kritisiert, dass viele
Malnahmen auf erleichterter Kreditvergabe beruhen, denn

e Umsatze fallen aus, damit entstehen reale, nicht mehr aufholbare Verluste
e Kredite miissen irgendwann zurilickgezahlt werden

Das fiihrt zu SparmaRnahmen und Entlassungen, hat also den gegenteiligen Effekt wie beabsichtigt.
Stattdessen sind direkte Beihilfen an Betroffene der richtige Weg. Stelter schlug hierzu vor, die
Wirtschaft in ein kiinstliches Koma zu versetzen — Unternehmen sollten monatlich fir ihre
Umsatzausfille direkte Uberweisungen durch die Finanzamter erhalten.®

Was auf den ersten Blick unrealistisch erscheint, ist schon mehrfach erprobt worden und ware sogar
in Deutschland absolut moglich gewesen. Die Staatschulden in Deutschland liegen bei ,nur” 70
Prozent des BIP. Selbst, wenn die direkten Beihilfen ein Jahr lang durchgehalten wiirden, lagen den
deutschen Staatschulden vielleicht bei 100 Prozent des BIP. Angesichts von Staatschulden schon jetzt
von 136% in den USA, 147% in Italien, 239% in Japan und 122% in Frankreich ware dies sicherlich
moglich gewesen.

In Irland ist dieses Szenario zwischen 2007 und 2012 durchexerziert worden, als das Land einen vollig
maroden Bankensektor retten musste und die Schulden von 24 auf 120 Prozent des BIP in die H6he
schossen. Mittlerweile ist schon wieder eine Halbierung gelungen.

40 https://web.de/magazine/news/coronavirus/50-jahre-butler-weissen-haus-wilson-jerman-stirbt-covid-19-
34724740

41 https://politik.der-privatinvestor.de/images/dokumente/bmi-pressemitteilung.pdf

42 Stelter, Coronomics, S. 55 ff.
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Staatsverschuldung Irlands vor und nach der Bankenrettung

3.2.2 Zahlungen und Beihilfen an Privatpersonen

Durch die vergleichsweise gut ausgebauten Sozialsysteme erhalten in Not geratene Personen in
Deutschland im internationalen Vergleich relativ hohe Arbeitslosengelder oder Sozialhilfe. Dies wirkt
als ,,automatischer Stabilisator” flir die Wirtschaft, was Deutschland gerade in dieser Krise
zugutekommt. Es war richtig, die Kriterien flir Kurzarbeitergeld andere Kriterien deutlich zu
erleichtern und den Kreis der Empfanger auszuweiten.

Auch die von Daniel Stelter vorgeschlagenen Konsumgutscheine sind in solch aulRergewdhnlichen
Zeiten durchaus in Erwagung zu ziehen, vielleicht nur fiir Personen, die von der Pandemie
wirtschaftliche betroffen sind, also z.B. nicht fiir Beamte und Angestellte des 6ffentlichen Dienstes.

3.2.3 Infrastrukturinvestitionen

In diesem Zusammenhang sind auch staatliche Infrastrukturinvestitionen wichtig, die die
Produktivitdt unseres Landes steigern. Hierzu gehdren auch besser bezahlte Lehrer und eine besser
bezahlte Polizei. Dies sind zwar laufenden Ausgaben, aber mit der Investition in Bildung und
offentliche Sicherheit sichern unsere Zukunftsfahigkeit. Das ware zu vergleichen mit
Forschungsausgaben bei Pharma- und IT-Konzernen, die auch keine direkten
Infrastrutkturinvestitionen sind. Auf das Thema gehe ich detaillierter unter Punkt 3.3. ein.

3.2.4 Das Dogma der schwarzen Null begraben

Selten wurde ein Dogma in Deutschland so breit akzeptiert und war gleichzeitig so falsch wie das
Dogma der schwarzen Null. Es ist immer noch breite Uberzeugung in Deutschland, dass das Land
Vermoégen aufbauen kann, wenn der Staat spart. So einfach ist es nicht.

Es lohnt sich, die elementaren Definitionen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu kennen,
bzw. sich diese anzueignen. In einer geschlossenen Volkswirtschaft konnen Unternehmen nur
Einkommen erzielen, indem sie Konsumgilter- oder Investitionsgliternachfrage von Privatpersonen
oder des Staates befriedigen. (Gilt auch fir konsumptive und investive Dienstleistungen.) Ersparnisse
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sind definiert als Uberschiisse von Einnahmen {iber Ausgaben der Sektoren. Was gespart wird (nicht
konsumiert wird) muss fir investive Zwecke verwendet werden.

Die Summe der Ersparnisse ist immer Null: Sparen zum Beispiel die Haushalte, missen sich
Unternehmen und/oder Staat in gleicher Hohe verschulden. In Deutschland sparen die
Privathaushalte vergleichsweise viel. Wenn sich Staat und Unternehmen nicht entsprechend
verschulden, bleibt eine weitere Mdglichkeit: das Ausland verschuldet sich bei Deutschland.

Dies ist in den letzten Jahrzehnten fast durchgehend der Fall gewesen, zuletzt mit
Rekordiberschiissen. Das deutsche Auslandsvermdégen ist allerdings Giberwiegend selten dumm in
Geldforderungen wie den Target-lI-Salden angelegt. Ein GroRteil der deutschen Kredite an das
Ausland wird wertberichtigt oder abgeschrieben werden mussen. Durch diese Kredite an das Ausland
haben wir Exportiiberschiisse finanziert, also Konsum und Investitionen des Auslands. Sie haben
immerhin in Deutschland Arbeitsplatze in der exportorientierten Wirtschaft erhalten, was allerdings
zu einer groRRen Exportlastigkeit der deutschen Wirtschaft und zur Unzufriedenheit bei den EU-
Partnern und in den USA fihrte.

Besser ware es gewesen, sinnvoll in Zukunftsprojekte zu investieren und die Binnenwirtschaft zu
starken. Das schlief3t intelligentes Sparen bei Staatsausgaben an vielen Stellen nicht aus. Die privaten
und offentlichen Investitionen machen in Deutschland 21,8% des BIP aus, was zwar deutlich {iber den
USA (21,1%) und dem UK (16,4%) liegt, aber gleichzeitig deutlich hinter Frankreich (23,3%), Japan
(24,6%) und Osterreich (25,7%). Spitzenreiter sind Korea (31,4%) und das rohstoffreiche Norwegen
(28,2%).

Der Japanische Staat investiert mit 3,8% des BIP fast im Vergleich zu Deutschland mit 2,4% immerhin
60% mehr. Stelter. ,Wir wissen allerdings, dass diese Strategie (zu) geringer (staatlicher, Anm. d.
Verf.) Investitionen in mehrfacher Hinsicht falsch ist:

e Zu geringe Investitionen verschlechtern die Standortbedingungen,
e Weshalb sie dazu beitragen, dass die privaten Investitionen zuriickgehen,
e Was wiederum weitere private Investitionen unattraktiv macht

e Was die Produktivititszuwichse, die dringend benétigt werden, verhindert. 4

Stelter schlagt daher als Ziel flir gesamtwirtschaftliche Investitionen 25% des BIP in Deutschland vor,
und fir staatliche Investitionen 3,5%. Das ware dann das Niveau Frankreichs, aber immer noch
deutlich unter dem Niveau Japans. Allerdings auch eine Steigerung um 46% im Vergleich zum jetzigen
Niveau.*

In dieser Situation ist auch direkte Staatsfinanzierung durch die Notenbank denkbar. Christine
Lagarde hat das Dogma der Unabhangigkeit der Notenbank schon in Frage gestellt. Japan betreibt
direkte Staatsfinanzierung durch die Notenbank im groRen Stil schon seit mehr als 2 Jahrzehnten.

43 Stelter, Coronomics. S. 169
44 Stelter, Coronomics, S. 167
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Auch der ,,New Deal” in den USA war notenbankfinanziert.*> Was fiir viele deutsche Ohren wie ein
Sakrileg klingen mag, wird unausweichlich sein, weil andere Notenbanken in Europa und die EZB es
tun werden. Und dann wiirde sich Deutschland mit einer Politik der Zurlickhaltung weder
wirtschaftlich einen Gefallen tun, noch Freunde in der Eurozone schaffen.

3.3 Intelligente Mafdnahmen, Zukunftsinvestitionen und Effizienzsteigerung

Die durch die Corona-MaRnahmen ausgel6ste Krise ist eine Chance zum Umsteuern im grof3en
Malistab, und sie ist, so abgedroschen das klingen mag, eine groe Chance. Daniel Stelter hierzu:
,Der Vergleich (der heutigen Situation schon vor Corona, Anm. d. Verf.) mit der GroRen Depression
der 1930er Jahre liegt nahe. (...) Der Crash stiirzte die Welt in eine deflationdre Depression, die
letztlich erst durch Aufriistung und Krieg iberwunden wurde — finanziert von den Notenbanken.”

Das Finanz- und Wirtschaftssystem seht vor einem Neustart. Was normalerweise nur nach einem
Krieg stattfindet, kdnnte auch nach der Corona-Pandemie gelingen. EZB-Prasidentin Christine
Lagarde stellte bereits Ende 2019 mit dem von ihr vorgeschlagenen , Green New Deal” das Dogma
der Unabhingigkeit der Notenbanken in Frage.*® Die 100 Milliarden, die sie in Aussicht stellte, und
die der Katalysator fiir insgesamt 1000 Milliarden an Investitionen sein sollen, sind allerdings nur ein
Bruchteil der Summe, die notwendig sein wird. Corona bietet uns die Chance, aus der Wohlstands-
und Wachstumsillusion seit der Finanzkrise auszusteigen und einige Weichen grundlegend neu zu
stellen.

Aktuelle Studien zeigen, dass der deutsche Staat in den kommenden zehn Jahren mindestens 450
Milliarden Euro investieren misste, nur um Versdumnisse aufzuholen:

e 161 Milliarden auf kommunaler Ebene

e 110 Milliarden auf nationaler Ebene fir Bahn, Breitbandausbau und Autobahnen
e 109 Milliarden fir Bildung

e Noch nicht hinzugerechnet Klimaschutz und sozialer Wohnungsbau®’

Deutschland ist immer noch eines der reichsten Lander der Welt. Durch sinnvolle staatliche
Investitionen statt sinnlosem Konsum sowie Forderung von Privatinitiative und Unternehmertum
muss Deutschland auf den Pfad des Produktivitatswachstums zuriickkehren um damit seine
Leistungsfahigkeit, die einzigartige Sozialpartnerschaft und den sozialen Konsens zuriickzugewinnen,
die unser Land so erfolgreich gemacht haben.

In Das Marchen vom Reichen Land zeigt Daniel Stelter, dass wir nicht nur unsere staatlichen
Investitionen erhéhen sollten, sondern durch aus an vielen Stellen auch sparen kénnen, also vom
vermogensvernichtenden Konsum, z.B. bei der sogenannten Eurorettung und der Migration in
sinnvolle Ausgaben umschichten kénnen.

4> Stelter, Coronomics, S. 120.

46 https://www.welt.de/wirtschaft/article204144990/Klimaschutz-EZB-Chefin-Christine-Lagarde-wagt-sich-an-
das-naechste-Tabu.html

47 Stelter, Coronomics, S. 76.
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48

Angesichts des dringenden Investitionsbedarfs in Deutschland sollte ein GroRteil, wenn nicht fast alle
Investitionen in Deutschland erfolgen und nicht Giber irgendwelche strukturellen Programme.

3.4 Flankierende Mafdnahmen

Deutschland hatte ein einzigartiges Wirtschaftsmodell, einen gesunden Mittelstand und eine breite
Mittelschicht. Die Mittelschicht ist die Basis der Demokratie. Zum sozialen Konsens und zur sozialen
Sicherheit gehoren funktionierende 6ffentliche Giter (6ffentliche Sicherheit, Schulen, Verkehr,
Energieversorgung) und eine Entlastung der Mittelschicht, unter anderem:

- Entlastung der Mittelschicht von Steuern

- Entlastung der Mittelschicht von Biirokratie (VerhaltnismaRigkeitsprinzip)

- Strengere Gesetzgebung und Markordnung (Regulierung) bei GroRkonzernen, insbesondere
den groRRen Internetkonzernen

- Ggf. Vermogenssteuern und hohere Steuersatze bei Kapitalertragen bei einer deutlichen
Erhéhung der Freibetrdge (Ver10fachung der Freibetrage)

- Reform des Steuersystems und der Konzernbesteuerung

- Faire Renten, die auch in den Ballungsgebieten ein lebenswertes Leben erméglichen und die
einen Bezug zur Arbeitsleistung haben

- Erhalt und Ausbau der Krankenversorgung

- Ausbau von Bildung und Wissenschaft

Daniel Steltern nennt unter anderem Entlastung der Arbeitnehmer von Abgaben und Steuern,
Flexibilisierung des Ubergangs von Teil- in Vollzeit und wieder zuriick, generell das Zulassen
flexiblerer Arbeitsformen, Reduktion der Zahl der Langzeitarbeitslosen, schnellere Integration der
Zuwanderer in den Arbeitsmarkt.* Obwohl Stelter fiir massive staatliche Investitionen pladiert, sieht

48 Stelter, Das Marchen vom reichen Land, S. 199.
49 Stelter 174 ff.
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er auch an vielen Stellen Einsparungspotential. So sind die Verwaltungsausgaben fiir den Sozialstaat
seit 1970 um 40 Prozent schneller als das BIP gestiegen. Wir beschéaftigen immer mehr Menschen,
um die Umverteilung zu organisieren. Unter anderem liegt es daran, dass die Gesetze und
Verordnungen so komplex geworden sind. Dasselbe gilt fiir den Gesundheitssektor.*®

3.5 Reform der Eurozone

Die Investitionsprogramme sollten tGiberwiegend auf nationaler Ebene und in nationaler
Verantwortung stattfinden. Das angeblich reiche Deutschland hat seine Infrastruktur straflich
vernachldssigt. Nationale Investitionsprogramme stimulieren auch die Binnennachfrage in
Deutschland und helfen so unseren Handelspartnern besser, als wenn weiteres deutsches Geld in
unproduktive Verwendungen im Siden flief3t.

Im Zusammenhang mit dem Neustart der Wirtschaft muss auch die Eurozone reformiert werden. Der
Trend zur Schuldenunion muss gestoppt, Parallelwahrungen erméglicht werden. Das jlingst Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zu den Anleihekaufprogrammen der EZB ist ermutigend.

3.6 Schuldentilgung oder -ruckfiihrung: Wer soll das bezahlen?

Daniel Stelter schatzt, dass die Staatsverschuldung relativ zum BIP im Verlauf der Corona-Krise in den
verschiedenen Landern um jeweils pauschal 30% ansteigt. Dies ist zwar eine relativ pauschale
Schatzung, und der Anstieg wird in den einzelnen Landern sicher unterschiedlich sein, es ist aber eine
gute Annahme, um das AusmaR der zu erwartenden Probleme auszuloten. Die Deutschen
Staatschulden stiegen dann von 70 auf 100% des BIP, die Italiens von 147% auf 177%, die Frankreichs
von 122 auf 152%, die der USA von 136 auf 166% und die Japans von 239 auf 269%. Der
Schuldenstand der USA relativ zum BIP wird damit héher als nach dem Zweiten Weltkrieg sein.

In seiner legendaren Denkschrift von 1943/44 legt der spatere Bundeskanzler Ludwig Erhard dar, wie
der Neustart der deutschen Wirtschaft dem Zweiten Weltkrieg und der Abbau der immensen
Schulden gelingen kann.>! Im Detail bespricht er drei Wege: 1. die Vermégensabgabe, 2. die dosierte
Inflation und 3. die Schuldenannullierung.

Erhard bezeichnet alle drei Wege als ,Scheinlésung”, weil sie alle das eigentliche Problem nicht
dauerhaft I6sen: die laufenden Anspriiche einer Volkswirtschaft missen aus dem laufenden
Einkommen erwirtschaftet werden (wenn kein Auslandsvermégen vorhanden ist). Die drei
Scheinlésungen bewirken zwar eine gewisse Vermogensumverteilung und Strukturverdanderung der
Wirtschaft, aber es ist keinesfalls gesagt, dass die Wirtschaft danach zukunftsfahig ist.

In Principles for Navigating Big Debt Crises untersucht der erfolgreiche US-Hedgefondsmanager den
Verlauf von 48 historischen Schuldenkrisen und beschreibt vier Losungen:

1. Sparprogramme

%0 Stelter, Coronomics, S. 177 — 178.
51 Ludwig Erhard, Schuldenfinanzierung und Kriegspolitik, mit Vorbemerkungen, Faksimile-Druck der
Denkschrift von 1943/44reg, Propylden, Frankfurt/Main, 1977.
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2. Schuldenerlasse und Restrukturierungen

3. Gelddrucken der Notenbank

4. Umverteilung von Vermoégen und Kredit von denen, die mehr haben, als sie benétigen, zu
denen, die weniger haben>?

Losungen 2 — 4 entsprechen den von Ludwig Erhard genannten Scheinldsungen. Sparprogramme
waren flr eine verwistete deutsche Wirtschaft nach 1945 keine Option. Nach Corona wird sich die
Schuldenkrise, in der sich die Welt befand, noch einmal dramatisch verscharft haben. Unter den 48
von Dalio untersuchten Krisen befanden sich etliche, die gut gemanagt wurden. Dies gilt allerdings
Uberwiegend fir Lander, die sich in der eigenen Wahrung verschuldet haben.

Deswegen ist auch eine intelligente Mischung von Schuldenreduktion und Investitionen und
wachstumsférdernden MaBnahmen notwendig. Als erfolgreicher Praktiker — Ray Dalio ist seit (iber 50
Jahren im Geschift, kaufte seine ersten Aktien mit 12 Jahren, managt 150 Milliarden Dollar und
belegt mit einem Vermogen von knapp 20 Milliarden Dollar den 25. Platz auf der Forbes-400-Liste
der reichsten Amerikaner — duBert sich Dalio nach seiner Studie von 48 Schuldenkrise wie folgt:>

Jeder der (vier oben genannten) Hebel hat unterschiedliche Auswirkungen auf die Wirtschaft.
Einige sind inflationadr und beleben das Wachstums (z.B. ,,Gelddrucken®), andere sind
deflationdr und helfen, die Schuldenlast zu reduzieren (Sparprogramme, Umstrukturierungen
und Insolvenzen). (...) Der Schliissel, eine ,schéne Schuldenreduktion” zu erreichen, liegt
darin begriinden, die richtige Balance zwischen den einzelnen zu finden. (...)

Diese Hebel bestimmen, wer profitiert und wer leidet, und Gber welchen Zeitraum.
Politikverantwortliche finden sich in der schwierigen Position, die Wahl treffen zu mussen.
Als Resultat schatzt man ihre Arbeit kaum, auch dann nicht, wenn sie gutes
Krisenmanagement betreiben.>

Dalio ist ein erfolgreicher Praktiker. Er hdngt weder dem neoliberalen noch den keynesianischen
Dogma an und betrachtet die Situation niichtern und empirisch ohne Scheuklappen. Auch fir
Deutschland ware es gut, wenn die Politik nicht Dogmen sondern von den Erfordernissen des
Moments betrieben wiirde. Im Juni 2019 rief Dalio auch zu einer Reform des Kapitalismus auf und
nannte die mittlerweile erreichte Ungleichheit der Vermogensverteilung in den USA einen
,nationalen Notstand“.>®

Die Schulden, die aufgrund der Corona-Krise massiv steigen werden, lassen sich neben der dosierten
Inflation entweder durch Schuldstreichung (,,Monetisierung durch die Zentralbanken”) oder eine
Vermoégensabgabe tilgen. Deutschland hat eine Tradition der Vermogensabgabe, die sidlichen
Staaten der EU und Frankreich ,,monetisieren” ihre Schulden lieber. Ich schlieBe mich Daniel Stelter

52 Ray Dalio, Principles for Navigating Big Debt Crises, Westport, Conn., Bridgewater, 2018, S. 12.
53 https://en.wikipedia.org/wiki/Ray_Dalio

54 Dalio, Principles, S. 12.

55 https://en.wikipedia.org/wiki/Ray_Dalio
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an und beflirworte fiir den Grof3teil der Schulden eine Monetisierung in Form eines europaischen
Schuldentilgungsfonds.

Bislang wurde in Deutschland eine Vermogensabgabe dreimal in groRem Stil erhoben: als
,Wehrbeitrag” im Jahr 1913, als ,Reichsnotopfer” 1919 und mit dem Lastenausgleichgesetz von
1952.Als Bundestagsdrucksache WD 4 — 3000 — 041/20 haben die wissenschaftlichen Dienste des
Bundestags ein Gutachten veroffentlicht, das sich mit der ,,VerfassungsmaRigkeit einer
Vermogensabgabe zur Bekampfung der Corona-Pandemie” beschaftigt. Darin findet sich die
vorsichtige Einschatzung, dass eine direkte Vermogensabgabe im Zuge des Corona-Lockdowns wohl
eher nicht verfassungsmaRig ist, wie die Hohe der Belastungen noch gar nicht feststeht.

Verfassungsmafigkeit hin oder her: die Staaten sind mittlerweile sehr viel klliger, die Kauftraft der
Mittelschicht abzuschdpfen. Sei es durch Negativzinsen und Niedrigzinsen (Abschmelzen der
Ersparnisse), ggf. direkte Heranziehung von Ersparnissen zur Bankensanierung (Testfall Zypern 2013;
Bai-in-Richtlinie der EU), neue Steuern, Erhéhung der Gebihren und Beitrage fir 6ffentliche
Dienstleistungen und so weiter und so fort. Wenn zum Beispiel eine Vermogensabgabe rechtlich
nicht zuldssig sein sollte, so waren es doch zum Beispiel héhere Grundsteuern, wenn sie politisch
korrekt beschlossen wiirde. Allerdings treffen diese MaBnahmen wieder iberwiegend die
Mittelschicht, wahrend die wirklich Vermoégenden sie weitgehend umgehen kénnen. Eine Reform des
Steuersystems ist also dringend geboten — eine Senkung der Steuer- und Abgabenlast fir
Mittelschicht und Mittelstand sowie eine moderate Erh6hung bei wirklichen GroRverdienen und
groRen Vermogen.

Ich schlieRe mich Daniel Stelters Vorschlag eines européischen Schuldentilgungsfonds an: die
Europaische Zentralbank kauft einfach Schulden in Héhe von 75% des BIP eines jeden Landes
schrittweise bei der Ausgabe neuer Anleihen auf. Diese werden in einem Schuldentilgungsfonds
eingebracht. Die Forderungen der EZB gegen den Fonds werden auf 100 Jahre gestreckt und damit
praktisch entwertet. Alle Staaten nehmen unabhangig von ihrem Schuldenstand an diesem Pooling
teil. Das heilRt, auch die Schulden Deutschlands werden um 75% des BIP reduziert.>®

Da wir in einer Wahrungsunion mit Ldndern sind, die auf Monetisierung setzen werden, (...) kbnnten
wir diesen Weg nicht lange verhindern. ,,Wenn wir ihn nicht verhindern kénnen, miissen wir unsere
Interessen so vertreten, dass wir ebenfalls von diesem Instrument Gebrach machen. Deshalb ist es
wichtig, einen Prozentsatz vom Vorkrisen-BIP also Basis zu wahlen, und zwar einen fir alle Lander

gleichen.”>’

3.7 Einhegung der Globalisierung, Starkung regionaler und mittelstandischer
Strukturen
Die Globalisierung hat in den letzten 30 Jahren eindeutig zu Exzessen gefiihrt. Sie macht

Arbeitnehmer und regional gebundene Unternehmen erpressbar gegeniber international mobilen
Arbeitnehmern und Unternehmen. Sie fihrt dazu, dass GroRkonzerne Staaten gegeneinander

56 Stelter, Coronomics, S. 157 ff.
57 Stelter, Coronomics, 159 ff.
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ausspielen kénnen. Sie erhéht die Krisenanfilligkeit des Systems.>® Eine Gegenbewegung zur
Globalisierung sehen wir seit einiger Zeit.

Die Reform des Finanzsystems ist nach 2008 weitgehend ausgeblieben. Das konnte nach dem
Corona-Schock nachgeholt werden. Wichtig ware die Kontrolle von Steueroasen (und zwar nicht
Panama und Liechtenstein, sondern Jersey, Guernsey, Bahamas, Caymans, New Jersey, Wyoming
etc.), die Einbremsung von unkontrollierten internationalen Finanzstrémen durch eine
Finanztransaktionssteuer und das Einbremsen von Mikro- und Nanotrading, sowie eine Starkung des
Eigenkapitals der Akteure.

Auch das Welthandelssystem kdnnte 6kologisch und nachhaltig umgebaut werden, wenn regionaler
Bezug steuerlich leicht beglinstigt wiirde. Das wiirde den Energie- und Ressourcenverbrauch ganz

ohne zentralistischen ,,Green New Deal” einbremsen und Arbeitsplatze schaffen. Globaler Handel
koénnte weiterhin stattfinden. Solch ein Umbau wiirde allerdings den Prinzipien der jetzigen

Welthandelsorganisation zuwiderlaufen, die auf kompromisslose Globalisierung fiir alles setzt.

Das Verbot von Arbeitnehmeriberlassungsvertragen in der Fleischindustrie mag aus populistischen
Motiven erfolgt sein, und zwar nach dem tblichen Muster: man sucht sich einen Siindenbock und
macht im Ubrigen weiter wie bisher. Nach der Finanzkrise war dies in der Finanzbranche 3hnlich.
Grundsatzlich ist die Idee aber keine schlechte: die Arbeitnehmeriberlassungsvertrage héhlen
Haftung und Eigenverantwortung aus und begriinden oftmals schlecht bezahlte Arbeitsverhaltnisse.
So sollten insgesamt viel starker eingeschrankt werden und nur unter strengen Kriterien erlaubt sein.

So lielRe sich der Corona-Schock in vielfaltiger Weise nutzen, um ein nachhaltigeres, dezentraleres
Wirtschaftssystem zu bauen.

3.8 Intelligente Kapitalanlage fiir die Deutschen

Die Deutschen sparen viel und legen ihre Uberschiisse in Summe selten dumm an (s.0.), und zwar
sowohl auf der Ebene des einzelnen Sparers als auch als gesamt Nation in Bezug auf das
Auslandsvermaogen. Hier seien zwei Losungen nur skizziert:

1. Staatsfonds fiir deutsches Auslandsvermogen griinden. Bereits 2010 schrieb ich in Der Crash
kommt: als Sparernation verfiigt Deutschland tGber knapp 1,5 Billionen Euro
Auslandsvermogen (Stand Nov. 2008) — und damit Gber ein Viertel der Devisenreserven der
Europaischen Union. Das Auslandsvermégen wichst weiter. Fiir ein Uberschussland mit
alternder Bevélkerung ist dies prinzipiell richtig. Fiir die Europaische Union gilt Ahnliches,
wenn auch nicht so deutlich. Derzeit wird das deutsche Auslandsvermogen vor allem in
Wahrungsreserven gehalten, vor allem in US-Dollar. Damit ist klar, dass Gber kurz oder lang
Auslandsvermdégen vernichtet werden muss. Der deutsche Staat sollte sorgfaltiger mit
seinem Auslandsvermoégen umgehen und wie China, Kuweit oder Singapur einen Staatsfonds
grinden, der neben Devisenreserven auch Gold oder werthaltige

58 Otte, Weltsystemcrash, S. 180 ff.
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Unternehmensbeteiligungen enthalten kann.

Im selben Jahr lege ich in einem Sammelband ,,Deutschland 20 Jahre nach dem Mauerfall”
dar: Staatsfonds: Deutschland, Osterreich und die Schweiz sind groRe Nettosparnationen. Sie
haben — anders als Spanien, Irland oder England — weitgehend funktionierende
Realwirtschaften. Das vielschichtige Finanzsystem insbesondere Deutschlands ist gut
strukturiert, um die Realwirtschaft mit Kapital zu versorgen. Heute ist Deutschland der
drittgroRte Kapitalexporteur der Welt. Nicht unser gesamtes Kapital kann zu Hause investiert
werden, das ist in einem Land mit einer reifen Wirtschaft und einer schrumpfenden
Bevodlkerung nicht sinnvoll. Aber wir miissen aufpassen. Um 1900 war England der Finanzier
der Welt. Genutzt hat es England wenig — das weltweit angelegte Kapital erodierte schnell.
Derzeit befinden sich Deutschland, Osterreich, Japan und auch 6lexportierende Staaten wie
Norwegen und die Golfstaaten in der Rolle von strukturellen Uberschusslandern. Diese
Uberschiisse miissen gut angelegt werden. In Norwegen, Deutschland und Osterreich
schrumpft die Bevolkerung. Derzeit ist Deutschland einer der groBten Finanziers des
Konsums in den USA. Die hieraus entstehenden Forderungen kénnen sich schnell abwerten.

Norwegen hat einen Staatsfonds, in dem Teile der Exportiiberschiisse und des
Auslandsvermdégens langfristig angelegt werden, ebenso China und etliche Olstaaten. Auch
flir Deutschland ware die Griindung einer Agentur flir Auslandsvermogen zu tberlegen. Es ist
sicher besser, deutsches Auslandsvermoégen langfristig in Unternehmensbeteiligungen
anzulegen, wie es China zunehmend macht, als die Spareinlagen der deutschen Sparer
(gleiches gilt fiir Osterreich) in den Kanalen der Finanzindustrie (Hedgefonds, amerikanische
Medienfonds, Zertifikate, Subprime-Produkte) versickern zu lassen. Wilhelm Ropke und
Alexander Ristow und wahrscheinlich sogar Ludwig Erhard und Alfred Miiller-Armack hatten
diese Forderung angesichts der geinderten weltwirtschaftlichen Verhiltnisse unterstiitzt.®°

Zwischenzeitlich hat auch die schweizerische Nationalbank angefangen, in groem Stil Aktien
zu kaufen — u.a. von amerikanischen Technologieriesen. Sie muss, um den Anstieg des
Franken zu bremsen, Franken , drucken” und damit auslandische Vermogenswerte kaufen.
US-Technologieaktien sind da Euro- und Dollar-Anleihen sicher vorzuziehen. Eine kluge
Strategie.

2. Private Altersvorsorge mit Aktien stiarken, ohne die gesetzliche Rentenversicherung
auszuhohlen. Deutschland hat trotz etlicher Schwachungen noch eines der besten
Gesundheitssysteme und eines der besten Altersvorsorgesysteme unter den
Industrienationen. Beide System sind allerdings, obwohl vergleichsweise gut, nicht mehr
wirklich gut und missen dringend gestarkt und reformiert werden, um jedem in Deutschland
eine angemessene Gesundheitsvorsorge und jedem, der ausreichend eingezahlt bzw.

59 Der Crash kommt, TB, 5. Auflage, Berlin, Ullstein, 2010.
0 Max Otte, Die Finanzmaérkte und die 6konomische Selbstbestimmung Europas, S. 146.
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gearbeitet hat (Erwerbbiographien mit DDR-Hintergrund) hat, eine lebenswiirdige
Altersvorsorge zu sichern. Der Abstand zur Grundsicherung muss dabei erhalten bleiben.

Zusatzlich dazu (aber nicht als Ersatz dafiir) kann die private Altersvorsorge mit Aktien
gestarkt werden. Die Riester-Rente ist ein blrokratisches Monstrum, bei dem die Handschrift
der Versicherungslobby sehr deutlich zu spiren ist. Einfache Sparplanmodelle nach Art der
401k in den USA waren besser: Arbeitnehmer kénnen bis 10% ihres Vorsteuereinkommens
steuerfrei in einen langfristig anlegenden Fonds investieren. Das hat den gewlinschten
Nebeneffekt, dass mehr Aktien deutscher GroBunternehmen wieder in die Hande deutscher
Kapitalanlagegesellschaften wandern und somit indirekt Deutschen gehdren. Damit
gewinnen wir einen Teil Kontrolle Gber unsere Wirtschaftspolitik zuriick. Bis Mitte der 2000er
Jahre lag die Mehrheit an deutschen GroRkonzernen in Deutscher hat, heute sind es nur
noch ca. 30%. Bei einem Uberschussland wie Deutschland sollte es umgekehrt sein: einen
GroRteil des Besitzes an deutschen Unternehmen in der Hand deutscher Investoren, dazu
umfangreichen auslandischen Aktien- und Kapitalbesitz.

3.9 Das Thema ,Digitale Diktatur” ernst nehmen

An dieser Stelle kann ich nur kurz darauf eingehen: ob Bargeldverdrangung, Macht der groRen

Internetkonzerne und deren Regulierung, Privatsphére in Bezug auf Finanzen und Steuern, Corona-

Tracking-Apps oder Impfpass: der Angriff auf die Blirgerrechte ist in vollem Gang. Die Digital- und

Pharmakonzerne bekommen durch die Corona-Pandemie noch einmal einen massiven Schub.

Die Gefahr dieser Entwicklung kann gar nicht tGberschatzt werden: Staaten werden zu Bittstellern bei

Digitalkonzerne, anstelle mit entsprechender Gesetzgebung die Macht dieser Konzerne zu begrenzen

und Birgerinnen und Blirger zu schiitzen. Privatpersonen werden zu Bittstellern bei Digitalkonzernen

und Staaten. Wir werden transparent und steuerbar und laufen Gefahr, in eine digitale Diktatur

abzugleiten.5!

61

Max Otte, Digitaldebatte: Je groBer die Mythen vom Netz, desto kleiner der Mensch, Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 22.05.2014.
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stellungnahme

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes anlasslich der
offentlichen Anhorung des Ausschusses flir Wirtschaft und Energie des
Deutschen Bundestags am 27. Mai 2020 zum Thema

,Neustart flir die Wirtschaft in Deutschland und Europa”

Fiir ein Konjunkturprogramm zur Stabilisierung der Nachfrage’

Corona hat Deutschland in eine wirtschaftliche Krise gestiirzt. Die Konjunkturaussichten fir
dieses Jahr sind extrem schlecht. Der ifo-Index ist zuletzt zwar wieder gestiegen, zuvor war
er aber auf ein Rekord-Tief gefallen. Die Bundesregierung rechnet mit einem Minus beim
BIP von -6,3 Prozent im laufenden Jahr. Verschiedene Okonomen und Okonominnen um
Sebastian Dullien vom IMK und Michael Hiither vom IW KéIn haben jlingst vor einer
,hartnackigen Spirale aus Nachfrageverlusten, die hart und dauerhaft auf die Beschafti-
gung durchschlagen kénnten”, gewarnt und massives Gegensteuern gefordert, um das zu
verhindern. Andere Nachrichten Uber eine kraftige wirtschaftliche Erholung im néchsten
Jahr scheinen optimistisch und diirfen nicht als Entwarnung verstanden werden. Denn be-
reits vor der Corona-bedingten Krise gab es eine Mischung aus konjunkturellen und struk-
turellen Ursachen, die die Wachstumsaussichten haben eintriiben lassen.

Seit Ausbruch der Corona-Krise wurden — auch auf Dréangen der Gewerkschaften — ziigig
MaBnahmen ergriffen, um Pleitewellen und einen radikalen Anstieg der Arbeitslosigkeit
abzuwenden. Nun braucht es mdglichst schnell ein zielgerichtetes, effektives und sozial
gerechtes Konjunkturprogramm, um die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen und
Beschéftigung zu sichern.

Fiir den DGB steht fest: Der Weg zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen Stabilisierung fihrt
nicht Uber pauschale Steuersenkungen, Deregulierung oder gar Sozialabbau. Solche MaB-
nahmen kénnten insbesondere notwendige 6ffentliche Investitionen behindern und hétten
vergleichsweise geringe Effekte auf die private Nachfrage. Unternehmen, die 2020 wegen
der Corona-Krise Verluste verzeichnen, werden Gewinnsteuern ohnehin nicht zahlen mis-
sen. Eine Senkung von Steuern fir Spitzenverdiener — etwa die vollstandige Abschaffung
des Soli — kdme Haushalten mit hoher Sparquote zugute, wiirde also den Konsum kaum
stitzen.

! Dies ist eine vorl3ufige Stellungnahme, die die allgemeinen Anforderungen an ein notwendiges Konjunktur-
programm umreiBt. Ausfihrliche Argumentationen und inhaltliche Forderungen finden sich auch unter
www.dgb.de/wirtschaftspolitik
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Grundlage fiir wirksame KonjunkturmaBnahmen muss deshalb vielmehr eine Sicherung und
Starkung der Masseneinkommen und damit der Kaufkraft sein. Zudem braucht es eine Aus-
weitung der Investitionen und gezielte Impulse flir den privaten Konsum. Eine Untersu-
chung von insgesamt 98 empirischen Studien aus den vergangenen Jahren zeigt auf, dass
solche ,ausgabeseitigen” MaBnahmen im Schnitt einen hoheren Multiplikatoreffekt haben,
als einnahmenseitige MaBnahmen (also etwa Steuersenkungen). Deutlich hohere Effekte
findet man im Schnitt fur 6ffentliche Investitionen und fiir ausgabenseitige MaBnahmen in
Phasen eines Abschwungs. Die Multiplikatoren von einnahmeseitigen MaBnahmen hinge-
gen werden von der konjunkturellen Lage tendenziell nur wenig beeinflusst. In einem Ab-
schwung hat die Ausweitung von offentlichen Investitionen und 6ffentlichem Konsum laut
den untersuchten Studien im Schnitt Multiplikatoreffekte von fast zwei. Ein Euro staatliche
Mehrausgaben wirde also beinahe zwei Euro Bruttoinlandsprodukt erzeugen, weil dadurch
auch die private Konsum- und Investitionsnachfrage angeregt wird. Eine Erhéhung von
Transferzahlungen (z. B. Arbeitslosengeld, Sozialhilfe) kann im Abschwung sogar noch ho-
here Effekte haben.?

Nachdem in der ersten Phase von Soforthilfen den Unternehmen weitgehend keine Aufla-
gen gemacht wurden, muss bei der jetzt anstehenden Konjunkturférderung ein Schwer-
punkt auf Beschéaftigungssicherung, Forderung von guter Arbeit und der Ausweitung von
Tarifbindung und Mitbestimmung sowie der gleichberechtigten Teilhabe von Geschlechtern
am Arbeitsmarkt liegen. Direkte Unternehmenshilfen sollten mdglichst an diese und andere
sozial gerechte Ziele und Voraussetzungen gekoppelt werden.

Gleichzeitig bleiben Klimaschutz, Digitalisierung und Globalisierung zentrale aktuelle Her-
ausforderungen. Es gilt deshalb, insbesondere die notwendigen investiven MaBnahmen so
zu gestalten, dass sie neben ihrem kurzfristigen Beitrag zur Konjunkturstabilisierung auch
strukturell eine zukunftsfahige Gestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft untersttitzen
und einen Beitrag zur Sicherung und Schaffung von zukunftsfahigen und guten Arbeitsplat-
zen leisten.

Klar ist auch, dass die Krisenbekdampfung auch eine européische Dimension haben muss,
dass Solidaritat und Zusammenhalt in der EU gestarkt und ein Auseinanderdriften der ver-
schiedenen Staaten verhindert werden missen. Das gilt nicht nur vor dem Hintergrund,
dass sich die deutsche Volkswirtschaft (die von Exporten und intakten Lieferketten ab-
hangt) nur erholen kann, wenn andere Lander ebenfalls auf einem soliden wirtschaftlichen
Fundament stehen.

Angesichts der zu erwartenden Tiefe des wirtschaftlichen Einbruchs erscheint ein Umfang
von 100 bis 150 Milliarden Euro fiir das Konjunkturprogramm sinnvoll.

2 Vgl. https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1111/joes. 12241
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Damit sollten zum einen staatliche Impulse fiir den privaten Konsum generiert werden,
schlieBlich sind es nicht nur die SchlieBungen im Bereich des Einzelhandels und der Gastro-
nomie, die die Nachfrage driicken. Auch EinkommenseinbuBBen durch Kurzarbeit oder Ar-
beitslosigkeit und die allgemeine Unsicherheit tragen dazu bei, dass die Menschen weniger
konsumieren.

Zum anderen braucht es eine gezielte Steigerung 6ffentlicher Investitionen und Anreize flir
private Investitionen. Diese kdnnen sofort gestartet werden, ohne dass Corona-bedingte
Beschrankungen dem entgegenstehen. Investitionen in die Daseinsvorsorge, beispielsweise
in Bildung, Kultur, OPNV und Schiene, innere Sicherheit sowie das Gesundheitswesen und
den sozialen Wohnungsbau sind notwendig. Aber auch die digitale Infrastruktur, Erneuer-
bare Energien und Energieeffizienz sowie Investitionen in die Dekarbonisierung der Indust-
rie gehdren in ein zukunftsweisendes Konjunkturprogramm.

Auch offentliche Investitionen, die ihre Wirkung erst Gber einen langeren Zeitraum entfal-
ten, sollten sofort angegangen werden, weil sie die Erwartungen (etwa in der Bauwirt-
schaft) stabilisieren. Vor dem Hintergrund wegbrechender Einnahmen und bestehender Alt-
schulden mussen vor allem die kommunale Handlungs- und Investitionsfahigkeit kurzfristig,
aber auch dauerhaft gestérkt werden.

Grundlage eines wirtschaftlichen Neustarts muss sein, dass ein weiteres Wegbrechen der
Einkommen verhindert wird. Zur Stabilisierung braucht beispielsweise eine Starkung der
Tarifbindung, eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns, weitere Verbesserungen beim
Kurzarbeitergeld und der Verdienstausfallentschadigung fiir Eltern sowie Verbesserungen
bei ALG | und ALG Il und einen Schutzschirm fir Ausbildungsplatze, wie der DGB ihn for-
dert.

Das oben umrissene Konjunkturprogramm ist Uber Defizite finanzierbar. Je schneller es ge-
lingt, die wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisieren, desto schneller kann Deutschland
auch aus neuen Schulden ,herauswachsen”. Steigt das Bruttoinlandsprodukt, sinkt schlieB-
lich auch die Schuldenquote. Schadlich ware es, auf eine rasche ,Riickzahlung” zusatzli-
cher Staatsschulden zu drangen. Das wiirde eine konjunkturelle Stabilisierung konterkarie-
ren. Davon abgesehen braucht es generell mehr Steuergerechtigkeit. Spitzeneinkommen
und Kapitalertrdge, aber auch Erbschaften sollten starker besteuert werden. Auch die Wie-
dereinfiihrung der Vermogensteuer ware ein wichtiger Beitrag, um den Zusammenhalt der
Gesellschaft zu starken.
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»Neustart fur die Wirtschaft in Deutschland und Europa*“

Deutschlands Wirtschaft kdmpft sich langsam frei von den SchlieBungen und Einschrankun-
gen der vergangenen Wochen. So grol} einerseits das Aufatmen bei vielen im Land ist und
so erschuttert weite Teile der Wirtschaft noch sind, ist jedoch klar: Die eigentliche grofie
Herausforderung steht uns als deutscher Wirtschaft noch bevor. Denn die deutsche Wirt-
schaft ist in ihrer ganzen Breite von der Corona-Krise getroffen. 80 Prozent der Unter-
nehmen in einer aktuellen DIHK-Umfrage mit mehr als 10.000 Antworten rechnen fir das
gesamte Jahr mit teilweise dramatischen Umsatzeinbruchen. Quer durch alle Branchen.
Nicht nur Tourismus, Gastronomie und Einzelhandel splren die Folgen — auch die Industrie
ist stark betroffen.

Lieferketten sind noch immer unterbrochen, die Grenzen waren zeitweise geschlossen, ein
reibungsloser Grenzubertritt noch immer nicht Gberall gewahrleistet. Ein erheblicher Teil
dieser Faktoren belastet aktuell noch den Restart — und wird auch noch einige Wochen,
wenn nicht Monate Bestand haben.

Die Betriebe passen sich unter schwierigsten Bedingungen und unter grétem wirtschaft-
lichem Druck an neue Rahmenbedingungen an. Dabei erlebt die Wirtschaft in der Breite
starke Belastungen, weil die Corona-Pandemie den flr die deutsche Wirtschaft entschei-
denden Austausch im EU-Binnenmarkt und im Welthandel stark einschrankt. Bei nicht weni-
gen Betrieben wird es in den kommenden Wochen und Monaten deshalb noch immer
schlicht darum gehen, die Existenz zu sichern. Es geht in der aktuellen Phase noch immer
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darum, die wirtschaftliche Basis insgesamt zu sichern und bisher gesunde Unternehmen zu
stabilisieren.

Aktuell sind die Liquiditat der Unternehmen und die Starkung des Eigenkapitals die vordring-
lichen Probleme. Die Unsicherheit dartiber, ob und wie das eingeleitete Wiederhochfahren
der Wirtschaft gelingt, stellt fir jeden einzelnen Betrieb eine grolte Herausforderung dar.

Der Weg zu einer wie auch immer definierten ,Normalitat“ des Wirtschaftslebens erfordert
von allen Beteiligten noch erhebliche Anstrengungen.

Der Staat hat in der ersten Phase der Krise schnell reagiert. Der Bezug von Kurzarbeiter-
geld wurde erleichtert und erheblich ausgebaut. Bund und Lander unterstitzen die Unter-
nehmen mit finanziellen Soforthilfen in Form von Zuschissen fur Kleinunternehmen und
staatlichen Kreditprogrammen tber KfW und Blrgschaftsbanken fir kleine Betriebe mit we-
nigen Mitarbeitern ebenso wie fiir groRe ,systemrelevante* Unternehmen. SchlieRlich er-
maoglicht der grofte Garantierahmen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) neben Kre-
diten auch direkte Beteiligung an grofRen Unternehmen (Rekapitalisierungsmallnahmen),
die aber mit Kriterien verbunden sind wie eine Begrenzung von Verglutungen und ein Verbot
von Dividendenzahlungen. Ferner betreffen diese Vorgaben u.U. die Verwendung der
staatlich bereitgestellten Mittel. Bereits Mitte Mérz wurden per Erlass von Bund und Landern
Steuerstundungen und Anpassungen der Vorauszahlungen beschlossen. In Héhe von
maximal 1 Mio. Euro kénnen aktuelle Verluste erstmalig sofort — also unterjahrig — bei der
Festlegung der im Vorjahr geleisteten Vorauszahlungen bertcksichtigt werden. Diese Mal3-
nahme hilft zumindest vielen kleinen und mittelgrolRen Betrieben, weil die unmittelbaren
Rickzahlungen der Finanzamter die dringend erforderliche Liquiditat zur Abdeckung von
laufenden Kosten verbessert.

Derzeit stehen Politik und Wirtschaft vor der Herausforderung, mit Nachbesserungen der
Soforthilfen die erste Phase der akuten Krise so abzuschlielen, dass den meisten Unter-
nehmen effektive Hilfen zur Verfugung gestellt werden. Gerade kleine und mittlere Unter-
nehmen sind auf diese Soforthilfen und staatlichen Kredite dringend angewiesen. Hier muss
gerade jetzt noch mal nachgesteuert werden — durch einen Fonds zur Uberbriickungshilfe
ebenso wie mit staatlich garantierten Krediten auch fur Kleinbetriebe. Es gibt sehr viele
Betriebe, die im Juni wissen mussen, wie es weitergeht.

In der nun beginnenden zweiten Phase geht es um den Neustart fur die Wirtschaft in
Deutschland und in Europa. Verbunden wird diese Phase mit vielfaltigen Uberlegungen
und Diskussionen Uber ein geeignetes ,Konjunkturpaket® der Bundesregierung. Der
DIHK pladiert dabei mit Nachdruck dafir, ein solches Konjunkturpaket zu nutzen, um
Unternehmen (weiter) zu starken und den Standort Deutschland (weiter) zu moderni-
sieren. Die Krise hat uns letztlich auch vor Augen gefiihrt, an welchen Stellen unser
Standort erheblichen Nachholbedarf hat. Ziel aller MalRhahmen sollte es also sein, die
Wirtschaft in der Breite zu starken. Wenn Deutschland — wie auch bereits nach der
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 — gestarkt aus der aktuellen Krise heraus-
kommt, dann haben wir auch wieder eine gute Perspektive, um die jetzt steigende
Belastung schultern zu kénnen.
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Die finanziellen Auswirkungen der Corona-Krise werden mittel- bis langfristig zu finan-
zieren sein. Das gilt fur den Staat ebenso wie flr die Unternehmen. Umso wichtiger ist
es, durch Reformen die Substanz der Unternehmen zu starken und Investitionen am
Standort Deutschland zu induzieren. Investitionen sind die Voraussetzung fur sichere
Arbeitsplatze, aber auch fir eine beschleunigte Digitalisierung und flr eine ernsthafte
Realisierung von Klimazielen. Der DIHK empfiehlt der Bundesregierung bei der Star-
kung der Unternehmen dabei konsequent auf Mallnahmen zu setzen, die Unternehmen
und das Land strukturell voranbringen.

I. Wachstumschancen schaffen, um Verschuldung langfristig
zuruckzufuhren

Die jungsten statistischen Daten zum BIP, Exporten und den Umsatzen in einzelne
Branchen dokumentieren nur den Beginn des wirtschaftlichen Einbruchs in diesem
Jahr. Insgesamt geht der DIHK von einem Einbruch des BIP von 10 Prozent aus. Bei
den Exporten wird der Rickgang mit 15 Prozent noch deutlicher ausfallen.

Die krisenbedingte Staatsverschuldung steigt erheblich, ist aber verkraftbar, wenn wirt-
schaftspolitisch die Weichen auf Wachstum gestellt werden. Nach der Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008/2009 betrug die Schuldenstandsquote in Deutschland 82,4 %,
ein Jahrzehnt spater (Ende 2019) 59,4 %. Die Schuldenquote konnte also in einem
Jahrzehnt wieder unter den Grenzwert des europaischen Stabilitats- und Wachstums-
paktes von 60 % reduziert werden. Eine ahnliche Leistung kdnnte Deutschland im
kommenden Jahrzehnt gelingen, wenn die Wirtschaft sich schnell erholt und wirt-
schaftspolitisch die Weichen konsequent auf eine Starkung des Standorts und damit
auf Wachstum gestellt werden.

Die aktuelle Situation zeigt, wie bedeutsam solide 6ffentliche Finanzen sind. Dazu
haben in den letzten Jahren wesentlich die Regelungen des EU-Stabilitats- und Wachs-
tumspaktes und der deutschen Schuldenbremse beigetragen. Der finanzielle Hand-
lungsspielraum Deutschlands ist in den letzten Jahren hart erarbeitet worden. Die
Unternehmen haben mit stetig gestiegenen Steuerzahlungen dazu einen wesentlichen
Beitrag geleistet. Gleichzeitig haben die Gebietskdrperschaften auch Konsolidierungs-
beitrage erbracht. Die im internationalen Vergleich komfortable Verschuldungssituation
Deutschlands und der einfache Zugang zu den internationalen Finanzmarkten ermog-
lichen es dem Staat nun, erhebliche Kosten und Risiken zu ibernehmen, ohne dass
das Vertrauen in seine Handlungsfahigkeit verloren geht.

DIHK | Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V.
Besucheranschrift: Breite StraBe 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin

Tel. 030-20308-0 | Fax 030-20308-1000 | Internet: www.dihk.de -3-



[1. 3-Stufen-Plan fur den Neustart der Wirtschaft

Wir schlagen ein dreistufiges Vorgehen beim Neustart vor, um allen Akteuren klare Sig-
nale fur die Leitlinien des Neustarts zu vermitteln und dabei die gesamte Breite der
Wirtschaft zu unterstitzen.

Erstens brauchen wir zusatzliche und verlangerte Nothilfen fur Unternehmen, die einen
kompletten Stillstand haben.

Zweitens sollte ein nationales Konjunkturprogramm MafRnahmen zur Starkung der In-
vestitionsfahigkeit der Unternehmen beinhalten. Immerhin werden 90 Prozent aller
Investitionen in Deutschland von privaten Unternehmen getatigt. Erforderlich sind aber
zugleich Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, wie z. B. die digitale
Infrastruktur, ein schnellerer Glasfaserausbau, der Ausbau und die Sanierung der Ver-
kehrswege sowie die technische Infrastruktur fir Autos mit alternativen Antriebstechni-
ken. AuRerdem sollte ein Konjunkturprogramm Malinahmen umsetzen, die Wirt-
schaften einfacher und schneller machen, etwa durch beschleunigte Genehmigungs-
verfahren oder einen konsequenten Abbau von Burokratielasten.

Drittens sind verstarkt europaische und internationale Initiativen und Malihahmen
gefragt, damit der europaische Binnenmarkt wieder anspringt. Gerade Europa muss
jetzt verstarkt Signale des Zusammenhalts nach au3en senden, damit Europa seine
wichtige Rolle in der Welt behalt. Es hilft der deutschen Wirtschaft nur bedingt, wenn
wir vornehmlich national agieren. Hier ist nicht nur Solidaritat gefragt, sondern auch
O0konomische Vernunft. Immerhin 60 Prozent des deutschen Exports geht in EU-
Mitgliedstaaten und es ist von hohem nationalem Interesse, wenn Europa sich ins-
gesamt schnell und nachhaltig von der aktuellen Krise erholt.

1. SofortmafRnahmen und Uberbriickungshilfe fiir Unternehmen

Der Soforthilfefonds, das KfW-Sonderprogramm 2020 sowie der KfW-Schnellkredit leis-
ten einen wertvollen Beitrag, um die Liquiditatskrise vieler Unternehmen in Zeiten der
Corona-Pandemie abzufedern. Gleichzeitig besteht die Herausforderung, auch
zukunftig privates Kapital zur Finanzierung der Unternehmen zu gewinnen. Aktuell sieht
der DIHK bei den Sofortmalinahmen noch die dringende Notwendigkeit fir
Anpassungen.

Fir Unternehmen mit bis zu 10 Mitarbeitern liegen kaum geeignete Kreditprogramme
vor. Auch die Sofortzuschiisse des Bundes kénnen hier fiir einen langeren Zeitraum
kaum Abhilfe schaffen. Die bestehende Liicke im Instrumentenkasten der Liquiditats-
hilfen fir Kleinbetriebe Uber den KfW-Schnellkredit sollte nun schnellstmdéglich
geschlossen werden. Unsere Ruckmeldungen aus der betrieblichen Praxis zeigen,
dass hier Handlungsbedarf besteht und die Zeit drangt.

Dringend nétig ist zudem die Umsetzung der mittlerweile schon seit geraumer Zeit dis-
kutierten Uberbriickungshilfe fiir Unternehmen in unmittelbar und mittelbar von der
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Pandemie wirtschaftlich besonders betroffene Branchen. Betriebe in Gastronomie und
Tourismus, im Handel, aber auch im Veranstaltungsbereich von Messen bis zu
Konzertveranstaltern leiden noch auf langere Zeit unter erheblichen Einschrankungen
und hohen Auflagen. Die Umsatzeinbriiche sind nicht nur bereits seit Marz massiv,
sondern werden auch in den kommenden Monaten nicht auf das normale Niveau kom-
men. Bei diesen Betrieben geht es derzeit um die Existenz. Daher ist eine
Uberbriickungshilfe notig, denn mit Krediten allein lassen sich angesichts nicht
nachholbarer Umsatze die Einbriiche hier oft nicht bewaltigen. Eine Unterstitzung in
Form eines anteiligen Zuschusses zu den laufenden Fixkosten ist in dieser Situation
insofern ein wichtiger Baustein, um diesen vor der Krise gesunden Unternehmen das
Uberleben zu ermdglichen. Die Uberbriickungshilfe sollte so schnell wie maglich an
den Start gehen. Denn fiir viele Betriebe der betroffenen Branchen sind die Liqui-
ditatsreserven aufgebraucht, es geht flr sie daher eher um Wochen als um Monate.
Auf der Zeitachse sind diese Uberbriickungshilfen drangender als einzelne Kon-
sumimpulse — denn sonst sind diese Betriebe nicht mehr am Markt, die von den
Konsumanreizen profitieren sollen.

2. MaBnahmen zur Investitionsforderung und Standortstarkung

2.1 Mit Steuerpolitik Unternehmen und Standort starken

Die Steuerpolitik kann ein wichtiger Schliissel zur Uberwindung der aktuellen Krise
sein. Dabei geht es aktuell dringend um Malinahmen zur schnellen Starkung von Liqui-
ditat und Eigenkapital in den Betrieben. Die IHK-Organisation pladiert allerdings zudem
nachdricklich dafir, bereits jetzt auch Anpassungen und Korrekturen im Steuerrecht
vorzunehmen, mit denen Wachstumsimpulse und eine Starkung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland einhergehen. Mit klugen steuerlichen Ma3nahmen kann den Unter-
nehmen jetzt die Chance geboten werden, auf mittlere und lange Sicht gestarkt aus der
Krise herauszukommen und Zukunft zu gestalten.

Bessere Moglichkeiten zur Verlustverrechnung und Corona-Rucklage einfiuihren:
Unternehmen werden in diesem Krisenjahr 2020 erheblich Verluste hinnehmen mus-
sen. Die Verluste auch uber das aktuelle Jahr hinaus bei der Ermittlung der angemes-
senen Steuerzahlungen von Unternehmen zu berlcksichtigen, kdnnte eine der effek-
tivsten HilfsmalRnahmen des Staates sein. Sollte die Bundesregierung eine grof3zugi-
gere Verlustverrechnung nicht noch kurzfristig im laufenden ,,Corona-Steuerhilfegesetz®
aufnehmen, was der DIHK dringend empfiehlt, sollte diese MaRnahme auf jeden Fall
Teil des hier zu besprechenden Konjunkturpaketes sein. Die Bundesregierung hat
bereits die Moglichkeit fiir Unternehmen geschaffen, pauschal einen Teil des in die-
sem Jahr erwarteten Verlustes (max. 1 Mio. Euro) mit dem im Vorjahr erzielten Gewinn
zu verrechnen und so die im Jahr 2019 geleisteten Vorauszahlungen zu reduzieren.
Zuviel gezahlte Vorauszahlungen werden von den Finanzamtern direkt an die Unter-
nehmen zuriickerstattet. Diese Malknahme zum Verlustricktrag hilft wegen der absolu-
ten Begrenzung vor allem kleinen und mittleren Unternehmen.
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Mit dieser Regelung werden jedoch bei weitem nicht alle krisenbedingten Verluste des
laufenden Jahres steuerlich berticksichtigt. Deshalb sollten jetzt die bestehenden Ver-
lustverrechnungsmaglichkeiten gesetzlich erweitert werden. Die wichtigsten Stell-
schrauben sind aus unserer Sicht: Das Rucktragsvolumen sollte deutlich erhéht, der
Rucktragszeitraum in alle nicht verjahrten Jahre erweitert und die Mindestbesteuerung
zumindest temporar ausgesetzt werden. Eine solche gesetzliche Anpassung tragt der
Besteuerung der Betriebe nach deren tatsachlicher Leistungsfahigkeit Rechnung. Die
Regelung sollte also — zumindest befristet — gesetzlich ausgeweitet werden, so dass
die in der Krise entstandenen Verluste (mindestens aus dem Jahr 2020 ggf. auch 2021)
vollstandig berlcksichtigt werden kdnnen.

Ein zeitlich und betragsmaRig unbegrenzter Verlustricktrag, der auch wegen der kor-
respondierenden Minderung des Verlustvortragsvolumens in der Zukunft in der
Gesamtbetrachtung haushaltsneutral ware, wirde dazu flihren, dass Unternehmen
Uber Steuererstattungen flr vorangegangene Jahre dringend bendtigte Liquiditat
erhalten.

Erganzt werden sollte die Verbesserung bei der Verlustverrechnung durch eine weitere
Maflinahme, die die Steuerzahlung des Vorjahres vermindert. Unternehmen, die nach-
weislich stark von der Corona-Krise betroffen sind, sollten noch fir das Geschéftsjahr
2019 eine ,,Corona-Riicklage‘ vom zu versteuernden Gewinn absetzen durfen. Dies
hatte zur Folge, dass der Jahresabschluss 2019 zu einer geringeren Steuerzahlung
fuhrt. Grundgedanke ist auch hier, die steuerliche Leistungsfahigkeit der Unternehmen
Uber einen langeren Zeitraum als ein Kalenderjahr abzubilden und damit in der aktuel-
len Lage die Liquiditat der Unternehmen zu starken. Ein weiterer Vorteil auch dieser
MaRnahme: Sie verbessert die Eigenkapitalsituation der Unternehmen, weil ein gro-
Rerer Teil des 2019 erzielten Gewinns im Unternehmen verbleiben kann.

GWG-Grenze temporar auf 5000 Euro anheben — und danach auf 1000 Euro fest-
legen: Starke konjunkturelle Impulse kdnnten gesetzt werden, wenn Investitionen so-
fort in vollem Umfang als Betriebsausgabe verbucht werden kénnen. Bisher liegt die
Grenze fir eine solche steuerliche Sofortabschreibung bei 800 Euro, weshalb man
auch von einer Sofortabschreibung fur geringwertige Wirtschaftsgiter spricht (sog.
GWG-Grenze). Eine deutliche Anhebung auf 5.000 Euro wirde bedeuten, dass die
Unternehmen sofort die gesamten Anschaffungskosten einer Investition bis zu dieser
Hohe als steuerlichen Aufwand behandeln kénnten und nicht tber die Ubliche Nut-
zungsdauer abschreiben mussten. Helfen wirde diese MalRnahmen den Unternehmen
auch, weil wegen der Corona-Epidemie erhebliche zusatzlichen Ausgaben der Unter-
nehmen erforderlichen sind, zum Beispiel zur Umsetzung erhéhter Hygieneschutz-
malflinahmen oder zur Anpassung des aktuellen Geschaftsmodells an neue Herausfor-
derungen. Zwar sind Ausgaben flr Masken, Handschuhe und Desinfektionsmittel sowie
fur Dienstleister, die ein entsprechendes Hygienekonzept erstellen, in der Regel sofort
abziehbare Betriebsausgaben. Zu beachten ist allerdings, dass héherwertige
Anschaffungen, wie z. B. Desinfektionssaulen oder zuséatzliche IT-Ausstattung fur Ho-
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me-Office, nicht sofort als volle Betriebsausgabe abgezogen werden kénnen, sondern
nur im Rahmen der bisherigen Abschreibungsbetrage. Befristet werden kdnnte diese
Sofortabschreibung etwa bis Ende 2022, weil damit ein starkerer Investitionsimpuls fur
die kommenden zweieinhalb Jahre gesetzt wurde.

Degressive Abschreibung wieder einfiihren: Zusatzlich zur zeitlich begrenzten
Sofortabschreibung fir geringwertige Wirtschaftsgiter sollte erneut eine degressive
Abschreibung fir alle Investitionsgiter eingefiihrt werden. Mit einer degressiven
Abschreibung wird die Wertveranderung eines Wirtschaftsgutes anhand einer héheren
Wertminderung zu Beginn des Nutzungszeitraumes vorgenommen. In der Vergangen-
heit wurde die Mallnahme einer beschleunigten Abschreibung von Wirtschaftsgutern
wiederholt als Investitionsanreiz zur Konjunkturbelebung eingesetzt — zuletzt Ende
2008 zeitlich befristet bis Anfang 2011. Fir danach angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsguter ist die degressive AfA in der Steuerbilanz nicht mehr zulassig. Auch die
generelle beschleunigte Abschreibung kdnnte bis Ende 2022 begrenzt eingeflhrt wer-
den. Dies wurde den Impuls bei den Unternehmen starken, in den kommenden
zweieinhalb Jahren mehr zu investieren.

Der DIHK ist allerdings der Auffassung, dass eine beschleunigte Abschreibung nicht
nur erneut als Konjunkturimpuls eingefihrt werden sollte. Vielmehr sollte durch diese
Maflinahmen auch die technologische Entwicklung bertcksichtigt werden und damit
auch eine marktgerechtere, praxisnahere steuerliche Werterfassung. Falls ohne einen
zu hohen burokratischen Aufwand umsetzbar, sollte sich eine dauerhaft einzufiihrende
schnellere Abschreibung auf Innovationsgtiter konzentrieren und so gezieltere Anreize
fur Investitionen in technische Neuerungen setzen.

Durch Umstellung bei der Einfuhrumsatzsteuer internationalen Handel starken: In
Deutschland mussen Unternehmen bei der Einfuhr von Drittlandswaren in das Gemein-
schaftsgebiet Gber eine deutsche Zollgrenzstelle Einfuhrumsatzsteuer beim Zoll ent-
richten. Im Regelfall wird diese Steuerzahlung anschliel3end als abzugsfahige Vor-
steuer im Rahmen der Umsatzsteuer-Voranmeldung bericksichtigt und durch die Lan-
desfinanzverwaltung erstattet. Das Problem: Diese Erstattung erfolgt oft erst Wochen
oder Monate spater. Unternehmen mussen also zunachst erhebliche Zahlungen leisten
und dann einen Antrag auf Erstattung stellen. Dies fuhrt zu Abfluss von Liquiditat, Kos-
ten fir die Zwischenfinanzierung und Bulrokratiekosten fiir das Erstattungsprozedere.

Durch die Einfuhrung einer direkten Verrechnung konnte die Einfuhr — wie in den meis-
ten europaischen Landern — ohne nennenswerte Kosten und ohne Zahlung der Ein-
fuhrumsatzsteuer erfolgen. Die zu entrichtende Einfuhrumsatzsteuer musste lediglich in
die Umsatzsteuer-Voranmeldung aufgenommen werden und kénnte dann sofort als
Vorsteuer abgezogen werden. Die Liquiditat bleibt im Unternehmen. Ein geringerer
administrativer Aufwand ware eine weitere positive Folge dieser MalRnahme.
Vermieden werden kénnte so ein Liquiditatsabfluss bei der Einfuhr von Waren, der
ohnehin spater neutralisiert wird. Bereits im Koalitionsvertrag der Bundesregierung
wurde vereinbart, das Verfahren in Kooperation mit den Bundeslandern zu optimieren.
In der aktuellen Krise ist eine Anderung des Verfahrens sinnvoller denn je, weil damit
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die Liquiditat der importierenden Unternehmen gestarkt und damit deren
Investitionsmoglichkeit verbessert wird.

2.2 Investitionen in Innovationen und in Klimaschutz starken

Die aktuelle Krise schranken bei vielen Betrieben die finanziellen Méglichkeiten ein,
Innovationen zu tatigen.Zum einen helfen Forderprogramme, die Innovations-
tatigkeit der Unternehmen anzureizen. Krisenbedingt wurde der Zugang zu diesen
vereinzelt erleichtert, indem etwa die Méglichkeit geschaffen worden ist, die Unterlagen
nicht mehr in Papierform, sondern digital einzureichen — das sollte fur alle Forder-
programme zur Regel werden. Zudem sollte gepriift werden, inwieweit die Bearbei-
tungsdauer der Antrage und die Auszahlung der Férdermittel beschleunigt werden
konnen.

Ein weiterer Liquiditatsimpuls und eine starkere Ausrichtung der Investitionen der
Unternehmen auf Innovationen kénnte durch ein Vorziehen der Auszahlung der
steuerlichen Forschungszulage (mit einem geschatzten Volumen von 1,4 Mrd. Euro)
in das laufende Jahr gesetzt werden. Eigentlich ist die Auszahlung der Zulage nach
dem neuen Gesetz zur steuerlichen Forschungsférderung erst im Folgejahr vor-
gesehen. Durch das Vorziehen konnten Arbeitsplatze der Unternehmen im FuE-
Bereich gesichert werden, weil sich die Zulage auf die FUE-Personalkosten bezieht.
Eine zumindest temporare Erhohung der Forschungszulage wirde ebenso einen
kraftigen Impuls setzen, beim Wiederhochfahren der Wirtschaft starker in Innovationen
Zu investieren.

Im Idealfall verbinden intelligent gestaltete Mallnahmen die Starkung der Wirtschaft
einerseits mit dem Voranbringen des Klimaschutzes andererseits. Ein Groliteil der
Mafinahmen des im Jahr 2019 verabschiedeten Klimaschutzpakets der Bundesregie-
rung setzt mit der finanziellen Férderung von Elektroautos Uber direkte Zuschisse und
steuerliche Anreize, mit der Férderung des Ausbaus der Ladeinfrastruktur sowie der
steuerlichen Forderung der energetischen Gebaudesanierung bereits wichtige Akzente.
Diese MalRnahmen haben zu Beginn diesen Jahres durchaus erste Wirkungen entfal-
tet.

Hier sind zusatzliche Malknahmen sinnvoll, wie mehr Tempo beim Ausbau der elektri-
schen Infrastruktur, z.B. fur E-Mobilitat. Bei der Ladeinfrastruktur konnte mehr finan-
zielle Unterstutzung bei Ladepunkten an Wohnhausern und Gewerbegebauden wie
auch eine Steigerung des E-Autobonus helfen. Fir mehr energetische Sanierung von
Betriebsgebauden und einen weiteren Klimaschutzeffekt waren eine Sonder-Abschrei-
bung und Zuschuisse fur EinzelmaRnahmen wie Dammung oder Fenstertausch sinn-
voll. Dies ist bisher nur fir Privathaushalte mdglich, eine Gleichbehandlung von
Bestandsgebauden im Gewerbe erscheint angemessen. Sie wurde gerade den KMU
helfen, auf Kunden- wie auf Anbieterseite. Aber auch andere alternative Kraftstoffe, ins-
besondere Wasserstoffe verdienen einen starkeren Fokus. Dazu gehért u.a. der Auf-
bau von Tankstellen und der Einstieg in ein Wasserstoffnetz. Nicht zuletzt kann der
Staat starker CO2-arm investieren und konsumieren, etwa durch eine starkere Ausrich-
tung der o6ffentlichen Beschaffung, Bauten und Investitionen auf den Klimaschutz.
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2.3 Energiekosten senken

Der DIHK geht davon aus, dass die Strompreise ohne staatliche Gegenmalinahmen
um mindestens 10 Prozent zum Jahreswechsel 2020/2021 steigen werden. Vor allem
die EEG-Umlage, aber auch die Netzentgelte werden aufgrund von Nachholeffekten
durch in diesem Jahr entgangene Einnahmen 2021 massiv zulegen. Dazu kommt die
deutsche Sonderlast aus der Einflhrung der nationalen CO2-Bepreisung durch das
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) zum Jahreswechsel. Durch diese beiden
Entwicklungen werden die Unternehmen im kommenden Jahr mit einem zweistelligen
Milliardenbetrag zusatzlich belastet, obwohl die deutschen Strompreise fir die Wirt-
schaft mit Ausnahme weniger sehr groRer Stromverbraucher bereits schon die hochs-
ten in Europa sind. Daher schlagt der DIHK vor, folgende Malinahmen zur Starkung
von Unternehmen in ein ,Neustartprogramm® aufzunehmen:

EEG-Umlage deutliche senken: Nicht nur sollten die Einnahmen aus dem Brennstof-
femissionshandel weitgehend zur Senkung der EEG-Umlage verwendet werden, es
sollte darliber hinaus eine weitere Senkung durch Haushaltsmittel geben, so dass die
EEG-Umlage im kommenden Jahr deutlich sinkt. Daflr sind mindestens 10 Mrd. Euro
notwendig.

Brennstoffemissionshandel nur bei gleichzeitiger Kompensation starten: Der
BEHG wird die Wirtschaft 2021 bereits mit 4,5 Mrd. Euro belasten. Zugrunde gelegt ist
bei dieser Einschatzung die Erhéhung der Bepreisung von 10 auf 25 Euro/Tonne, wie
am 20. Mai vom Bundeskabinett beschlossen. Zwar soll aus dem Aufkommen der
neuen CO2-Bepreisung die EEG-Umlage reduziert werden, der Strom also fur Unter-
nehmen und Verbraucher gunstiger werden. Per Saldo eine erhebliche Belastung
ergibt sich aber flr viele Betriebe, die viel Prozesswarme bendtigen, diese mit Gas
oder anderen fossilen Energietragern erzeugen, aber vergleichsweise wenig Strom
verbrauchen. Betroffen sind Metallbearbeiter, Textilveredler oder mittlere Chemieunter-
nehmen. Um hier zusatzliche Insolvenzen in Corona-Zeiten zu verhindern, sollte die
direkte und indirekte (EEG-Umlage-) Kompensation deutlich vor Inkrafttreten des
BEHG geklart sein. Sie sollte erheblich weiter ausgestaltet werden als die Kompensa-
tionsregelungen des Europaischen Emissionshandels. Denn beim nationalen Emis-
sionshandel sitzen die Wettbewerber direkt hinter den Landesgrenzen und haben Uber
den Binnenmarkt ungehinderten Zugang zum deutschen Markt. Auch mussen Regelun-
gen fur die Unternehmen in der Besonderen Ausgleichsregelung und mit KWK-Anlagen
zur Eigenversorgung gefunden werden, da fur diese Unternehmen die Senkung der
EEG-Umlage nicht bzw. nur in geringem Male greift, da sie keine bzw. eine verrin-
gerte Umlage bezahlen.

Durch Kohleausstieg verursachten Strompreiseffekt verbindlich kompensieren:
Der Kohleausstieg wird Uber die Beschaffungskosten, die EEG-Umlage und steigende
Netzentgelte Auswirkungen auf die Endkundenstrompreise haben. Das Kohle-
ausstiegsgesetz sollte daher — wie auch die Empfehlung der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschaftigung vorsieht — eine verbindliche Kompensation enthalten
(siehe hierzu im Einzelnen die DIHK-Stellungnahme zur Anhérung im Wirtschafts- und

DIHK | Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V.
Besucheranschrift: Breite StraBe 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin

Tel. 030-20308-0 | Fax 030-20308-1000 | Internet: www.dihk.de -9-



Energieausschuss des Deutschen Bundestags zum Kohleausstiegsge-setz am 25. Mai
2020; Ausschussdrucksache 19(9)615(neu)).

2.4 Glasfaser- und Mobilfunkausbau mit Nachdruck voranbringen

In der Corona-Krise haben die Netze insgesamt der geanderten Nutzung standgehal-
ten. Diskussionen Uber Netzneutralitat und die Drosselung von Datenlbertragungen
zeigen aber auch, dass der Weg zu reinen Glasfasernetzen uberall im Land absolut
notwendig ist. Die Verfugbarkeit schneller Internetanschlisse darf kein limitierender
Faktor fur Homeoffice und Homeschooling sein. Insbesondere missen die ca. 20.000
unterversorgten Gewerbegebiete Glasfaseranschliisse erhalten. Die knappen Ressour-
cen bei Planung und Bau erfordern einen mdglichst effizienten Netzausbau. Daflr soll-
ten nicht nur der leitungsgebundene und der funkbasierte Ausbau gesamtheitlich in den
Blick genommen werden. Glasfasernetze sind Voraussetzung flir Mobilfunkanbindun-
gen, diese wiederum bendtigen einen Stromanschluss. In den Regionen und bundes-
weit sollten die Entscheidungstrager Mdglichkeiten fir einen gesamtheitlichen Netz-
ausbau ausloten und Masterplane fur eine effektive Versorgung mit digitalen Infrastruk-
turen bis in die Gebaude hinein erstellen.

Der Umfang des Netzausbaus wird mafigeblich durch die Ausbaukosten bestimmt. Die
offentliche Hand sollte MaRnahmen ergreifen, um diese zu reduzieren bzw. bereits ver-
einbarte MaRnahmen (z. B. in der Mobilfunkstrategie) zligig umsetzen: Die Zustimmung
zu mindertiefer oder oberirdischer Verlegung, aber auch vereinfachte Bau- und pla-
nungsrechtliche Grundlagen und beschleunigte Genehmigungsverfahren, eine bun-
desweit einheitliche Genehmigungspraxis und eine angemessene personelle Ausstat-
tung in den Genehmigungsbehdrden. Die Bundesregierung sollten auch bestehende
Aktivitaten wie die Initiative Fachkrafte fur den Glasfaserausbau (www.glasfaseraus-
bau.org) starker unterstitzen.

2.5 Zukunft gestalten — Rahmenbedingungen verbessern

Die deutsche Verwaltung hat sich in der Coronakrise sowohl im Bund als auch in den
Landern teilweise unburokratisch, schnell und zielgerichtet gezeigt. Mittel wurden
schnell ausgereicht, Fristen angepasst, BuRgelder ausgesetzt, Unterlagen digital
gepruft. Vereinfachungen, Beschleunigungen und effiziente Prozesse sollten beibehal-
ten und ausgebaut werden.

So sollte die Verwaltung wie in der Krise ein Unterstitzer und Dienstleister flr die
Unternehmen sein. Gemeinsam gilt es den Weg aus der Krise zu gestalten. Gegen-
seitiger Respekt und Wertschatzung sowie hohe Professionalitat sollten die Prozesse
pragen, z. B. bei Genehmigungen, Férderprogrammen und Kontrollen. Ausdruck einer
solchen Perspektive waren:

+ Ein Rechtsanspruch auf verbindliche Auskunfte durch die Finanzamter. Die Kom-
plexitat und die Anderungshaufigkeit des Steuerrechts erhéhen die Planungs- und
Entscheidungskosten der Unternehmen erheblich.
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+ Eine Verkirzung der Aufbewahrungsfrist fur steuerliche und sozialversicherungs-
rechtliche Unterlagen (nicht nur fir digitale, sondern auch fir Papierunterlagen) auf
zunachst sieben Jahre kénnte ein Signal fir ein besseres Miteinander von
Finanzverwaltung und Steuerpflichtigen sein.

Alle verfligbaren digitalen Prozesse sollten in der Kommunikation zwischen Verwaltung
und Burger/Unternehmen genutzt werden, damit die Kommunikation so schnell und
produktiv wie mdglich ablaufen kann. Neue gesetzliche Regelungen sollten grundsatz-
lich einem Praxistest unterworfen werden.

Eine Anpassung von Rechtsvorschriften an die veranderte Situation und eine kritische
Uberpriifung von bereits in Planung befindlichen regulatorischen Vorhaben sind dar-
Uber hinaus Moglichkeiten abseits von finanziellen Hilfen, die Wirtschaft wieder in
Schwung zu bringen.

Konkret schlagen wir vor, folgende MalRnahmen in ein Neustartprogramm aufzu-
nehmen:

Lockerung des Sonn- und Feiertagsfahrverbotes fiir den Giiterkraftverkehr: Die
bestehenden Beschrankungen sollten Gberdacht werden. Denkbar ware eine generelle
Begrenzung auf 20 Uhr statt wie bisher 22 Uhr sowie ein Verzicht auf Fahrverbote an
nicht bundeseinheitlichen Feiertagen. So konnte der bestehende “Flickenteppich”, der
bei der Logistikwirtschaft und ihren Kunden zu erheblichen Problemen fuhrt, beseitigt
werden.

Flexiblere Handhabung der Nachtanlieferung: Spediteure sind bei der Belieferung
von Kunden an enge Zeitfenster gebunden. Umschlagvorgange in Ladezonen unter-
liegen aus Larmschutzgrinden in der Nacht haufig Beschrankungen. Angesichts der
enormen Herausforderungen an die Lieferketten in der Krise sollte die Lieferung in der
Nacht erleichtert werden.

Verschiebung der Nachriistung von Registrierkassen: Bis zum 30. September
2020 mussen alle digitalen Grundaufzeichnungen, die mittels elektronischer oder com-
putergestutzter Kassensysteme oder Registrierkassen erstellt werden, mit einer zertifi-
zierten technischen Sicherheitsein-richtung (TSE) vor Manipulationen geschiitzt wer-
den. Eine Neuanschaffung von Kassen bzw. die Implementierung der TSE stellt haufig
fur die Unternehmen eine Investition von gréRerem Ausmald dar und belastet
nachhaltig die zur VerfiUgung stehende Liquiditat. Eine Verlangerung der Nicht-
beanstandungsregelung wurde zugleich auch die Finanzverwaltung entlasten, denn die
Unternehmen waren ansonsten gezwungen, individuellen Antrage auf Verlangerung
der Frist zu stellen.

Aussetzen des neuen Energielabels bis 30. Juni 2021: Ab dem 1. November 2020
soll fir bestimmte Warengruppen (Geschirrspiler, Waschmaschinen, Waschtrockner,
Kuhl- und Gefriergerate und elektronische Displays inklusive Fernseher) ein neues
Energielabel eingefihrt werden. Dessen Einflhrung bedeutet eine erhebliche Be-
lastung, die erst einmal ausgesetzt werden sollte. Denn bereits jetzt gibt es eine Pri-
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fung der Elektrogerate, die bei den Betrieben erhebliche Kosten verursacht. Das neue
Label wirde den Aufwand nun noch einmal erhéhen.

Weiter Schatzmoglichkeiten bei der Abgrenzung von Drittstrommengen erlauben:
Wenn Unternehmen Strom auf dem eigenen Betriebsgelande an Dritte weiterleiten,
mussen sie diese sogenannten Drittstrommengen in vielen Fallen erfassen. Ab 2021
missen sie dafiir an allen Ubergabepunkten geeichte Viertelstundenzéhler einbauen.
Nur wenn dies technisch oder wirtschaftlich nicht moglich ist, darf die abgegebene
Strommenge geschatzt werden. Daher sollten die derzeit noch geltenden erweiterten
Schatzmadglichkeiten auch Gber 2020 hinaus Bestand haben. Das ersparte den Unter-
nehmen den Einbau Zehntausender teurer Zahler.

Planungen beschleunigen: Der Bundestag hat am 14. Mai das Planungssicher-
stellungsgesetz verabschiedet und der Bundesrat hat am 15. Mai 2020 zugestimmt.
Danach konnen jetzt in der Corona-Zeit Bauplanungs- und Umweltgenehmigungs-
verfahren rechtssicher und ohne zeitlichen Aufschub digital erfolgen. Fir die Offentlich-
keitsbeteiligungsverfahren gilt danach, dass bis zum 31.3.2020 zwingend auf Online-
Beteiligungen und Konsultationen umgestellt werden. Von Erdrterungsterminen kann
abgesehen werden. Mit Zustimmung aller Beteiligten ist auch eine Telefon- oder
Videokonferenz moglich.

Allerdings stehen grundlegende Reformen zur Verschlankung der Verfahren noch aus,
beispielsweise durch Reduktion von Planungsstufen und Vermeidung von doppelten
Offentlichkeitsverfahren und Umweltpriifungen. Dies gilt nicht nur fir Infrastruktur-
vorhaben, sondern auch fur Firmenansiedlungen und -erweiterungen. Es dauert haufig
Jahre, bis Bauleitplan- und Immissionsschutz- und Baugenehmigungsverfahren ab-
geschlossen werden. Eine Zusammenflhrung von Bauleitplan- und Immissionsschutz-
verfahren unter dem Dach des Baugesetzbuchs konnte hier richtungsweisend sein. Fir
den Energie- und Verkehrssektor gilt, dass die Planungsstufen zu reduzieren sind, bei-
spielsweise durch Zusammenfiihrung in einem Hauptsacheverfahren mit einer Offent-
lichkeitsbeteiligung und Umweltprifung.

Digitalisierung beschleunigen: Die Corona-Krise verdeutlicht noch einmal, dass digi-
tale Verwaltungsleistungen grundlegende Basis fur das Funktionieren der Wirtschaft
sind. Die Wertschopfungsketten der Wirtschaft hangen auch von handlungsfahigen
Zulassungsstellen, StralRenverkehrs- oder Baubehérden ab. Beim Neustart der Wirt-
schaft wird es auch darum gehen, durch Investitionen die Verkehrs- und Telekommu-
nikationsinfrastruktur sowie die Bildungs- und Gesundheitsinfrastruktur zu starken. Die
Unternehmen erwarten, dass diese Prozesse reibungsfrei, burokratiearm und digital
ablaufen.

Verwaltungsdigitalisierung muss von Bund, Landern und Kommunen mit voller Kraft
vorangetrieben werden. Bund und Lander sollten sich zeitnah auf ein mittelfristiges
Zielbild fir ein wirtschaftsorientiertes E-Government Gber den Umsetzungszeitraum des
Onlinezugangsgesetzes (Ende 2022) hinaus verstandigen. Dieses sollte auf dem
Grundgedanken basieren, dass eine moderne Verwaltung die Funktionsfahigkeit der
Unternehmen im Alltag direkt beeinflusst.
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Die Aktivitaten von Unternehmen und Verwaltungen sollten deshalb im Gesamtzusam-
menhang betrachtet werden. Ziel muss sein, alle unternehmensbezogenen Verwal-
tungsleistungen auf einer Plattform zu bindeln und die Authentifizierung der Unterneh-
men sowie den Datenaustausch Uber ein bundesweit einheitliches Servicekonto fur
Unternehmen zu ermdglichen. Daflr sollten Bund und Lander sich auf ein
gemeinsames Vorgehen verstandigen. Grundlegend ist die Einigung auf eine die
Verwaltungsebenen und Lander Ubergreifende Gesamtarchitektur auf Basis einer
Kombination aus einheitlichen Losungen und Standards. Die Organisation dieser
Ubergreifenden Standardisierungsfragen sollte zentral gesteuert werden.

3. Europaische und internationale Aktivitaten

3.1 MaBRnahmen zur Starkung des Binnenmarktes

Die EU ist fir die deutsche Wirtschaft die wichtigste Handelsregion. Knapp 60 Prozent
der deutschen Warenexporte und -importe wurden 2019 hier getatigt. Die Ver-
wirklichung des Binnenmarkts ist daher seit langem ein Hauptziel der Wirtschaft. Die
Corona-Krise hat nun deutlich die Fragilitat des Binnenmarktes aufgezeigt: Einseitige
Grenzkontrollen der Mitgliedstaaten und Einschrankungen der Freizugigkeit haben sehr
schnell zu erheblichen Stérungen in den Wertschopfungs- und Lieferketten gefuhrt.
Intransparente und uneinheitliche Schutzmalinahmen haben noch mehr Blrokratie und
Rechtsunsicherheit verursacht — z.B. durch Bescheinigungspflichten fur die Einreise in
bestimmten Landern, die von Land zu Land unterschiedlich und meistens nur in der
Landessprache guiltig gewesen sind. Um Wertschépfungsketten aufrechtzuerhalten,
sollte sich die deutsche Bundesregierung dafir einsetzen, dass der freie Verkehr aller
Waren, Dienstleistungen und Arbeitskrafte unter allen Umstanden gewahrleistet ist.
Statt Alleingange der Mitgliedsstaaten ist eine starkere Kooperation erforderlich, um
mehr Einheitlichkeit im Binnenmarkt zu schaffen. Die Binnenmarktregeln missen kon-
sequenter durchgesetzt und unndétige Blrokratie abgeschafft werden. Zur Starkung des
Binnenmarktes sollten auch Informationen besser zuganglich und verwaltungs-
verfahren vereinfacht werden.

3.2 EU-Finanzmarktregulierung mit Augenmaf, um mittelstandsgepragter Wirt-
schaftsstruktur in Deutschland Rechnung zu tragen

Um die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft in der Breite aufrechtzuerhal-
ten, bendtigt die hiesigen Betriebe einen nachhaltig stabilen Zugang zu einem breit ge-
facherten, unternehmensspezifisch zugeschnittenen Angebot an Bankdienstleistungen.
Finanzierungen sollten fur die Unternehmen weiterhin Gber das gesamte Produkt-
spektrum und Uber das gesamte Laufzeitband mdglich bleiben. Die auch mittelstands-
orientierte Bankwirtschaft in Deutschland hat dies bisher leisten kénnen und sich bei
der Intermediation im Regelfall durch eine adaquate Risikobewertung der vielfaltigen
Geschaftsmodelle des Mittelstands hervorgetan. Ein entsprechender Vorteil bei der
kundenspezifischen Informationsgewinnung, z. B. im Vergleich zu externen Ratings,
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resultiert aus der mit den Unternehmen historisch gewachsenen, regionalen Fokussie-
rung der Geschaftstatigkeit aller drei Sdulen der deutschen Bankwirtschaft.

Der europaische Aktionsplan zur Schaffung der Kapitalmarktunion zielt darauf ab, dass
Kapitalmarkte starker die Funktion der Intermediation durch Geschéaftsbanken Uberneh-
men. Das stellt bereits derzeit viele Unternehmen und insbesondere Mittelstandler vor
erhebliche Probleme bei der Finanzierung ihrer Investitionen. Vielschichtige formal-
rechtliche Aspekte erschweren ihnen den Zugang zum Kapitalmarkt. Das betrifft vor
allem auch steuerrechtliche und gesellschaftsrechtliche Governance-Strukturen.

Auch Dank der traditionell in Deutschland starken, bankbasierten Finanzierung hat die
deutsche Wirtschaft z. B. mehr als 1.000 Unternehmen hervorgebracht, die sich vor
allem im B2B-Bereich als ,,Hidden Champions* in ihrer jeweiligen Marktnische in
internationalen Supply Chains unentbehrlich gemacht haben. Die Bundesregierung
sollte sich bei der schnellen Entwicklung Richtung einer kapitalmarktbasierten Unter-
nehmensfinanzierung entschieden daflr einsetzen, dass die Handlungsfahigkeit mittel-
stéandischer Unternehmen sowie die unternehmerische Vielfalt und damit ein Grofteil
des Innovationspotentials des hiesigen Standortes nicht verloren gehen.

3.3 Ambitionierte europaische Klimaschutzpolitik behutsam beim Neustart der
Wirtschaft beriicksichtigen

Der DIHK unterstutzt eine ambitionierte europaische Klimaschutzpolitik. Allerdings
sollte beim Green Deal der EU dringend nachjustiert werden, wenn dieser zugleich ein
wichtiger Teil der jetzt erforderlichen Wachstumsstrategie sein soll. In den Fokus
sollten MalRinahmen riicken, die die Wirtschaftskraft der Unternehmen wiederbeleben
und dabei zugleich auch zu einer starkeren Nachhaltigkeit der Wirtschaft beitragen.

Konkret kdnnte die EU die Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen der
Unternehmen in diesem Bereich starker unterstiitzen. Konsequent verzichtet werden
sollte auf zusatzliche finanzielle Belastungen fur die Betriebe. Dies gilt auch fur die
diskutierte Verscharfung des CO2-Reduktionsziels fur das Jahr 2030. Solange
Alternativen flur kohlenstoffarme Produktion fehlen, wiirde eine solche Zielverscharfung
fur viele Betriebe zu signifikanten Kostensteigerungen und neue burokratischen
Auflagen flhren, die jetzt noch viel dringender als zuvor vermieden werden mussen.

Ferner kdnnte der Neustart der Wirtschaft unterstitzt werden, wenn die EU starker auf
eine unternehmens- und innovationsorientierte Kreislaufwirtschaft setzt. Aus Sicht des
DIHK liegen in der Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft groRe Potenziale. Das gilt
fur die Erschliefung von Wertstoffen aus Abfallen ebenso wie fur Produktentwicklun-
gen und fur einen verstarkten Einsatz von Rezyklaten. Unternehmerische Tatigkeiten
und Entwicklungen missen dabei konsequent als Wegbereiter und nicht als Hemm-
schuh einer zirkularen Wirtschaft begriffen werden. Sinnvoll sind UnterstiitzungsmaR-
nahmen fiir Forschung und Entwicklung durch Unternehmen. Eine Belastung der
Unternehmen — insbesondere der KMUs - durch zu umfangreiche oder zu detaillierte
ordnungsrechtliche Vorschriften sollte vermieden werden.
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3.4 Zukunftsgerichteten Mehrjahrigen Finanzrahmen abschlieBen

Der neue Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) der EU sollte Wegbereiter fir den Neu-
start der Wirtschaft in Europa sein und konsequent auf ein Ziel ausgerichtet werden:
die Unterstutzung von Wachstum und Investitionen. Wir brauchen die Einigung zum
neuen MFR bereits in diesem Sommer, um notwendige Rechtsgrundlagen und Férder-
programme bis Ende des Jahres schaffen zu kdnnen. Mit dem Geld kénnen dann bei-
spielsweise Uber die Programme COSME und In-vestEU kleine und mittelgro3e Unter-
nehmen unterstitzt werden, tber Horizon Europe auch Forschung und Innovation.
Auch werden ausreichende Mittel fur den Straldenbau, den Ausbau von Breitband-
kabeln und in Energienetze benotigt. Moglichst viel Volumen des Siebenjahres-Budgets
sollte in die ersten 2 bis 3 Jahre vorverlegt werden, um so das Herauswachsen aus der
Krise zu beschleunigen.

3.5 Schutzschirm fiir die Warenkreditversicherer verbessern

Durch den plétzlichen Ausfall von Kundenauftragen und die nachfolgenden Produkti-
onsruckgange verzeichnen fast alle Unternehmen einen Mangel an flussigen Mitteln,
auch wenn ihre Finanzlage vor der Pandemie solide war. Die Sicherung der Liquiditat
muss daher oberstes Gebot sein, um die Betriebe durch die Krise fihren zu kdnnen.
Die Europaische Union hat bereits zahlreiche Initiativen verabschiedet, um Hilfs-
programme zu finanzieren und den Mitgliedstaaten schnelle und effektive Unterstit-
zungsmalnahmen zu erlauben. Nun muss dafir gesorgt werden, dass die Hilfe — auch
neue Malinahmen flr die Recovery —schnell und verlasslich bei den Unternehmen
ankommt und das Zugangsprozedere nicht zum Flaschenhals wird. Erganzt werden
kdnnten die bereits beschlossenen oder diskutierten Mal3nahmen Uber ein innovatives
neues Instrument. So hat der kirzlich von der Bundesregierung beschlossene
Schutzschirm fir die Warenkreditversicherer noch rechtliche Licken, wenn dieser fir
Factoring und Verbriefungsinstrumente genutzt wird. Die Konsequenz ist, dass deut-
sche Unternehmen die Moglichkeiten der Liquiditatsbeschaffung Gber den Verkauf von
Forderungen sicher nicht im erhofften Umfang nutzen kénnen. Hilfreich ware ein
Garantierahmen auf europaischer Ebene, der Anfechtungsrisiken durch eine Art Ver-
sicherungslosung verringern wirde. Alle Unternehmen in Europa — vom Solo-Selbst-
sténdigen bis zum Grof3konzern — wurden von Erleichterungen fur Forderungskaufe
profitieren. Sogar Betriebe, die Liquiditat praktisch nur Gber die Hausbank beschaffen
kénnen, waren entlastet, weil die grol3en Player sie auf dieser Finanzierungsschiene
dann in geringerem Mal3e verdrangen.

3.6 Den internationalen Handel starken

Die hoch internationalisierte deutsche Wirtschaft ist auf offene Markte und gute Regeln
fur Handel und Investitionen angewiesen. Jeder vierte Arbeitsplatz in Deutschland
hangt am Export, in der Industrie sogar jeder zweite. Die auslandsaktiven Unternehmen
spilren seit Jahren eine Zunahme an Protektionismus in Form von Zéllen und anderen
Handelshemmnissen. In der aktuellen Corona-Krise sind zahlreiche neue Barrieren in
Form von GrenzschlieBungen, Reiseeinschrankungen und Exportrestriktionen hinzu-
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gekommen. Rund jedes vierte Unternehmen in der Industrie nennt laut aktueller DIHK-
Befragung fehlende Waren und Dienstleistungen in der Wertschdpfungskette sowie
logistische Engpasse.

Fur viele Industrieunternehmen und Grol3handler ist die Suche nach neuen Lieferanten
eine notwendige Malinahme, um die Geschafte aufrecht erhalten zu kénnen und Aus-

fallrisiken zu mindern. Laut der DIHK-Befragung suchen in beiden Branchen jeweils 17
Prozent der Unternehmen aktiv nach neuen Zulieferern

Viele Unternehmen haben die Sorge, dass die Handelshemmnisse auch nach der
Corona-Krise bestehen bleiben. Deutschland und die EU sollten darauf hinarbeiten,
dass diese und andere Hurden abgebaut werden oder gar nicht erst entstehen.

Gerade der Welthandel mit Gesundheitsprodukten sollte ohne Zélle und andere Hemm-
nisse gestaltet werden. Die Ausweitung des WTO-Pharma-Abkommens und die Pri-
fung unilateraler Zollsenkungen sind ein wichtiger Beitrag hierzu. Eine Ratifizierung des
EU-Mercosur-Handelsabkommens — dem bisher grof3ten noch ausstehenden Frei-
handelsabkommen der EU — wiirde positive Impulse und ein Zeichen flr offene Markte
und faire Handelsregeln setzen. Bei der Entwicklung und Umsetzung von Handels-
abkommen sollte konsequent auch der Mittelstand mitgedacht werden. In Bezug auf
die Brexit-Verhandlungen ist es flir die Unternehmen wichtig, den EU-Binnenmarkt zu
schutzen und Planungssicherheit in den Handelsbeziehungen mit einem level playing
field zu schaffen. Zwei Drittel der auliereuropaischen Exporte deutscher Unternehmen
beruhen einzig auf WTO-Regeln und diese sind durch die Erosion des WTO-
Streitschlichtungsmechanismus gefahrdet. NGtig ist daher ein ehrgeiziger EU-Impuls fur
die WTO-Modernisierung sowie eine breite Koalition zum Erhalt der Streitschlichtung.
Aufgrund der weiterhin schwelenden Handelskonflikte zwischen den USA und China
sollte sich die EU aus Sicht der exportstarken deutschen Wirtschaft als Vorreiter flr of-
fenen und fairen Welthandel auf Augenhéhe mit den Partnern positionieren.

Zollrechtliche Vereinfachungen, etwa bei komplexen Dokumentationspflichten,
Ursprungsregeln und dem Zolltarif, sollten vorangetrieben werden. Die Verschiebung
der Volldigitalisierung aller Zollverfahren auf 2025 erschwert in der Corona-Krise den
Handel. Die Digitalisierung bislang noch analoger Zollprozesse sollte daher beschleu-
nigt, sowie das geplante EU-Ursprungstool fir Unternehmen gestartet werden.
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Wer wir sind:

Unter dem Dach des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK) haben sich die
79 Industrie- und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames
Ziel: Beste Bedingungen flr erfolgreiches Wirtschaften.

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich der DIHK fur die Interessen der gesamten gewerb-
lichen Wirtschaft gegentiber Politik, Verwaltung und Offentlichkeit ein.

Denn mehrere Millionen Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetz-
liche Mitglieder einer IHK - vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und
IHKs eine Plattform fir die vielfaltigen Belange der Unternehmen. Diese blndeln wir in
einem verfassten Verfahren auf gesetzlicher Grundlage zu gemeinsamen Positionen der
Wirtschaft und tragen so zum wirtschaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei.
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Sitzung des BT-Wirtschaftsausschusses am 27.05.2020

Stellungnahme zur Anhorung
»Neustart fiir die Wirtschaft in Deutschland und Europa“

I. Die Ausgangslage

Die Corona-Pandemie sorgt in Deutschland, Europa und weltweit fir die wohl schwersten
Wirtschaftskrise seit der GroRen Depression in den 1930er-Jahren. Der Internationale
Wahrungsfonds rechnet in seinem Weltwirtschaftsausblick fir 2020 mit einem Rickgang der
Wirtschaftsleistung von 3 Prozent weltweit, 7,5 Prozent in der Eurozone und 7 Prozent in
Deutschland.! Auch das Bundeswirtschaftsministerium erwartet in seiner Frithjahrsprognose, dass
das deutsche Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr um 6,3 Prozent zuriickgehen wird und diese
EinbuRen im nachsten Jahr nur teilweise kompensiert werden kénnen.?

Es gilt, der Wirtschaft aus dem Tal wieder herauszuhelfen. Die Aufgabe wird in vielerlei Hinsicht der
dhneln, die hinter dem New Deal des US-Prasidenten Franklin D. Roosevelt zur Uberwindung der
Weltwirtschaftskrise in den 1930er-Jahren stand. Auch damals ging es darum, eine tiefe
wirtschaftliche Krise zu iberwinden, die sich zu einer Depression ausgeweitet hatte und das Land
strukturell zu modernisieren sowie resilienter gegen neue Schocks zu machen. Roosevelts Politik
wurde eingeteilt in drei Phasen: Relief, das heiRt Mallnahmen zur Nothilfe, Recovery, das heildt
Programme zur Belebung der Wirtschaft, und Reform, das heiBt tief greifende Strukturreformen, die
im New Deal miindeten.

Es ist sinnvoll, den Roosevelt-Dreiklang Relief, Recovery, Reform auch jetzt als handlungsleitend zu
betrachten:

1. Die Relief-Malknahmen zur Milderung der 6konomischen Folgen der Corona-Krise laufen
derzeit an. Der Bundestag hat im Marz 2020 als ,,Schutzschild” fiir die deutsche Wirtschaft
ein MaBnahmenprogramm in H6he von tiber 350 Milliarden Euro beschlossen, das unter
anderem Liquiditatshilfen, Blrgschafts- und Zuschuss-Programme enthalt.

2. Die Recovery-Mallnahmen stehen jetzt zur Diskussion. Die Bundesregierung plant im Juni ein
Wachstums- und Konjunkturpaket, das die Wirtschaft aus der Krise helfen soll. Die Lehren
aus den Konjunkturprogrammen | und Il in der Krise 2008/09 sollten dabei beachtet werden.

3. Die Reform-MaRRnahmen sind langfristig angelegt und zielen auf den strukturellen Wandel.
Sie sollten alle Bereiche betreffen, die die Wirtschaft und Gesellschaft vor weiteren Schocks
schitzen und resilienter machen.

L https://www.imf.org/en/Publications/WEQ/Issues/2020/04/14/weo-april-2020
2 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial-
fruehjahrsprojektion-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6

-1-


mailto:patrick.graichen@agora-energiewende.de
http://www.agora-energiewende.de/
vergrabowsa
Textfeld
Deutscher Bundestag
19. Wahlperiode
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

Ausschussdrucksache 19(9)635
26. Mai 2020



Dr. Patrick Graichen

Direktor Agora Energiewende
patrick.graichen@agora-energiewende.de
www.agora-energiewende.de

Il. Warum Klimaneutralitat ein Leitmotiv fiir das Wachstumsprogramm sein muss

Teilweise wird argumentiert, man solle klimapolitische Erwdgungen bei der Formulierung eines
Konjunkturprogrammes hinten anstellen. Es gehe jetzt primar darum, der Wirtschaft schnell wieder
auf die Beine zu helfen. Danach kdnne wieder Klimapolitik betrieben werden. Diese Argumentation
verkennt, dass die Klima-Herausforderung zwar nicht so plotzlich eintrifft, aber ebenso akut ist wie
die Corona-Herausforderung. Okonomisch ist es geboten, ohnehin anstehende Investitionen jetzt
zeitlich vorzuziehen — und eine ganze Reihe klimapolitischer MaBnahmen sind geeignet, kurzfristig
zur Erholung der Wirtschaft beizutragen.

Ein gezieltes Konjunktur- und Investitionsprogramm kann und muss aus drei Griinden in Richtung
Klimaschutz und Zukunftsfahigkeit ausgerichtet werden:

e Langfristige Wirkung: Konjunkturprogramme wirken auf Jahre, oftmals auf Jahrzehnte.
Corona-Krise und Klima-Herausforderung kdnnen nicht nacheinander beantwortet werden,
weil fast alle Investitionsgtiter, deren Beschaffung ein Konjunkturprogramm anreizt, auch
eine Klimawirkung haben — und zwar infolge ihrer langen Lebensdauer jahrzehntelang (siehe
Abbildung 3). So kénnen etwa Abwrackpramien zur Ankurbelung des Pkw-Verkaufs eine
weitere Generation Autos mit hohen Verbrauchen auf den Markt bringen, wahrend bessere
Alternativen die Transformation im Automobilsektor und die Verkehrswende zugleich
beschleunigen.

e Richtungswirkung: Konjunkturprogramme setzen Anreize fiir Investitionen und haben damit
immer eine Lenkungswirkung beziehungsweise eine Richtung. Denn jedes
Konjunkturprogramm impliziert Entscheidungen dariiber, welche Investitionen angereizt
werden und welche nicht. Ein Konjunktur- und Investitionsprogramm, das ein ,, weiter so“
propagiert, scheint richtungsfrei zu sein. De facto schreibt es die bestehende
Industriestruktur fest, die in vielen Fallen jedoch mit Blick auf die Klima-Herausforderung
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nicht zukunftsfest ist. Wir ziehen durch die Corona-Krise die Investitionsmittel von morgen
vor — also miissen wir auch sicherstellen, dass wir die Investitionsentscheidungen von
morgen vorziehen.

e Furopean Green Deal: Investitionsanreize sind besonders wirksam, wenn sie im europdischen
Kontext erfolgen. Mit dem Beschluss, bis 2050 klimaneutral zu werden und dem European
Green Deal, zu dem sich alle europdischen Institutionen (Europaischer Rat, EU-Parlament und
EU-Kommission) im Dezember 2019 bekannt haben, ist der Orientierungsrahmen fir die EU-
Wirtschaft beschrieben. Auch Deutschland hat sich mit dem im November 2019 in Bundestag
und Bundesrat beschlossenen Klimaschutzgesetz dieser Strategie angeschlossen: Bis 2050
soll Deutschland eine klimaneutrale Wirtschaft haben. Bis 2030 bedeutet dies auf
europaischer Ebene eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um 50 bis 55 Prozent unter
das Niveau von 1990. Dies ergibt die naheliegende gemeinsame europdische Richtung fir die
nun notigen nationalen und europdischen KonjunkturmaBBnahmen. Folgerichtig hat EU-
Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen dem fiir den EU Green Deal zustandigen Vize-
Prasident Frans Timmermans auch die Federflihrung flir das EU-Wachstumsprogramm als
Antwort auf die Corona-Krise Gbertragen.

lll. Der ,,Doppelte Booster”: 100 Milliarden Euro fiir Wachstum und Zukunft

Agora Energiewende und Agora Verkehrswende schlagen daher mit dem Doppelte Booster ein auf
die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise zugeschnittenes Recovery-Programm vor, das ein
umfassenderes Reform-Programm fir die Wirtschaft in Richtung Klimaneutralitat einleitet. Die
Unterscheidung zwischen MaBnahmen zur schnellen Belebung der Wirtschaft (Recovery) auf der
einen und tief greifenden transformativen Strukturentscheidungen (Reform) auf der anderen Seite
gewinnt in diesem Sinne an analytischem Wert, wenn man die Schnittmengen betrachtet:
Investitionen, die kurzfristig aus der Krise helfen und gleichzeitig transformative Ziele wie die
Klimaneutralitdt bis spatestens 2050 erreichbar machen. Im Idealfall befindet sich das
Konjunkturpaket vollstandig in dieser Schnittmenge.

Der Doppelte Booster ist ein 100-Milliarden-Programm fir Wachstum und Klimaschutz. Er wird im
Anhang in seinen Einzelteilen dargestellt, die Abbildung auf dieser Seite fasst die Kernelemente und
ihre Volumina zusammen. Der Schwerpunkt dieses Recovery-Programmes liegt auf schnell wirksamen
Investitionen in allen Industriesektoren, die gleichzeitig einen langfristigen Zukunftseffekt erzielen.
Die Corona-Krise hat starke Auswirkungen auf alle Sektoren und definiert somit auch einen neuen
Ausgangspunkt fur die Chancen und die Umsetzung der MalRnahmen fiir eine nachhaltige und
zukunftssichere Wirtschaft.

Der Doppelte Booster fokussiert in jedem Sektor auf Investitionen in die Technologien, die im Zuge
der Klimaherausforderung in Deutschland, Europa und weltweit groBem MaRstab gebraucht werden.
Ein Nachfrage- und Industrialisierungsschub in diesen Bereichen generiert sowohl Wachstum und
Beschéftigung als auch Wettbewerbs- und Technologievorspriinge fiir die heimische Wirtschaft.
Beispiele fiir diese Technologien sind im Industriebereich etwa Wasserstoff-Anwendungen und
elektrische Steamcracker, in der Bauwirtschaft industrielle Gebaudesanierung, Warmepumpen und
grine Fernwarme, in der Energiewirtschaft Wind- und Solaranlagen, intelligente Netze und Speicher,
und im Verkehrssektor die Elektromobilitdat und neue Mobilitatstechnologien.
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Zur Kaufkraftstarkung fokussiert der Doppelte Booster auf eine Strompreissenkung statt auf andere
Malknahmen wie etwa eine Einkommensteuersenkung. Denn durch einen Zuschuss aus dem
Bundeshaushalt zur EEG-Umlage ist es moglich, sozial ausgewogen die Biirgerinnen und Blirger sowie
klein- und mittelstdndische zu entlasten — und gleichzeitig Investitionen in klimaschonende
Technologien anzureizen.

Dritter Schwerpunkt des Doppelten Boosters sind Investitionen in Europdische Projekte. Mit dem
European Green Deal hat die EU die Richtung der nachsten Jahre vorgegeben: Klimaneutralitat. Ein
gemeinsames europdisches Vorgehen bei zentralen Technologien, wie z.B. Erneuerbaren Energien,
Wasserstoffwirtschaft und Gebaudesanierung, bringt ganz Europa wirtschaftlich voran und investiert
in die Zukunft. Das hilft auch und gerade der deutschen Wirtschaft.

IV. Fazit: Jahrhundertchance oder Jahrhundertfehler?

Es sei nicht sinnvoll, Milliarden von Euro zu investieren, um die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen,
wenn wir dabei in alte, umweltschadliche Gewohnheiten zuriickfallen — so die Prasidentin der EU-
Kommission Ursula von der Leyen Ende April 2020 in einer Video-Botschaft. Die wirtschaftliche
Erholung nach der Pandemie miisse zu einem besseren Zustand als vorher fiihren (,bounce back
better”) und den European Green Deal als Kompass nutzen.

Das geplante Wachstums- und Konjunkturprogramm ist insofern eine Jahrhundertchance: mit dem
vielen Geld, das jetzt ausgegeben wird, kann der Einstieg in die Zukunft gelingen. Investitionen, die
ohnehin anstehen, kdnnen vorgezogen werden und so die Wirtschaft auf einen klimaresilienten Pfad
gebracht werden. Das Programm birgt aber auch die Gefahr eines Jahrhundertfehlers — namlich
dann, wenn das Geld dazu genutzt wird, um bestehende, klimaschadliche Strukturen zu
konservieren. Diese tragen dann in sich den Keim fir die ndchste Wirtschaftskrise. Denn sobald die
Klimakrise mit Wucht zuschlagt, werden fossile Geschaftsmodelle — und Lander, die sich hierauf
stitzen — von einem Tag auf den anderen unwirtschaftlich und zur erheblichen Belastung.
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Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser,

die Corona-Pandemie ist das bisher einschneidendste
Ereignis des 21. Jahrhunderts: Sie trifft den gesamten
Globus und hat bis Anfang Mai 2020 schon Gber
250.000 Menschen das Leben gekostet. Um sie
einzuddmmen, beschranken Regierungen weltweit
individuelle Handlungsfreiheiten in ungeahntem
AusmalR. In der Folge steht die Weltwirtschaft vor ihrer
wohl schwersten Krise seit der Grof3en Depression in
den 1930er-Jahren, und die Européische Union vor der
grofiten Bewahrungsprobe seit ihrer Grindung.

Als wére all das noch nicht genug, wartet im Hinter-
grund die néchste Krise. Denn die Klimaherausforde-
rung ist ja nicht kleiner geworden, blof} weil sie aktuell
von der Corona-Krise tiberdeckt wird. Im Gegenteil:
Auch 2020 droht schon wieder eines der trockensten
Jahre in Deutschland zu werden, und eines der heilles-
ten weltweit. So eindringlich, wie die Wissenschaft vor
den Folgen einer ungebremsten Pandemie warnt, so
warnt sie auch vor den Folgen der globalen Klimakrise.

Wir haben weder die Zeit noch ausreichende Mittel,
um diese Krisen nacheinander zu 16sen. Die Wirt-
schaft braucht jetzt einen Doppelten Booster: Ein
Wachstums- und Investitionsprogramm, das sowohl
einen kraftigen Wachstumsschub auslost als auch die
Herausforderung Klimaneutralitdt annimmt. Es geht
also darum, nicht nur die Investitionsmittel von
morgen vorzuziehen, sondern auch die Investitions-
entscheidungen von morgen. Alles andere ist nicht
zukunftsfahig, sondern birgt in sich schon den Keim
fir die néchste Krise.

Agora Energiewende und Verkehrswende legen
hiermit einen Vorschlag vor, wie dies gelingen kann
- und bedanken sich zugleich bei allen, die in den
vergangenen vier Wochen durch ihre Kommentare
dazu beigetragen haben, dieses Papier zu verbessern.

Dr. Patrick Graichen
Direktor Agora Energiewende

Christian Hochfeld
Direktor Agora Verkehrswende

Der Doppelte Booster: 100 Mrd. Euro fur Wachstum und Zukunft

Bauwirtschaft (25 Mrd. EUR)

Eine-Million-
Warme-
pumpen-
Programm

Eigenkapital-
fonds fur
Stadtwerke

MarkteinfUhrung
der seriellen
energetischen
Sanierung

Energetische Sanierung
offentlicher Gebaude

Mobilitat (15 Mrd. EUR)

Starkung der Kaufkraft (22 Mrd. EUR)

Investitionen in Europdische Projekte
(20 Mrd. EUR)

Forderung der
Nachfrage nach
elektrischen
und effizienten
Fahrzeugen

Senkung des Strompreises um 20 % (Haushalte)
bzw. 25 % (Gewerbe)

Férderung der offentlichen
Verkehre und Infrastrukturen

Industrie (15 Mrd. EUR)

Effizienz-
Investitionen
schnell
mobilisieren

Zukunftsfahige
Industrie-
strukturen
aufbauen

Einstieg in die
Wasserstoffwirtschaft

Energiewirtschaft
(Blockaden lésen
+ 3 Mrd. EUR)

Planungsbeschl.
und Qualifikation
Beschleunigung
von Planung und
Genehmigung

Forderung des
Angebots von

Elektromobilitat
und Neuen

Mobilittsd. Wwindindustrie

wiederbeleben,
Solarindustrie starken

Netze intelligenter machen

Qualifizierungs- und
Weiterbildungspro-

gramm in Zukunfts-
technologien




Inhalt

Einleitung: Nur ein zielgerichtetes Wachstumsprogramm kann die
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise sinnvoll Gberwinden

11 Die Ausgangslage: Die Corona-Wirtschaftskrise
1.2 Warum Klimaneutralitat ein Leitmotiv fur das Wachstumsprogramm sein muss
1.3 GroRvolumig, schnell wirksam, zielgenau:

Worauf es beim Wachstumsprogramm ankommt

Kluge Recovery heif3t: Klimaschutzinvestitionen vorziehen, nicht vertagen

Starkung der Kaufkraft und Stutzung des Mittelstands durch Senkung
des Strompreises (22 Milliarden Euro)

Der Chemie-, Stahl- und Grundstoffindustrie zukunftssicher aus
der Krise helfen (15 Milliarden Euro)

4.1  Effizienz-Investitionen schnell mobilisieren (5 Milliarden Euro)

4.2  Zukunftsfahige Industriestrukturen rasch aufbauen (5 Milliarden Euro

4.3  Gruner Wasserstoff: Beherzt in die Wasserstoffindustrie investieren
(5 Milliarden Euro)

4.4 Industriestrompreise auf Basis von Erneuerbaren Energien

Der Autoindustrie und Mobilitatswirtschaft zukunftssicher aus
der Krise helfen (15 Milliarden Euro)

5.1 Forderung der Nachfrage nach elektrischen und effizienten Fahrzeugen
5.2 Forderung des Angebots von Elektromobilitat und Neuen Mobilitatsdienstleistungen
5.3 Forderung der 6ffentlichen Verkehre und Infrastrukturen

Der Bau- und Warmewirtschaft zukunftssicher aus der Krise helfen
(25 Milliarden Euro)

6.1  Markteinfuhrung der seriellen energetischen Sanierung sowie gegebenenfalls
Aufstockung klassischer Forderprogramme (10 Milliarden Euro)

6.2 Das Eine-Million-wWarmepumpen-Programm (5 Milliarden Euro)

6.3 Sofortprogramm Grune Fernwarmenetze (5 Milliarden Euro)

6.4 Energetische Sanierung 6ffentlicher Gebdude (5 Milliarden Euro)

Der Energiewirtschaft zukunftssicher aus der Krise helfen
(Blockaden abbauen und 3 Milliarden aus dem Haushalt)

7.1 Solarindustrie starken, Ausbau beschleunigen

7.2 Windkraftindustrie wiederbeleben, Blockaden abbauen
7.3 Investitionssicherheit fur die Wind-Offshore-Industrie
7.4 Intelligenzschub fur die Stromnetze (3 Milliarden Euro)

10

12

15

17

17
18

20
20

22

22
25
26

28

28
29
30
30

31

32
32
34
34




INnhalt

10

Planungsbeschleunigung und Qualifikation

8.1 Qualifizierungs- und Weiterbildungsprogramm in Zukunftstechnologien
8.2 Beschleunigung von Planung und Genehmigungsprozessen
8.3 Kapazitatsaufbau in Planungs- und Genehmigungsbehorden

Mit den europdischen Partnern gemeinsam die Krise bewaltigen
(20 Milliarden Euro)

9.1 Aufbau einer European Green Hydrogen Economy und massiver Ausbau
der Erneuerbaren Energien (deutscher Beitrag: 10 Milliarden Euro)
9.2 Wichtige Initiativen im Rahmen des European Green Deal zu Projekten im
gemeinsamen europaischen Interesse erklaren (deutscher Beitrag: 10 Milliarden Euro)
9.3 Kilare Leitlinien fur Konjunkturprogramme und unterstutzende Malnahmen etablieren
9.4 Den Hebel der Europaischen Investitionsbank durch Green Bonds erhéhen
9.5 Den EU-Recovery Fund und den EU-Haushalt 2021 - 2027 konsequent am
Langfristziel der Treibhausgasneutralitat ausrichten

Fazit: Aktives staatliches Handeln angesichts der Herausforderung
verschiedener Krisen

36

36
36
37

38

40
41
42
42

43

44




Agora Energiewende & Agora Verkehrswende | Der Doppelte Booster

1 Einleitung: Nur ein zielgerichtetes Wachstums-
programm kann die wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Krise sinnvoll uberwinden

11 Die Ausgangslage: 7,5 Prozent in der Eurozone und 7 Prozent in

Die Corona-Wirtschaftskrise Deutschland — und damit der schlimmsten Weltwirt-

schaftskrise seit der Groen Depression in den

Bis dato ist nicht absehbar, wie stark und wie lange 1930er-Jahren.! Auch das Bundeswirtschaftsminis-
die Corona-Krise das gesellschaftliche und wirt- terium erwartet in seiner Frithjahrsprognose, dass
schaftliche Leben in Deutschland weiter in Mitlei- das deutsche Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr um
denschaft ziehen wird. Schon jetzt zeichnet sich aber 6,3 Prozent zuriickgehen wird und diese Einbullen im
ab, dass die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pan- néchsten Jahr nur teilweise kompensiert werden
demie von ihrem Ausmal her die vergangenen konnen (vgl. aktuelle Prognosen zur Wirtschaftsent-
Wirtschaftskrisen deutlich tibertreffen werden. wicklung in Abbildung 1).2

Konsens unter den Konjunkturexpertinnen und
-experten ist, dass Deutschland aktuell angesichts

der dramatischen Umsatzeinbriiche in wichtigen 1 https:/wwu imf org/en/Publications/WEO/
Branchen in eine schwerwiegende Rezession gerét. Issues/2020/04/14/weo-april-2020

Der Internationale Wahrungsfonds rechnetin seinem 0o bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/
Weltwirtschaftsausblick fiir 2020 mit einem Riick- gesamtwirtschaftliches-produktionspotenzial - frueh-

gang der Wirtschaftsleistung von 3 Prozent weltweit, jahrsprojektion-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6

Aktuelle Prognosen zur Wirtschaftsentwicklung Abbildung 1
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Zudem ist zu beftirchten, dass die Wirtschaftstétig-
keit nach Uberwindung der akuten Krise weiterhin
geschwaécht sein wird — gerade weil die Krise eine
globale ist und auch viele Industrie- und Schwellen-
léander hart getroffen werden. Dazu dirfte beitragen,
dass viele Betriebe, die heute mit Liquiditétshilfen
gerettet werden, kiinftig erwirtschaftetes Geld fiir die
Rickzahlung dieser Kredite nutzen miissen und
daher kaum investieren kdnnen. Zudem ist zu
erwarten, dass der Schock der Corona-Krise auf
Unternehmen wie Konsumentinnen und Konsumen-
ten nachwirkt und vorerst zu Zurtickhaltung beitréagt.
Vieles spricht auch dafiir, dass die Angst vor weiteren
systemischen Schocks das Wirtschaftsgeschehen
bestimmen und der Bedarf an Vorsichtsmanahmen
zur Vermeidung einer solchen oder dhnlich tief
greifenden Krisen stark zunehmen wird.

In der Summe diirfte dies zu einer ldngeren Phase
vermehrter Unsicherheit und schwacher Wirt-
schaftsdynamik fithren. Die Chance, dass sich die
Wirtschaftskraft mit einem ,V"-Verlauf rasch wieder
erholt, schwinden — eher ist mit einem langgestreck-
ten ,U" oder sogar mit einer mehrjahrigen Rezession

lllustrative Entwicklung der Wirtschaft

Ausbreitung des Virus
unter Kontrolle,
starkes Wirtschaftswachstum

BIP
BIP

Agora Energiewende, 2020

(,L'-Verlauf) bei der wirtschaftlichen Entwicklung zu
rechnen (vgl. Abbildung 2). Dies hétte nicht nur
dauerhaft eine hohere Arbeitslosigkeit zur Folge. Es
drohen auch auf Jahre Mittel zu fehlen, die schon vor
der aktuellen Krise als dringend nétig erachtet
wurden, um in Deutschland die Infrastruktur zu
erneuern und in Zukunftsaufgaben wie den Klima-
schutz zu investieren (siehe etwa den gemeinsamen
Vorschlag von BDI und DGB fiir ein zehnjdhriges
o6ffentliches Investitionsprogramm?) oder die nétig
wiéren, um unsere Gesellschaft widerstandsfahiger
gegen solche Schocks zu machen.

Es gilt daher, der Wirtschaft aus dem Tal wieder
herauszuhelfen. Die Aufgabe wird in vielerlei Hin-
sicht der ghneln, die hinter dem New Deal des
US-Présidenten Franklin D. Roosevelt zur Uberwin-
dung der Weltwirtschaftskrise in den 1930er-Jahren
stand. Auch damals ging es darum, eine tiefe wirt-
schaftliche Krise zu Uiberwinden, die sich zu einer
Depression ausgeweitet hatte und das Land struktu-

3 https://bdi.eu/media/presse/presse/down-
loads/20191118 _IW-Policy-Paper_Investitionen.pdf

Abbildung 2

Ausbreitung des Virus
unter Kontrolle,
schwaches Wirtschaftswachstum

BIP
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rell zu modernisieren sowie resilienter gegen neue
Schocks zu machen. Roosevelts Politik wurde einge-
teilt in drei Phasen: Relief, das heilt Manahmen zur
Nothilfe, Recovery, das heildt Programme zur Belebung
der Wirtschaft, und Reform, das heilt tief greifende
Strukturreformen, die im New Deal mindeten.

Esist sinnvoll, den Roosevelt-Dreiklang Relief,
Recovery, Reform auch jetzt als handlungsleitend zu
betrachten:

1. Die Relief-Malinahmen zur Milderung der 6kono-
mischen Folgen der Corona-Krise laufen derzeit an.
Der Bundestag hat im Mérz 2020 als ,Schutzschild"
tir die deutsche Wirtschaft ein Mallnahmenpro-
gramm in Hoéhe von tiber 350 Milliarden Euro
beschlossen, das unter anderem Liquiditétshilfen,
Biirgschafts- und Zuschuss-Programme enthélt.

2. Die Recovery-MafRnahmen werden folgen, wenn
die Kontaktbeschrankungen wieder soweit
aufgehoben werden, dass die Wirtschaft entspre-
chende Auftrdge annehmen und umsetzen kann.
Sie miissen schnell umsetzbar und gro3volumig
sein, um zu wirken. Die Lehren aus den Konjunk-
turprogrammen I und I in der Krise 2008/09
sollten dabei beachtet werden. Dieses Impulspapier
macht hierzu Ausgestaltungsvorschlige.

3. Die Reform-MaRnahmen sind langfristig angelegt
und zielen auf den strukturellen Wandel. Sie sollten
alle Bereiche betreffen, die die Wirtschaft und
Gesellschaft vor weiteren Schocks schiitzen und
resilienter machen. Dazu werden Beschlisse im
Gesundheitssektor zdhlen. Genauso wichtig
werden aber Antworten auf die Herausforderungen
der Digitalisierung und des Klimaschutzes sein.
Denn gerade beim Klimawandel drohen ebenfalls
unkontrollierte Schocks mit ihren fatalen Folgen.

Mit diesem Impulspapier prasentieren Agora Ener-
giewende und Agora Verkehrswende einen Vorschlag
fir ein Wachstums- und Konjunkturprogramm fiir
die Phase der Recovery, also des Wiederaufbaus nach
der Corona-Krise. Wir beschrénken uns dabei auf die
Themenbereiche, in denen wir Expertise haben. Dies

muss dann von anderer Seite ergdnzt werden durch
Mafnahmen in anderen zentralen Herausforderun-
gen wie Digitalisierung und Gesundheit. Dass
Klimaschutz im Zentrum eines Post-Pande-
mie-Wachstumsprogramms stehen muss, wird
national wie international bereits breit diskutiert.*
Und mit dem European Green Deal ist in Europa
bereits ein klares Konzept fiir den Zeitraum bis 2030
benannt, das einen grof3en Investitionsschub bedeu-
tet, &hnlich wie in den 30er-Jahren des vergangenen
Jahrhunderts. Wahrend es damals den Aufbau neuer
Infrastruktur und die Elektrifizierung der Gesell-
schaft beinhaltete, sind es heute vor allem Investitio-
nen in Erneuerbare Energien, Energieeffizienz,

griinen Wasserstoff und die Kreislaufwirtschaft.

4 International Energy Agency (2020): Put clean energy at
the heart of stimulus plans to counter the coronavirus cri-
sis. Abrufbar unter: https:/www.iea.org/commentaries/
put-clean-energy-at-the-heart-of-stimulus-plans-to-
counter-the-coronavirus-crisis,

Wuppertal Institut (2020): Folgen der Corona-Krise
und Klimaschutz — Langfristige Zukunftsgestaltung im
Blick behalten. Abrufbar unter: https:/wupperinst.org/
fa/redaktion/downloads/publications/Corona-Krise_
Klimaschutz.pdf,

Forum Okologisch-Soziale Marktwirtschaft (2020): Wie
notwendige Wirtschaftshilfen die Corona-Krise abfe-
dern und die ékologische Transformation beschleunigen
kénnen. Abrufbar unter: https:/foes.de/publikatio-
nen/2020/2020-03-FOES-Wirtschaftshilfen-Coro-
na-Krise.pdf,

FiFo Kéln (2020): Von der Schwierigkeit, tragfdhig in die
Zukunft zu investieren. Und wie es doch zu schaffen ist.
Plus Nachbemerkung: Zukunftsinvestitionen in Zeiten
der Corona-Pandemie. Abrufbar unter: http:/www.
fifo-koeln.org/images/stories/fifo-dp%2020-02%20
thne%20zukunftsinvestitionen-corona.pdf,

Krebs, T. (2020): Ein Konjunktur- und
Transformationspaket fiir Deutschland. Abrufbar

unter: https://makronom.de/corona-krise-ein-kon-
junktur-und-transformationspaket-fuer-deutsch-
land-35264,

Hallegatte/Hammer (2020): Thinking ahead: For a
sustainable recovery from COVID-19, Worldbank Blog.
Abrufbar unter: https:/blogs.worldbank.org/clima-
techange/for-a-sustainable-recovery-from-co-
vid-19?cid=SHR_BlogSiteShare_EN_EXT
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1.2 Warum Klimaneutralitat ein
Leitmotiv fur das Wachstums-
programm sein muss

Teilweise wird argumentiert, man solle klimapoliti-
sche Erwégungen bei der Formulierung eines Kon-
junkturprogrammes hinten anstellen. Es gehe jetzt
primér darum, der Wirtschaft schnell wieder auf die
Beine zu helfen. Danach konne wieder Klimapolitik
betrieben werden. Diese Argumentation verkennt,
dass die Klima-Herausforderung zwar nicht so
plotzlich eintrifft, aber ebenso akut ist wie die
Corona-Herausforderung. Okonomisch ist es geboten,
ohnehin anstehende Investitionen jetzt zeitlich
vorzuziehen — und eine ganze Reihe klimapolitischer
Mafnahmen sind geeignet, kurzfristig zur Erholung
der Wirtschaft beizutragen.

Ein gezieltes Konjunktur- und Investitionspro-
gramm kann und muss aus drei Grinden in Rich-
tung Klimaschutz und Zukunftsfahigkeit ausgerich-
tet werden:

Nutzungsdauern einzelner Technologien bei Investitionen im Jahr 2020

2030-Sektorenziele

- Langfristige Wirkung: Konjunkturprogramme
wirken auf Jahre, oftmals auf Jahrzehnte. Coro-
na-Krise und Klima-Herausforderung koénnen
nicht nacheinander beantwortet werden, weil fast
alle Investitionsgiiter, deren Beschaffung ein
Konjunkturprogramm anreizt, auch eine Klimawir-
kung haben — und zwar infolge ihrer langen
Lebensdauer jahrzehntelang (siehe Abbildung 3). So
konnen etwa Abwrackpramien zur Ankurbelung
des Pkw-Verkaufs eine weitere Generation Autos
mit hohen Verbrauchen auf den Markt bringen,
wahrend bessere Alternativen die Transformation
im Automobilsektor und die Verkehrswende
zugleich beschleunigen.

- Richtungswirkung: Konjunkturprogramme setzen
Anreize fiir Investitionen und haben damit immer
eine Lenkungswirkung beziehungsweise eine
Richtung. Denn jedes Konjunkturprogramm
impliziert Entscheidungen dariiber, welche
Investitionen angereizt werden und welche nicht.
Ein Konjunktur- und Investitionsprogramm, das
ein ,weiter so" propagiert, scheint richtungsfrei zu
sein. De facto schreibt es die bestehende Industrie-
struktur fest, die in vielen Fallen jedoch mit Blick

Abbildung 3
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auf die Klima-Herausforderung nicht zukunftsfest
ist. Wir ziehen durch die Corona-Krise die Investi-
tionsmittel von morgen vor — also miissen wir auch
sicherstellen, dass wir die Investitionsentschei-
dungen von morgen vorziehen.

- European Green Deal: Investitionsanreize sind
besonders wirksam, wenn sie im européischen
Kontext erfolgen. Mit dem Beschluss, bis 2050
klimaneutral zu werden und dem European Green
Deal, zu dem sich alle européischen Institutionen
(Europaischer Rat, EU-Parlament und EU-Kom-
mission) im Dezember 2019 bekannt haben, ist der
Orientierungsrahmen fiir die EU-Wirtschaft
beschrieben. Auch Deutschland hat sich mit dem
im November 2019 in Bundestag und Bundesrat
beschlossenen Klimaschutzgesetz dieser Strategie
angeschlossen: Bis 2050 soll Deutschland eine
klimaneutrale Wirtschaft haben. Bis 2030 bedeutet
dies auf européischer Ebene eine Reduktion der
Treibhausgasemissionen um 50 bis 55 Prozent
unter das Niveau von 1990. Dies ergibt die nahelie-
gende gemeinsame europdische Richtung fiir die
nun notigen nationalen und européischen Kon-
junkturmalnahmen. Folgerichtig hat EU-Kommis-
sionsprasidentin Ursula von der Leyen dem fiir den
EU Green Deal zustdndigen Vize-Préasident Frans
Timmermans auch die Federfithrung fiir das
EU-Wachstumsprogramm als Antwort auf die
Corona-Krise tibertragen.

1.3 GrofRvolumig, schnell wirksam, ziel-
genau: Worauf es beim Wachstum-
sprogramm ankommt

Ein gutes, zukunftsgerichtetes Konjunkturprogramm,
das effektiv Arbeitsplatze sichert und neu schafft,
muss fiinf Bedingungen erfillen:

- GrofRles Volumen: Ein kleinvolumiges Programm
geht vollig im Rauschen einer grofien Volkswirt-
schaft unter und hat de facto kaum einen stimulie-
renden Effekt. Um - auch psychologisch — Wirk-

samkeit zu entfalten, ist ein massiver Impuls
beziehungsweise Booster notig.

- Schnelligkeit: Die Mallnahmen miissen schnell
wirken, das heilt sofortige Impulse setzen. Ein
Problem des Konjunkturprogramms II im Jahr 2009
war etwa, dass das mit zehn Milliarden Euro
ausgestattete kommunale Investitionsprogramm
bis Ende 2009 gerade mal zu 13 Prozent abgerufen
war. Solche Verzdgerungen missen 2020 vermie-
den werden.

- Frisches, zielgenaues Geld: Damit Konjunkturef-
fekte erzielt werden, muss frisches Geld in den
Umlauf kommen, das heif’t, die MaRnahmen durfen
nicht gleichzeitig gegenfinanziert werden durch
Steuererhohungen oder Subventionsabbau an
anderer Stelle. Zudem sollten Sickerverluste durch
erhohte Ersparnisbildung oder Mitnahmeeffekte
moglichst vermieden werden.

- Langfristige Wirkung: Das Wachstumsprogramm
muss insgesamt dazu beitragen, dass das Investiti-
onsniveau in Deutschland erhéht wird. So haben
das Institut der deutschen Wirtschaft und das
Institut fir Makrodkonomie im Auftrag von BDI
und DGB berechnet, dass Deutschland bis 2030
6ffentliche Investitionen in Hohe von etwa
50 Milliarden Euro pro Jahr benotigt, um zukunfts-
fest zu sein.

- Krisenfestigkeit: Ein Konjunkturprogramm darf
nicht wahllos Wirtschaftsaktivitat fordern,
sondern muss kompatibel sein mit den lAngerfris-
tigen Zielen. Das Programm, das jetzt nétig ist,
muss daher einen Beitrag zur Erreichung der
transformativen Ziele einer Gesellschaft leisten, zu
denen auch eine héhere Widerstandskraft gegen-
uber kiinftigen Krisen zahlt. Hierzu gehort ganz
zentral der Klimaschutz.

Das Volumen der hier vorgelegten Vorschldge ist mit
100 Milliarden Euro so taxiert, dass das Programm
drei Prozent des deutschen Bruttoinlandsprodukts
entspricht. Dies ist angemessen — schlieflich hat
etwa der Internationale Wahrungsfonds 2009 den
Regierungen als Reaktion auf die damalige Wirt-
schaftskrise Konjunkturprogramme in einer Gréen-

10
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ordnung von 1,5 bis 2 Prozent empfohlen. Die Coro-
na-Krise dirfte weitaus groRRer ausfallen als die Krise
2009 und insofern auch eine starkere Reaktion
erfordern. So hélt der Chef des Deutschen Instituts fiir
Wirtschaftsforschung, Marcel Fratzscher, ein
Konjunkturpaket in der Grofie von etwa 150 Milliar-
den Euro fiir notwendig.®

Der Doppelte Booster wird im Folgenden in seinen
Einzelteilen dargestellt, Abbildung 4 fasst die Ker-
nelemente und ihre Volumina zusammen. Der
Schwerpunkt dieses Recovery-Programms liegt auf
schnell wirksamen Investitionen in allen Industrie-
sektoren, die gleichzeitig einen langfristigen
Zukunftseffekt erzielen. Die Corona-Krise hat starke
Auswirkungen auf alle Sektoren und definiert somit
auch einen neuen Ausgangspunkt fiir die Chancen
und die Umsetzung der Malinahmen fiir eine nach-
haltige und zukunftssichere Wirtschaft. Uber die hier

5 https:/www.t-online.de/finanzen/boerse/news/
id_87631240/diw-oekonom-frau-merkel-bereiten-sie-
den-ausstieg-jetzt-schon-vor-.html

Der Doppelte Booster: 100 Milliarden Euro fur Wachstum und Zukunft
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genannten Konjunkturmalinahmen hinaus sollte ein
Konjunkturprogramm weitere MaRnahmen insbe-
sondere auch in den Bereichen Digitalisierung und
Gesundheitswirtschaft umfassen, diese konkret zu
benennen, liegt jedoch aufierhalb unseres Kompe-
tenzbereichs. Auch die erheblichen Auswirkungen,
die die Corona-Pandemie fiir die internationale
Politik, die Entwicklungszusammenarbeit, internati-
onale Krisenpravention und damit fiir neue Priorité-
tensetzungen der deutschen Auflen- und Sicher-
heitspolitik haben wird, sind nicht Gegenstand
dieses Papiers.

Agora Energiewende und Agora Verkehrswende
schlagen in den Kapiteln 4 bis 7 gezielte MalRnahmen
fir das nachhaltige Wiedererstarken der Wirtschaft
in den einzelnen Sektoren vor. Hinzu kommen
Vorschldge zur Starkung der Kaufkraft (Kapitel 3)
sowie Uibergreifende Maflnahmen (Kapitel 8), die
gleichzeitig Katalysator sein sollen fiir Konjunktur
und Klimaschutz. In Kapitel 9 wird der deutsche
Beitrag zur européischen wirtschaftlichen Erholung
im Rahmen des European Green Deal skizziert.

Abbildung 4
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2 Kluge Recovery heil3t: Klimaschutzinvestitionen
vorziehen, nicht vertagen

Es sei nicht sinnvoll, Milliarden von Euro zu investie-
ren, um die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen,
wenn wir dabei in alte, umweltschadliche Gewohn-
heiten zurtickfallen - so die Préasidentin der
EU-Kommission Ursula von der Leyen Ende April
2020 in einer Video-Botschaft. Die wirtschaftliche
Erholung nach der Pandemie miisse zu einem besse-
ren Zustand als vorher fiihren (,bounce back better”)
und den European Green Deal als Kompass nutzen.

Hinzu kommt: Eine wirtschaftliche Erholung auf
Basis der alten, CO,-intensiven Technologien wére
nicht nur schlecht fiir das Klima, sondern zudem sehr
teuer. So drohen etwa schon dieses Jahr der Autoin-
dustrie Strafzahlungen fiir das Verfehlen der ver-
bindlichen CO,-Flotten-Grenzwerte - einige deut-
sche Autobauer sind derzeit nicht auf dem Zielpfad
zur Einhaltung der verbindlichen EU-Vorgaben.®
Strafzahlungen in Milliardenhéhe drohen ab 2021
auch fir den Bundeshaushalt, wenn Deutschland das
europarechtlich festgeschriebene nationale Klimaziel
fir die nicht vom Emissionshandel erfassten Sekto-
ren verfehlt.”

Der Doppelte Booster ist daher ein auf die wirtschaft-
lichen Folgen der Corona-Krise zugeschnittenes
Recovery-Programm, das ein umfassenderes
Reform-Programm fiir die Wirtschaft in Richtung
Klimaneutralitdt einleitet. Die Unterscheidung
zwischen Mafnahmen zur schnellen Belebung der
Wirtschaft (Recovery) auf der einen und tief greifen-
den transformativen Strukturentscheidungen
(Reform) auf der anderen Seite gewinnt in diesem

6 ICCT (2020): Market Monitor European Passenger Car
Registrations, January — March 2020

7 Agora Energiewende/Agora Verkehrswende (2018):
Die Kosten von unterlassenem Klimaschutz fiir den
Bundeshaushalt

Sinne an analytischem Wert, wenn man die Schnitt-
mengen betrachtet: Investitionen, die kurzfristig aus
der Krise helfen und gleichzeitig transformative Ziele
wie die Klimaneutralitét bis spatestens 2050 erreich-
bar machen. Im Idealfall befindet sich das Konjunk-
turpaket vollstdndig in dieser Schnittmenge.

Es geht darum, klimapolitische Instrumente so
auszuwahlen und zu gestalten, dass ihr konjunkturel-

ler und industriepolitischer Nutzen optimiert wird:

1. Entlastung sofort, Refinanzierung spéter. Die
meisten energie- und klimapolitischen Reform-
vorschlége sind aufkommensneutral ausgestaltet.
Viele davon kénnen so aufgesplittet werden, dass
der investive oder entlastende Teil als Teil des
Konjunkturpakets vorgezogen wird. Sobald die
Rezession iberwunden ist, kénnen die Maflnah-
men dann um ihre gegenfinanzierende Kompo-
nente ergdnzt und somit auch nach der Wirtschaft-
skrise fortgesetzt werden. Beispiele hierfiir sind:

a. CO,-Bepreisung (Kapitel 3): Vorziehen der
Entlastung beim Strompreis (Kapitel 3) auf 2020,
spatere Gegenfinanzierung durch den CO,-Be-
preisungspfad. Aus dieser Kombination entsteht
- verbunden mit den Férderprogrammen — ein
Anreiz, Investitionen in Power-to-X-Technolo-
gien vorzuziehen.

b. Kfz-Steuerreform (Kapitel 5): Im Rahmen des
Konjunkturprogramms wird die Kfz-Steuer zu
einer Bonus-Malus-Regelung weiterentwickelt.
Fiir emissionsarme Fahrzeuge wird im Rahmen
des Konjunkturprogramms eine vorgezogene
Pramie (Bonus) angehoben bzw. neu eingefiihrt,
die Giber eine Anhebung des Kfz-Steuersatzes fiir
emissionsintensive Fahrzeuge (Malus) gegenfi-
nanziert wird. So kénnen rasch und aufkom-
mensneutral Kaufanreize fiir CO2-arme Fahr-
zeuge geschaffen werden.
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2. Vorziehen von Investitionen: Es ist ein klassischer
Bestandteil von Konjunkturprogrammen, ohnehin
beschlossene Investitionen zeitlich vorzuziehen
oder zu beschleunigen. Es gibt eine ganze Reihe
geeigneter Klimaschutzinvestitionen, die dafiir
infrage kommen, wie die energetische Sanierung
offentlicher Gebdude (Kapitel 6), der Ausbau der
Ladeinfrastruktur (Kapitel 5) und der beschleunigte
Ausbau der Erneuerbaren Energien (Kapitel 7).

3. Priorisierung der industriepolitischen Kompo-
nente: Viele klassische Klimaschutzkonzepte sind
allein an einer zielorientierten CO,-Einsparung
ausgerichtet. In der Recovery-Phase gilt es,
Instrumente so zu konstruieren, dass ihre indus-
triepolitische Wirkung maximiert wird. So zielt
zum Beispiel das ,Eine-Million-Wéarmepump -
en-Programm"” auf die Industrialisierung der
Herstellung von Warmepumpen, und die vorg-
eschlagene Markteinfithrung der seriellen energet-
ischen Sanierung kann fiir Unternehmen mit
automatisierten Fertigungsstraflen etwa in der
Automobil-Zulieferindustrie neue wirtschaftliche
Chancen erdffnen (siehe Kapitel 6).

4. Investitionssicherheit: Faktisch konnen auch
langfristige MaRnahmen, mit denen die
Wirtschaftsakteure fest rechnen kénnen, kurzfris-
tige Investitionsentscheidungen herbeifiihren.
Aktuelles Beispiel ist etwa die Stahlindustrie, die
jetzt Entscheidungen tiber notwendige Reinvesti-
tionen treffen muss und hierfir langfristige
Sicherheiten fiir ihre klimaneutralen Technologien
braucht. Deshalb gilt es jetzt, moglichst viele der
notigen strukturellen und infrastrukturellen
Entscheidungen fiir den industriellen Wandel
Richtung Klimaneutralitat zu treffen und wirksam
werden zu lassen.

Mit den folgenden Vorschldgen fir ein zielgerichtetes
Wachstums- und Investitionsprogramm werden
jeweils Klimaschutzmallnahmen angesichts der Krise
intelligent vorgezogen, statt sie zu vertagen. An diese
Phase der Recovery wird dann die Reform-Phase
anschlielRen, in der die strukturellen Reformen fir
das Ziel der Klimaneutralitit beschlossen werden.

Hierzu ist ein kluger Instrumentenmix notig, der
unter anderem folgende Elemente beinhaltet:

- Die Starkung der CO,-Bepreisung als Kerninstru-
ment der Klimapolitik in allen Sektoren, bei
gleichzeitiger Riickverteilung der Einnahmen an
Birgerinnen und Biirger sowie die Unternehmen;

- Instrumente zur Beschleunigung der Energiewende
und der Sektorenkopplung, wie etwa eine Reform
der Abgaben und Umlagen, eine EEG-Reform sowie
eine Beschleunigung des Baus neuer Windkraft-
und Solaranlagen sowie neuer Stromnetze;

- Instrumente zur Beschleunigung der Verkehrs-
wende, wie etwa der Umbau der Kfz-Steuer zu
einem Bonus-Malus-System, das Abschmelzen des
Dieselprivilegs, die Reform der Dienstwagenbe-
steuerung, die Reform der Lkw-Maut sowie
MafRnahmen zur Férderung der Mobilitdtswende in
den Stédten;

- Instrumente zur Beschleunigung der Warmewende,
wie etwa die Festschreibung klimaneutraler
Geb#udestandards, eine rechtliche Uberwindung
des Vermieter-Mieter-Dilemmas sowie den Umbau
der Fernwarmenetze in Richtung griine Energien;

- Instrumente fiir den Umbau in Richtung einer
klimaneutralen Industrie, wie Carbon Contracts for
Difference, Quoten fir griinen Wasserstoff oder
eine offentliche Beschaffungspolitik fiir innovative
Technologien;

- Instrumente fiir eine klimaneutrale Landwirt-
schaft, wie etwa die Reduktion des Tierbestands,
des Stickstoffdiingereinsatzes und MaRnahmen
zum Humusaufbau in den Béden.

Auf diese nach dem Wiederaufbau anschlieRende
Reformphase geht dieses Impulspapier explizit nicht
gesondert ein. Vorschlédge hierzu haben Agora
Energiewende und Agora Verkehrswende schon an

verschiedenen Stellen gemacht.® Klar ist aber, dass

8 vgl. etwa Agora Energiewende/Agora Verkehrswende
(2019): 15 Eckpunkte fiir das Klimaschutzgesetz. Die dort
genannten Reformmalnahmen werden in diesem Papier
als Fluchtpunkt vorausgesetzt.

13



Agora Energiewende & Agora Verkehrswende | Der Doppelte Booster

Relief, Recovery, Reform

Relief Recovery

Der Doppelte Booster:
100 Mrd. Euro fiir Wachstum und Zukunft

Corona-Schutzschild der Bundesregierung
353,3 Mrd. Euro (haushaltswirksame MaRnahmen)

Liquiditatshilfen
(22 Mrd. EUR)

Kurzarbeiter- Steuerliche Weitere

geld Hilfen Schutzschild-
MaRnahmen
(z.B. Beteili-
gungen)

wirtschaft
(Blockaden
l6sen

+3 Mrd. EUR)

Mobilitat
(15 Mrd. EUR)

Agora Energiewende, 2020

alle Vorschlage fir das Wachstumsprogramm im
Lichte einer generellen Klimaneutralitits- bezie-
hungsweise ,European Green Deal”-Strategie
gemacht werden und in léngerfristige Programme
uberfiihrt werden miissen — gewissermalien als
,Nachbrenner" zum Doppelten Booster. Es versteht
sich dabei von selbst, dass es kontraproduktiv wére,
als Teil eines Wachstums- und Konjunkturpro-
gramms bereits beschlossene klimapolitische Refor-
men auszusetzen — wie etwa Elemente des Klima-
schutzprogramms vom September 2019 oder die im
Vermittlungsausschuss vom Dezember 2019
beschlossene Erhéhung des CO,-Preises auf 25 Euro
pro Tonne bei gleichzeitiger Senkung der EEG-Um-
lage. Dies wiirde Investitionsanreize in die falsche
Richtung setzen und so Fehlinvestitionen hervorru-
fen, die den Unternehmen in den 2020er-Jahren
teuer zu stehen kdmen.

Last, but not least: Ein zukunftsgewandtes Reco-
very-Programm kann auch gut mit der Relief-Phase
verkniipft werden. So konnte Unternehmen ein Teil
der Kredite, die als Liquiditatshilfen ausgeschiittet

Starkung der Kaufkraft

Energie- Industrie

(15 Mrd. EUR)

Abbildung 5

Reform

Reformphase Richtung
Klimaneutralitdt 2050

Investitionen in
Europaische Projekte
(20 Mrd. EUR)

C0,-Bepreisung

Bauwirtschaft
(25 Mrd. EUR)
Instru- Instru-
mente  mente mente
Planungsbe- firdie  firdie fiir eine
schleunigung, Energie-  Warme- klima-
Qualifikation wende ~ wende neutr.
Industr.

werden, erlassen werden, wenn im Gegenzug in
Klimaschutz- oder Energieeffizienztechnologien
investiert wird. Auch ist es sinnvoll, wenn — wie in
Frankreich - als Gegenleistung fiir die Rettung von
Unternehmen der Luftfahrtindustrie vereinbart wird,
dass diese Kurzstrecken minimieren und sukzessive
synthetische, COz-freie Kraftstoffe in ihr Kerosin
beimischen. Auch hierauf geht dieses Papier nicht
gesondert ein; der Fokus der folgenden Vorschlage
liegt auf der Recovery-Phase. Sie bettet sich aber
sinnvoll ein zwischen die anderen Phasen und
fungiert gewissermalien als Sprungbrett zwischen
Relief und Reform (vgl. Abbildung 5).
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3 Starkung der Kaufkraft und Stutzung des
Mittelstands durch Senkung des Strompreises

(22 Milliarden Euro)

Eine klassische MaRnahme fiir Konjunkturpro-
gramme sind breite Steuersenkungen wie eine
Senkung der Mehrwertsteuer oder der Einkommen-
steuer. So kann schnell die Kaufkraft erhéht werden.
Fiir Deutschland im Jahr 2020 ist es jedoch am
zielftihrendsten, nicht die Einkommen- oder Mehr-
wertsteuer zu senken, sondern den Strompreis.
Konkret sollte die EEG-Umlage um fiinf Cent pro
Kilowattstunde gesenkt werden, sodass sich der
Strompreis fiir Privathaushalte um etwa 20 Prozent
und der fiir das Gewerbe um etwa 25 Prozent redu-
ziert. Die Griinde:

- Schneller Effekt: Jeder Haushalt und jedes Unter-
nehmen bezieht Strom. Eine Strompreissenkung
zielt daher insbesondere auf kleine Haushalte und
kleines Gewerbe. Diese Gruppen sind von der
Corona-Krise besonders betroffen und werden
daher eine erhdhte Wirtschafts- und Kaufkraft
sofort wieder in den Wirtschaftskreislauf einspei-
sen.

- Sozial ausgewogen: Eine Einkommensteuersen-
kung wiirde primér Haushalte mit héheren Ein-
kommen begiinstigen. Eine Entlastung beim
Strompreis ist hingegen, wie viele Studien zeigen,
wie eine Mehrwertsteuer sozial ausgewogen, da

einkommensschwéchere Haushalte einen groRReren

Anteil ihres Einkommens fiir Strom ausgeben als
einkommensstérkere.’?

- Abbau struktureller Nachteile der deutschen
Wirtschaft: Deutschland hat aufgrund der vielen
Abgaben und Umlagen die hochsten Strompreise in

Europa fir Privathaushalte und die nicht energi-

9 vgl. Agora Energiewende/Agora Verkehrswende (2019):
Klimaschutz auf Kurs bringen: Wie eine CO,-Bepreisung
sozial ausgewogen wirkt

eintensive Industrie. Dieses Ungleichgewicht ist
nicht nachhaltig und bedroht den Standort
Deutschland. Da die EEG-Umlage tberproportional
die mittelstdndische Wirtschaft belastet, kann eine
Senkung der EEG-Umlage der Wirtschaft einen
Schub geben.

- Zielgerichtete Investitionsanreize: Im Gegensatz
zu einer allgemeinen Mehrwertsteuersenkung
schafft eine Strompreisreduktion auflerdem
Investitionsanreize (Doppelter Booster). Denn aus
Klimaschutzgriinden ist es notwendig, grinen
Strom in Verkehr, Warme und Industrie zum
Einsatz zu bringen. Damit diese Investitionen sich
wirtschaftlich rechnen konnen, gilt es, Strom von
den hohen Abgaben und Umlagen zu befreien.
Durch die Strompreissenkung werden Elektroau-
tos, Warmepumpen, Wasserstoff-Anwendungen
und Power-to-X-Anlagen in der Industrie wirt-
schaftlicher, sodass hier ein Investitionsschub

ausgelost wird.

Als Malinahme im Rahmen des Konjunkturpro-
gramms wird daher die ohnehin geplante Entlastung
des Strompreises vorgezogen und verstérkt. So sollte
die EEG-Umlage noch 2020 um 5 Cent je Kilowatt-
stunde gesenkt werden. Ab 2021 wird die EEG-Um-
lage laut Beschluss des Vermittlungsausschusses vom
Dezember 2019 zum Brennstoffemissionshandelsge-
setz ohnehin um etwa 1,5 Cent je Kilowattstunde
gesenkt werden, da die Mehreinnahmen durch die
Erhohung des CO,-Preises von 10 auf 25 Euro pro
Tonne vollstandig in die Senkung der EEG-Umlage
flieRen sollen. Diese MaRnahme wird zum 1.7.2020
vorgezogen und auf 5 Cent erhdht. Fir die Privat-
haushalte reduziert sich zudem die Mehrwertsteuer-
zahlung auf die EEG-Umlage, sodass die Strompreis-
senkung fiir sie etwa 6 Cent pro Kilowattstunde
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betragt. Dies wird im Jahr 2020 Privathaushalte und
Unternehmen bei der EEG-Umlagenzahlung um etwa
8,5 Milliarden Euro und im Jahr 2021 um circa

12 Milliarden Euro zusétzlich entlasten. Hinzu kdmen
etwa 1,5 Milliarden Euro Mehrwertsteuer-Effekte,
sodass der Kaufkraft-Effekt 22 Milliarden betragt.
Teil des Beschlusses wére zudem eine Vereinbarung
mit den Branchenverbidnden BDEW, VKU und BNE,
dass die Stromvertriebe die Senkung der EEG-Um-
lage zum 1.7.2020 unmittelbar weiterreichen und die
monatlichen Stromrechnungen schon ab Juli 2020
entsprechend senken.’

Die Strompreisentlastung sollte auch nach 2022
fortgefithrt werden, wiirde dann jedoch sukzessive
durch den ohnehin vorgesehenen hoheren CO,-Preis
im Brennstoffemissionshandelsgesetz gegenfinan-
ziert werden. Eine weitere rasche Erhohung des
CO,-Preises nach 2022, gerade angesichts der aktuell
sehr niedrigen Kohle-, Ol- und Gaspreise, ist vor dem
Hintergrund der notwendigen Reformmalinahmen in
Richtung Klimaneutralitét zentral. Dabei sollten auch
weitere Schritte hin zu einer vollstdndigen Abgaben-
und Umlagenreform gegangen werden.™ Bis die
CO,-Preis-Einnahmen aus dem BEHG die Senkung
der EEG-Umlage vollstdndig gegenfinanzieren, kann

tber die KfW eine Zwischenfinanzierung vorgenom-

men werden.

10  Vielfach wird darauf hingewiesen, dass eine solche
teilweise Steuerfinanzierung der EEG-Umlage das EEG
beihilfepflichtig mache. Dies ist jedoch durch die im
Brennstoffemissionshandelsgesetz angelegte Systematik
der EEG-Entlastung durch den CO,-Preis ohnehin
bereits geschehen. Hier muss insofern ohnehin eine
Losung gefunden werden - gerade auch im Kontext
der Reformvorschlége fiir die Neuformulierung der
Beihilferegelungen (vgl. Kapitel 9).

11  vgl. Agora Energiewende (2018): Eine Neuordnung der
Abgaben und Umlagen auf Strom, Wérme, Verkehr
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4 Der Chemie-, Stahl- und Grundstoffindustrie
zukunftssicher aus der Krise helfen

(15 Milliarden Euro)

Die Industrie ist zentral fiir die deutsche Wirtschaft.
Im verarbeitenden Gewerbe sind insgesamt rund

6,5 Millionen Menschen beschéftigt (circa 550.000 in
der Grundstoffindustrie). Insbesondere in
Krisenzeiten zeigt sich, welch hohen Wert integrierte
Wertschopfungs- und Lieferketten haben. Es ist
davon auszugehen, dass die Industrie von der durch
die Corona-Krise ausgeldsten wirtschaftlichen
Rezession stark betroffen sein wird, da sich die
Nachfrage nach Grundstoffen und Endprodukten
voraussichtlich sowohlim In- als auch im Ausland
deutlich abschwaécht. Neben den unmittelbaren
Malnahmen wie Kurzarbeitergeld und
Liquiditatshilfen geht es darum, Investitionen in
Zukunftstechnologien zu lenken.

Kurzfristig ist vor allem eine ,Investitionsoffensive
Energieeffizienz" sinnvoll, da solche Investitionen
sowohl die langfristige Wettbewerbsfahigkeit der
gesamten Industrie steigern als auch unmittelbar
Entwicklung, Bau und Installation dieser Technologien
und Anlagen anregen. Diese Technologien sind
bekannt und sie lassen sich in einer Zeit der
schwachen Auslastung der Produktionskapazitdten
schnell einsetzen.

Weite Teile der deutschen Schwerindustrie stehen
zusétzlich vor der Herausforderung, dass sie ihren
alternden Anlagenpark in den kommenden Jahren
ersetzen miissen. So erreichen beispielsweise in der
Stahlindustrie circa 50 Prozent der Hochéfen und in
der Chemieindustrie rund 60 Prozent der Steamcra-
cker bis 2030 das Ende ihrer Lebensdauer. In schwe-
ren Krisen werden oft Produktionskapazitaten
abgebaut, die sich auch bei einer zligigen wirtschaftli-
chen Erholung nicht wiederbeleben lassen. So besteht
die Gefahr, dass die Nachfrage, die sich aus einem

zukiinftigen Aufschwung ergibt, aus dem Ausland
bedient wird.

41 Effizienz-Investitionen schnell
mobilisieren (5 Milliarden Euro)

Nicht voll ausgelastete Produktionskapazitdten bieten
die Moglichkeit — ohne Produktionsausfille wie im
normalen Betrieb — den Austausch von Komponenten
und Anlagenteilen vorzunehmen. Insbesondere das
Umristen auf hocheffiziente Querschnittstechnolo-
gien wie Pumpen, Ventilatoren, Kompressoren sowie
der Wechsel auf erneuerbare Prozesswéarme sollten
im Rahmen einer Investitionsoffensive Energieeffi-
zienz im Fokus stehen. Dies starkt nachhaltig den
Wirtschaftsstandort Deutschland.

Die geeigneten Politikinstrumente sind:

- Investitionsprogramm - Energieeffizienz und
Prozesswirme aus Erneuerbaren Energien in der
Wirtschaft: Das Volumen dieser im Klimaschutz-
programm der Bundesregierung vorgeschlagenen
MafRnahme wird vergréRert und vorgezogen.
Anstatt des jahrlich vorgesehenen Férdervolumens
von 150 bis 200 Millionen Euro werden in 2020
und 2021 jeweils 500 Millionen Euro zur Verfi-
gung gestellt. Hocheffiziente Querschnittstechno-
logien, wie zum Beispiel klimaschonende Produk-
tionsprozesse, die Vermeidung und Nutzung von
Abwarme und erneuerbare Prozesswéarme, werden
gezielt gefordert. So wird die Nachfrage im
Maschinen- und Anlagenbau angekurbelt.

- Beschleunigte steuerliche Abschreibung von
Effizienz-Investitionen: Die Abschreibungsfristen
auf Investitionen, die der Modernisierung des
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Anlagenparks und damit dem Klimaschutz dienen,

werden um finf Jahre verkiirzt. Konkret soll es

Unternehmen ermdglicht werden, die auf einer

AfA-Positivliste ,Hocheffiziente Maschinen- und

Anlagen" gefiihrten Investitionsgiter schneller
abzuschreiben.

- Wettbewerbliche Ausschreibung fiir Energieeffi-

zienz: Das laufende Férderprogramm fir Aus-
schreibungen von komplexeren Projekten fiir
Energieeffizienzmafinahmen in der Industrie
(Strom und Warme) wird 2020 und 2021 verdrei-
facht. Ziel ist es, jeden tragfdhigen Antrag, der im
Jahr 2020 und 2021 eingereicht wird, zu fordern.

4.2 Zukunftsfahige Industriestrukturen
rasch aufbauen (5 Milliarden Euro)

Die Stahl-, die Chemie-, die Zementindustrie sowie
andere Grundstoffindustrien haben in den
2020er-Jahren einen erheblichen Reinvestitionsbe-
darf. Da diese Anlagen Lebensdauern von 50 bis

70 Jahre haben, miissen diese Reinvestitionen die
Klimaneutralitdt 2050 berticksichtigen — sonst
drohen stranded assets. Die Wirtschaftskrise dirfte

diese Reinvestitionsbedarfe erhchen, da alte Anlagen

im Zuge eines moglichen Produktionsriickgangs
stillgelegt werden kénnten. Ohne eine gezielte

Forderung des Aufbaus von klimaneutralen Fabriken

droht ein langsamer Verlust dieser Industrien in
Deutschland und Europa, die im Ausland dann

vermutlich ohne Berticksichtigung von Klimaaspek-

ten entstiinden (Carbon Leakage).

Damit solche Anlagen aufgebaut werden kénnen,
muss eine Kombination von Politikinstrumenten
dafiir sorgen, dass das Kapital fiir Investitionen
mobilisiert werden kann, die langfristige Nachfrage

nach den CO,-armen Produkten sichergestellt ist und

dass die Mehrkosten fiir eine CO,-neutrale Indust-

rieproduktion finanziert werden. Die grundlegenden

Elemente fiir solche Malinahmen sind demnach:

- Investitionszuschiisse zum Aufbau von zukunfts-

sicheren Industrieanlagen:

Da die deutsche Schwerindustrie durch die Krise
geschwiécht ist, konnen die Investitionen fiir neue
Produktionsanlagen nicht ohne Weiteres getragen
werden. Es ist deshalb notig, diese Investitionen
mit staatlichen Investitionsbeihilfen anzustofRen.
Eine konkrete Malinahme ist die Ausweitung des
nationalen Férderprogramms Dekarbonisierung.
Mit einem Volumen von funf Milliarden Euro
koénnen Investitionszuschiisse (zum Beispiel in
Héohe von 50 Prozent) fiir zukunftsweisende
Produktionsprozesse finanziert werden. Dies gilt
insbesondere fiir den Aufbau von Direktredukti-
onskapazitdten in der Stahlindustrie, die Met-
han-Pyrolyse, E-Cracker, Anlagen fiir chemisches
Recycling oder die Rekarbonatisierung von
Bauabbriichen, um im Chemie- und Zementsektor
den Einstieg in die Kreislaufwirtschaft einzuleiten.
Infrastruktur- und Modernisierungsprogramme
mit Green Public Procurement:

Analog zum Beispiel Kaliforniens (Buy Clean
California Act) werden staatliche Ausschreibungen
mit Kriterien an die CO,-Qualitat der eingesetzten
Grundstoffe versehen. So wird eine vorhersehbare
und zuverldssige Nachfrage fiir klimaneutralen
Stahl, Zement und Chemieprodukte generiert. Ein
intelligentes Programm des Public Procurement mit
dem Ziel, die Emissionen der 6ffentlichen Beschaf-
fung zu minimieren, kann somit Anreize fiir
zukunftssichere Technologien setzen und gleich-
zeitig die Konkurrenz und Effizienz der freien
Marktwirtschaft nutzen.

- Einfithrung von Carbon Contracts for Difference

Aktuell sind kohlenstoffarme oder gar klimaneut-
rale Rohstoffe wie Stahl, Zement und Polymere
noch deutlich teurer als konventionelle Rohstoffe.
Dies liegt insbesondere an den absehbar héheren
Betriebskosten der dafiir notwendigen Technolo-
gien. Ohne eine Absicherung dieser hoheren
Betriebskosten gibt es - selbst mit grof3ziigigen
Investitionszuschiissen — kein Geschéftsmodell fiir
diese Zukunftstechnologien und Investitionen in
langlebige Anlagen werden nicht getétigt. Ein Teil
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der Mehrkosten kann durch den CO,-Preis im
EU-Emissionshandel kompensiert werden.
Restliche Differenzkosten sollten durch sogenannte
Contracts for Difference (CfDs) getragen werden.
Auch wenn die Fabriken fiir die Herstellung von
CO,-freiem Stahl oder CO,-freier Kunststoffe, die
im Rahmen des oben genannten nationalen
Forderprogramms Dekarbonisierung errichtet
werden, frithestens 2023 anfangen zu produzieren,

Fallbeispiel Stahlindustrie

Die Stahlindustrie ist ein Paradebeispiel fiir die
tief greifenden Auswirkungen der Corona-Wirt-
schaftskrise, wie auch fiir die Chancen, die sich
aus einer zukunftsorientierten Transformation
ergeben. Im Jahre 2017 wurden in Deutschland mit
42 Millionen Tonnen Stahl eine Wertschopfung
von 6,8 Milliarden Euro generiert sowie

75.000 Arbeitspléatze unterhalten. Auf die Pro-
duktion der Stahlindustrie stiitzen sich zudem
zentrale, aber sehr zyklische und krisenanfallige
Industriezweige, wie die Baubranche, die Auto-
mobilindustrie und der Maschinenbau, die fir

75 Prozent der Stahlnachfrage stehen. Ein Ein-
bruch der Stahlnachfrage der Automobilbranche
aufgrund der Corona-Krise kann fiir einige
(Primér-)Stahlunternehmen dramatische Folgen
haben, da etwa 60 Prozent ihrer Produkte (insbe-
sondere Flachstahl) von der Fahrzeugindustrie
abgenommen werden. Diese Situation vereint sich
mit der Notwendigkeit, die Stahlindustrie auch
technologisch neu auszurichten. Noch dominiert
in Deutschland die klassische Hochofenroute, die
durch den Betrieb mit Kohle fiir substanzielle
CO,-Emissionen (57 Millionen Tonnen CO,)
verantwortlich ist. Eine Fortfiihrung dieser
Technologie ist mit den Anforderungen fiir ein
klimaneutrales Deutschland nicht vereinbar.
Zudem miussen in den nachsten Jahren circa

50 Prozent aller Hochoéfen in Deutschland ersetzt

benétigen sie schon frithzeitig, das heilt im Jahr
2021, die entsprechende Marktsicherheit. Hierfiir
ist ein gesetzlicher Rahmen notig, der die Verfah-
ren, das Ausschreibungsprozedere und die Finan-
zierung der Carbon Contracts for Difference ab
2023 definiert. Hierbei kann auf den EU-Innovati-
onsfunds, den Energie- und Klimafonds der
Bundesregierung und/oder eine Klima-Umlage
zurlickgegriffen werden.

werden, was von allen mal3geblichen Unterneh-
men schon als Chance fiir einen Technologie-
wechsel begriffen wurde. Durch die Krise ist nun
zu erwarten, dass einige der zur Reinvestition
anstehenden Hochofen schon frither aus der
Produktion gehen. Es bietet sich dabei die Gele-
genheit, die deutsche Stahlindustrie zukunftssi-
cher auszurichten. Durch den Aufbau von erdgas-
betriebenen Direktreduktionsanlagen kann die
Produktionskapazitat der Hochofen ersetzt
werden, die vor 2030 das Ende ihrer Lebensdauer
erreichen. Dies hétte erhebliche CO,-Minderun-
gen zur Folge und wére zudem ein logischer
Schritt hin zur Klimaneutralitdt 2050, wenn diese
Direktreduktionsanlagen dann langfristig mit
grinem Wasserstoff betrieben werden. Diese
Transformation wird durch die wahrscheinlich
langerfristig niedrigen Preise fiir Erdgas gestiitzt.
Damit diese Transformation umgesetzt werden
kann, miissen Investitionen von circa acht
Milliarden Euro angestoflen werden. Direktreduk-
tionsanlagen sind nicht nur fir den Aufbau einer
deutschen Wasserstoffwirtschaft ein unerléassli-
cher Anker, sondern erméglichen mit der Pers-
pektive des CO,-freien Stahls zudem der deut-
schen Automobil- und Maschinenbauindustrie
ein strategisches Alleinstellungsmerkmal, wenn
sich immer mehr Unternehmen und Lander auf
den Pfad in Richtung Klimaneutralitdt begeben.
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4.3 Gruner Wasserstoff: Beherzt in die
Wasserstoffindustrie investieren
(5 Milliarden Euro)

Die Wasserstofferzeugung und -nutzung in der
Industrie ist eine zentrale Zukunftstechnologie fiir
Deutschland, Europa und den Klimaschutz weltweit.
Dies formuliert auch die Bundesregierung in ihrer
geplanten Wasserstoffstrategie. Ein schnelles Hoch-
fahren einer Wasserstoffindustrie in Deutschland
hilft dem deutschen Chemieanlagenbau durch die
Krise, sichert Beschaftigung und ermoglicht
Deutschland zukiinftige Exportchancen. Zudem ist
griner Wasserstoff, also aus erneuerbarem Strom
gewonnener Wasserstoff, zentral fiir den Klimaschutz
in Chemie, Industrie und Teilen des Verkehrs in
Deutschland. Die Erzeugungsleistung von Pow-
er-to-Gas-Projekten in Deutschland liegt gegenwér-
tig bei insgesamt 50 Megawatt, bis 2030 sollen es

10 Gigawatt installierter Leistung werden. Ein Push
durch zusétzliche Investitionsanreize ist hier daher
ohnehin dringend geboten. Derzeit ist griiner Was-
serstoff aber aufgrund von hohen Investitions- und
Stromkosten noch nicht wettbewerbsfahig. Dieses
Problem sollte mittelfristig mithilfe von Quoten- oder
Ausschreibungssystemen gelést werden, die idealer-
weise européisch koordiniert werden. Dartiber
hinaus ist es nétig, das Energiewirtschaftsrecht fiir
alle Arten von CO,-freiem Wasserstoff und dessen
Transport zu 6ffnen und die bereits bestehende
Privilegierung von griinem Wasserstoff zu festigen.

Kurzfristig benotigen Power-to-Gas-Anlagen eine
Investitionsférderung. Wie im nationalen Foérderpro-
gramm Dekarbonisierung konnen mit einem Volumen
von finf Milliarden Euro Investitionszuschiisse von
bis zu 50 Prozent fiir Wasserstoff- und Elektrolyse-
anlagen finanziert werden. Die Elektrolyseurleistung
wird ausgeschrieben an netzentlastenden Standorten
und verzahnt mit dem Zubau entsprechender Winde-
nergieanlagen an Land und auf See. Diese Elektroly-
seure werden etwa 20 Terawattstunden zuséatzlicher
EE-Stromproduktion nutzen, die ansonsten nicht in
das Stromnetz integrierbar gewesen wéren. Da die

Investitionszuschiisse in der Regel den Betrieb von
Elektrolyseuren aufgrund der hohen Steuern, Abga-
ben und Umlagen auf Strom noch nicht wirtschaftlich
machen, sollten im Rahmen einer Experimentier-
klausel Power-to-Gas-Anlagen komplett von allen
Steuern, Abgaben und Umlagen befreit werden - bis
eine kumulierte Leistung von einem Gigawatt in
Deutschland installiert ist.

4.4 Industriestrompreise auf Basis
von Erneuerbaren Energien

Fiir eine energie- und kosteneffiziente Dekarboni-
sierung der Industrie miissen gro3e Mengen an
Erneuerbaren Energien bereitgestellt werden. Dieser
Bedarf kann Gber Grinstrom-Vertrage aullerhalb des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu neuen Investiti-
onen fihren. Fiir Industrieunternehmen ergibt sich
der Zugang zu EEG-befreitem und kostengiinstigem
Grinstrom mit entsprechendem Nachweis. Dazu
wird in der Forderrichtline fur Beihilfen fir indirekte
CO,-Kosten sichergestellt, dass die Strompreiskom-
pensation fiir die Industrie auch auf erneuerbaren
Strom anwendbar ist. Dabei muss sichergestellt sein,
dass die resultierenden Anlagen und ihre Produktion
netzdienlich in das Gesamtsystem eingegliedert
werden, unter anderem durch rdumliche Nahe zum
Verbrauchszentrum. In einer Pilotphase kann
getestet werden, ob sowohl eine netzdienliche
Integration als auch zusétzliche Erneuerbaren-Kapa-
zitdt erreicht werden.

Dariiber hinaus muss die flexible und gleichzeitig
effiziente Nutzung von Strom fir die Industrie
weiterhin an erster Stelle stehen. Um dies anzureizen,
muss die flexible Nutzung von Strom fiir Unterneh-
men 6konomisch sinnvoll sein: Durch die Anpassung
der Netzentgeltsystematik kann das Strompreissignal
unverzerrter an den Verbraucher weitergegeben wer-
den. Erste Schritte hierfir sind, dass die geltenden
Ausnahmetatbestdnde im Rahmen von EEG, KWKG
und Netzentgelte so novelliert werden, dass die
bestehenden Hemmnisse in Bezug auf Investitionen
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in Effizienz und Flexibilitat abgebaut werden (unter

anderem 7.000-Stunden-Schwelle, Lastspitzen in

Zeiten negativer Strompreise, Stromkostenintensitat

in der Besonderen Ausgleichsregelung des EEG etc.).1

12

siehe hierzu auch: Connect Energy Economics (2015):
Aktionsplan Lastmanagement. Studie im Auftrag

von Agora Energiewende. Sowie Ecofys (2016): Flex-
Efficiency. Ein Konzept zur Integration von Effizienz und
Flexibilitdt bei industriellen Verbrauchern. Studie im
Auftrag von Agora Energiewende
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5 Der Autoindustrie und Mobilitatswirtschaft
zukunftssicher aus der Krise helfen

(15 Milliarden Euro)

Die Corona-Krise gefédhrdet die wirtschaftlichen
Grundlagen der Mobilitdtsbranche und damit auch
den Erfolg der Verkehrswende und des Klimaschutzes
in Deutschland. Durch die Pandemie und die globalen
Gegenmalfinahmen geraten Produktion und Nach-
frage nach den Produkten und Dienstleistungen der
Mobilitatswirtschaft unter Druck. Die gravierenden
Einschrankungen des 6ffentlichen Lebens in
Deutschland und die wahrscheinlich noch langere
Zeit anhaltende Ansteckungsgefahr gefdhrden zudem
die Rolle des 6ffentlichen Verkehrs als Riickgrat der
Verkehrswende. Ziel eines Konjunkturprogramms fiir
die Mobilitatsbranche muss sein, den Weg aus der
Krise zukunftssicher zu gestalten, mit rasch wirken-
den Impulsen, gefolgt durch langfristig wirksame
Strukturreformen. Denn erst durch die Reform von
Strukturen und Rahmenbedingungen kénnen die
positiven Effekte von Konjunkturimpulsen langfristig
fir den Klimaschutz gesichert werden.

Wenn es darum geht, die Konjunktur in Schwung zu
bringen, spielt die Automobilindustrie wegen ihrer
Grofe eine besonders wichtige Rolle. Sie stand schon
vor Corona vor grofien Herausforderungen. Im
Zeichen von Dieselskandal, verscharften Emissions-
grenzwerten, Digitalisierung und neuen Mobilitats-
dienstleistungen ist ihr klassisches Geschéaftsmodell,
die Produktion von Benzin- und Dieselfahrzeugen,
nicht mehr zukunftsfahig. Ein Konjunkturimpuls fir
die Autoindustrie muss vor allem die Elektrifizierung
beschleunigen, durch Férderung der Nachfrage und
des Angebots von Elektromobilitat. Gleichzeitig gilt
es, Fehlanreize zu vermeiden, die den Umstieg auf
alternative Antriebe weiter verschleppen (siehe
Infobox). Eine innovative und am Leitbild der Ver-
kehrswende orientierte deutsche Automobilindustrie
hat nicht nur bessere Aussichten auf langfristigen

wirtschaftlichen Erfolg; sie wird auch einen wichti-
gen Beitrag zum Klimaschutz und zum European
Green Deal leisten kénnen.

Uber die dringlichen Konjunkturimpulse fiir die
Mobilitatswirtschaft hinaus gibt es wichtige MaR-
nahmen, die fir den Erfolg der Verkehrswende
essentiell sind, auch wenn sie eher indirekt zur
konjunkturellen Erholung beitragen kénnen. So ist es
zum Beispiel unabdingbar, einen Rettungsschirm fiir
die 6ffentlichen Verkehrsunternehmen zu spannen,
um deren Betrieb und damit das Hochfahren des
6ffentlichen Lebens zu sichern. Dazu zdhlen zum
Beispiel aber auch die Mehrinvestitionen in die
Schiene, die mit dem Klimaschutzprogramm 2030
sinnvollerweise angestofien worden sind. Es ist
allerdings kaum zu erwarten, dass eine Aufstockung
dieser Mittel im Rahmen eines Konjunkturpro-
gramms kurzfristig zusétzliche Wachstumsimpulse
setzt, da es schon eine Herausforderung ist, die beste-
henden Mittel fristgerecht zu verbauen.

5.1 Forderung der Nachfrage nach elek-
trischen und effizienten Fahrzeugen

- Héhere Kaufpréamien fiir rein elektrische Pkw?:
Der Bund hebt die Préamie fiir den Kauf von bat-
terieelektrischen Fahrzeugen (,Umweltbonus”),
gegenwartig hélftig vom Bund getragen, tem-
porér weiter an: fiir Fahrzeuge mit einem Netto-

13 Esistzupriifen, ob spezielle Férderlinien fiir Carsharing-
Unternehmen beziehungsweise Flottenbetreibern (zum
Beispiel Taxiflotten) — gegebenenfalls mit angepassten
Fordersatzen, die auch erhohte Betriebskosten abdecken
— die Modernisierung dieser Fahrzeugflotten beschleuni-
gen konnen.
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listenpreis bis 40.000 Euro auf 8.000 Euro (heute:
6.000), fir Fahrzeuge mit einem Nettolistenpreis
bis 65.000 Euro auf 6.000 Euro (heute: 5.000). Fir
die Anhebung wird ein Budget von einer Milliarde
Euro zur Verfiigung gestellt. Fiir die Anhebung der
Kaufpramien fiir elektrische Fahrzeuge wird ein
Gesamtbudget von einer Milliarde Euro zur Ver-
figung gestellt. Sie erfolgt zunéchst befristet bis
Mitte 2021 beziehungsweise bis das Budget aus-
geschopft ist mit anschlieBender Neubewertung;
die Bewilligung der Antrége erfolgt dabei nach dem
Windhundprinzip. Mit Blick auf mégliche Eng-
pésse und Verzogerungen bei der Auslieferung der
Fahrzeuge sollte die erhohte Pramie bei verbindli-
chen Kaufabschlissen auch dann gesichert wer-
den, wenn die Erstzulassung des Fahrzeugs erst
deutlich spéter (bis Ende des Jahres 2022) erfolgt.
Das verbessert die finanzielle Planungssicherheit
der Unternehmen und reizt das Hochfahren der
Produktionskapazitéten fiir Elektrofahrzeuge an.
Nutzungsgebundene, hohere Kaufprimien

fiir Plug-in-Hybride: Die Kaufpramie fir
Plug-in-Hybride (PHEVs) wird ebenfalls voriiber-
gehend angehoben: auf 6.000 Euro (Nettolisten-
preis bis 40.000 Euro) beziehungsweise 4.500 Euro
(Nettolistenpreis bis 65.000 Euro). Da in den letz-
ten Jahren viele Plug-in-Hybride (fast) gar nicht
elektrisch gefahren wurden, mit dem Effekt, dass
sie aufgrund ihres héheren Gewichts sogar mehr
Kraftstoff verbraucht haben als vergleichbare Ver-
brenner, wird beim Kauf nur die Hélfte der Pramie
ausgezahlt. Die zweite Halfte folgt, wenn anhand
des Bordcomputers die substanzielle elektrische
Nutzung der Plug-in-Hybride nachgewiesen wird.
Dies geschieht nach drei Jahren bei der ersten
Hauptuntersuchung oder anlédsslich eines Besit-
zerwechsels, jedoch frithestens nach zwei Jahren
der Nutzung. Dafiir muss entweder der Anteil der
elektrisch gefahrenen Distanz an der Gesamtfahr-
leistung mindestens 50 Prozent betragen oder die
durchschnittlichen CO,-Emissionen je gefahrenem
Kilometer miissen unterhalb von 60 Gramm liegen.
Ausdehnung der Kaufpréamien méglichst fiir
100.000 Nutzfahrzeuge bis 7,5 Tonnen: Der

bestehende ,Umweltbonus" fiir Nutzfahrzeuge
der Klassen N1 und N2 (bis zu einem zuléssigen
Gesamtgewicht von 4,25 Tonnen) wird erhéht und
auf alle elektrischen Nutzfahrzeuge bis 7,5 Ton-
nen zuldssiges Gesamtgewicht ausgedehnt. Die
erhohte beziehungsweise neue ,Sockelférderung”
kann unkompliziert mit weiteren Férdermitteln
der Bundeslander ergénzt werden. Das Programm
richtet sich an Unternehmen, Gewerbetreibende,
Selbststandige, Vereine und Verbénde. Im Fahr-
zeugsegment bis 4,25 Tonnen betrdgt die erhohte
Kaufpramie kiinftig 10.000 Euro, fiir Nutzfahr-
zeuge von 4,25 bis 7,5 Tonnen liegt der (neu ein-
gefiihrte) Umweltbonus bei 12.000 Euro. Wie im
Pkw-Segment sollte die Kaufpramie auch bei
einer verzogerten Auslieferung und Erstzulassung
gewdahrt werden. Dartiber hinaus sollte die beste-
hende Bundesférderung fiir Lastenfahrrader mit
einer Kaufprémie bis zu 2.500 Euro auch fiir Lea-
singmodelle auf alle Typen und Anwendungsfalle
ausgedehnt werden.

- Bis zu 200.000 zusétzliche Ladepunkte fiir pri-

vate Haushalte und am Arbeitsplatz: Die anteilige
Forderung der privaten Ladeinfrastruktur sowie
der Ladeinfrastruktur am Arbeitsplatz und fiir
Nutzfahrzeuge auf Betriebshofen wird um bis zu
500 Millionen Euro aufgestockt. Im Rahmen des
Klimaschutzprogramms stellt die Bundesregierung
zwar fur den Aufbau der Ladeinfrastruktur in der
Offentlichkeit bereits {iber drei Milliarden Euro
bereit. Dabei kommt jedoch die Ladeinfrastruktur
zu Hause und am Arbeitsplatz zu kurz. Fiir sie sind
bisher lediglich 50 Millionen Euro vorgesehen.

- Innovationswettbewerb fiir lindliche Mobilitat:

Der Bund richtet ein Férderprogramm fiir einen
Wettbewerb um innovative Modellprojekte im
ldndlichen Raum im Umfang von 500 Millionen
Euro ein. Damit sollen bis zu 100 Projekte gefor-
dert werden, die deutlich machen, dass Elektromo-
bilitat gekoppelt mit der (dezentralen) Erzeugung
erneuerbarer Energien und Speichertechnologien
zusammen mit der Digitalisierung im Rahmen
integrierter Mobilitdtskonzepte sehr gut geeig-
net sind, die Mobilitdt und den Verkehr in landli-
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chen Regionen zu modernisieren und zu sichern.
Das tragt zur Schaffung von neuen Perspektiven
in ldndlichen Regionen bei und hilft, die Regio-
nen insgesamt zu starken und ihre Attraktivitat zu
erhalten.

Umstieg auf ein Bonus-Malus-System mit
vorgezogenem Bonus fiir hocheffiziente
Fahrzeuge: Die Bundesregierung fiihrt noch in

dieser Legislaturperiode ein Bonus-Malus-System

im Rahmen einer Reform der Kraftfahrzeugsteuer
ein. Fiir emissionsintensive Fahrzeuge wird die

Kfz-Steuer insbesondere im Jahr der Erstzulassung

deutlich erhoht (Malus), fiir hocheffiziente,
emissionsarme wird die Anschaffung entspre-

chend glinstiger (Bonus). Um kurzfristig einen

Konjunkturimpuls zu setzen, kann die Einfihrung
der Bonus-Komponente zeitlich vorgezogen
werden, bevor das System vollumfanglich in Kraft
tritt und Gber den Malus die vollstdndige Gegenfi-
nanzierung der Bonus-Zahlungen erfolgt. So

koénnen die Kaufprdmien aufkommensneutral, also

nicht auf Kosten aller Steuerzahler, finanziert

werden. Pkw mit Verbrennungsmotor und spezifi-

schen Emissionen bis zu 110 Gramm CO, je
Kilometer nach WLTP-Messverfahren (entspricht
etwa 95 Gramm im NEFZ-Messverfahren) erhal-
ten einen Bonus von maximal 1.500 Euro - je
geringer die Emissionen, desto hoher der Bonus.

Schwachere Emissionsgrenzwerte, Abwrackpramie, pauschale
Vergunstigungen: Suldes Gift statt Zukunftsférderung

In der Debatte tiber ein Konjunkturprogramm fir
die Automobilwirtschaft wird unter anderem
gefordert, die EU-Vorgaben fiir Flottenemissio-
nen zu lockern, den Kauf von Verbrennerfahrzeu-
gen pauschal zu férdern oder auch Kaufpréamien
mit dem Abwracken von Altfahrzeugen zu
verbinden. Es wére jedoch fatal, wiirde durch
falsch verstandenen Pragmatismus das Auslauf-
modell unter den Antriebstechnologien — der
Verbrennungsmotor — kiinstlich langer am Leben
gehalten und damit der Ubergang auf den Elekt-
roantrieb weiter verschleppt.

Das Ziel der Klimaneutralitdt bis 2050 ist gesetzt.
Die Zwischenziele der EU weisen der Industrie
den Weg dorthin. Da Pkw in der Regel etwa 15
Jahre in Betrieb sind, miissen schon bald nach
2030 die Emissionswerte von Neufahrzeugen in
die N&he von null gesenkt werden. Die EU-Flot-
tengrenzwerte schreiben bis zum Jahr 2021 eine
Reduktion der Durchschnittsemissionen neu
registrierter Pkw auf 95 Gramm CO, pro Kilome-

ter vor. Bereits daflir bendtigen die deutschen
Hersteller deutliche Zuwéchse bei elektrischen
Antrieben. Das Konjunkturpaket sollte dazu
genutzt werden, den mit massiven Investitionen
eingeleiteten Kurswechsel der Industrie hin zur
Elektromobilitdt zu beschleunigen. Darauf zielen
auch die hier skizzierten MaRnahmen ab. Eine

Lockerung der Grenzwerte ware stiles Gift fiir die
Hersteller: Es wiirde die Entwicklung verzogern
und die internationale Wettbewerbsfahigkeit der
Unternehmen untergraben.

Die in diesem Kapitel vorgeschlagenen Pkw-Pra-
mien beziehen sich nur auf den Kauf. Die Kopp-
lung von Kaufpramie und Verschrottung eines
Altfahrzeugs hat schon in der Finanzkrise 2009
keinen Vorteil fiir die Umwelt gebracht. Stillle-
gungspramien konnen am ehesten einen 6kologi-
schen Nutzen erzeugen, insbesondere fiir die
Luftqualitdt, wenn sie erstens gezielt fir die
altesten und stark luftverschmutzenden Fahr-
zeuge angeboten werden, und zweitens, wenn sie
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nicht an den Kauf eines Neufahrzeugs gekoppelt
sind, da sich die Halter sehr alter Fahrzeuge in der
Regel auch mit einer Kaufpramie kein Neufahr-
zeug leisten konnen. Kaufpramien fiir Pkw sollten
deshalb nur fur sich betrachtet werden, ohne
zwingende Verbindung zum Verschrotten eines
Altfahrzeugs.

Forderprogramme, die unabhéngig vom
Emissionsniveau pauschal fiir alle Fahrzeuge

5.2 Foérderung des Angebots von
Elektromobilitdt und Neuen
Mobilitatsdienstleistungen

- Hohere Forderung fiir Batterie- und Zellfertigung:
Die heimische Batterieherstellung reicht schon fiir
die heutige Nachfrage nicht aus. Deswegen wird
der Auf- oder Ausbauvon Batterieclustern entlang
der gesamten Wertschopfungskette (inklusive
Zellfertigung, Batteriemontage, Leistungselektro-
nik und Recycling) durch Investitionsbeihilfen und
zusatzliche Fordermittel unterstiitzt. Auflerdem
wird die Forschungsférderung im Bereich
Traktionsbatterie und Batteriezelle um eine
Milliarde Euro aufgestockt.

- Staatlicher Investitionsfonds fiir Start-ups: Der
Bund richtet einen staatlichen Investitionsfonds
Neue Mobilitat ein: fiinf Milliarden Euro {iber die
Laufzeit des Konjunkturprogramms. Damit konnen
zukunftsorientierte Arbeitsplédtze in Deutschland
geschaffen werden, die potenziell geringere
Personalbedarfe in der Automobilindustrie tiber-
kompensieren konnen. Start-ups in Deutschland
fehlt es im Vergleich zu anderen Lédndern oft an
Zugang zu Risikokapital oder staatlicher Finanzie-
rung. Die Bundesregierung sollte sich bemthen, die
Mittel nach Ablauf des Konjunkturprogramms zu
verstetigen und bei Bedarf zu erhéhen.

- Qualifizierungsprogramme in der Automobil-
wirtschaft: Bund und Lander unterstiitzen finanzi-

gelten, wiirden keinen Beitrag zum Erreichen der
Klimaziele im Verkehrssektor leisten. Noch
problematischer als eine Pradmienzahlung ware
eine generelle temporare Absenkung der Mehr-
wertsteuer auf Pkw-Kéufe. Sie hétte keinerlei
6kologische Lenkungswirkung und wére zudem
sozial ungerecht, da die Kéufer teurer Fahrzeuge
die absolut groRte Begiinstigung erfahren wiirden.

ell die notwendige Qualifizierungsoffensive in der
Automobilindustrie, zum Beispiel tiber regionale
Transformationsplédne oder/und Kompetenz-Hubs.
Denn mit dem Technologiewandel in der Automo-
bilindustrie gehen grundlegende Verdnderungen in
den Wertschépfungsketten und der Beschéaftigung
einher (siehe auch Kapitel 8.1). So konnen gerade
die Zeiten schwécherer Nachfrage genutzt werden,
um Teile der Belegschaft umzuschulen sowie damit
die Arbeitsplatze zukunftssicher zu machen und
gleichzeitig die Personal- und Produktionskapazi-
tdten im Bereich der Elektromobilitédt zu erweitern.

- Innovationskorridore fiir Lkw der Zukunft: Der
Bund richtet fiir die drei aussichtsreichsten
alternativen Antriebs- und Infrastrukturkombina-
tionen jeweils einen Innovationskorridor (Ladnge
circa 300 bis 500 Kilometer) entlang des Netzes der
Bundesautobahnen ein: fiir Oberleitungs-Lkw, fiir
Brennstoffzellen-Lkw mit Wasserstoff-Tankinfra-
struktur und fiir batterieelektrische Lkw mit
Ultraschnell-Ladeinfrastruktur. Potenziale zur
Elektrifizierung des Giiterverkehrs kénnen auch
durch eine optimierte intermodale Verzahnung von
Logistikprozessen erschlossen werden. Daher sollte
zudem ein innovatives Logistikkonzept fiir kombi-
nierte Verkehre von Giitertransport auf der Schiene
und Verteilerverkehr mit batterieelektrischen Lkw
entwickelt werden. Die Férderung in Hohe von bis
zu drei Milliarden Euro deckt sowohl den Infra-
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strukturaufbau als auch anteilig die Fahrzeugan-
schaffung ab.

5.3 Forderung der 6ffentlichen Verkehre
und Infrastrukturen

- Férderung moderner Bussysteme fiir die
Verkehrswende in den Stédten: Bund und Lander
férdern den Ausbau von Premiumbussystemen mit
500 Millionen Euro pro Jahr in bis zu zehn Stadten.
Busverkehrssysteme auf Eigentrassen, sogenannte
,StralRenbahnen auf Gummireifen” sind deutlich
gunstiger und schneller zu realisieren als Strallen-
bahnen. Somit konnen kurz- und mittelfristig
dringend erforderliche neue Kapazitdten im
6ffentlichen Verkehr geschaffen werden, um die
wachsende Verkehrsnachfrage bedienen zu
konnen. Das gilt nicht nur in Innenstadtbereichen,
sondern es konnten gerade fiir Pendler aus den
Randbereichen der Stadte attraktive, neue Ange-
bote geschaffen werden. Zuséatzlich sollte die beste-
hende Forderung fiir Elektrobusse sowie die dafiir
erforderliche Stromversorgung auf 150 Millionen
Euro pro Jahr ausgeweitet werden.

- Digitalisierungsoffensive im 6ffentlichen Verkehr
fiir Mobilitatsallianzen und zur Nachfrages-
teuerung: Bund, Ladnder und Kommunen férdern
mit bis zu einer Milliarde Euro zehn Innovations-
rdume fiir die Verkniipfung des klassischen OPNV
mit modernen Mobilitdtsdienstleitungen (Mikro-
mobilitat, Bike-, Car- und Ridesharing sowie
Ridepooling) sowie fiir den Einsatz von digitalen
Routenplanern zur Nachfragesteuerung im OPNV
zu Mobilitatsallianzen. Dabei ist die Zusammenar-
beit der Verkehrsverwaltungen und der 6ffentli-
chen Verkehrsbetriebe mit privaten Mobilitéts-
dienstleistern zum Beispiel in
Entwicklungspartnerschaften von grof3er Bedeu-
tung. Damit kann die Attraktivitat des OPNV nach
der Corona-Krise bestidndig erhéht werden.

- Ausbau von Personalkapazitéten fiir Verkehr-
splanung und Genehmigungsverfahren: Bund,
Lander und Kommunen richten zusétzliche

Personalkapazitdten im Bereich der Planung und
Genehmigung von Verkehrsinfrastrukturen ein.
Dafiir sollte schon vor Beschluss eines Konjunktur-
programms bundesweit der Personalbedarf
ermittelt werden. Die Schaffung zusatzlicher
Personalkapazititen ist eine notwendige Voraus-
setzung, um die 6ffentlichen Investitionen in die
Infrastruktur in Wert zu setzen und wichtige Teile
des Klimaschutzprogramms 2030 umzusetzen.

Die hier genannten vortibergehenden Konjunktur-
malinahmen kénnen nur dann nachhaltige Impulse
tir Wettbewerbsfahigkeit, Verkehrswende und
Klimaschutz anstof3en, wenn zuktinftig die daftir
relevanten politischen Rahmenbedingungen refor-
miert werden. Zentral ist dabei ein ambitionierter
Entwicklungspfad des CO,-Preises im Verkehrssek-
tor sowie eine Angleichung des Energiesteuersatzes
tir Diesel an jenen fiir Ottokraftstoff. Gerade vor dem
Hintergrund des gegenwirtigen Olpreisverfalls ist es
wichtig, die Subventionen fir fossile Energietrager
und Technologien abzubauen. Das wiirde nicht nur
Fehlentwicklungen bei der Fahrzeugflotte und der
Fahrleistung vermeiden, sondern auch die heimische
Wertschopfung starken. Die zusétzlichen Mittel
konnten fiir das Klimaschutzprogramm 2030 oder
klimagerechte Konjunkturimpulse im Verkehrssektor
eingesetzt werden.

Wie bereits beim Umstieg auf ein Bonus-Malus-Sys-
tem erwéhnt, gehort dartiber hinaus auch eine
grundlegende Reform der Kfz-Steuer zu den fiir den
Klimaschutz im Verkehr erfolgskritischen Rahmen-
bedingungen. Reformbedarf besteht ebenfalls bei der
Dienstwagenbesteuerung: Fahrzeuge mit hohen
CO,-Emissionen, wozu auch wenig elektrisch
gefahrene Plug-in-Hybride gehoren, diirfen kiinftig
keinerlei steuerliche Privilegien mehr genief3en.
Ergédnzend dazu kann in den kommenden Jahren auch
eine nutzungsabhéngige Pkw-Maut ein wesentliches
Instrument zur Steuerung des Strallenverkehrs und
der damit verbundenen Klima- und Umweltauswir-

kungen werden.
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Die Vergabe von staatlichen Fordermitteln zur
Flottenmodernisierung sollte mit der Ankiindigung
und schrittweisen Umsetzung von sogenannten
Niedrig- und Nullemissionszonen verbunden
werden. Wie Beispiele aus européischen Stadten
zeigen, sind solche Zonen ein wirksames Instrument,
um rasch Treibhausgase und Luftschadstoffe zu
reduzieren. Sie dienen dartber hinaus auch der
Flottenerneuerung bei Kraftfahrzeugen. Der Bund
sollte dafiir einfache, einheitliche und rechtssichere
Handlungsgrundlagen (unter anderem fiir die Uber-
wachung) schaffen.

Begleitend zum Markthochlauf alternativer Antriebs-
technologien im Bereich der schweren Nutzfahrzeuge
gilt es, die Lkw-Maut zu reformieren: Zum einen
sollte kiinftig der CO,-Ausstol durch eine eigene
Kostenkomponente in den Mautsétzen berticksichtigt
werden, zum anderen sollten Investitionen fir die
Bereitstellung der Energieversorgungsinfrastruktur
als Teil der Wegekosten anerkannt werden. Hinzu
kommt die Erweiterung der Lkw-Maut auf das
komplette Strallennetz und weitere Fahrzeugklassen.
Die dazu notwendigen europarechtlichen Vorausset-
zungen sind im Zuge der anstehenden Revision der
Eurovignetten-Richtlinie zu schaffen. Schlieflich
sollten die Einnahmen aus der Lkw-Maut auch dazu
genutzt werden kénnen, die Schieneninfrastruktur
auszubauen (,Strafl3e finanziert Mobilitat").
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6 Der Bau- und Warmewirtschaft zukunftssicher
aus der Krise helfen (25 Milliarden Euro)

Die Corona-Krise wird auch der Bauindustrie und
dem Bausektor erheblich zusetzen. So war der
Bausektor vor der Krise zwar voll ausgelastet und
hatte eher mit Fachkréftemangel zu kdmpfen. Dies
durfte sich jedoch nach der Corona-Krise deutlich
anders darstellen: Denn die Auftragseinbriiche in
anderen Branchen fithren erfahrungsgemal zu einer
Investitionszurtickhaltung — mit entsprechenden
Auswirkungen auf den Wirtschaftsbau. Zudem
werden Selbststédndige, deren Einnahmen wegbre-
chen oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
von plotzlicher Arbeitslosigkeit bedroht sind, kein
Haus bauen oder Sanierungsarbeiten in Auftrag
geben. Und nicht zuletzt sind private Vermogens-
werte im Zuge des Einbruchs der Aktienmarkte in
erheblichem Ausmal vernichtet worden, was

ebenfalls zu geringeren Investitionen fihren wird.

Ein zukunftsweisendes Wachstums- und Moderni-
sierungspaket im Gebdudesektor ermoglicht es, die
Bauwirtschaft wieder aus der Krise zu fithren und
dabei gleichzeitig Investitionen in neue Industries-
trukturen in der Bauwirtschaft und in der Heizungs-
industrie anzustofen. Das ist daher der Fokus dieses
Programms. Dabei wird auf die drei zentralen Schlis-
seltechnologien fiir die Warmewende abgezielt: Die
energetische Sanierung von Gebduden, Warmepum-
pen im Ein- und Zweifamilienhausbereich sowie
grine Fernwérme in Innenstédten. So zeigen verglei-
chende Analysen zur Warmewende, dass jede dieser
drei Schliisseltechnologien eine massive Produkti-
onssteigerung benotigt, soll das Ziel eines klimaneut-
ralen Gebaudebestands erreicht werden.* So miissen
von 2021 an bis zum Jahr 2050 der jahrliche Damm-

14 vgl. IFEU/Fraunhofer IEE/Consentec (2018): Wert
der Effizienz im Gebdudesektor in Zeiten der
Sektorenkopplung. Studie im Auftrag von Agora
Energiewende

stoff- und Warmepumpenabsatz je nach Szenario
gegentiber heute verdoppelt bis verdreifacht und die
Fernwéarmenetze um mindestens 50.000 Anschlisse
pro Jahr erweitert werden. Es gilt, hierfiir die ent-
sprechenden industriellen Strukturen aufzubauen.

6.1 MarkteinfUhrung der seriellen ener-
getischen Sanierung sowie gegeben-
enfalls Aufstockung klassischer For-
derprogramme (10 Milliarden Euro)

Noch ist unklar, wie stark sich die Wirtschaftskrise
auf den Bausektor durchschlégt. Da bislang das
Handwerk gut ausgelastet wird, sollte in einem ersten
Schritt auf den Aufbau einer klassischen Industries-
truktur fir die serielle Sanierung fokussiert werden.
Diese hat sich in der Bauwirtschaft — Giber den
Neubau (Fertighauskonzept) hinaus — bisher nicht
herausgebildet. Dabei hétte dies fiir die Gebdudemo-
dernisierung erhebliche Potenziale: In den Nieder-
landen ist unter dem Titel Energiesprong ein solches
Konzept der seriellen Sanierung entwickelt worden,
das in einem digitalisierten und industrialisierten
Bauprozess Gebaude in kurzer Zeit und zu bezahlba-
ren Kosten auf den NetZero-Standard bringt. Die
Gebaude erzeugen dann die gesamte tibers Jahr
benétigte Energie fiir Heizung, Warmwasser und
Haushaltsstrom selbst.

Die Markteinfiihrung in Deutschland wird durch das
Bundeswirtschaftsministerium geférdert und von der
Deutschen Energie-Agentur koordiniert. So wurde im
November 2019 ein erster sogenannter Volu-
men-Deal von 10.000 Wohnungen verdffentlicht.
Ziel muss es jetzt sein, die Markteinfiihrung deutlich
zu beschleunigen und gleich die néchste Potenz, das
heif3t 100.000 Wohnungen zu erreichen. So kénnen
die Kosten schneller gesenkt und eine Industries-
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truktur aufgebaut werden. Dies ist sowohl fir die
klassische Bauwirtschaft als auch fir dhnlich
strukturierte Unternehmen mit automatisierten
Fertigungsstrallen wie etwa Automobil-Zulieferin-
dustrien interessant. Da letztere ohnehin im Zuge der
Elektromobilitdt vor einem Umbau ihrer Produkti-
onsstatten stehen, bietet sich hier zugleich eine
Chance fir den Strukturwandel.

Um die Nachfrage nach breitenmarktfghigen seri-
ellen Sanierungen exponentiell zu skalieren und
Innovationsprozesse in der Bauwirtschaft anzu-
stoRen, schreibt die Bundesregierung daher Giber
eine Laufzeit von fiinf Jahren die Sanierung von
100.000 Wohneinheiten auf den KfW-Standard 55
und besser aus, wobei ein Projektstart 2021 erfol-
gen soll. Die Férderung pro Sanierung kann dabei
bis zu 100.000 Euro pro Wohnung betragen. Dabei
geht es nicht nur um das Sanieren der Wohnungen,
sondern vor allem darum, der deutschen Baubran-
che den Aufbau von ,Sanierungsfabriken” zu ermog-
lichen. Fiir den strategischen Aufbau der Produktion
an mehreren Standorten werden sowohl innova-
tive KMU als auch Zulieferer bis hin zur Gigafactory
tiir serielle Sanierung gefoérdert. Diese konnen dann
im Anschluss an die Krise maflgeschneiderte, leicht
umsetzbare serielle Sanierungslésungen marktfahig
in Deutschland und im Ausland anbieten.

Sollte die Wirtschaftskrise auch auf den klassischen
Bausektor und das Handwerk durchschlagen, sollte
im Laufe des Jahres 2020 auch noch ein Sonder-
programm fiir die energetische Sanierung aufgelegt
werden, um freie Kapazitdten im Bausektor im Sinne
des Doppel-Boosters auch fiir den Klimaschutz zu
verwenden. Hierfiir wiirde fiir zwei Jahre der Anteil
der Investitionen, der steuerlich abgeschrieben wer-
den kann, von 20 Prozent auf 40 Prozent verdoppelt.
Die maximale Fordersumme erhoht sich in gleichem
Mafe von 40.000 auf 80.000 Euro pro Objekt. Analog
werden im Sinne einer konsistenten Forderlogik auch
die entsprechenden Programme im Marktanreiz-
programm und bei der KfW (beziehungsweise in der
spéteren Zusammenflihrung in der Bundesférderung

effiziente Geb&dude) um jeweils 20 Prozentpunkte
erhdht. Auch fir energetische Sanierungen auf dem
Niveau der gesetzlichen Verpflichtungen kon-

nen Eigentiimerinnen und Eigentiimer die steuer-
lichen und sonstigen Férderungen vollumfanglich
in Anspruch nehmen. Zudem wiirde die steuerliche
Forderung der energetischen Gebdudesanierung, die
aktuell nur selbstnutzenden Eigentiimern zugute -
kommt, auf alle Gebdudeeigentimer erweitert und
fir die Sanierung einkommensschwacher Quartiere
besonders vorteilhaft ausgestaltet.

6.2 Das Eine-Million-Warmepumpen-
Programm (5 Milliarden Euro)

Die Bundesregierung stockt die bestehende Forde-
rung fiir Haushalte, die ihre alte Olheizung oder
andere fossile Heizungen austauschen wollen,
deutlich auf und macht daraus ein Eine-Millio-
nen-Warmepumpen-Programm: Um einen starken
Hochlauf an Warmepumpen in Wohn- und
Nicht-Wohngebéduden zu erzeugen, werden 2020,
2021 und 2022 Warmepumpen inklusive der Tiefen-
bohrung und der notwendigen Begleitmallnahmen
(Umstellung der Heizkorper) mit bis zu 50 Prozent
bezuschusst. Die zuséatzliche, degressive Forderung
wird bis zu einer Obergrenze von einer Million mit
erneuerbarem Strom betriebener Warmepumpen
ausgeschiittet. Damit wird Erneuerbare Energie
hocheffizient genutzt und in Verbindung mit den
gesunkenen Stromkosten (siehe Kapitel 3) hoch
attraktiv gemacht.

Das industriepolitische Ziel des Eine-Millio-
nen-Warmepumpen-Programms: Durch die Auswei-
tung der Produktionskapazitidten wird das bisherige
Marktvolumen auf 300.000 Stiick pro Jahr verdrei-
facht. Die Ausweitung der Produktionskapazitaten
tiihrt zu einer Industrialisierung der Fertigung von
Warmepumpen, zusatzlichen Investitionen in die
Produktionsanlagen und somit auch zu einer deutli-
chen Kostensenkung bei den Warmepumpen. Da
Warmepumpen iberall in Europa zu einer Schliissel-
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technologie bei der Erzeugung CO,-freier Warme im
Ein- und Zweifamilienhaus werden, eréffnet sich auf
diese Weise fiir die deutsche Industrie ein groRer
Markt. So hat etwa das ehemalige Gas-Land Nieder-
lande den Einsatz von Gaskesseln in Neubauten
verboten — und plant einen massiven Einstieg in
Warmepumpen-Heizungen.

6.3 Sofortprogramm Grune Fernwarme-
netze (5 Milliarden Euro)

In Zukunft bezieht ein grofRer Teil der Deutschen
Warmeenergie zum Heizen und flir Warmwasser tiber
Warmenetze. Vor allem in Stadten, wo die Menschen
dichter zusammenwohnen als auf dem Land, liefern
Waérmenetze die erneuerbare Warme. Die CO,-freie
Waérme in den Warmenetzen wird aus einer Vielzahl
von Warmequellen gespeist, vor allem Grofwérme-
pumpen, Solarthermie, Geothermie, Abwéarme aus
Millkraftwerken und der Industrie sowie Kraft-War-
me-Kopplungsanlagen in Zeiten der Dunkelflaute.

Um Wérmenetze in groem Stil zu bauen, zu verlan-
gern, zu dekarbonisieren und zu verdichten, werden
bestehende Forderprogramme des Bunds fiir Warme-
netze aufgestockt und um fehlende Elemente ergénzt.
Wo Eigenkapital fehlt, um Investitionen in diesem
Bereich zu tatigen, sollen Stadtwerke und andere
Waérmenetzbetreiber bei Investitionen Unterstiitzung
aus einem Eigenkapitalfonds erhalten. Um das
Problem einer anfangs gegebenenfalls geringen
Anschlussdichte bei neuen Netzen zu umgehen,
sollten KfW-Kredite fiir neue Netze so ausgestaltet
werden, dass die Tilgung sukzessive mit der
Anschlussquote steigt.’s

15 Vgl auch Agora Energiewende (2019): Wie wer-
den Wirmenetze griin? Dokumentation zur
Diskussionsveranstaltung am 21. Mai 2019 auf den
Berliner Energietagen 2019

6.4 Energetische Sanierung o6ffentlicher
Gebaude (5 Milliarden Euro)

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt,
bundeseigene Gebdude vorbildlich energetisch zu
modernisieren. Im Klimaschutzprogramm 2030 ist
dazu ein Effizienzerlass zur Vorbildfunktion von
Bundesbauten vorgesehen, der auch eine jahrliche
Sanierungsrate festlegen soll. Noch ist dieser jedoch
nicht beschlossen. Das Bundeskabinett sollte diesen
daher innerhalb der néchsten drei Monate verab-
schieden und dabei vorsehen, dass die Sanierungs-
rate fiir Bundesbauten im Jahr 2021 gegeniiber dem
Durchschnitt der letzten Jahre verdoppelt wird. Far
das Jahr 2022 findet eine erneute Anhebung der
Sanierungsrate statt, gleichzeitig wird ab diesem Jahr
der KfW-Standard 55 als Sanierungsziel verankert.
Durch dieses Vorgehen kénnen bereits existierende
Sanierungspléne schnell in die Umsetzung kommen
und ab 2022 der Standard fiir den klimaneutralen
Geb&dudebestand umgesetzt werden. So kann die
Baukonjunktur 2021 und 2022 mafgeblich angesto-
Ren werden. Zusatzlich werden Sanierungen im
Bestand durch Lander und Kommunen, die mindes-
tens auf KfW-Standard 55 sanieren und deren
Umsetzung spatestens 2022 beginnt, vom Bund
zusatzlich unterstiitzt. Dafiir wird etwa in den
Forderprogrammen zur energetischen Sanierung
kommunaler Geb&ude der Kostenanteil der Kommu-
nen in diesem Zeitraum abgesenkt.

Bund und Lander miissen im Rahmen ihrer Konjunk-
turmafinahmen zudem das Problem der fehlenden
Personalkapazitdten in der Verwaltung zur Beauftra-
gung und Umsetzung solcher Sanierungsprojekte
adressieren. Der stockende Mittelabfluss und die
teilweise geringe energetische Qualitdt der Sanierun-
gen im Rahmen des Konjunkturpakets II vom Januar

2009 sind so zu vermeiden.
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7 Der Energiewirtschaft zukunftssicher aus
der Krise helfen (Blockaden abbauen
und 3 Milliarden aus dem Haushalt)

Die Energiewirtschaft ist in einer auf Klimaneutrali-
tét ausgerichteten Wirtschaft eine der Schlissel-
branchen des 21. Jahrhunderts: Mit zunehmendem
Klimaschutz wird der Stromverbrauch insgesamt
steigen (aufgrund von Elektromobilitdt, Warmepum-
pen, Elektrifizierung in der Industrie und
Power-to-X-Technologien), zudem kann die Gas-
wirtschaft sich in eine Wasserstoffwirtschaft
fortentwickeln. Die Energiewirtschaft ist daher auf
Wachstum und Investitionen ausgelegt, ihr gehoért in
ihrer gesamten Bandbreite — von der Solarwirtschaft
tuber Windkraft und Flexibilitdts- und Speicher-
technologien bis hin zu den Stromnetzen - eine
grof3e Zukunft.

Das zentrale Problem aktuell liegt jedoch an einem
schlechten Investitionsumfeld und geringen Investi-
tionen. Die Branche - insbesondere die Windkraftin-
dustrie — leidet unter mangelndem politischen
Rickhalt seitens der Bundesregierung und stellt sich
die Frage, inwieweit sie hier tatsdchlich gewollt ist.
So lag die Windkraftindustrie schon vor Beginn der
Corona-Krise aufgrund des Riickgangs der Investiti-
onen in Deutschland um tber 80 Prozent in den
letzten zwei Jahren am Boden. Die Griinde hierfiir
sind vielféltig, waren bei politischem Willen zum Teil
jedoch kurzfristig 16sbar. Auch im Bereich der
Gas-Back-up-Kraftwerke gibt es aktuell eine starke
Investitionszurickhaltung, obwohl diese im Zuge von
Atom- und Kohleausstieg im Laufe der 2020er-]ahre
bendtigt werden. Einzig die Investitionen in Photo-
voltaikanlagen sind 2019 nach langer Zeit wieder auf
einem mittleren Niveau gelandet; auch hier drohen
die Investitionen 2020 jedoch aufgrund der Krise und
des 52-Gigawatt-Deckels im EEG einzubrechen.

Im Vergleich zu anderen Wirtschaftszweigen ist die
Erneuerbare-Energiewirtschaft grundsatzlich bereits
gut geriistet, um nach der Corona-Krise und nach der
Wiederherstellung der Lieferketten schnell wieder in
eine Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs zu
kommen. Daher sind fiir diesen Wirtschaftszweig
vergleichsweise wenig Finanzmittel aus dem Bun-
deshaushalt notwendig. Ein wesentliches Instrument,
das grundsétzlich Investitionen in bestehende und
neue Energieanlagen sichern kann, existiert bereits
mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Es geht
also nicht um zusatzliche EEG-Gelder, sondern um
das Abbauen von Blockaden.

Denn derzeit ist beim EEG die Handbremse angezo-
gen, Investitionen und Beschéftigung, die das EEG
auslosen konnte, finden durch die Blockaden nur
stark vermindert statt; eine Wiederbelebung der
Erneuerbaren-Energiewirtschaft wird daher nach
der Krise nur gelingen, wenn diese Blockaden
schnellstmoglich aufgelost werden. Der Abbau dieser
Blockaden fiir den Wiederaufschwung der Erneuer-
baren-Energiewirtschaft ist wichtig, zumeist
Uberféllig und daher umso dringender. Schon das
Losen der EEG-,Handbremse" gibt einen positiven
Wirtschaftsimpuls. Die dartiber hinaus im Folgenden
vorgeschlagenen MafRRnahmen zum beschleunigten
Ausbau von Windkraft und Photovoltaik erfordern
keine Bundesmittel, sondern werden iber das EEG
getragen und stof3en mit etwa zehn Milliarden Euro
bis 2030 weit groflere Investitionen an. Ihr Effekt auf
die EEG-Umlage ist sehr begrenzt, da die Kosten fiir
neue Windkraft- und Solaranlagen nah an den
Borsenstrompreisen liegen. Je nach CO,-Preisent-
wicklung im Emissionshandel in den kommenden
20 Jahren ergibt sich durch die zusétzlichen Investi-
tionen eine Erhohung der EEG-Umlage um wenige
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Zehntel-Cent - oder gar keine Anderung. Die aus dem

Bundeshaushalt benétigten drei Milliarden Euro sind
fr einen ,Intelligenzschub fir die Stromnetze”
vorgesehen.

Mit kurzfristig greifenden MaRnahmen sollte daher
der Energiewirtschaft (insbesondere den Schlisse-
lindustrien Windenergie an Land und Photovoltaik)
uber ihre aktuellen Probleme hinweggeholfen
werden. Ein Investitions-Schub in diesen Sektoren
kann das Angebot an kostenglinstigem Strom aus
Erneuerbaren Energien steigern - eine zentrale
Bedingung fur die Zukunftsfdhigkeit der energiein-
tensiven Industrien wie Stahl und Chemie. Die
wirtschaftlichen Impulse helfen dann zentral im
Maschinen- und Anlagenbau und bei der Elektroin-
dustrie. Zudem ist eine weitergehende grundlegende
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes an
vielen Stellen notwendig — was jedoch nicht Gegen-
stand des Konjunkturprogramms ist.

71 Solarindustrie starken,
Ausbau beschleunigen

Die Solarbranche sorgt bei Zehntausenden von Hand-
werksbetrieben fiir Beschéaftigung. Fiir das Gelingen
der Energiewende ist bis 2050 zudem mindestens die
vierfache Menge der aktuell installierten Solarkapa-
zitat (etwa 200 Gigawatt) notwendig. Um diese
Branche in Deutschland gegen einen erneuten
Einbruch infolge der Corona-Krise abzusichern,
sollten folgende Sicherungsmafinahmen beschleunigt
umgesetzt werden:

- Sofortige Abschaffung des 52-Gigawatt-Solar-
deckels im EEG, da sonst im Sommer 2020, das
heift mitten in der Wirtschaftskrise, ein weitest-
gehender Solar-Investitionsstillstand droht. Dabei
zugleich Anpassung des jéhrlichen PV-Zubauziels
im EEG von 2,5 auf 10 Gigawatt pro Jahr.’®

16 vgl. Agora Energiewende und Wattsight (2020): Die
Okostromliicke, ihre S trommarkteffekte und wie sie

- Sonderausschreibung fiir die zusétzliche Instal-
lation von PV-Freifldchenanlagen in Héhe von
jeweils fiinf Gigawatt in den Jahren 2021 und 2022.
Dafiir wird die Flachenkulisse fiir Freifldchenan-
lagen deutlich erweitert und die Leistungsbegren-
zung von PV-Anlagen in der Freifldche von zehn
auf 25 Megawatt Leistung angehoben. Insbeson-
dere auf ehemaligen Braunkohletagebauflachen
koénnten bei entsprechenden Regelungen erhebli-
che zusétzliche Mengen installiert werden, zumal
hier bereits die notwendigen Netzanschliisse vor-
handen sind.

- Abschaffung der Blockaden fiir Solar-Speich-
er-Kombinationen: Die EEG-Umlage auf den
Eigenverbrauch von Solarstrom, die bei Anla-
gen oberhalb von zehn Kilowatt Leistung anfallt,
blockiert den Bau von Solaranlagen vor allem im
gewerblichen Bereich und erzeugt unnotige Biiro-
kratie. Ihre schnelle Abschaffung wirde erhebliche
Investitionen ermdglichen und gleichzeitig den Bau
von Solar-Speicher-Kombinationen anreizen.

7.2 Windkraftindustrie wiederbeleben,
Blockaden abbauen

Die Windkraftbranche hat 2019 im Zuge der Winde-
nergie-Zubaukrise schon in erheblichem Ausmaf}
Arbeitsplétze gestrichen, unter anderem bei Enercon
in Magdeburg und Aurich sowie Vestas in Lauch-
hammer. Weil es an neuen Genehmigungen mangelt
und Flachenausweisungen in vielen Bundesldndern
fehlen, droht — noch verstérkt durch die Folgen der
Corona-Krise - ein weiterer Niedergang der deut-
schen Windkraftindustrie. Bei einer Technologie, die
fir den weiteren Verlauf der Energiewende dringend
erforderlich ist, ist dies nicht nur industriepolitisch
falsch, es ist angesichts des nach der Corona-Krise
neuen Leitmotivs der Resilienz auch fahrlassig, hier

in Zukunft allein auf Importe angewiesen zu sein.

gestopft werden kann. Effekte der Windenergiekrise auf
Strompreise und CO,-Emissionen sowie Optionen, um das
65-Prozent-Erneuerbare-Ziel 2030 noch zu erreichen
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Ohne politisches Handeln ist zudem ein Riickgang der
Windstromproduktion in Deutschland zu befiirchten,
da zwischen 2021 und 2030 etwa zwolf Gigawatt
alter Windenergieanlagen vom Netz zu gehen drohen.
Allein am 1.1.2021 fallen etwa vier Gigawatt Wind-
kraftanlagen aus der EEG-Vergiitung, deren Weiter-
betrieb im Falle einer groBeren Revision angesichts
der aktuellen Borsenstrompreise nicht gesichert ist.
Ein Grofteil der etablierten Standorte von Wind-
kraftanlagen ist aber im aktuellen Genehmigungs-
recht nicht wiederbebaubar, es droht daher ein
massiver Verlust der Windstromproduktion.

Die Windkraftindustrie ist jedoch in Deutschland
eine Schlisselbranche und sichert Arbeitspléatze an
vielen Standorten. Erhohte Produktionskapazitdten
sind angesichts der im Rahmen des EU Green Deals
zu erwartenden europaweiten Nachfrage nach Wind-
kraftanlagen essenziell. Folgende Sofortmafinahmen
sind daher notig, die noch im Sommer 2020 im
Kabinett beschlossen werden miissen:

- Uberarbeitung des Genehmigungsrechts-Rah-
mens fiir Windenergieanlagen an Land mit den
Zielen Rechtssicherheit, Konsistenz und Beschle-
unigung. Im Mittelpunkt des neuen Genehmi-
gungsrahmens soll eine tragfdhige Balance stehen
zwischen bundesweiter Vereinheitlichung, kom-
munalen und regionalen Spielrdumen bei der
Ausgestaltung sowie angemessener Berticksichti-
gung der Mitwirkungsrechte der Biirgerinnen und
Birger.

- Kurz- und mittelfristige MaRnahmen zur
Entschirfung und Auflésung des Spannungsfelds
zwischen Ausbau der Windenergie an Land und
besonderem Artenschutz. Ausgangspunkt soll das
Wissen sein, dass Klimaschutz letztlich auch dem
Artenschutz dient, er aber nicht kurzfristig gefahr-
den darf, was er perspektivisch schiitzen will.

- Reduktion des Schutzradius um Drehfunkfeuer
von 15 auf 10 Kilometer entsprechend dem
internationalen Standard und den Austausch von
alten CVOR - durch neuere DVOR-Anlagen. Dies
ermoglicht noch 2020 die unmittelbare Auslésung

von Investitionen in Hohe von etwa zwei Milliar-
den Euro fiir 1,5 Gigawatt Windenergieleistung.

- Befreiung kleiner Windparks von der Auktions-
pflicht entsprechend der hierfiir vorgesehenen
Option im EU-Beihilferahmen fiir Erneuerbare
Energien, wobei der Vergiitungssatz dem durch-
schnittlichen Zuschlagswert der Auktionen des
Vorjahres entsprechen sollte. Kleinen Akteuren
sollte zudem tber die Kreditanstalt fiir Wiederauf-
bau fiir die Genehmigungsentwicklung ein
finanzieller Zuschuss gewéhrt werden, der nur im
Fall einer erfolgreichen BImSchG-Genehmigung
und/oder Realisierung in Génze zuriickgezahlt
werden muss.

- Zuschuss zur Verldngerung der Lebensdauer von
Windenergieanlagen, die ab 2021 aus der
EEG-Vergiitung fallen und sonst riickgebaut
wurden. Bei einer erheblichen Investition, die die
Lebensdauer auf 30 Jahre erhoht, soll ein Investiti-
onskostenzuschuss gewéahrt werden.

- Repowering bestehender Anlagen bei vergleich-
barer Nabenhdohe: Viele Anlagen, die in den
kommenden Jahren aus der EEG-Férderung fallen
und deren Lebensdauer nicht verlangert werden
kann, stammen aus den 1990er-]Jahren und
Anfang der 2000er-Jahre. Sie sind in der Regel
deutlich kleiner als heutige Anlagen und stehen
auch ndher an Ortschaften. Sie sollten bei einem
Ersatz durch Anlagen mit vergleichbarer Naben-
hohe durch ein vereinfachtes Zulassungsverfah-
ren (etwa im Rahmen der Anderungsgenehmigung)
am selben Standort, wenn dieser in einer neuen
Flachenkulisse nicht genehmigungsféhig ist,
bewilligt werden. Die Vergtitung fiir diese Anlagen
sollte zudem - aufgrund der geringeren Windaus-
beute - einen Aufschlag gegentiber dem Auktions-
ergebnis erhalten. Die Regelung ist begrenzt auf
Anlagen, die bis zum 31.12.2005 in Betrieb genom-
men wurden.

Dartiber hinaus ist fiir die weitere Entwicklung der
Windkraft die Sicherung der Flachenkulisse essen-
ziell. Die aktuelle Diskussion um bundesweite
Pauschalabstédnde von Windkraftanlagen zur
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Wohnbebauung ist extrem investitionsschédlich, da
Pauschalabsténde das Flachenangebot drastisch
beschranken wiirden. Stattdessen bedarf es einer
abgestimmten Bund/Lander-Strategie mit einer
klaren Zielbeschreibung (Mengen- und Zeitgerist)
sowie mehr Rechtssicherheit bei der Steuerung der
Windenergie im Aullenbereich. Ziel muss es sein,
den Bundesldndern eine angemessene Bereitstellung
geeigneter Windvorrangfldchen aufzugeben, ohne
dabei ihre unterschiedlichen Voraussetzungen
(Windverhaltnisse, Topografie, Bevolkerungsdichte
..) auler Acht zu lassen. Bund und Energieminister-
konferenz sollten hier bis Ende 2020 einen Vor-
schlag vorlegen.

7.3 Investitionssicherheit fur die
Wind-Offshore-Industrie

Windkraft in der Nord- und Ostsee ist besonders
attraktiv durch die hohe Windverfiigbarkeit. In den
kommenden Jahren wird jedoch nur ein geringer
Zubau an Offshore-Windkraft-Anlagen erfolgen, da
die Flachenplanung fiir die 2030-Zielmarke erst jetzt
erfolgt. Damit die Wind-Offshore-Industrie ihre
Kapazitédten in Deutschland hélt und nicht abbaut,
sollte schon 2020 im EEG das Offshore-Wind-
kraft-Ziel fiir 2030 auf mindestens 25 Gigawatt
erhéht werden (bisher geplant: 20 Gigawatt). Die
entsprechenden Kapazitidten wiirden dann ab 2023
errichtet. Um die dafiir notwendigen Aufgaben
zeitgerecht ausfiihren zu konnen, werden die Perso-
nalkapazitdten des Bundesamts fiir Seeschifffahrt
und Hydrografie (BSH) als zustdndige Genehmi-
gungsbehorde rasch ausgebaut. Zudem muss das
aktuelle Ausschreibungsdesign Giberarbeitet werden,
da es aktuell lediglich Null-Cent-Gebote zulésst.
Angesichts der aktuell sehr niedrigen Boérsenstrom-
preise aufgrund der niedrigen Brennstoffpreise ist
hier eine Novelle — etwa in Richtung eines Contract
for Difference — geboten.

7.4 Intelligenzschub fur die Stromnetze
(3 Milliarden Euro)

Die Stromnetze sind eine der tragenden Séulen fir
eine klimaneutrale Wirtschaft. Mit der Sektorinteg-
ration kommt der Stromnetzinfrastruktur eine
weitaus groflere Rolle zu als bislang. In Zukunft
werden neben dem Stromsektor gleichfalls Verkehr,
Gebaude sowie Gewerbe und Industrie auf eine
funktionierende, zuverldssige und giinstige Versor-
gung mit Strom angewiesen sein. Durch eine zuneh-
mende Zahl flexibler Verbraucher und Prosumer
wachsen die Anforderungen an die Stromnetze —
besonders im Verteilnetz. Die vielerorts noch domi-
nierende Technik des letzten Jahrhunderts reicht fir
diese Aufgaben nicht mehr aus und droht Elektromo-
bilitdt, Warmepumpen und die elektrische Bereitstel-

lung von Prozesswérme auszubremsen.

Mit dem Intelligenzschub fiir die Stromnetze wird
schnelle zusétzliche Stromtransportkapazitit
geschaffen: Heildleiterseile, Temperaturmonitoring,
Netzbooster und Netzpuffer auf Ubertragungsnetze-
bene, um den Windstrom von Nord nach Sid zu
transportieren, kombiniert mit intelligenten Orts-
netztrafos, um die Verteilnetze fit fiir neue Verbrau-
cher und Erzeuger zu machen. Durch einen festgeleg-
ten, fixen Zuschuss fir jeden intelligent gemachten
Ortsnetztrafo erhalten die Verteilnetzbetreiber
Anreize fir eine ziigige Umsetzung. Hinzu kommt ein
Sofort-Programm fiir die Ubertragungsnetze, dass die
bereits vorgesehene Vollausstattung der Netze mit
Sensorik fiir das Temperaturmonitoring sowie die
Umrtiistung auf Heileiterseile beschleunigt, und dies
ergdnzt um die ziigige Installation von Netzboostern
und Netzpuffern. Ziel ist es, rasch mehr Strom durch
die Bestandsnetze transportieren zu kénnen. Die
Bundesregierung stellt dafiir im Zeitraum bis Ende
2025 insgesamt drei Milliarden Euro zur Verfigung.
Fiir die Metall- und Elektroindustrie, die mit tiber
vier Millionen Beschaftigten zu den Kernindustrie-
zweigen in Deutschland gehort, sichert diese Mal3-
nahme Auftrége und Arbeitspldtze. Dariiber hinaus
strahlt die MaRnahme in viele andere Wirtschafts-
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zweige aus, in denen mit diesem Intelligenzschub die
Voraussetzung fiir neue Geschéaftsmodelle und
klimaschonende Investitionen geschaffen werden.
Zudem verringert dieser Intelligenzschub fiir die
Stromnetze kiinftige Netzausbaubedarfe und ist
somit eine besonders smarte Form des Vorziehens

von Investitionen.

Diese Malinahme wiirde aus dem Bundeshaushalt
finanziert werden, um nicht die Netzentgelte zu
erhohen. In der Stromnetzentgeltverordnung miisste
klargestellt werden, dass das Capex dieser Investitio-
nen bei kiinftigen Netzentgelt-Berechnungen nicht
angerechnet werden kann.
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8 Planungsbeschleunigung und Qualifikation

Ein wirksames Wachstums- und Konjunkturpaket
adressiert nicht nur die Frage der Investitionsmittel,
sondern auch die der Investitionsbedingungen. Denn
die Summe aus verstarkten offentlichen Investitio-
nen, Anreizen flr private Investitionen, verbesserten
regulatorischer Investitionsbedingungen und
Qualifizierungsmalinahmen ist grofer als die Summe
der Einzelteile. Beispiel: Die Elektromobilitat kommt
am besten ins Rollen, wenn man alle vier Ansétze
kombiniert: Elektroauto-Forderung (Forderung
privater Investitionen), Aufbau einer E-Lade-Infra-
struktur (6ffentliche Investition), klare Standards
(einheitliches Ladesystem) und Qualifizierung
(Umschulung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in Richtung Elektromobilitat).

Das Problem: In vielen Berufen fehlt es an qualifizier-
tem Personal. Zudem dauern Planungs- und Geneh-
migungsprozesse in Deutschland viel zu lange.
Deswegen ist es notig, neben der Starkung der
privaten und 6ffentlichen Investitionen den Fach-
kraftemangel und die Beschleunigung von Investiti-
onsvorhaben zu adressieren.

8.1 Qualifizierungs- und Weiterbildungs-
programm in Zukunftstechnologien

Parallel zu den investiven Malinahmen sollte eine
Qualifizierungsoffensive gestartet werden, um
Fachkréfte vor allem in der Automobilindustrie,
Bauwirtschaft, den energieintensiven Industrien und
im Handwerk mit Blick auf die neuen Technologieen-
twicklungen zu schulen. Die geeigneten Angebote
koénnen mit freien Kapazitdten von Industrie und
Bildungseinrichtungen erarbeitet, vom Staat finan-
ziert und Gber moderne IT-Lésungen durchgefiihrt
werden. Dies erlaubt es den Unternehmen, ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die Anforde-
rungen eines 6konomisch und 6kologisch nachhalti-
gen Wirtschaftsaufschwunges vorzubereiten und den

notigen Strukturwandel zu begleiten. Ein solches
umfangreiches Qualifizierungsprogramm ist jedoch
nicht von einzelnen Unternehmen zu stemmen. Diese
MaRnahmen sollten vom Staat unterstiitzt, aber in
enger Kooperation mit der Wirtschaft umgesetzt
werden. Bund und Lander finanzieren und unterstit-
zen daher die notwendige Qualifizierungsoffensive,
zum Beispiel iiber regionale Transformationspléne,
Open-Source-Plattformen und Kompetenz-Hubs.

8.2 Beschleunigung von Planung
und Genehmigungsprozessen

Jedes Konjunkturprogramm steht und fallt mit der
Fahigkeit, die mit ihm angereizten Investitionen auch
zeitgerecht umzusetzen. Gleichzeitig ist Deutschland
dafiir bekannt, dass sich die Realisierung von Inves-
titionen in Infrastrukturen oder Zukunftstechnolo-
gien zur Modernisierung des Landes in normalen
Zeiten durch regulatorische Vorgaben und Auflagen,
6ffentliche Widerstédnde, langwierige juristische
Auseinandersetzungen und ein entsprechendes
Handeln unzureichend ausgestatteter Behorden oft
Uber Jahre oder Jahrzehnte hinziehen. Manchmal
hemmt auch das Fehlen klarer, verlasslicher Stan-
dards Investitionen. Was schon in normalen Zeiten
die Dynamik des Wirtschaftsstandorts bremst, droht
nach der Corona-Krise die Reformmalnahmen zu
verzdgern oder zu blockieren, die Wirtschaft und
Gesellschaft widerstandsfahiger machen sollen gegen
weitere externe Schocks.

Vor diesem Hintergrund braucht Deutschland jetzt
einen Umsetzungskatalysator fiir Investitionen in
zeitgeméale Infrastrukturen, fiir Zukunftstechnolo-
gien und eine an den Bediirfnissen der Energiewende
orientierte Regulierung. Es geht darum, jetzt Hemm-
nisse abzubauen, um eine zligige Umsetzung der
genannten Vorhaben zu gewahrleisten. Staatliche
Regulierung muss kiinftig insgesamt stérker ergeb-
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nisorientiert ausgestaltet werden, ohne dabei die
Einhaltung sinnvoller gesetzlicher Standards zum
Schutz von Mensch und Umwelt infrage zu stellen.
Die Einbindung der Kompetenz der Biirgerinnen und
Birger in Form verbriefter Mitwirkungsrechte soll im
Grundsatz erhalten und fortentwickelt werden. Das
Problem war und ist nicht die erwiinschte gestaltende
Mitwirkung kompetenter und engagierter Blirgerin-
nen und Biirger an Infrastruktur- und Investitions-
projekten, sondern der gezielte Missbrauch solcher
Mitwirkungsrechte durch Einzelne, deren Absicht
nicht Gestaltung ist, sondern Blockade.

Hier einen neuen Konsens herzustellen, ist nicht
allein Aufgabe der Politik, sondern sollte das Ergebnis
eines Verstdndigungsprozesses der Gesellschaft
insgesamt sein. Deshalb schlagen wir eine von der
Bundesregierung zu berufene Ad-hoc-Kommission
zum Abbau von Investitionshemmnissen und zur
Gestaltung einer an Bediirfnissen des European
Green Deal orientierten Regulierung vor, in der die
wesentlichen gesellschaftlichen Interessen vertreten
sind - nach dem Vorbild der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschéftigung. Diese
Ad-hoc-Kommission soll moglichst konsensual einen
Vorschlag zur Verbesserung der Bedingungen fiir
Investitionen der Wirtschaft in Zukunftstechnolo-
gien, Infrastrukturvorhaben wie Stromnetze, EE-An-
lagen, Mobilitdts- und IT-Infrastrukturen machen
sowie zum Abbau von Regulierungshemmnissen im
Zusammenhang mit der Umsetzung der Energie-
wende und der Férderung von MaRnahmen der
Innovation und des Klimaschutzes. Die Kommission
soll noch vor der parlamentarischen Sommerpause
berufen werden und im Herbst 2020 ihre Ergebnisse
vorlegen, die dann sukzessive politisch umgesetzt
werden sollten.

8.3 Kapazitatsaufbau in Planungs-
und Genehmigungsbehdrden

Der Personalmangel in Planungs-, Genehmigungs-
und Baubehorden verzogert schon heute

Investitionen. Dies gilt sowohl fir 6ffentliche wie
auch fir private Investitionen. Damit die
Investitionsanreize fiir den Privatsektor schnell
wirksam werden konnen und die Investitionen der
6ffentlichen Hand schnell getétigt werden konnen,
mussen in Kommunen, Ldndern und dem Bund die
Personalressourcen in der Verwaltung zielgerichtet
gestarkt werden. Der schleppende Mittelabfluss bei
etlichen Konjunkturprogrammen der Vergangenheit
kdnnte sich sonst wiederholen.

Angesichts der erheblichen wirtschaftlichen Risiken
der Corona-Pandemie sollten Bund und Lander hier
unkonventionelle Wege beschreiten und die rechtli-
chen Moglichkeiten zur Unterstlitzung eines ent-
sprechenden Personalaufbaus durch den Bund
ausreizen. Ahnlich wie es fiir kommunale Klima-
schutzmanager schon praktiziert wird, sollte der
Bund gezielt Personalmittel fiir kommunale Pla-
nungs- und Genehmigungsbehérden fir die Umset-
zung des European Green Deal zur Verfiigung stellen.
Dazu sollte der Bund durch eine Verwaltungsverein-
barung einen Fonds mit den Ldndern auflegen, aus
dem zusatzliche Planungsstellen iiber den Zeitraum
von mindestens fiinf Jahren bezahlt werden kénnen.
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9 Mit den europadischen Partnern gemeinsam
die Krise bewaltigen (20 Milliarden Euro)

Weder das Coronavirus noch die wirtschaftlichen
Folgen der Pandemie machen an nationalen Grenzen
halt. Ganz Europa, insbesondere Italien und Spanien,
steht ohne drastische GegenmafRRnahmen eine tiefe
Wirtschaftskrise bevor, die den Euro und den
Européischen Wirtschaftsraum grundsétzlich infrage
stellen kann. Die Européische Union steht vor einer
grundlegenden Bewdhrungsprobe. Innerhalb der
Europaischen Union kommt es darauf an, im europé-
ischen Handlungsrahmen moglichst tatkraftig und
solidarisch den wirtschaftlichen Wiederaufbau in
den von der Krise besonders betroffenen Regionen
Europas zu unterstiitzen. Dies liegt im wohlverstan-
denen deutschen Eigeninteresse, denn nach wie vor
geht mehr als zwei Drittel der deutschen Exporte in
andere Lander Europas. Aber auch in unserer Nach-
barschaft und in der internationalen Zusammenar-
beit insgesamt ist tatkréftige Hilfe durch die Europé-
ische Union gefordert, gerade weil die Vereinigten
Staaten von Amerika sich unter Prasident Trump
weniger engagieren.

Seit Beginn der Corona-Krise haben sich die européi-
schen Institutionen um koordinierte européische

MafRnahmen bemiiht. So hat etwa die Europ&ische
Zentralbank ein 750 Milliarden Euro starkes Pande-
mic Emergency Purchase Programme aufgelegt und
die EU-Kommission noch verflighare EU-Haushalts-
mittel im Umfang von 37 Milliarden Euro fir eine
Corona Virus Response Initiative zur Verfiigung
gestellt. Zudem hat die Kommission einen zunéchst
bis 31.12.2020 befristeten Beihilferahmen beschlos-
sen, der den Mitgliedstaaten erhebliche Spielrdume
bei nationalen Rettungsmalinahmen verschafft. Die
Européische Investitionsbank hat kurzfristige
Finanzierungshilfen im Umfang von 40 Milliarden
Euro bereitgestellt, um Liquiditats- und Betriebsmit-
teleinschrankungen vor allem bei klein- und mittel-
stdndischen Betrieben entgegenzuwirken.

Die EU-Institutionen werden auch beim wirtschaft-
lichen Wiederaufbau eine wichtige Rolle spielen.
Dabei kénnen Regierungen und EU-Kommission auf
einen groen Werkzeugkasten zuriickgreifen (siehe
Infobox). Es besteht deshalb berechtigte Hoffnung,
dass trotz aller Anlaufschwierigkeiten Europa
insgesamt gestérkt aus der Krise hervorgehen wird.

Der EU-Werkzeugkasten fur den Wiederaufbau

Europiische Zentralbank. Die Europ&ische
Zentralbank (EZB) ist die Notenbank der 19 Lander
der Européischen Union, die den Euro als offizielle
Wahrung nutzen. Insbesondere fiir diese Lander
ist die Geldpolitik der EZB ein wichtiger Faktor
beim wirtschaftlichen Wiederaufbau. Derzeit
starkt die EZB die wirtschaftliche Stabilitat der
Eurozonen-Lander unter anderem dadurch, dass
sie in erheblichem Umfang nationale Staatsanlei-

hen im Sekundédrmarkt aufkauft und damit
indirekt die Haushalte der jeweiligen Eurozo-
nen-Mitglieder unterstiitzt.

Européische Investitionsbank. Die Européische
Investitionsbank (EIB) ist, vergleichbar mit der
KfW in Deutschland, die 6ffentliche Bank der
Européischen Union. Die EIB ,gehort” den

27 EU-Mitgliedstaaten. Deutschland, Frankreich
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und Italien sind die groRten Anteilseigner und
haben damit besonderen Einfluss auf die strategi-
sche Ausrichtung der EIB. Nach dem Willen der
Mitgliedstaaten und der EU-Kommission soll die
EIB zur ,européischen Klimaschutzbank" werden.
2020 betrug die Kapitalausstattung der EIB mehr
als 240 Milliarden Euro, das Finanzierungsvolu-
men 2019 rund 63 Milliarden Euro.

EU-Haushalt. Das EU-Budget hatte 2019 einen
Umfang von 148 Milliarden Euro, das entspricht
zwei Prozent der kombinierten nationalen
Haushalte der 28 Mitgliedstaaten. Trotz dieses
vergleichsweise geringen Umfangs spielen
EU-Haushaltsmittel eine sehr wichtige Rolle in
armeren Mitgliedstaaten, insbesondere als
zentrale Kofinanzierung von Infrastrukturinves-
titionen in Ost- und Siidosteuropa.

Beihilfenkontrolle. Viele nationale Wachstums-
programme sind aus Sicht des EU-Rechts staatli-
che Beihilfen. Die EU-Kommission kontrolliert
staatliche Beihilfen, um deren marktverzerrende
Wirkungen zu minimieren. Nach dem EU-Recht
gelten staatliche Beihilfen als rechtswidrig, wenn
sie nicht im Vorhinein durch die EU-Kommission
genehmigt wurden.

Projekte im gemeinsamen européischen Inter-
esse. Der EU-Vertrag sieht explizit vor, dass
staatliche Beihilfen dann als grundsatzlich

Sowohl die Staats- und Regierungschefs der EU*¢ als
auch die Européische Kommission®® haben sich
politisch darauf festgelegt, européische und nationale

Wiederaufbauprogramme am European Green Deal zu

18  https:/www.consilium.europa.eu/medi-
a/43076/26-vc-euco-statement-en.pdf

19  https:/ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/
STATEMENT_20_770

binnenmarktkonform betrachtet werden konnen,
wenn sie ein wichtiges Projekt im gemeinsamen
europaischen Interesse voranbringen. Es liegt nah,
am European Green Deal ausgerichtete Wachs-
tumsprogramme hier einzuordnen.

«Europdisches Semester". Die EU-Léander stim-
men ihre nationalen Wirtschafts- und Fiskalpoli-
tiken in einem jahrlich wiederkehrenden Zyklus
ab, dem Europédischen Semester. Staatliche
Ausgaben zur Wiederankurbelung der Wirtschaft
werden zukiinftig ein wichtiger Fokus sein. Wie
in ihrer Mitteilung zum European Green Deal”
angekiindigt, sollte die EU-Kommission die
besondere Bedeutung von Klimaschutzinvestitio-
nen bei der Bewertung nationaler Ausgabenpléne
berticksichtigen.

Nationale Klimaschutz- und Energiepléne. Fast
alle Mitgliedstaaten haben nationale Klima-
schutz- und Energiepléne vorgelegt, in denen sie
darlegen, welche konkreten MalRnahmen sie
ergriffen haben und noch planen, um ihre
2030er-Ziele fiir Klimaschutz, Energieeffizienz
und den Ausbau Erneuerbarer Energien zu
erreichen. Die Plane geben Hinweise auf ohnehin
anstehende Investitionen, die im Interesse des
wirtschaftlichen Wiederaufbaus jetzt vorgezogen
werden konnten.

17  KOM (2019) 640 endg. vom 11.12.2019

orientieren. Die Corona-Krise verdndert dabei weder
die grundsatzliche Ausrichtung noch die langfristige
Perspektive des European Green Deal. Allerdings
sollten jetzt fiir einen wirtschaftlichen Stimulus
besonders geeignete Elemente der Investitions-,
Qualifizierungs- und Beschaftigungsagenda des
European Green Deal vorgezogen werden. SchlieRlich
werden durch die Corona-Krise die Investitionsmittel
von morgen vorgezogen — also muss auch sicherge-
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stellt werden, die Investitionsentscheidungen von
morgen vorzuziehen.

Deshalb sollte sich die Bundesregierung in Briissel
tir die folgenden Mafnahmen auf européischer
Ebene einsetzen:

91 Aufbau einer European Green
Hydrogen Economy und massiver
Ausbau der Erneuerbaren Energien
(deutscher Beitrag: 10 Milliarden Euro)

Um klimaneutral zu werden, benétigt Europa einen
massiven Hochlauf an Erneuerbaren Energien. Ende
2019 waren rund 130 Gigawatt Solarenergie, 170
Gigawatt Onshore-Wind- und 20 Gigawatt Offsho-
re-Windkraft installiert. Klimaneutralitét erfordert
nach Szenarien der Europaischen Kommission bis
zum Jahr 2050 das fiinf bis achtfache bei Solar- und
Windenergie an Land und mehr als das 20fache bei
Offshore-Windkraft#° Dieser Zubau wird sich
regional unterscheiden. In den besonders wind- und
sonnenreichen Regionen im Norden und Stiden Euro-
pas féllt dabei mehr Energie an, als vor Ort verbraucht
werden kann. Ahnliches gilt fiir viele européische
Nachbarstaaten. An den Industriestandorten im
Zentrum Europas ist es dagegen genau umgekehrt:
Die Nachfrage iibersteigt das lokale Angebot.

Dieses grofirdumige Auseinanderfallen von Erzeu-
gung und Nachfrage Erneuerbarer Energie muss mit-
hilfe grenziiberschreitender Infrastrukturen ausge-
glichen werden. Soweit moglich, wird dies tiber die
Stromnetze erfolgen. Hinzu kommt ein Bedarf an
erneuerbarem Wasserstoff, der in die Nachfragezen-
tren transportiert werden muss. Wo anfénglich noch
regionale Wasserstoffnetze ausreichen, muss mit-
telfristig eine transnationale europdische Wasser-
stoff-Infrastruktur entstehen. Mit der Planung dieser

20  European Commission (2018) A Clean Planet for
all, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/
TXT/?uri=CELEX:52018DC0773

Infrastruktur sollte sofort begonnen werden. Sie sollte
idealerweise weitgehend aus umgewidmeten Erdgas-
leitungen bestehen. Ein dezidierter Neubau von Was-
serstoff-Pipelines betrifft vor allem die Verbindung
mit sidlichen Nachbarn, zum Beispiel der Bau einer
Wasserstoffpipeline, die von Italien nach Nordafrika
und spater bis in den Nahen Osten reicht.?

Insgesamt schlagen wir folgende Schwerpunkte vor:

- Offshore Windkraft-Hub fiir Nord- und Ostsee:
Erneuerbarer Strom aus Offshore-Windkraftpro-
jekten in Nord- und Ostsee spielt ebenso eine
wichtige Rolle bei dem beschleunigten Ausbau
Erneuerbarer Energien in Europa wie fiir die
Erzeugung von grinem Wasserstoff. Nach den
Berechnungen der EU-Kommission muss die
heutige Zubaugeschwindigkeit von drei Gigawatt
pro Jahr ztigig auf mindestens sieben Gigawatt pro
Jahr mehr als verdoppelt werden. Durchschnittlich
missen bis 2050 rund 15 GW pro Jahr zugebaut
werden. Zudem sind eine koordinierte Flachenpla-
nung der Anrainerstaaten und Investitionen in ein
integriertes Offshore-Stromnetz erforderlich.

- Solarer Siiden: Die Potenziale fiir Solarenergie in
Stideuropa sind bei Weitem nicht ausgeschopft.
Auf Basis der erheblich gesunkenen Investitions-
kosten fiir Solarenergie ist eine neue Ausbauwelle
der Photovoltaik moglich. Insbesondere von der
Corona-Pandemie besonders betroffene Staaten
wie Italien und Spanien wiirden davon profitieren.

- Nutzung des EU-Finanzierungsmechanismus fiir
Erneuerbare Energien: Mit dem Clean Energy for
All Europeans-Paket wurde 2018 ein EU-Finan-
zierungsmechanismus fiir Erneuerbare Energien
geschaffen. Dieser Mechanismus soll aktiviert
werden, wenn die national geplanten Zubauten
von Erneuerbaren Energien unter dem EU-weit
Notwendigen bleiben. Kommission und Mitglied -
staaten sollten beschlielen, den Finanzierungs-

21  DiiDesert Energy (2019): https://dii-desertenergy.org/
wp-content/uploads/2019/12/Dii-hydrogen-study-
November-2019.pdf
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mechanismus mit EU-Haushaltsmitteln zu
versehen, um Erneuerbaren Férdersysteme in den
von der Corona-Krise besonders betroffenen
Regionen zu entlasten.

- Rahmenbedingungen fiir den Wiederaufbau einer
EU-Solarindustrie: Solarmodule lassen sich bei
niedrigen Energiekosten und hohem Automatisie-
rungsgrad in Europa konkurrenzfahig zu Produk-
ten aus Fernost herstellen. Angesichts eines
Bedarfs von europaweit mindestens 30 Gigawatt
Neuinstallationen jahrlich und auch der zuneh-
menden Notwendigkeit von anwenderspezifischen
Losungen - etwa zur Integration im Gebaudebe-
reich - sollte Europa einen Teil seiner Solarpro-

européische Fordermittel sowie konzertierten
Anstrengungen, einen geeigneten regulatorischen
Rahmen zu schaffen. Oft werden Projekte im

gemeinsamen européischen Interesse durch Allian-

zen von Industrie, 6ffentlichen Banken, Kommission

und Mitgliedstaaten erarbeitet. Die EU-Kommission

sollte die notwendigen formellen Prozesse beschleu-

nigen, um neben der oben beschriebenen Initiative

fiir den Aufbau einer Europ&ischen griinen Wasser-

stoffindustrie sowie der bereits bestehenden Batte-

rie-Allianz unter anderem folgende Kernprojekte
voranzubringen:

- Gebdudesanierung zur Chefsache machen

dukte selbst herstellen und so jahrzehntelange
Forschungen in diesem Bereich wirtschaftlich
nutzbar machen. Dazu ist der Wiederaufbau einer
europdischen Solarindustrie geboten.

- Sauberer Wasserstoff: Die EU-Kommission hat in
ihrer jingst ver6ffentlichten Europdischen
Industriestrategie eine Europédische Allianz fiir
sauberen Wasserstoff angeklindigt. Sie sollte diese
Initiative beschleunigt vorantreiben mit dem Ziel,
dass zehn Prozent des europaweiten Gasabsatzes
bis 2030 aus griinem Wasserstoff stammen. Zur
Unterstiitzung dieses Ziels wiirde die Initiative die
Planung und den Bau der komplementar erforder-
lichen Infrastrukturinvestitionen finanzieren
(Elektrolyseure, Ertiichtigung von Gasnetzen;
Wasserstoffinfrastruktur).

9.2 Wichtige Initiativen im Rahmen des
European Green Deal zu Projekten
im gemeinsamen europadischen In-
teresse erklaren (deutscher Beitrag:
10 Milliarden Euro)

GroRer angelegte Klimaschutz- und Energiewende-
projekte entstehen am besten gemeinsam zwischen
mehreren Mitgliedstaaten. Die Einstufung als
,Projekt im gemeinsamen européischen Interesse”
bedeutet erhebliche Erleichterungen bei der beihilfe-
rechtlichen Priifung, den privilegierten Zugriff auf

(Renovation Wave)

Rund 40 Prozent des Endenergieverbrauchs in
Europa erfolgt in Gebduden und circa drei Vier-
tel des Gebdudebestands stammt aus einer Zeit

als keine nennenswerten Anforderungen an die
Gebdudeenergieeffizienz gestellt wurden. Die heu-
tige Geschwindigkeit der Gebdudesanierung muss
um den Faktor drei beschleunigt werden, um das
Langfristziel Treibhausgasneutralitét zu erreichen.

Gebdudesanierung schafft Arbeitsplétze vor Ort,
starkt vor allem kleine und mittlere Unternehmen
und kann gezielt die Lebensverhaltnisse von sozial
schwaécheren Haushalten verbessern. Die von der
EU-Kommission als Teil des European Green Deal
skizzierte Renovation Wave sollte deshalb zur
Chefsache gemacht werden. Erste Prioritét sollte
die energetische Sanierung von Krankenhdusern,
Schulen, Kindergérten und sozialen Wohnvier-
teln sein. Klare Wegmarken (zum Beispiel bis 2030
Renovierung sdmtlicher Schulen und Kranken-
héuser in Europa), eine Ausbildungsinitiative, das
Vereinfachen und Beschleunigen von Genehmi-
gungsverfahren, unbtirokratische Finanzierungs-
instrumente und vereinfachte beihilferechtliche
Anforderungen an nationale Effizienzprogramme
koénnen zu einem groflen Sanierungsschub mit ent-
sprechenden wirtschaftlichen Impulsen fithren.

- Griine Stahlindustrie aufbauen

Investitionen in den Aufbau einer griinen Stahl-
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produktion in Europa bediirfen eines klaren staat-
lichen Rahmens. Ziel sollte sein, dass bis 2030
mindestens 35 Millionen Tonnen, die heute Giber
die CO,-intensive Hochofenroute produziert wer-
den, durch CO,-arme bzw. CO,-freie Produktions-
verfahren erfolgt, um die 2030-Treibhausgasziele
der EU zu erreichen und den Umbau der asset base
der européischen Stahlindustrie voranzubringen.
- Ein europiisches Schnellladenetzwerk fiir
Elektroautos
Europa braucht fiir den Aufbau seiner Elektromo-
bilitats-Flotte eine flaichendeckende 6ffentliche
Ladeinfrastruktur mit Fokus auf Schnellladung.
Diese ist fiir Pkw auf den viel befahrenen Strecken
des Kernnetzes im transeuropaischen Verkehrsnetz
bereits im Aufbau - es fehlt jedoch eine Infrastruk-
tur fir Lkw sowie fiir Pkw aullerhalb der grofien
Autobahnen. Ziel sollte es daher sein, durch Son-
derausschreibungen diese Infrastruktur europa-
weit auszubauen, mit klaren zeitlichen und rdum-
lichen Vorgaben. Dies wiirde die Nachfrage nach
batterieelektrischen Fahrzeugen deutlich erh6hen.

9.3 Klare Leitlinien fur Konjunktur-
programme und unterstutzende
Mallnahmen etablieren

Auch wenn die EU kurzfristig mehr Mittel erhalten
sollte, werden nationale Wachstums- und Konjunk-
turprogramme in den meisten Mitgliedstaaten ihrem
Umfang nach deutlich gréfer sein als européische
Programme. Deshalb sollte die Kommission in
Leitlinien etablieren, welche Arten von Wachstums-
programmen typischerweise auch den Green Deal
voranbringen und welche Malinahmen im Wider-
spruch zum EU-Ziel stehen, bis spatestens 2050
Treibhausgasneutralitét zu erreichen und bis 2030
die Treibhausgasemissionen um 50 bis 55 Prozent
unter das Niveau von 1990 zu senken. Unterstiitzend
sollte die EU-Kommission mit jeder Regierung
besprechen, welche MaRnahmen aus den jeweiligen
nationalen Klimaschutz- und Energiepldnen beson-
ders geeignet dafiir ist, vorgezogen zu werden, und

welche konkrete technische, administrative oder
finanzielle Unterstitzung durch die Generaldirektion

Reform der EU-Kommission hierbei erfolgen kénnte.

9.4 Den Hebel der Europadischen
Investitionsbank durch
Green Bonds erhdhen

Der Européische Green Deal ist ein gigantisches
Investitionsprogramm. Es verbindet wirtschaftliches
Wachstum und zukunftsorientierte Arbeitsplétze
mit dem Ziel der Klimaneutralitidt und soll so eine
insgesamt robustere Europdische Union schaffen.
Nach Abschéatzungen der EU-Kommission erfor-
dert der Européische Green Deal rund 260 Milliar-
den Euro zusétzliche Investitionen pro Jahr tiber die
néchsten zehn Jahre.?? Ein signifikanter Teil dieser
Mittel soll durch die EU-Kommission in Zusammen-
arbeit mit der Europé&ischen Investitionsbank aufge-
bracht werden.

Angesichts der massiven staatlichen Ausgaben fiir
NotfallmaRnahmen in der COVID-19-Pandemie und
dem im Verhéltnis zu nationalen Haushalten ver-
gleichsweise kleinen europdischen Haushalt, drangt
es, die Liquiditat der Européischen Investitionsbank
(EIB) deutlich zu vergroRRern. Dies kénnte erfolgen,
indem die Européische Zentralbank (EZB) von der
Européischen Investitionsbank ausgegebene Anlei-
hen aufkauft, um so ergdnzende Mittel fiir die Finan-
zierung des Européischen Green Deal zu schaffen.
Dies hat sie bereits in geringem Umfang getan und
wie der Européische Gerichtshof festgestellt hat,
sind solche Anleihenk&ufe auf dem Sekundédrmarkt
auch von dem Mandat der Européischen Zentralbank
gedeckt. Bisher war dieses Volumen jedoch relativ
klein - so hat die Européische Investitionsbank in
den letzten zehn Jahren bisher lediglich griine Anlei-
hen im Wert von 18 Milliarden Euro emittiert.

22 KOM-Mitteilung ,Green Deal Investment Plan” vom
14.01.2020, KOM (2020) 21 endg.
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Hinzu kommt: Die Européische Investitionsbank
wird nach dem Willen der Mitgliedstaaten und der
EU-Kommission zur ,européischen Klimaschutz-
bank” werden und deshalb zukinftig iberwiegend in
Projekte investieren, die den Klimaschutz und die
Energiewende voranbringen. Nach dem Willen der
Mitgliedstaaten soll sich die EIB dabei auf die Berei-
che Energieeffizienz, Erneuerbare Energien und
Energieinfrastruktur fokussieren. Ab Ende 2020
werden keine neuen fossilen Energieprojekte mehr
finanziert. Eine stérkere Rolle der Europ&ischen
Investitionsbank scheint auch politisch vertretbar, da
der Umfang mdglicher EIB-Anleihen und die mit den
zusétzlichen Mitteln verfolgten inhaltlichen Priorita-
ten politisch durch die Mitgliedstaaten im Aufsichts-
rat der EIB gesteuert werden.

9.5 Den EU-Recovery Fund und den
EU-Haushalt 2021 - 2027 konse-
quent am Langfristziel der Treib-
hausgasneutralitdt ausrichten

Vor der Corona-Krise waren die seit 2018 laufenden
Verhandlungen zum nichsten EU-Budget fiir die
Jahre 2021 bis 2027 festgefahren. Insbesondere
die Frage, wie der Wegfall der Beitrdge aus
Grof¥britannien kompensiert werden soll, hat

zu einem erheblichen Streit zwischen den
EU-Mitgliedstaaten gefithrt. Der mittelfristige
Finanzrahmen ist aber gerade fir die staatlichen
Investitionen in Stid- und Osteuropa zentral

- kein 6ffentliches Infrastrukturprojekt kann
dort ohne entsprechende Unterstiitzung aus den
EU-Regionalfonds entstehen.

Als politischen Ausweg aus der kontroversen Debatte
um ,Corona-Bonds" haben die européischen Staats-
und Regierungschefs die EU-Kommission beauftragt,
Vorschlége fiir einen sogenannten ,EU-Wiederauf-
bau-Fond" als Teil des mehrjéhrigen EU Haushalts fir
2021 bis 2027 zu entwickeln.?* Zusammengenommen

23 https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-relea-

koénnten damit europédische Mittel in einem Umfang
von bis zu zwei Billionen Euro fiir den wirtschaft-
lichen Wiederaufbau und den Umbau der européi-
schen Wirtschaft Richtung Treibhausgasneutralitét
verfigbar werden.

Die Bundesregierung hat bereits betont, dass
Deutschland einen deutlich hoheren Beitrag zum
zukiinftigen Haushalt leisten muss als bis dato
geplant, dies aber klar im deutschen Interesse liegt.
Denn ein wirtschaftlicher Aufschwung in unseren
EU-Nachbarldndern ist fiir die deutsche Wirtschaft
zentral; etwa 60 Prozent der deutschen Exporte
gehen in das EU-Ausland. Politisch sollte der Wie-
deraufbau-Fond ein wichtiges Zeichen fir gelebte
Solidaritét in Zeiten der Krise sein und damit den
politischen Zusammenhalt in Europa erhéhen, der in
den letzten Wochen gelitten hat. Aus Sicht des Euro-
pean Green Deal und eines effektiven Klimaschutzes
ist es wichtig, dass Deutschland seine deutlich gréfie-
ren Beitrage klar mit der Erwartung verknipft, dass
Investitionen in den wirtschaftlichen Wiederaufbau
zugleich zu einer deutlichen Beschleunigung bei dem
Klimaschutz fiihren. So konnte es Ziel sein, die Hélfte
der Mittel fiir den Wiederaufbau fiir klimaschutzre-
levante Investitionen einzusetzen und dabei Inves-
titionen in Erneuerbare Energien, Gebduderenovie-
rung, Mobilitdtswende und innovative Technologien
(wie griinen Wasserstoff) zu priorisieren.

ses/2020/04/23/conclusions-by-president-charles-mi-
chel-following-the-video-conference-with-mem-
bers-of-the-european-council-on-23-april-2020/
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10 Fazit: Aktives staatliches Handeln angesichts
der Herausforderung verschiedener Krisen

Die Corona-Krise erfordert schnelles staatliches
Handeln. Zu den ohnehin schon grofien politischen
Herausforderungen kommt mit der Bewaltigung der
Folgen der Corona-Pandemie eine weitere Herkules-
aufgabe hinzu. Sie relativiert nicht die bestehenden
industriepolitischen Herausforderungen — neben
dem Klimaschutz gehdrt hierzu sicherlich die Digita-
lisierung -, sondern kommt noch oben drauf.

Besondere Zeiten erfordern besondere Malinahmen.
Es ist daher notig, die aktuellen Krisen zusammen-
zudenken und ihre Losung zusammen zu betrei-

ben. Der Wachstumsimpuls, der notwendig ist, um
Deutschland und Europa aus der vermutlich grof3ten
Wirtschaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg her-
auszufithren, bekommt dadurch eine Richtung: Er
zielt auf den European Green Deal. Das von uns skiz-
zierte Konjunkturpaket ist ein Doppelter Booster fiir
die deutsche Industrie, weil es die Bewéltigung der
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise mit einem
Modernisierungsschub verbindet. Fiir den Erfolg die-
ser zweiten, transformativen Aufgabe kommt es auch
darauf an, dass auf das Konjunkturprogramm eine
konsequent am Green Deal orientierte Reformphase
folgt, mit langfristig wirksamen Verdnderungen der
Strukturen und Rahmenbedingungen. Dies ist auch
im Interesse der Wirtschaft, denn sonst drohen in
wenigen Jahren, durch den sich verschérfende Kli-
mawandel, die ndchsten Wirtschaftskrisen.

Das 100-Milliarden-Euro-Paket, das wir hier vor-
gelegt haben, ist als ein Vorschlag zu verstehen, der
in den kommenden Wochen ergénzt und verfei-

nert werden sollte. Andere Herausforderungen, vor
allem im Bereich der Digitalisierung, aber auch bei
der Gesundheits-Infrastruktur wurden hier mangels
eigener Expertise ausgeklammert. Doch auch sie soll-
ten im Rahmen eines Konjunkturprogramms ange-
messen berticksichtigt werden. Insgesamt geht es

darum, ein Paket zu schniiren, das Deutschland nach
der Phase der Sofortmalinahmen auf einen Pfad mit
einer bestimmten Richtung bringt: Zukunftsfdhigkeit.
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des Deutschen Bundestages Ausschussdrucksache
Klaus Ernst, MdB 19(9)636

Platz der Republik 1

26. Mai 2020
11011 Berlin

Stellungnahme fiir die Anhorung des Ausschusses fiir Wirt-
schaft und Energie zum Thema ,,Neustart fiir die Wirtschaft in
Deutschland und Europa“ am 27.05.2020

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich sehr Uber die Einladung zum o0.g. Themenkomplex. An-
bei finden Sie, wie erbeten, allgemeine schriftliche Ausfuhrungen zum
Thema.

1. Die Corona-Pandemie selbst und auch die zur Bekampfung der
Pandemie ergriffenen Mallnahmen wie der sog. Lockdown haben er-
hebliche wirtschaftliche Konsequenzen fir Deutschland und Europa.
Anders als in anderen Wirtschaftskrisen hat die Corona-Pandemie zu-
gleich und global einen Einbruch der Nachfrage nach Konsum- und
Investitionsgutern (Nachfrageschock) und einen negativen Angebots-
schock etwa durch die Unterbrechung internationaler Wertschépfungs-
ketten sowie die sog. Lockdown-MalRnahmen ausgelost. Gesamtwirt-
schaftlich wird sich dies aller Voraussicht nach in Deutschland und Eu-
ropa im starksten Ruckgang des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der
Nachkriegszeit, einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit und in
einem massiven Anstieg der Staatsverschuldung zeigen.

2. Da die Krise (a) global ist und (b) sowohl Angebots- als auch
Nachfrageseite betrifft, ware der Idealfall ein global koordiniertes Mal3-
nahmenpaket, das sowohl kurz- als auch langfristige Effekte auf An-
gebots- als auch Nachfrageseite der Markte entfaltet. In der Globalen
Finanz und Wirtschaftskrise von 2008/2009 etwa verstandigten sich
die G20-Staaten zum Hoéhepunkt der Krise im November 2008 auf ein
umfangreiches MalRnahmenpaket. Ein starker Impuls von Seiten der
G20- oder G7-Staaten ware auch heute dullerst winschenswert, da
es sich eben um eine globale Krise handelt, die zudem die Gefahr ei-
nes Ruckfalls in politischen und 6konomischen Nationalismus birgt.

Professor Dr. Justus Haucap
Direktor

Telefon +49 211 81-15494
Telefax +49 211 81-15499
haucap@dice.hhu.de

Diisseldorf, 25.05.2020

Heinrich-Heine-Universitat
Diisseldorf

DICE

Universitatsstrafie 1
D-40225 Disseldorf
Germany

www.dice.hhu.de
www.hhu.de

Seite 1 von 6


vergrabowsa
Textfeld
Deutscher Bundestag
19. Wahlperiode
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

Ausschussdrucksache 
19(9)636

26. Mai 2020



3. Auf Ebene der Europaischen Union haben Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und der franzdsische Prasident Emmanuel Macron zusatz-
lich zu den bereits auf europaischer ergriffenen Mallnahmen, wie ins-
besondere das 750 Milliarden Euro schwere Pandemie-Notkaufpro-
gramm der Europaischen Zentralbank fur Wertpapiere privater und of-
fentlicher Emittenten, jungst vorgeschlagen, einen 500 Milliarden Euro
umfassenden Wiederaufbaufonds auf EU-Ebene zu etablieren. Ein
solcher Fonds erscheint aus europaischer Sicht insbesondere dann
sinnvoll, wenn von den durch einen solchen Fonds (mit-)finanzierten
Malnahmen nicht allein Effekte auf die Wirtschaft eines Landes aus-
gehen, sondern die Mallnahmen positiv auf mehrere EU-Mitglieds-
staaten wirken. Finanziert oder mitfinanziert werden sollten daher aus
einem Wiederaufbaufonds MalRnahmen, die direkt oder indirekt euro-
paische oder zumindest landertbergreifende Wirkungen entfalten.

4. Malinahmen, die Ianderubergreifende Auswirkungen entfalten,
konnen etwa in den Bereichen des Digitalen Binnenmarktes (,Digital
Single Market), bei landerlibergreifenden Infrastrukturen oder im Be-
reich des Klimaschutzes liegen. Fur Malinahmen in diesen Bereichen
liegen kénnen Malnahmen mit einer supranationalen Lastenteilung
Okonomisch eher gerechtfertigt sein als etwa zur Rettung der Gastro-
nomie in Italien oder Spanien.

5. Insgesamt sind fur den ,Neustart der Wirtschaft* sowohl Mal3-
nahmen mit kurzfristiger als auch mit langfristiger Wirkung sinnvoll,
also einerseits konjunkturelle Mal3hahmen und andererseits Mallnah-
men, die das Wachstum fordern. Letzteres ist insbesondere auch auf-
grund der deutlich zunehmenden Staatsverschuldung sinnvoll, um ein
,2Herauswachsen® aus der zunehmenden Staatsverschuldung zu er-
mdglichen.

Steuerpolitische MaBnahmen

6. Im Bereich der Steuerpolitik ware eine Verbesserung der steu-
erlichen Verlustverrechnungsmaglichkeiten ratsam, wie jlingst auch
der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung vorgeschlagen hat.” Die Spielrdume fiir eine Verrechnung
aktueller Verluste mit Gewinnen der vergangenen Jahre sollten deut-
lich erweitert werden.? Eine solche Mdglichkeit der Verlustverrechnung
ist insofern zielgenau, als nur Unternehmen, die vor der Krise Gewinne
erzielt haben, Verluste rucktragen kdnnen. Weiterhin sollte die Zins-
schranke gelockert werden, da in vielen Unternehmen die Verschul-
dung und damit die Zinslast krisenbedingt ansteigt, dies aber kaum

" https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/wirtschaftsweise-coronakrise-
ratschlaege-1.4913986

2 Fiir Details siehe etwa Koch, R. und D. Langenmayr (2020), Der steuerliche Um-
gang mit Verlusten: Reformoptionen fiir die Corona-Krise, in: Wirtschaftsdienst 5-
2020, S. 367-373.
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eine Folge steuerlicher Gestaltungen ist, gegen welche die Zins-
schranke gerichtet ist.

7. Ratsam erscheint zudem eine Senkung der Korperschafts-
steuer, die der Kronberger Kreis (dem ich angehore) schon 2018 in
seiner Studie ,Unternehmensbesteuerung unter Druck® empfohlen
hat.® Zudem haben wir uns fiir die Einflhrung einer steuerlichen For-
schungsférderung und einer sog. Patent- oder Lizenzbox ausgespro-
chen. Der bisherige Verzicht auf eine eigene Patentbox in Deutschland
schafft fir andere Staaten Anreize, sich gegen eine international koor-
dinierte Abschaffung von Patentboxen zu wehren, was Deutschland im
Wettbewerb um Innovationen und Lizenzeinnahmen benachteiligt.

8. Fir die Gastronomie soll temporar ein ermafigter Umsatzsteu-
ersatz in Hohe von 7% fur Speisen gelten. Steuerliche Entlastungs-
malinahmen fur einzelne Sektoren zielgenau nach Mal3gabe der Kri-
senbetroffenheit dieser Sektoren zu gestalten, wird allerdings sehr
schwierig sein. Zugleich ist zu befurchten, dass solche Steuermalinah-
men nur einen geringen konjunkturellen Impuls setzen und auch keine
nachhaltige Wirkung entfalten.

9. Sinnvoll bleibt auch der schon vor der Krise diskutierte Vor-
schlag, die Stromsteuer moglichst weit zu senken und die EEG-Ab-
gabe zu begrenzen. Dadurch werden aufgrund des degressiven Cha-
rakters von Energiesteuern erstens besonders Haushalte mit kleinen
und mittleren Einkommen entlastet, zweitens die Wettbewerbsfahig-
keit von Unternehmen gestarkt und drittens Anreize zur Sektorenkopp-
lung verbessert.

Kauf-Impulse fiir die Nachfrageseite

10. In der offentlichen Diskussion befinden sich unterschiedliche
Vorschlage zur Anregung des privaten Konsums. Diese reichen von
Konsumgutscheinen fur regionale Produkte und pauschalen Einmal-
zahlungen an Eltern Uber temporare Senkungen der Umsatzsteuer fur
manche oder alle Produkte bis hin zu Kaufpramien fur spezielle Guter
und Dienstleistungen (wie Autos oder Urlaubsreisen in Deutschland).
Auch die temporare Erhohung des Kurzarbeitergeldes und ein Ein-
kommensausgleich flr Kulturschaffende haben nachfragestabilisie-
rende Wirkung, auch wenn sie primar der besseren sozialen Absiche-
rung der Betroffenen dienen sollen.

11.  Kaufpramien fur Neuwagen werden von einer gro3en Mehrheit
der Okonomen sehr kritisch gesehen. Erstens gibt es ordnungspoli-
tisch betrachtet keinen Grund, den Privatbesitz von Autos besonders
zu foérdern. Zweitens waren von der Corona-Krise andere Branchen

3 Kronberger Kreis (2018), Unternehmensbesteuerung unter Druck, online unter:
https://www.stiftung-marktwirtschaft.de/fileadmin/user_upload/KK-Stu-
dien/KK_65_Steuerwettbewerb 2018.pdf
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und ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durchaus starker be-
troffen als die Automobilwirtschaft. Drittens sind Kaufpramien fur pri-
vate PKW verteilungspolitisch problematisch, da tendenziell wohlha-
bendere Personen profitieren, insbesondere mit Zweitwagen. Viertens
ist die 6kologische Treffsicherheit tendenziell aul3erst gering. Funftens
ist auch die konjunkturelle Treffsicherheit begrenzt, da nur etwas mehr
als ein Drittel der Neuwagen in Deutschland privat gekauft werden*
und eine Kaufpramie vor allem fur Kleinwagen interessant ist, die aber
oftmals nicht von deutschen Herstellern stammen oder von deutschen
Herstellern im Ausland gefertigt werden.

12.  Das Anliegen, mdglichst vielen Branchen mit mal3geschneider-
ten Unterstutzungsmallnahmen unter die Arme zu greifen, kann
schnell zu Lasten einer konsistenten Wirtschaftspolitik gehen und die
Informations- und Entdeckungsfunktion von Markten deutlich gefahr-
den. Vorzugswurdige erscheinen daher allgemeine konjunkturpoliti-
sche MalRnahmen zur Steigerung der Nachfrage. Neben einer schnel-
leren Abschaffung des Solidaritatszuschlags kann eine einmalige Son-
derzulage zum Kindergeld (ggf. unterhalb bestimmter Einkommens-
grenzen) hohe Wirkung entfalten, da dies tendenziell Haushalte mit
hoher Konsumneigung trifft (und zudem als eine gewisse monetare
Kompensation fur die Belastungen in den Haushalten mit Kindern in-
terpretiert werden mag).

13.  Speziell fur den stationaren Fachhandel erscheint eine (tempo-
rare) Liberalisierung der Ladendéffnungszeiten sinnvoll. So kann ein
Wettbewerbsnachteil zum Online-Handel — einem der Gewinner der
Krise — gemildert werden und zugleich eine zeitliche Entzerrung der
Einkaufsaktivitaten erfolgen. Durch die Krise droht gerade im Fachhan-
del durch den nochmals verstarkten Schub in Richtung Online-Handel
eine weitere Marktkonzentration, sodass dem stationaren Handel
mehr Wettbewerbsfreiheiten gewahrt werden sollten.

Férderung privater Investitionen und staatliche Investitionen

14.  Neben Impulsen fur die Nachfrage privater Haushalte konnen
private Investitionen — neben den bereits oben erwahnten steuerpoli-
tischen MalRnahmen — auch durch grof3ztgigere Abschreibungsmo-

dalitaten erfolgen. Diese Regeln sollten technologieneutral und nicht
branchenspezifisch erfolgen.

15.  Von staatlicher Seite bietet sich an, deutlich starker als bisher
im Bereich der Digitalisierung zu investieren bzw. Investitionen zu for-

4 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/373093/umfrage/anteil-privatkaeufer-
am-deutschen-pkw-markt/ und auch https://de.statista.com/statistik/daten/stu-
die/5098/umfrage/anteil-von-privaten-gewerblichen-haltern-bei-pkw-neuzulassun-
gen/ und https://www.handelsblatt.com/auto/nachrichten/studie-immer-weniger-pri-
vatleute-kaufen-neuwagen/20073502.html
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dern, sowohl in digitale Infrastrukturen, im Bereich der staatlichen Ver-
waltung (E-Government), im Gesundheitswesen (E-Health) sowie im
Bereich der Bildung (E-Learning). So kann digitales Lernen als auch
digitales Arbeiten besser ermoéglicht werden als bisher. Gerade im Ge-
sundheitsbereich hinkt Deutschland im europaischen Quervergleich
bei der Digitalisierung hinterher. Investitionen in digitale Infrastrukturen
und im Bereich Gesundheit und Bildung haben nicht nur eine konjunk-
turstimulierende als auch wachstumsférdernde Wirkung, sondern sie
konnen auch als ,VorsorgemalRnahmen® begriffen werden, um besser
auf den Ausbrauch von Pandemien im Allgemeinen vorbereitet zu sein
(also die Resilienz erhohen), welche eine Dezentralisierung von Akti-
vitaten wie Arbeiten und Lernen, aber auch bei der Gesundheitsver-
sorgung erfordern.

16.  Im Bereich des Klimaschutzes hat Deutschland auch gerade im
Gebaudebereich erhebliche Moglichkeiten, CO2 zu reduzieren. Zu-
gleich erscheint der Gebaudesektor als der Bereich, bei dem eine
(hohe) CO2-Bepreisung aus verschiedenen Grinden (wie etwa Sozi-
alvertraglichkeit) am schwierigsten ist. Eine Einbettung in europaische
CO2-Bepreisungsmechanismen (wie etwa das EU ETS) dirfte hier am
wenigsten schnell erfolgen. Daher erscheinen anderen Mechanismen
wie die Investitionsférderung deutlich sinnvoller als in Bereichen, die
ohnehin durch das EU ETS oder einen hohen CO2-Preis erfasst sind.
Im Bereich des o6ffentlichen Gebaudebestands gibt es vielerorts einen
erheblichen Nachholbedarf bei der energetischen Gebaudesanierung,
den der Staat selbst direkt durch die (beschleunigte) Vergabe entspre-
chender Auftrage auflésen konnte.

Staatliche Unternehmensbeteiligungen

17.  Der Staat bietet ausgewahlten Unternehmen in der Krise auch
eine Beteiligung am Eigenkapital an, wie etwa jungst der Lufthansa.
Dadurch kann eine zusatzliche Verschuldung vermieden werden, wel-
che die weitere Kapitalbeschaffung erschweren und damit Investitio-
nen verhindern kann. Jedoch kénnen zugleich die Anreize der Eigner
eingeschrankt werden, das Unternehmen zum Erfolg zu fuhren. Allge-
mein sollten Beteiligungen fortwahrend von einem unabhangigen Gre-
mium von Fachleuten gepruft werden und zudem befristet werden.

18.  Ohne eine Befristung besteht die Gefahr, dass der Staat man-
che Beteiligung so liebgewinnt, dass er sich nicht mehr von ihr trennen
mag. Dies ist besonders dann problematisch, wenn auf Wettbewerbs-
markten Unternehmen mit und ohne staatliche Beteiligung im Wettbe-
werb stehen, da nun der Staat zugleich als einer der Spieler sowie als
Schiedsrichter und Regelsetzer auftritt. Zu leicht erliegen staatliche In-
stanzen dann der Versuchung, die Spielregeln zu ihren Gunsten zu
interpretieren oder gar zu andern und so den fairen Wettbewerb aus-
zuhebeln.
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19.  Uberlegenswert erscheint, staatliche Beteiligungen, die im Zuge
der Corona-Krise aus makrodkonomischen Grinden eingegangen
werden, auch anhand klarer makrookonomischer Kriterien wieder zu
beenden, z.B. sobald sich zwei Jahre in Folge positive gesamtwirt-
schaftliche Wachstumsraten in Deutschland eingestellt haben.

Kommunalfinanzen

20. Diskutiert wird aktuell ebenfalls eine Entschuldung von Kommu-
nen, da diesen zum einen umfangreiche Steuereinnahmen (etwa aus
der Gewerbesteuer) wegbrechen, zum anderen weil ohnehin bei eini-
gen Kommunen die erhebliche Schuldenlast sinnvolle Investitionen zu
verhindern droht. Eine solche Entschuldung kann durchaus sinnvoll
sein. Gleichwohl sollte diese nicht ,bedingungslos® und immer ohne
eigene Beteiligung erfolgen. So erscheint etwa eine Uberpriifung der
kommunalen Beteiligungen (etwa an uberregionalen Energieversor-
gern) gerade bei hoch verschuldeten Kommunen geboten.

Kinder und Frauen zuletzt

21.  Aufgrund der frihen SchlieRung und der bisher noch nicht wie-
der absehbaren Wiederaufnahme eines regelmalligen Betriebs von
Kitas und Grundschulen durfte sich die Beteiligung von Frauen am Ar-
beitsmarkt in diesem und auch im nachsten Jahr negativ entwickeln.
Theoretisch kdnnten naturlich auch viele Manner beruflich kirzertre-
ten. Die bisherige Evidenz lasst allerdings nicht erwarten, dass dies in
der Realitat auch passiert. Im Gegenteil: Es ist zu vermuten, dass fak-
tisch groRtenteils Frauen beruflich kirzertreten werden. Voraussicht-
lich werden wir bei der faktischen, empirisch beobachtbaren Gleich-
stellung der Geschlechter im Berufsleben wieder sehr deutlich zurtck-
geworfen werden.

22.  Wann eine geregelte Riuckkehr ins Arbeitsleben erfolgen kann,
ist fur viele Eltern junger Kinder (und hier faktisch insbesondere der
Mutter) und auch deren Arbeitgeber aktuell nicht planbar. Dies macht
auch fur die Zukunft die Einstellung von Eltern (und vermutlich oftmals
Muttern) aus Arbeitgebersicht nicht attraktiver.

23. Diese Entwicklung erscheint nicht nur aus gesellschaftspoliti-
scher Sicht problematisch, sondern impliziert auch den volkswirt-
schaftlichen Verzicht auf ein erhebliches Arbeitskraftepotenzial. Ein er-
heblicher Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten und digitalen Bil-
dungsangeboten erscheint daher sehr sinnvoll, um dieses Risiko zu
mildern.
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Karikatur: Heiko Sakurai

Handlungsbedarf und Folgerungen aus der Corona-Pandemie

Vorwort

»In der Not wéchst das Rettende auch!*”
Friedrich Holderlin

Bei aller Trauer Uber menschliche Verluste und bei aller Be-
troffenheit von wirtschaftlichen Schaden bleibt ein Positivum,
das gar nicht oft genug ausgedrickt werden kann und hier
voranstehen soll: In der Krise hat sich GroBes gezeigt und
wird so viel Gutes getan. Respekt und Dank geblhren

e all den Menschen, die Verantwortung Ubernommen und
soweit moglich ihre Pflicht getan, die Solidaritat gezeigt,
Rucksichten genommen, Abstand gehalten, in Zeiten
empfohlener physischer Kontaktvermeidung Kontakte
verantwortungsvoll gepflegt und neue Kommunikations-
wege genutzt, Nachbarn und Freunden geholfen und
Kinder unterrichtet haben,

e  besonders denjenigen Berufsgruppen, die unter schwie-
rigeren Umstanden noch mehr leisten mussten und dem
Ansteckungsrisiko dabei weniger ausweichen konnten
als andere,

e den Unternehmern, Unternehmen und Gewerkschaften,
die verantwortungsvoll reagiert und vielerorts neue Wege
eingeschlagen haben,

e Parlamenten und Regierungen in Deutschland, Ver-
antwortlichen in Landkreisen und Kommunen, die ent-
schlossen agiert haben. Staat und Verwaltung haben
sich in der Bedrohungslage als stark und handlungsfahig
erwiesen. Die Menschen waren und sind mit ihren Sor-
gen nicht allein.

Unser Gemeinwesen hat sich im Angesicht der Krise
bewahrt, unsere Gesellschaft gute Seiten an sich selbst (wie-
der-)entdeckt. Diese Eindricke und positive Botschaft sollten
auch Uber Corona hinaus Wirkung entfalten kénnen. Und
das ,Home-Office”, ob Quarantdne-bedingt oder nicht, eine
neue und auch gute Erfahrung fur viele bleiben — ohne dieses
gleich wieder gesetzlich regulieren, als ,Recht verankern und
flachendeckend ausrollen zu mussen.

o -
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Solidaritat, Transparenz, Verantwortung ... und Freiheit!

Wie geht es weiter? Welche Schllsse kénnen aus dem bishe-
rigen Verlauf einer Bedrohung gezogen werden, die so vieles
weitreichender veréndert hat, als dies bis vor kurzem vor-
stellbar schien? Zu Corona und den Folgen ist schon vieles
gesagt und geschrieben worden. Lange Zeit mit einer fast
einhelligen StoBrichtung, was man als breite Ubereinstim-
mung begriBen, in einer freiheitlichen Demokratie aber auch
als bedenkliches Signal werten kann.

Es wirft durchaus Fragen auf,

e wenn noch so tatkraftige Regierungen Alternativiosigkeit
propagieren und eher verlautbaren als begrinden,

e wenn Parlamente kaum kontrollieren kénnen,

e wenn die ,vierte Gewalt" lange Zeit allzu geschlossen
mitlauft,

e wenn Freiheit und Burgerrechte teils drastisch einge-
schrankt werden,

e wenn eine bestimmte Auffassung von Gesundheit-
(sschutz) und Leben(sverlangerung) absolut gesetzt wird
und eine Debatte darUber unterbleibt, ob dabei andere
gesundheitliche Belange und anderes Leben gefahrdet
sind,

e wenn der Staat gleichzeitig Gesundheit, Sicherheit fur
Arbeitsplatze, Einkommen, Wohnen, Unternehmen und
auch fur Lander und Kommunen verspricht,

e wenn das Retten keine Obergrenzen und keine Voraus-
setzungen kennen soll.

Es sind Fragen zur Wertschatzung und Verlass-
lichkeit von Freiheit, Demokratie und Sozialer Markt-
wirtschaft, zur richtigen Balance zwischen gesundheit-
lichem, seelischem und materiellem Wohl der Menschen
in allen Altersgruppen. Bei der Einddmmung der Pandemie
sind Erfolge erzielt worden, die aber ihren Preis hatten
und haben (werden) — weit Uber fiskalische Fragen hinaus.

Uber diese Fragen und Preise zu diskutieren, scheint
nicht so auf der Hand zu liegen wie anderes. Noch steht
fUr viele Unternehmen und Arbeitnehmer drangende wirt-
schaftliche Not im Vordergrund, fUr viele Menschen die Er-
wagungen, wie in Kindertagesstatten und Schulen verfahren
wird, aber eben auch, welche Freizeit- und Reiseaktivitdten
zuerst betrieben, welche kulturellen und gastronomischen
GenuUsse zuerst zugelassen werden und wann wieder ,Nor-
malitat” einkehrt.

Noch lassen sich die nun eingegangenen finanziellen
Lasten in die Zukunft wegschieben, ohne Uber Gegenfinan-
zierungen und Tilgungen zu sprechen. Noch werden auch
Missbrauch von Hilfsleistungen oder mit ihnen verbundene
Fehlanreize und Mitnahmeeffekte ebenso selten thematisiert
wie moéglicherweise mangelnde Vorbereitung 6ffentlicher Ein-
richtungen oder anfanglich zu langsame politische Reakti-
onen sowie spatere Fehler und Uberreaktionen. Man sollte
allen Handelnden angesichts eines vor allem im Ausmal neu-
artigen externen Schocks die enorme Unsicherheit, unter der
Entscheidungen getroffen werden mussten, das Fehlen von
Erfahrungswerten und verldsslichen Informationen zugutehal-
ten, wenn man, so oder so, bald manches besser weif3.

Manches kénnte man aber jetzt schon besser machen
und damit beginnen, absehbar Notwendiges zu gestalten.
Deshalb werden in dieser Publikation auch Aspekte aufgegrif-
fen, die bislang vielleicht zu wenig beleuchtet wurden. Antizy-
klische Ansichten und Frihwarnungen sind besonders dann
wichtig, wenn sie kaum jemand hdren mag.
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Handlungsbedarf und Folgerungen aus der Corona-Pandemie

Notfallprogramm

In der Zeit des groBten Verzichts, sehr weitgehender Ein-
schrankungen und besonderer gesundheitlicher Sorgen vor
allem in den Monaten Marz und April 2020 sollten dréangende
wirtschaftliche Note gelindert, irreparable wirtschaftliche
Schéden nach Mdglichkeit verhindert und Zeichen gesetzt
werden: Das beschlossene massive Notfallprogramm des
Bundes und auch Programme der L&nder und der Europa-
ischen Union in kaum vorab zu definierender Hohe und Dauer
waren insgesamt und im Grundsatz richtig.

Manche MaBBnahmen sind geeigneter als andere, teilwei-
se wurde auch schnell adjustiert. Teuer sind fast alle MaB-
nahmen. Die realen 6konomischen Kosten der Corona-Krise
lassen sich nun einmal nicht wegdefinieren. Diejenigen, die
die Rettungsinstrumente entschlossen auf den Weg gebracht
haben und bemerkenswert schnell umsetzen, werden hof-
fentlich ebenso schnell die zielflhrenden von den weniger
sinnvollen unterscheiden und die Gesamtkosten nicht aus
den Augen verlieren. Auf eine Einzelbewertung der Forder-
maBnahmen fUr potentiell alle Wirtschaftenden soll an dieser
Stelle verzichtet werden — angesichts der im Ubergang vom
~Shutdown” zu einer zaghaften Offnung immer lauteren Rufe
nach besonderen Gaben fUr eine jeweils besondere Klientel
aber nicht auf einen Katalog von Kriterien, an dem sich alle
BeschlUsse messen lassen sollten:

Ein Notfallprogramm bleibt ein Notfallprogramm,
das heiBt: Alle Hilfen sind zeitlich zu begrenzen,
alle MaBnahmen mit einer Exit-Strategie zu ver-
sehen - aus Rettung darf nicht bleibende Alimentation,
Subvention oder gar Beteiligung werden, aus situativ
nicht dauerhaft, aus konjunkturell nicht strukturell. Es
gilt, neue Fehlanreize und dauerhafte Abhangigkeiten zu
vermeiden.

Klare Befristungen und Exit-Strategien sind von be-
sonderer Bedeutung bei mdglichen, besser stillen als
direkten, Staatsbeteiligungen an Unternehmen. Die
seit der Bankenkrise 2008 fortbestehende Teilverstaat-
lichung der Commerzbank ist ein mahnendes Beispiel
—und der Staat nicht der bessere Unternehmer.
HilfsmaBnahmen sind selbstverstandlich moglichst ziel-
genau zu differenzieren — Konzerne, Familienunterneh-
men, Handwerker und (Solo-)Selbstandige kdnnen nicht
pauschal und einheitlich behandelt werden. Eine Diffe-
renzierung kann z.B. sinnvoll sein nach Rechtsform, Zahl
betroffener Arbeitsplatze, Geschéftsentwicklung. Eher
zu hinterfragen — sofern sich die ,Krisenbetroffenheit*
nicht grundsatzlich unterscheidet — ist aber eine Diffe-
renzierung nach Art der Produkte oder Dienstleistungen.
Unterstiitzung sollte im Bedarfsfall grundsatzlich
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allen in der jeweiligen Kategorie offenstehen, struk-
turelle Verdnderungen oder weitere Erleichterungen wie
z.B. ein befristetes Sonderinsolvenzverfahren sollten al-
len zugutekommen konnen.

Wertschopfung ist ein dkonomisches Ziel, keine normati-
ve Vorgabe nach politischem Gutdlnken — es gibt keine
guten oder schlechten, griine oder schwarze Unterneh-
men, sondern erfolgreiche oder weniger erfolgreiche.
Corona-Folgen nur selektiv zu bekampfen oder Hil-
fen zur Steuerung der Wirtschaft zu missbrauchen,
wire kein ,,Green Deal“, sondern ein schlechter
Deal. Das Steuerrecht bietet z.B. Uber ausgeweitete
Verlustverrechnungsmaglichkeiten Spielraum fur Uber-
greifende Hilfen, die — anders als viele direkte Hilfen —
nicht zu Verwerfungen oder Abgrenzungsfragen flUhren.
Kontraproduktiv wére jede Form von Steuererhdhung zur
Finanzierung der Krisenkosten, da dadurch schon be-
stehende steuerliche Nachteile deutscher Unternehmen
im internationalen Wettbewerb noch vergréBert wirden.
(Nicht-)EinfluBnahme des Staates auf die Ausrichtung
von Unternehmen, die staatliche Unterstitzung erfah-
ren, ist das eine. Staatliche Unterstltzung zur Krisenbe-
waltigung in Unternehmen mit MaBnahmen gegen ein
business as usual bei Zahlungsflissen zu verbinden, das
andere: HilfsmaBnahmen in Form von Transfers und
dem Kurzarbeitergeld iliber praktisch kostenlose
und weitgehend oder ganz staatlich besicherte
Kredite bis hin zu Staatsbeteiligungen auf der einen
Seite und Aktienriickkaufe, Dividenden, Boni sowie
andere Gratifikationen an (leitende) Mitarbeiter auf
der anderen Seite sollten sich ausschlieBen.
Mittelflussen im Rahmen kurzfristiger Rettungs- und Er-
haltungsprogramme hat nach dem Abflauen der akuten
Krise eine Uberpriifung der Verwendung mindes-
tens in Form von Stichproben zu folgen. Bei offen-
sichtlichem Missbrauch mussen im Fall nicht rickzu-
erstattender Hilfen Anspriche gestellt werden kdnnen
bzw. Sanktionen erfolgen.

So schnell wie moglich sind bei allen unterstiit-
zenden Mittelflissen wieder Bedarfspriifungen
einzufilhren bzw. zu intensivieren, ebenso die be-
treffenden Summen zurtickzuflihren und die Eigenanteile
und/oder Zinssétze bei Krediten zu erhéhen, um die An-
reize fur reine Mitnahmeeffekte zu verringern.
Sonderprogramme fiir einzelne Branchen sind ab-
zulehnen - eine Wiederholung der ,Abwrackpramie®
Uber die schon laufenden Subventionen fUr Elektromobi-

litat hinaus wére ebenso ein Fehler, wie es der vom Ko-
alitionsausschuss Ende April beschlossene (wirklich nur
befristete?) ermaBigte Mehrwertsteuersatz von 7 Pro-
zent fUr Nahrungsaufnahme in Hotels und Gaststatten
ist. Um beispielhaft bei Letzteren zu bleiben, weil damit
auch der Pandemie-Opportunismus begann: 2010
hat der Deutsche Hotel- und Gaststattenverband den er-
maBigten Mehrwertsteuersatz auf Hotellbernachtungen
erreicht, mit den bekannten politischen Folgewirkungen
und FrUhstUcksproblemen. Begrindung damals: Es
ginge um Arbeitsplatze, Investitionen und Preissen-
kungen, um z.B. in Bayern mit Osterreich konkurrieren
zu kdénnen. Seitdem sind zehn Boom-Jahre vergangen:
ohne Preissenkungen. Und in der ersten, wenn auch
heftigen Krise wurde schon nach wenigen Tagen wie-
der eine Subvention a la carte gefordert? Soll nun im
Mb&venpick-Hotel nach der Ubernachtung auch das
gleichnamige Eis als eine Art systemrelevantes Grund-
nahrungsmittel nurmehr mit 7 Prozent Mehrwertsteuer
belegt und die Marge ebenfalls eingestrichen werden?
Als eine GroBe Koalition mit Finanzminister Franz-Josef
StrauB 1968 in Deutschland die Mehrwertsteuer als Ver-
brauchsteuer einflihrte, wurde die MaBgabe verklndet,
dass sowohl Erhdhungen als auch Senkungen des Tarifs
an Verbraucher weiterzugeben seien. Erst durch die Hin-
nahme des Einbehalts der Mehrwertsteuermarge durch
die Hotels nach 2010 und jetzt durch das Ausbleiben
jedweder Forderung auf Preissenkungen in der
Gastronomie zeigt sich das offene Einverstandnis
mit dem Betrug am Verbraucher und Steuerzahler:
Solche Regelverletzungen sollten nicht Schule machen.
Nattrlich verdienen Gastronomiebetriebe Unterstitzung
in der Not — aber bitte mit den gleichen Instrumenten
wie andere Betriebe. Ein ermaBigter Mehrwertsteuersatz
nitzt Ubrigens kurzfristig den Hotels und Gaststatten in
Zeiten, in denen sie keine oder verminderte Einnahmen
erzielen, wenig(er). Das wei3 natlUrlich auch die Deho-
ga — weshalb sie, schon nachvollziehbarer, parallel zur
Mehrwertsteuersenkung zusétzlich einen Rettungsfonds
reklamierte.

Auch in anderen Fallen wird die Pandemie zur Durchset-
zung vorher aus gutem Grund nicht zum Zug gekom-
mener Forderungen genutzt. Doch wenigstens beim
BAf6G, einer staatlichen Leistung, fUr die auch das Sub-
sidiaritatsprinzip gilt, ist die Bundesregierung stand-
haft: Sie hilft in der Krise u.a. mit zinslosen Darlehen,
verteilt aber keine Geschenke mit der GieBkanne.
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Der Koalitionsausschuss Ende April 2020 beendete in ge-
wisser Weise die ,Notfallphase” der Corona-Krise, in der die
GroBe Koalition die groBen Linien im Blick behielt und ver-
antwortungsvoll im Sinne des groBen Ganzen agierte. Der
SlUndenfall bei der Gastronomie-Mehrwertsteuer und die
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes, einer Versicherungs-
leistung, an der nun nach politischem Gutdinken und mit
dinner Begrindung gedreht wird, markieren die Rickkehr
der Bundesregierung zum Klein-Klein der Klientelpoli-
tik und des ,Wer hat noch nicht, wer will noch (mal)?*.
Es bleibt zu hoffen, dass sich die Befristung der MaBnahmen
auf den 30.06.2021 im einen und 31.12.2020 im anderen
Fall nicht nur als formal erweist. In der politischen Logik gibt
es schwerlich ein Zurlck und zumindest bei der Aufnahme
gastronomisch aufbereiteter Nahrung steht die Forderung
nach einer Weiterfihrung schon im Raum.

Wie man in das Mehrwertsteuerdickicht hineinruft, so
schallt es inzwischen aus den Buschen und vielerlei ande-
ren Wéldern heraus: Jeder will etwas haben von dem Geld,
das gerade so offensichtlich locker sitzt — Eigenverantwor-
tung wird klein-, die Sozialisierung neuer und nebenbei
auch vieler alter Risiken groBgeschrieben. Auch deshalb
mussen die Regierungen wieder kritischer begleitet und po-
litisch mehr gestritten werden. Das gilt insbesondere flr den
zweiten Schritt beim Weg aus der Krise — einem Konjunk-
turprogramm als Initialziindung, das die weitere Off-
nung begleiten und méglichst schliissig mit dem Not-
fallprogramm verzahnt
sein sollte. Eine Uber die
NotfallmaBnahmen hinaus-
gehende starke zuséatzliche
Verschuldung sollte bei der
Finanzierung des Konjunk-
turprogramms  eher vermie-
den werden. Helfen kénnte
dabei, Prufungen und viel-
leicht RUckforderungen aus
den ersten MaBnahmen zu
intensivieren und zudem kla-
re Schwerpunkte zu setzen:
Deutschland braucht, in und
nach dieser Krise allemal,
ein Moratorium bei neuen
Belastungen, insbesondere
auf der Ebene des Sozial-
staats. Die Grundrente ist,
jenseits der systematischen
Bedenken, der Fehlanreize
sowie der verfassungsrecht-
lichen und praktischen Pro-
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bleme bei der Einkommensprufung, fiskalisch noch deplat-
Zierter als sie es schon vor Corona war. Ebenso muss gefragt
werden, ob es 6konomisch und politisch besonders klug war,
dass die Bundesregierung in den Tagen des maximalen Still-
stands, als schon fur Millionen Kurzarbeit beantragt war und
Hunderttausenden die Arbeitslosigkeit drohte, unverdrossen
beschlossen hat, zum 1. Juli im Rahmen der in normalen
Zeiten Ublichen Systematik die Renten stark anzuheben.

Mindestens diejenigen, die all das bezahlen sollen,
diirfen erwarten, dass nicht nur gerettet und unter-
stiitzt, sondern auch auf neue Chancen gesetzt wird.
Ein Konjunkturprogramm sollte bei massiven Investitionen in
analoge und digitale Infrastruktur beginnen und kann bis zur
Starkung der Binnennachfrage reichen. Letzteres allerdings
nicht mit Helikoptergeld oder Gutscheinen und einem Ver-
stédndnis von Konsumenten, die auf staatlichen Knopfdruck
und mit ,Geschenken®, die man ihnen an anderer Stelle aus
der Tasche gezogen hat, schén kaufen sollen. Besser wére
es, mindigen Blrgern mehr Spielrdume zu lassen.

Konjunkturelle Stimulation darf nicht zu struktu-
rellen Programmen gerinnen, muss grundsatzlich mog-
lichst allen offenstehen und darf allenfalls dann bleibenden
Charakter haben, wenn sich MaBnahmen auch strukturell
in ein stimmiges Bild figen (z.B. Steuerentlastungen durch
Dampfung des Progressionsverlaufs). Damit ist der entschei-
dende Bereich der Verbesserung struktureller Rahmenbedin-
gungen bereits berdhrt.
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Das langsame Herunterfahren der NotfallmaBnahmen und
die Aktivitdten zur Belebung der Konjunktur sind zu beglei-
ten vom langfristig wichtigsten Schritt: einem Strukturpro-
gramm. Ohne diesen Schritt werden alle anderen ein Stroh-
feuer bleiben! Dieses Strukturprogramm soll zum einen dazu
beitragen, Deutschland nach den schweren Ruckschlagen
der Corona-Krise konomisch wieder zurlickzubringen, zum
anderen vor allem die Grundlagen schaffen fUr eine neue lan-
ge Phase nachhaltigen Wachstums und gesicherten Wohl-
stands. Deutschland sollte sich nichts vormachen: Auch
ohne die aktuelle Krise und ihre Folgen stinde es um den
Standort nicht zum Besten und waren auch schon die kon-
junkturellen Vorzeichen eher negativ. SchlieBlich war das ma-
gere 0,6-Prozent-Wirtschaftswachstum aus dem Vorjahr der
zweitschlechteste Wert aller EU-Staaten. Was brauchen wir?

e Vorfahrt fiir Bildung, Chancengerechtigkeit und
Aufstieg. Gerade aufgrund des demographischen
Wandels und angesichts der absehbaren technologie-
getriebenen Veranderungen am Arbeitsmarkt gilt es,
niemanden zurlckzulassen. Deutschland bendtigt, ne-
ben dem in der Krise offenkundig gewordenen Mangel
an digitalen Mdglichkeiten im gesamten Bildungswesen,
eine stérkere Fokussierung von Bildungsausgaben auf
den vorschulischen Bereich (,was Hanschen nicht lernt,
lernt Hans nimmermehr®), in dem leider zu oft sozialer
Status frihzeitig zementiert wird. Verschéarft wird diese
Situation derzeit noch durch den krisenbedingten Ausfall
von Férderung in Kita und Schule.

* Innovationen fur ein alterndes Land, dessen Rohstoffe
nach wie vor nicht in den Bdden, sondern in den Képfen
liegen. Wir brauchen einen Mentalitdtswandel, um unse-
re Innovationsféahigkeit zu verbessern: weg von der
Betonung von Risiken, hin zu mehr Aufgeschlos-
senheit fiir Neues. In den Bildungssystemen sollten
mehr Freirdume und Anreize fUr dezentrales Experimen-
tieren und Innovationen ermdglicht werden. Es mussen
bessere Rahmenbedingungen geschaffen werden, um
die hervorragenden Ergebnisse der Grundlagenfor-
schung in marktreife und erfolgreiche Produkte umzu-
setzen. Dazu bedarf es eines Bekenntnisses zu techno-

logieoffener Forschung und Entwicklung, gréBerer Hilfen
und Erleichterungen flr universitare Ausgrindungen
sowie fUr Startups, z.B. schnellere Abschreibungen,
Verbesserung der Verlustverrechnungsmaglichkeiten
und Entlastung von Steuer-Biirokratie in der Griindungs-
phase.

Ein entschlossenes Angehen der Digitalisierung auch
von staatlicher Seite. Die Erwartung, die Erfahrungen
aus der Corona-Krise kédnnten hier einen Schub geben,
wird sich nicht von allein erflllen, ,Bedenkentrdgermen-
talitdt“ nach Abflauen der Pandemie nicht von selbst
groBerem Willen zum Ergreifen von Chancen weichen.
Jahrelange Versaumnisse bei der Digitalisierung der
staatlichen Aufgabenerfiillung - nicht zuletzt im
Gesundheitsbereich - sind aufzuholen. Regulato-
rische Freirdume sind zudem dort zu schaffen, wo
Wettbewerb, Innovation und neue Geschéaftsmo-
delle behindert werden — sei es bei der Arbeitszeit, der
Personenbeférderung oder dem Versand rezeptpflichti-
ger Medikamente.

Ermutigung zur Eigenverantwortung, Starkung von
Leistungsanreizen und -gerechtigkeit, die sich auf
allen Ebenen rechnen: Von A (wie Altersvorsorge und
Aquivalenz in der Rentenversicherung) Uber F (revitali-
sierter Féderalismus mit mehr Subsidiaritat, Transparenz
und Wettbewerb — sowohl in Deutschland als auch in
der EU) und N (Nachhaltigkeit im Hinblick auf unsere na-
tdrlichen Lebensgrundlagen wie auf offentliches Haus-
halten und Generationengerechtigkeit) bis Z (zu versteu-
erndes Einkommen insgesamt eher weniger belasten
und vor allem die leistungsfeindliche Progressionskurve
abmildern).

Eine Reform der Unternehmensbesteuerung
in Hohe (maximal 25 Prozent Belastung) und
Struktur  (Rechtsformneutralitdt,  Vereinheitlichung
der Bemessungsgrundlagen von Korperschafts- und
Gewerbesteuer, Vermeidung ertragsunabhangiger Be-
steuerungselemente, neue und stabilere Form der Kom-
munalfinanzierung auch als Beitrag zur Entflechtung der
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Finanzierung der féderalen Ebenen). Eine liquiditatsscho-
nende Ausweitung der Mdglichkeit zur Umstellung in
der Umsatzsteuer von Soll- auf Ist-Besteuerung konnte
schnell von groBem Nutzen sein. Einfach ins Werk zu
setzen wdre eine stark erweiterte Mdéglichkeit zur
Verrechnung aktueller Verluste mit friiheren Gewin-
nen, die kurzfristig am meisten helfen und gleichzeitig
langfristig-strukturell die richtigen Anreize setzen wirde.
Wichtig ware auch, die bestehenden steuerlichen Be-
nachteiligungen von Eigenkapital im Vergleich zu
Fremdkapital abzubauen und damit héhere Eigenka-
pitalquoten attraktiver zu machen. Letztere wirden die
Widerstandsfahigkeit von Unternehmen in zukinftigen
Krisen erhéhen und sie weniger abhangig von staatlicher
Rettung machen.

Die Uberféllige Vereinheitlichung der Mehrwertsteuer
auf einen Satz von knapp haushaltsneutralen 16 Prozent
auf alle Produkte und Dienstleistungen wirde auch dazu
fuhren, die Mehrwertsteuer weniger zum Spielball von
Partikularinteressen zu machen. Mit einer angekindig-
ten Erhdhung auf 17 Prozent zum 1.7.2021 wére zum
einen ein Beitrag zur Gegenfinanzierung der Hilfen er-
folgt, zum anderen — dies funktionierte bereits vor der
Erhdhung 2007 — ein Anreiz, Konsum vorzuziehen.
Sozial wére der Wegfall des ermaBigten Satzes (auch flr
Jakobsmuscheln, Taxifahrten) weit weniger bedenklich
als gemeinhin behauptet: Grundsicherungsempfanger
sind ohnehin nicht berthrt. Eine im ungunstigen Fall
entstehende Mehrbelastung von unter 1,5 Prozent des
Haushaltsnettoeinkommens lieBe sich gegebenenfalls
mit gezielten MaBnahmen abfedern und begrindet keine
Branchensubventionen und Sondertatbestéande.

Korrekturen bei der Energiewende z.B. in Form einer
technologieoffenen und ideologiefreien Ausgestal-
tung der Transformation zu einer CO2-armen Wirt-
schaft. Eine staatliche Vorzugsbehandlung einzelner
Branchen und Vorverurteilung ,alternativer Energiege-
winnung z.B. durch Wasserstoff und synthetische Kraft-
stoffe sollte vermieden werden. Den EU-Emissionshan-
del gilt es auf alle Sektoren in Europa auszuweiten und

spétestens 2030 auch den ab 2021 geltenden nationalen
Emissionshandel in den Bereichen Verkehr und Gebau-
de einzubeziehen. Baldmdglichst sollte die Abschaffung
nationaler CO2-bezogener Steuern und Subventionen
erfolgen, da spezifische Sektorziele die CO2-Reduktion
weiter unnotig teuer machen. Gerade in der Krise zeigt
sich wieder, dass das EEG mit seinen verbindlichen Sub-
ventionszusagen okologisch sogar schadlich ist, weil der
eingesparte Strom durch eine massive Erhéhung der
EEG-Umlage ,bestraft” wird.

Entschlossener Riickbau der kaum vermeidbaren
ordnungspolitischen Siinden aus den nationalen
Notfallprogrammen: Den schlechten Beispielen der
Sektsteuer von 1907, des ,Solidaritatszuschlags® von
1991, des Staatsanteils an der Commerzbank von 2008
sollten nicht situative Hilfen von 2020 folgen. Nicht zuletzt
sollten die Ausnahmen bei der Mehrwertsteuer eher ab-
gebaut als ausgeweitet werden, um unsinnige Abgren-
zungen und versteckte Subventionen zu vermeiden. Vor
allem fUr den Ruckbau mdglicher Staatsbeteiligungen
gilt es, von Beginn an konkrete Ausstiegsszenarien z.B.
in Form weitestmoglich verbindlicher Stufenplane zu er-
stellen.

Auch der europaische Krisenmodus von EU-Kom-
mission, ESM, EIB und EZB sollte, anders als seit der
Finanzmarkt- und Schuldenkrise, schnellstméglich zu-
riickgefahren werden, um wieder Spielrdume fir mog-
liche andere Herausforderungen zu schaffen. Noch wich-
tiger: Gemeinsam beschlossene Regeln und Vertrage
mussen endlich beachtet werden und elementare Grund-
prinzipien wie das Subsidiaritats-, das Wettbewerbs- und
das Haftungsprinzip nicht nur de jure wieder greifen.

Dem durch konkrete Krisenreaktionen verstérkten Trend
zu einer dirigistischeren und protektionistischeren
Wirtschaftspolitik ist entschieden entgegenzutre-
ten, da dadurch die Innovationsfahigkeit des europa-
ischen Wirtschaftsraums insgesamt und damit die Basis
unseres Wohlstands leidet.



Ausblick: Zehn Folgerungen aus der Corona-Krise

Solidaritat, Transparenz, Verantwortung ... und Freiheit!

Art und Ausmal des exogenen Schocks durch das Corona-
Virus und die damit einhergehenden tiefgreifenden Erschit-
terungen lassen die Ruckkehr zur ,alten Normalitat* als lo-
gisches Ziel erscheinen und riicken damit die Vor-Krisen-Zeit
automatisch in ein mildes Licht. Wenn denn das Zurtickdrehen
von Uhren mdglich wére, sollite man am besten auf 2013 zie-
len. Die danach erfolgten Fehler spendierfreudiger groBer
Koalitionen und die durch sonstigen Stillstand (Digitali-
sierung!) verpassten Chancen deckt nun die Pandemie
erst einmal zu. Die Folgen dieser Fehler zeigten sich bereits:
Seit Jahren schon verschlechterten sich die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen kontinuierlich, u.a. bei der Unterneh-
mensbesteuerung und den Energiekosten — mit inzwischen
unrihmlichen ,FUhrungspositionen” in EU und G7. Bereits
seit Mitte 2018 war die wirtschaftliche Eintriibung
mess- und splrbar, begann die Kurzarbeit zu steigen und
befand sich insbesondere die Automobilindustrie in der Krise.
Verschlechtert hatte sich die Bundesrepublik seit 2014 auch
im von der Stiftung Marktwirtschaft durchgeflhrten Vergleich
der Nachhaltigkeit EU-europdischer offentlicher Haushalte.
Dass Deutschland durch seine solide Haushaltspolitik
der letzten Jahre nun die Spielraume fiir das Auspacken
der ,,Bazooka“ (Bundesfinanzminister Scholz) habe, ist
eine Legende: Der Staat hat seit 2014 zwar keine neuen
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Kredite aufgenommen, bilanziert aber offiziell nur ein Drittel
seiner Schulden. Zwei Drittel der tatsadchlichen Verbind-
lichkeiten sind vor allem in den Sozialversicherungen
versteckt und genau hier fand in den letzten Jahren durch
neue Zusagen der Bundesregierung, u.a. bei Rente und Pfle-
ge, eine Verschlechterung der Haushaltslage und damit der
Zukunftsaussichten statt. Ein Zuriick zu dieser ,alten Nor-
malitat“ eines reform- und verdnderungsabgeneigten,
aber sozialausgabenfreudigen Biedermeiers kann das
Land weder wollen noch sich leisten.

Kein anderes Land nimmt im Verhaltnis zu GréBe und Ein-
wohnerzahl mehr Geld zur Bewéltigung der Krise in die Hand
als Deutschland. Unvorstellbare 1,2 Billionen Euro (das sind
1,2 Millionen Millionen) wurden bislang mobilisiert, was einem
Drittel der gesamten Jahreswirtschaftsleistung gleichkommt,
davon allein 156 Milliarden Euro fur 2020 an schon sicheren
neuen Schulden beim Bund. Das ist ein Versprechen fiir die
Zukunft, weil bestehende Produktionspotentiale und
betriebliches Know-How zumindest temporéar erhalten
bleiben. Zugleich stellt es eine Drohung dar: Erstens
sind die Schulden von heute die Steuern von morgen.
Zweitens wurden auch womaoglich tberzogene Anspriche an
Staat und Gemeinwesen unterstrichen sowie Erwartungen

Auch jenseits von Corona:
Kein Zurtick zum
»Weiter so“

Heiko Sakurai

Karikatur
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geweckt, die nicht erfiillbar sind und am Ende Entt&u-
schung und Verdruss hervorrufen (Bundeswirtschaftsminister
Altmaier: ,Kein Arbeitsplatz muss wegen Corona verloren-
gehen®). Wer alles sichern will, von Arbeitsplatzen liber
Einkommen, Existenzen, Gesundheit bis zu Wohnungs-
mietenh6hen, verhindert auch, dass Neues entsteht
und sichert am Ende woméglich nichts, sondern setzt
Wohlstand und Sozialsysteme als Ganzes aufs Spiel. Sicher
sind jedenfalls nur die hohen Kosten der vermeintlichen Si-
cherheit.

Die starke Alterung unserer Gesellschaft verstarkt de-
ren Fixierung auf Bewahrung, Sicherung, Status quo, Fest-
schreiben und die Absolutheit des Moments. Es fanden in
langen und fast durchweg guten Jahren kluge gesellschaft-
liche Debatten Uber die moderne ,Risikogesellschaft statt,
aber die Risiken des Lebens wurden auf Seite des Indi-
viduums immer mehr ausgeblendet und auf den Staat
als groBten allgemeinen Versicherer am Platz iiber-
wadlzt: Er soll — zu Recht — vor auBerer Bedrohung, innerer
Unsicherheit und groBeren Lebensrisiken (Arbeitslosigkeit,
Krankheit und Pflegebedurftigkeit) schitzen, vor Letzterem
aber immer ausdifferenzierter und umfassender weit jenseits
Uber Grundversorgung und Notfélle hinaus. Zu viele wollen
auch vor Verantwortung, Anstrengung, Wettbewerb bewahrt
werden. Oft gelten so schon das Ausflllen und die Prifung
eines Antrags, wenn man vom Gemeinwesen Unterstitzung
erhalten will, als ,Zumutung®. Politiker, die gerne ,KUmmerer*
sind, haben viele dieser Winsche aufgegriffen — und selbst zu
einer Erwartungsinflation beigetragen, die ihnen entglitten ist.
Corona zeigt: Wir sind solidarisch, es wird nach Kraften
geholfen - aber wir kdnnen nicht alles beherrschen, re-
geln, kontrollieren. Vielleicht lassen der Voluntarismus und
Machbarkeitsglaube mancher Gesellschaftsingenieure etwas
mehr neue Demut zu. Wenn das Ziel nicht die méglichst voll-
standige Ruckkehr zum Alten und Gewohnten — ,weiter so
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mit frischem Geld“ — ist, sondern verstanden wird, dass wir
neue Chancen schaffen und/oder nutzen, Potentiale
besser ausschépfen, Kreativitat, Leistung und Engage-
ment wieder besser anerkennen mussen, ware dies ein
Fortschritt. Und was sind eigentlich individuelle, was allge-
meine Risiken? Wo die Verantwortung des Einzelnen endet
und die Flrsorge des Staates beginnt, muss immer wieder
neu diskutiert werden. Ganz besonders nach Corona und ei-
ner Krise, in der noch mehr als sonst die Gefahr groB ist,
dass die Vorsorgenden und Eigenverantwortlichen fak-
tisch bestraft und die Hasardeure und Trittbrettfahrer
belohnt werden. All das mindert nicht die Richtigkeit vieler
RettungsmaBnahmen, ordnet sie aber als das ein, was sie
sein sollten: vortbergehende Nothilfen, die als solche kei-
nen Bestand haben und nur dann zum Erfolg fuhren kdnnen,
wenn sie auf der Ebene einzelner Burger und Unternehmen
mit dem Ziel eingesetzt werden, sie so schnell als moglich
Uberflissig zu machen.

Politiker der Exekutive wissen, dass ihnen gréBere Aufmerk-
samkeit und mehr unkritische Gefolgschaft zuteilwerden,
wenn sie den Ausnahmezustand erkldren und die ganz
groBen Uberschriften setzen. Weniger Menschen meckern,
mehr folgen, und Regieren wird in mancher Hinsicht auch
bequemer. Je einzigartiger bedrohlich die Lage er-
scheint, desto mehr Handlungsfreiheiten und ,neue
Wege*“, die im politischen Alltag kaum vorstellbar wa-
ren, werden der Politik zugestanden. NatUrlich ist das
Corona-Virus eine sehr ernste Bedrohung. Es kostet Leben
und Wohlfahrt. Es breitet sich in anderer Schnelligkeit und mit
verheerenderen Folgen aus als andere Viren. Aber ,Krieg“
(Frankreichs Staatsprasident Macron), ,,Wiederaufbau
(Italiens Ministerprasident Conte) und ,,Marshall-Plan“
(EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen — Ubrigens
in Verkennung der Tatsache, dass es dabei 1948 bis 1952
weniger um groBe Summen und z.B. Sozialleistungen ging,
sondern vor allem um ein Strukturprogramm zur Wiederbele-
bung von Handel und wirtschaftlicher Kooperation, in dessen
Rahmen auch die das Wirtschaftswunder beférdernde Lohn-
zurlckhaltung durchgesetzt wurde)? Geht das alles verbal
auch eine Nummer kleiner? Im Krieg, der vor 75 Jahren
mit der Befreiung Europas vom Faschismus endete, bangten
viele Menschen in Bunkern um ihr Leben und starben Millio-
nen. Viele Industrieanlagen und vor allem Stadte waren zer-
stort, 1946/1947 hungerten Menschen in Europa. Heute sind
einige in existenzieller Weise von Corona getroffen, andere
haben gréBte wirtschaftliche Sorgen. Aber die Kirchen ste-
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hen noch in den Kommunen, und fiir einen nicht unwe-
sentlichen Teil der Bevdlkerung hierzulande war lange
vor allem Toilettenpapier ein ,Mangelthema®. Viele Men-
schen werkeln zuhause und erleben ,Krieg” im Sessel mit
Netflix — oder bei einem deutschen Fernsehsender, der allen
Ernstes in einer Endlosschleife unkommentierte Sequenzen
von Kamerabildern aus leeren deutschen Innenstadten ab-
spulte, mit zwei umgefallenen Heizpilzen in einem geschlos-
senen Biergarten als Hohepunkt der Apokalypse, dramatisch
untermalt von Horrormusik aus dem Film ,The Dark Knight*.

Vielleicht sind die MaBstdbe auch deshalb verrutscht,
weil Freiheit, Demokratie und Frieden als so selbstver-
standlich genommen werden und nach langen Jahren des
Aufschwungs oder zumindest der Konsolidierung das triige-
rische Gefiihl vorherrschte, die moderne Gesellschaft
bzw. der Staat hatte alles unter Kontrolle und fiir alle Le-
bensrisiken eine Ab- und Versicherung. Das Erwachen aus
dieser lllusion ist gewiss schmerzhaft. Aber wir sind nicht im
Krieg. Und Berlin 1945, Mailand 1944 (die Halfte aller Gebau-
de war zerstort oder beschéadigt), Madrid 1939 sahen anders
aus als heute. Sie brauchen Wiederbelebung, nicht -aufbau.
Die Européische Union braucht tendenziell mehr eigene
Haushaltsmittel, mehr Flexibilitdt bei deren Einsatz und eine
Umstrukturierung des jetzigen Budgets auf &ffentliche Giter
mit EU-Mehrwert, gewiss aber keinen sogenannten Marshall-
Plan, bei dem es eher um vordergriindigen Budgetumfang
als um kluge Mittelverwendung geht und der Verschuldungs-
recht, Solidarhaftung und ausufernde Zuschtsse einschlieft.
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Die Leichtigkeit, mit der eine breite Offentlichkeit dramatische
Einschrankungen der Freiheit und Biirgerrechte durch
die Regierung(en) als alternativios hingenommen hat,
war angesichts des weltweiten AusmaBes der Krise und der
Eindrlicke aus anderen Landern am Anfang nachvollziehbar
— und ist doch zugleich beunruhigend.

Lebendige Demokratie ist Kommunikation, Diskussion,
Meinungsstreit und das Ringen um die besten Ldsungen im
Wettbewerb der Ideen. Freiheit muss immer neu erk&mpft
werden, gebraucht man sie nicht, schiéft sie ein. Corona
brachte gewiss einen Ausnahmezustand mit sich, in dem in
vielem entschlossenes Handeln und Lernfahigkeit, ,Schlie-
Bung“ und ,Offnung“, Regeln und Sonderfille lange gut ab-
gewogen wurden. Aber muss es nicht trotzdem befremden,
in welchem MaB aus Meinungsvielfalt plotzlich ein Meinungs-
strom wurde und auf wieviel demoskopische Zustimmung
JKlare Ansagen“ stieBen? Musste, bei aller Einzigartigkeit
dieser Krisenerfahrung und auf unsicherem Gelande, jede
wissenschaftliche Aussage zum Mantra erklart werden? Vi-
rologen sind auch nur Menschen und zudem, wie andere
Experten ebenso, selten einer Meinung. Apodiktisch verkin-
dete MaBstabe und Kennzahlen, die nur noch wenig galten,
sobald sie erreicht wurden, lieBen begrindete und wichtige
Fragen, aber leider auch viele unsinnige Verschworungsthe-
orien aufkommen.

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Schock, Sorge, Angst — da zahlt erst einmal nur der
Moment und stehen Sicherheit bzw. Gesundheit an erster
Stelle. Deren Betonung sollte man auch niemandem als inte-
ressengeleitet vorwerfen, vielleicht eher als Summe aller Be-
farchtungen politisch Verantwortlicher sehen — insbesondere
dann, wenn es vielleicht wegen anfanglich langeren Zogerns
zu kompensatorischem Ubereifer kommt: Ist die Not offen-
kundig, will jeder naturlich das Richtige tun — und zugleich
verhindern, dass man ihm spéter vorwerfen kann, nicht al-
les Menschenmdégliche unternommen zu haben. Im Ergeb-
nis wird so fUr das Vordergriindigste, akute Sicherheit und
Gesundheit, das Maximum geleistet, koste es, was es wolle.
Allein eine vorsichtige Infragestellung der Prioritdtensetzung
galt in dieser Schockphase, das ist das eigentlich Erschre-
ckende, schon als unerhort.

Die jetzige Krise wird kaum ein Einzelfall bleiben. Grippe-
viren wandeln sich, Corona wahrscheinlich auch: Werden
dann bei Corona Il und Il erneut Grundrechte ausgesetzt
sowie Wirtschaft und gesellschaftliches Leben solange he-
runtergefahren oder zumindest eingeschrankt, bis jeweils
Impfstoffe vorliegen? Haben die Blrger mit ihrer Sympathie
fUr das Regierungshandeln nicht gezeigt, dass sie Einschran-
kungen von Grundrechten sogar mit Popularitat belohnen,
wenn der Anlass nur besorgniserregend genug scheint oder
ausgemalt wird? Flr manchen Politiker oder manche Partei
kénnte darin eine geféhrliche Versuchung liegen.

Die VerhéltnismaBigkeit mancher Reaktionen und
die lange nicht diskutierte Prioritatensetzung in einer
durchaus schwierigen Giiterabwagung diirfen jedenfalls
nicht nur, sie miissen hinterfragt werden. Es gibt nicht nur
Konflikte zwischen gesundheitlichen und wirtschaftlichen Er-
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wagungen. Der Schutz der Gesundheit der einen kann auch
eine gesundheitliche Gefahrdung anderer bedeuten.

Eine oberste Bundesbehdrde wie das Gesundheits-
ministerium kann nicht ermachtigt werden, per Anordnung
Grundrechte einzuschranken. Es ist ein gutes Signal, dass
die Bundesjustizministerin im Méarz mindestens diesen ent-
sprechenden Gesetzentwurf stoppte. Denn die Krise zeigte
auch, dass der Rechtsstaat funktioniert. Opposition in
den deutschen Parlamenten und in der 6ffentlichen und ver-
Gffentlichten Meinung ist wieder wahrnehmbarer, gleich meh-
rere Gerichtsentscheidungen haben die Kontrollaufgabe und
das Funktionieren der Justiz unterstrichen. Die Bundesregie-
rung hat sich in der Diskussion um das Tracking am Ende
fur eine freiwillige und dezentrale, freiheitlichere Variante ent-
schieden. All dies sind gute Zeichen.

Die Zufriedenheit mit dem staatlichen Handeln,
wenn nicht Staatsglaubigkeit, wird ohnehin spatestens
dann abnehmen, wenn die Rechnungen zugestelit
werden und Fehler, Ineffizienzen, Missbrauch und Mitnah-
meeffekte sich herumsprechen. Bei der Bewaéltigung der
wirtschatftlichen Auswirkungen wird dem einen oder ande-
ren auch wieder klarer werden, dass Geld nicht auf Baumen
wéchst und Wohlstand nur als Ergebnis von Anstrengungen
vieler, nicht aus der Mehrbesteuerung einiger gewonnen wer-
den kann.

Kein Euro zu viel, keine Frist zu kurz, kein Hindernis zu hoch
— dem zuhause sitzenden Publikum wurde fast schwindlig.
Uber mehrere Wochen
hat die GroBe Koalition im
Maérz und April bewiesen,
dass sie ein handlungs-
fahiges Biindnis sein,
eine kraftvolle Regierung
stellen und entschlos-
sen agieren kann. All dies,
obwohl es nicht nur keiner-
lei vorherige Erfahrungen
mit einer Pandemie diesen
AusmaBes gab, sondern
Corona in dem 177 DIN-
A4-Seiten umfassenden,
eng bedruckten und je-
den Regierungsatemzug
vorherplanenden Koa-
litionsvertrag gar nicht
auftaucht. Wenn es nach
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der mihsamen Grundrentendiskussion, welche am Ende die
Vereinbarung auch noch ignorierte, eines weiteren Hinweises
bedurfte, dass immer weiter ausufernde Regierungsvertrage
eher obsolet sind, lieferte ihn das Virus.

Ubrigens hat 1983 bis 1987 in Deutschland eine Regie-
rung Zukunft gestaltet auf der Basis einer Koalitionsvereinba-
rung von 10 DIN-A5-Seiten, die zudem keine Wohltaten ver-
sprachen (aber spéter lieferten). Und es wurden auch nicht
Verantwortlichkeiten verwassert, weil Dutzende Landes- und
Kommunalpolitiker in unzéhligen Untergruppen Textbausteine
und Forderungen wie 2017/18 zulieferten. Politiker sollten sich
nicht langer selbst zu Notaren und Sachbearbeitern machen.

Widerlegt ist des Weiteren auch die Behauptung,
Grenzen seien nicht mehr kontrollierbar. Im Bedarfsfall
wohlgemerkt — am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Ziel moéglichst offener Grenzen in Europa &ndert dies nichts.
Politik ist jedenfalls handlungsfahig. Manche BemUhungen,
eigenes Zaudern oder Unwillen hinter gedrechselten Koali-
tionsvertragssatzen, mit Verweis auf Koalitionspartner oder
,zunehmende Komplexitat” zu verstecken, durften nach Co-
rona weniger leicht fallen. Und da in der Corona-Krise so-
wohl Politik als auch die Burger sich weit Uberwiegend auf
der Hohe der Herausforderung bewegt haben, kénnten sie
sich danach vielleicht gegenseitig auch mehr zutrauen? Mehr
Ehrlichkeit, Transparenz und die derzeit doch so gelobte ,kla-
re Ansprache® kdnnten ja auch moglich sein, wenn es z.B.
darum geht, nicht wegen jedem Unwillen gegen eine Strom-
trasse sofort die Verlegung und Verzehnfachung der Kosten
als schicksalhaft hinzunehmen?
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Zu wurdigen sind neben der Arbeit der Bundesregierung ins-
gesamt auch die Regierungen der Lander und Spitzen der
Kommunen. Viel Kritik am deutschen Fdderalismus und dem
JFlickenteppich® ist in diesen Tagen zu héren — als ob Ein-
heitlichkeit ein Wert an sich sei. Muss es den Berliner so sehr
(be-)kimmern, wenn im Saarland Geschéafte, in denen er so-
wieso nicht einkauft, zwei Tage friher 6ffnen und Schulen, die
seine Kinder sowieso nicht besuchen, vielleicht eine Woche
spater? Es gibt jedenfalls keine Belege dafiir, dass star-
ker zentralistisch organisierte demokratische Staaten
besser durch die Krise kommen. Kénnte nicht der
glimpfliche Verlauf der Corona-Verbreitung in Deutsch-
land als Sternstunde des Féderalismus und dezen-
traler, regionaler und kommunaler Entscheidungsstrukturen
gewertet werden? Zentral getroffene Fehlentscheidungen
gelten fUr das ganze Land, gleichzeitig sind Lern- und Kor-
rekturprozesse schwerer. Im foderalen System der Bundes-
lander wurde demgegenuiber um die richtigen MaBnahmen
gerungen und Entscheidungen (auch im ,Wettbewerb” der
Bundeslander) immer wieder nachjustiert. Gerade in untber-
sichtlichen und unsicheren Krisensituationen mtssen tempo-
rér unterschiedliche Vorgehensweisen, kreative Experimente
und voneinander Lernen nicht das schlechteste Vorgehen
sein. Deutschlands Starke, namlich Einheit in Vielfalt, sollte
also eher unterstrichen werden. Auch durch mehr Mut zu
Transparenz und Wettbewerb. Die Menschen brauchen ihre

Plotzlich wieder vorn:
Die GroBe Koalition

Karikatur: Heiko Sakurai
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regionalen und kommunalen Bezlige als Anker in der glo-
pbalisierten Welt — und die Gberwaltigende Mehrheit hat sich,
von Heinsberg bis Jena, ebenso auf der Hohe der Heraus-
forderungen bewegt wie die jeweils vor Ort Verantwortlichen.
Warum also sollten Landes- und Kommunalpolitiker
weiter beim Bund als dauernérgelnde Bettler auftre-
ten, sich am goldenen Ziigel fiihren lassen und hinter
undurchschaubaren Finanzierungssystemen und kaum
nachvollziehbaren Verantwortlichkeiten verstecken?
Warum nicht die Burger ernst und auch mehr in die Pflicht
nehmen? Es ist Zeit fur eine klarere Trennung der Finanzie-
rung von Bund, L&dndern und Kommunen sowie fur mehr
Steuer- und damit Handlungsautonomie in Regionen, Stad-
ten und Gemeinden. Das Kommunalfinanzierungskonzept
der Stiftung Marktwirtschaft beispielsweise wirde in dieser
Krise den Kommunen sehr helfen, zu einem starken Einbruch
der Einnahmen wie bei der Gewerbesteuer wirde es damit
nicht kommen.

Genehmigungsverfahren dauern in Deutschland immer noch
zu lang, auch im Steuersystem lieBe sich vieles vereinfachen.
Im Hinblick vor allem auf den Sozialstaat aber belegt
die Corona-Pandemie einmal mehr, wie wertvoll ge-
ordnete Verwaltungsablaufe, Priifungen und Kontrolle
sind. Wo - vermeintlich wohlklingend — ,unburokratisch® ge-
handelt wird, bliht auch der Missbrauch, wie in Berlin, wo ein
regelméBig gegen Freiheit und Demokratie wetternder Herr,
der schon Sozialleistungen bezog, unter Vortauschung eines
angeblichen Gewerbes und entsprechender ,Einnahmeaus-
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Foderalismus:
Muss Uneinheitlichkeit
schlecht sein?

falle” schnell 18.000 Euro Uberwiesen bekam. Oder wie in
Nordrhein-Westfalen, wo Petenten entgegen der Vorgaben
des Bundes erst nicht die M&glichkeit hatten, geringere Hilfen
als den Maximalzuschuss zu beantragen. Immerhin sorgte
die sich herumsprechende Tatsache, dass Antrage nachtrag-
lich besser ge- bzw. Uberpruft werden, schon in vielen Féllen
fur die freiwillige Ruckzahlung von Hilfsgeldern. Wo dies nicht
der Fall ist, wird (weiter) ermittelt werden mussen.

Burokratie ist Gerechtigkeit, vor allem die in Deutsch-
land hochgeschéatzte Einzelfallgerechtigkeit. Deswegen: Hut
ab vor so vielen Verwaltungsangehdérigen in Bund, Landern,
Kommunen, Arbeitsagenturen und Sozialversicherungen, die
daflir Sorge tragen, dass moglichst viele Hilfen und MaBnah-
men BedUrftige eher als Gewitzte und Findige erreichen. Wer
Hilfe braucht und Geld von der Allgemeinheit will, soll dies er-
halten — muss aber auch eine Prifung akzeptieren. Es ist von
zentraler Bedeutung fUr den Sozialstaat und dessen nachhal-
tige Finanzierbarkeit, dass die krisenbedingt ausgesetz-
ten Bediirftigkeitspriifungen bei der Grundsicherung
ab dem 1. Oktober dieses Jahres wieder durchgefiihrt
werden. Solidaritat ist eine Verpflichtung fur uns alle und eine
zentrale Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft. Sie gilt al-
lerdings in alle Richtungen und darf nicht zur Einbahnstra3e
verkommen. So wenig wie gerdstete Schneebille gibt es
den unbiirokratischen Sozialstaat - und die Sehnsucht
danach fiihrt zu vielerlei Fehlanreizen und am Ende
zum bedingungslosen Grundeinkommen. Selbst dieses
aber wurde, hatte man den Albtraum dann verwirklicht, sei-
nerseits umgehend wieder als ungerecht empfunden — denn
Unwuchten gibt es in jedem System.

Verwaltung ist also unentbehrlich und muss ihrerseits
krisenfester ausgestattet sein. Dass in Bundesministerien bis
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zu kommunalen Bauverwaltungen, wo Bauantrédge unnétig
liegenblieben, Beamte bei vollen Bezligen betétigungslos zu
Hause saB3en, weil es an technischer Ausstattung fur ,Home-
Office-Platze” fehlte, darf sich nicht wiederholen.

Robert Kneschke

\g:
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Zeichr

Die Dramatik der aktuellen Krisenlage verschérft die schon
in den letzten Jahren insbesondere bei Rentenpaketen zu
beobachtende Neigung zur Zeitinkonsistenz politischen Han-
delns: Allen Nutzen sofort und fiir die Gegenwart, (Fol-
ge-)Kosten dagegen werden in die Zukunft verschoben,
statt heute wenigstens ansatzweise neue Prioritdten zu
setzen: Noch niemand hat vorgeschlagen, die MUtterrente
wieder zu streichen, um einen ,Wiederaufbaufonds® zu be-
grunden. Das Tragen des ,Shutdown® und der Einschrén-
kungen fUr alle sowie der damit verbundenen massiven Folgen
war auch ein von fast allen geteilter Ausdruck der Solidaritat
mit durch Corona besonders geféhrdeten Gruppen, insbe-
sondere Alteren. Sollte da nicht auch etwas zurlickkommen
kénnen? Die einen k&mpfen um wirtschaftliche Existenz — mit
eingeschrankten (Kurzarbeit) oder gar keinen Léhnen (Ar-
beitslosigkeit) — und die bestversorgte Rentnergeneration
aller deutschen Zeiten soll im Sommer 2020 plangeman
mit einer kraftvollen Rentenerh6hung bedacht werden?
Die einen tragen fast alle wirtschaftlichen Risiken und Kosten,
die anderen, zu deren Schutz nicht zuletzt der ,Shutdown”
verordnet wurde, sollen hohe Einkommenszuwéchse erhal-
ten und — materiell wohlgemerkt — business as usual pflegen?
Dazu werden die Rentner nach geltender Gesetzeslage nicht
nur 2021, wenn die Lohnentwicklung des Vorjahres absehbar
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negativ war, von einer Rentenklrzung ausgenommen — ge-
gen die frihere, begriindete und leider von der GroKo 2008
schon teilweise auBer Kraft gesetzte Systematik, dass Ren-
ten den Loéhnen folgen. Die GroKo-Nachfolger (wie damals
Merkel/Scholz) haben im Rahmen des Rentenpakets 2018
nun auch noch auf die Schiene gesetzt, dass bis zum Jahr
2025 dartber hinausgehend auch unterbliebene Rentenklr-
zungen in Folgejahren nicht mehr durch eine Verrechnung mit
mdglichen Erhdhungen kompensiert werden. Uberzeugend
klingt das alles nicht. Solidarisch auch nicht.

So sind, wie paradox es sich angesichts der statistischen
Verteilung der gesundheitlichen Gefahren auch lesen mag,
die groBen Verlierer der Corona-Krise in Deutschland die un-
ter 45-Jéhrigen. Die Pandemie wird die gréBte und doch
zu wenig beachtete Spaltung in unserer Gesellschaft
verstarken. Nicht arm-reich, auch nicht trotz einer aktuell
sich offnrenden Corona-Schere Selbstandige-Angestellte,
sondern: Jung-Alt. Zwar wird, um mdogliche Beschwernisse
vornehmlich der beruflich aktiven Bevdlkerung in der ge-
genwaértigen Not zu lindern, ohne Obergrenze und ,,unblro-
kratisch“ gerettet. Dies kommt nicht den Rentnern, aber in
besonderem MaBe den Babyboomern zwischen 50 und 65
zugute, die sich jetzt auf dem Zenit ihres beruflichen Lebens
und ihrer Einnahmen befinden. ,Zufallig* stellen sie zusam-
men mit den Rentnern die Mehrheit der Wahler. Dazu passt
auch das Durchschnittsalter beispielsweise der 24 Verfasser
der Handlungsempfehlungen der Leopoldina: 63 Jahre. Un-
ter die Rader kommt die Minderheit der unter 45-Jah-
rigen, die nicht nur mit unmittelbaren wirtschaftlichen
Folgen des ,,Shutdown“ zu kdmpfen, sondern, oft parallel
zum ,Home Office”, auch den Bildungs- und Betreuungsauf-
trag der geschlossenen Schulen und Kitas wahrzunehmen
hat. Ihnen wird als Miihistein der GroBteil der Tilgung der
heutigen Rettungsschulden um den Hals gehéngt, die
zwischen 2023 und 2040 erfolgen soll.

Das mag man jetzt, in der Not, richtig finden. Verhee-
rend wird es aber im Zusammenspiel mit den ungedeckten
Wechseln auf die Zukunft, die schon ohne Not in den letz-
ten Jahren in Form der Rentenpakete 2014 und 2018 aus-
gestellt wurden. Und all das in dem Wissen, dass sich wohl
in keinem Land der Welt das Verhaltnis zwischen beruflich
Aktiven und in die Sozialsysteme Einzahlenden auf der einen
und Uber 65-Jahrigen auf der anderen Seite zwischen 2025
und 2030 unglinstiger entwickelt als in Deutschland. Ubri-
gens kdnnten manche Vorhersager einer V-Krisenkurve (tief
hinein in den Schlamassel, aber auch schnell wieder heraus
wie 2009/2010) eines unterschatzen: 2010 wurde die zlgige
Wiederbelebung maBgeblich getragen durch noch ,hung-
rige“ Baby-Boomer in ihren besten Jahren — von denen heute
schon mehr in Kategorien ihrer Rente denken als gut ist. Die
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Ausblick: Zehn Folgerungen aus der Corona-Krise

Zahl der 30-45-Jahrigen jedenfalls, die erfahrungsgeman den
GroBteil der Innovatoren und Unternehmensgriinder stellen,
nimmt in Deutschland bekanntermaBen weiter dramatisch
ab. Wer unter 45 sowie gut ausgebildet ist und angesichts
all dieser Aussichten in Deutschland bleibt, verdient eigent-
lich besondere Anerkennung — und positive statt noch mehr
negative Anreize.

Der soziale Frieden in Deutschland ist ein sehr hohes
Gut und begriindet ebenso wie mancher gesellschaftliche
Wandel soziale Leistungen, die im Laufe der Jahre ausgebaut
wurden und/oder neu dazu kamen. Die Steuerprogressi-
on als maBgeblicher Hebel der Umverteilung - die 10
Prozent Bestverdienenden tragen z.B. 55 Prozent des Ein-
kommensteuer- und fast 75 Prozent des Kirchensteuerauf-
kommens — ist und bleibt bei allem Korrekturbedarf (,Mittel-
standsbauch” und zu friihes Einsetzen des Spitzensatzes!) im
Grundsatz richtig. Nicht richtig und auch nicht durchzuhal-
ten ist indes das unaufhaltsame Wachstum des Anteils
der Sozialausgaben am Bundeshaushalt, der schon mit
dem urspriinglich geplanten Bundeshaushalt 2020 auf knapp
51 Prozent angestiegen war. Vor Corona und besonders in
konjunkturell guter Zeit seit 2013 legte sich die GroBe Ko-
alition auf immer neue, natlrlich gut gemeinte, strukturelle
Ausgabenbelastungen fest, nahm frihere Reformbeschllsse
trotz deren nachgewiesener Erfolge zurtck, trieb Regulierung
voran und verpflichtete Unternehmen auf immer mehr gesell-
schaftliche Ziele und Aufgaben, statt innen bessere Bedin-
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Méchtige Influencer —
auch in Corona-Zeiten

gungen fur Wertschopfung zu bieten. All die Fehler, die in
den letzten leichten Jahren gemacht wurden, réchen
sich nun in der Krise, in der Konjunktur stimuliert und
in Zukunft investiert werden muss, doppelt: Zum einen
sind UbermaBig viele Haushaltsmittel gebunden, zum ande-
ren wurden zu viele Fehlanreize gesetzt, sodass sich Nicht-
Leistung zu oft eher rechnet als sich Leistung lohnt.

Die Balance in der Sozialen Marktwirtschaft stimmt nicht
mehr. Vor den Einschnitten durch die Pandemie deutete —
auch in Form von Wahlergebnissen — sich schon an einigen
Stellen an, dass mehr umfassende Flrsorge statt Vorsorge,
mehr Ruhigstellung statt Aktivierung, mehr flaichendeckende
und zentral geregelte staatliche Absicherung statt subsidiarer
Solidaritat, mehr automatische Begllckung statt Nothilfe im
gepruften Einzelfall die Menschen nicht zufriedener macht.
Uber lange Jahre wurden Wohlstand und Sozialstaat immer
selbstverstandlicher, die Wachstumsraten in der Wirtschaft
kleiner und bei den Sozialausgaben gréBer. Das konnte oh-
nehin nicht so weitergehen, nun brechen mit dem Einschnitt
2020 erst einmal die Einnahmen ein und steigen die Ausga-
ben massiv. Umso mehr sollten nach der Phase der Not-
fallmaBnahmen die Haushalte neu evaluiert, bei Sozial-
staatsausgaben insgesamt ein Belastungsmoratorium
angestrebt und wieder deutlicher werden: Menschen kon-
nen sich auf die mit eigenen Beitragen erworbenen Anspru-
che aus Sozialversicherungen verlassen und in Not auf Hilfe
zahlen, werden aber grundsatzlich erst einmal wieder als zu
Eigenverantwortung beféhigte Burger ernst genommen und
nicht vornehmlich als Bedarfsempfanger und Bedurftige ge-
sehen und zu Lasten Dritter (der Steuer- und Beitragszahler)
von vermeintlichen Wohltatern ,versorgt®.
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Gerade die Monate Mérz und April 2020 haben ein Maf
an mitmenschlicher Verbundenheit, gegenseitiger Unterstit-
zung und Rucksichtnahme erkennen lassen, das als Positi-
vum und Ansporn in wieder ,normalere“ Zeiten mitgenom-
men werden kann: Sozial geht eben auch ohne bzw. mit
weniger Staat, wenn Eigenverantwortung, Eigeninitia-
tive und vor allem Subsidiaritat gefordert und abgeru-
fen statt behindert und gelahmt werden. Es werde jetzt
viel mehr von ,wir“ statt den Ich-AGs geredet, haben schon
einige Kommentatoren festgestellt. Umso mehr ist darauf zu
achten, dass ,wir* mit mehr Gemeinschaftsgeist bei weiter
hoher individueller Verantwortung Ubersetzt wird, nicht mit
mehr vom Staat und in Form groBer Apparate mit Eigeninte-
ressen organisierter ,Solidaritat".

Solidaritat bedeutet gelaufiger Definitionen zufolge eine in
einem ethisch-politischen Zusammenhang benannte Hal-
tung der Verbundenheit, die Unterstltzung von Ideen, Aktivi-
taten und Zielen anderer, Zusammenhalt zwischen Gleichge-
sinnten und gleichgestellten Individuen sowie Engagement
fur gemeinsame Werte und Ziele. Davon ist auf européischer
Ebene kaum die Rede, ,Solidaritat“ eher zum Syno-
nym fiir frisches fremdes Geld verkommen und ein
zu haufig missbrauchtes Wort: Wer ,,Solidaritat“ oder
»Europa“ sagt, meint inzwischen eher selten die Ver-
pflichtung, sich an vereinbarten gemeinsamen Regeln
zu orientieren, sich anzustrengen, erst einmal eigene
Verantwortung wahrzunehmen. Fast immer geht es,
wie auf nationaler Ebene und in den Sozialsystemen,
um Eigeninteressen und Transfers, natlrlich so verpackt,
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dass sie nicht als solche und Alternativen als unsolidarisch
erscheinen.

Wo ist eigentlich die europaische Solidaritdt und mehr
eigene Anstrengung ltaliens, das in den letzten Jahren be-
sonders und in Relation zum Bruttoinlandsprodukt weitaus
starker als der deutsche Staat von der Niedrigzinspolitik und
vielen MaBnahmen der EZB profitierte — zu Lasten insbeson-
dere von Sparern und Versicherten? Gerne vergessen wird,
dass ltalien die von der Zentralbank mit all ihrem nun schon
verschossenen Pulver gekaufte Zeit, anders als z.B. Portu-
gal, leider verbunden mit Investitionskirzungen nur fur po-
sitive Primérsalden, aber nicht fur produktivitatssteigernde
Reformen nutzte. Spéatestens seit 2011 fordert Italien
offensiv die Schuldenvergemeinschaftung mit stets
wechselnder politischer Begriindung und Besetzung,
aber dem bleibenden Mantra, Europa tauge nichts,
wenn nicht alle Mitgliedstaaten billiges Geld erhielten,
unabhéngig von ihren Landerrisiken. 2011 nannte Mario
Monti den fragmentierten Finanzmarkt, 2016 Matteo Renzi
die Migrationslasten, 2018 Matteo Salvini die Infrastruktur
bzw. die eingestiirzte Autobahnbricke bei Genua, 2020
appelliert Giuseppe Conte im deutschen Fernsehen an die
Herzen und bezieht sich auf die Pandemie. Und ja: Italien ver-
dient Mitgefihl und braucht Hilfe im Kampf gegen Corona
und mit den Folgen. Hilfe, die, anders als Euro-Bonds, sofort
greift. Und mindestens so wichtig wie finanzielle Mittel in der
zweiten Phase waren in der ersten Not Masken und Beat-
mungsgerate gewesen — hier haben sich zu Beginn mit ihren
Ausfuhrsperren Deutschland und Frankreich nicht als solida-
rische Européer gezeigt.

Auch aus Madrid ertdnten die Rufe nach Euro-Bonds
schon des Ofteren. In Wahrheit geht es um den schon lan-
ger angestrebten Umbau der Wahrungs- zur Transferunion.
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Wenn aber Handlung und Haftung, Entscheidung und
Verantwortung auseinanderfallen, ist der Euro wenig
wert, keine starke, auf Wettbewerb basierende Wah-
rung, sondern das MaB fiir Umverteilung, Fehlanreize
und Leben auf Kosten anderer. Alles natUrlich unsicht-
bar, man will nicht beantragen, ,betteln“, sich schlecht oder
LStigmatisiert” flhlen, sich nicht prifen lassen und zu nichts
verpflichtet sein. Das ist keine Grundlage nachhaltiger euro-
paischer Politik.

Die Europaische Union braucht einen Haushalt, der
mehr ist als Agrarpolitik und Strukturfonds. Deutsch-
land wird - wie alle anderen Mitgliedstaaten auch -
mehr zahlen miissen, damit Briissel handlungsfahiger
wird. Aber solange nationale Parlamente Geld ausge-
ben, stehen sie auch national dafiir gerade. Der beste
Weg, die vielbeschworene und doch eher pekunidr verstan-
dene ,Solidaritat* mit Italien zu zeigen, ware deshalb ein
groBherziges Signal und Geschenk, eine deutsche Uberwei-
sung von beispielsweise 25 Milliarden Euro nach Rom. Uber
einen Nachtragshaushalt wurde dies in Deutschland trans-
parent und umgehend budgetiert. In Italien stiinde das Geld
sofort zur Verfigung, ware an keinerlei Bedingung geknupft
und erhdhte nicht den italienischen Schuldenstand und die
Zinsbelastung der offentlichen Haushalte. Die Finanzmarkte
wulrden dies und die sich gewiss anschlieBenden Unterstiut-
zungssummen aus anderen EU-Staaten als Zeichen des Zu-
sammenhalts positiv werten. Es wirden aber nicht moralisch
erpresste Transferstrukturen
geschaffen, die trotz aller
Dementis dauerhaft beste-
hen bleiben.

Ob, wenn dies nicht
moglich ist, es bald schon
zu Euro-Bonds kommt oder

vorerst ,nur‘ zum Miss-
brauch und, wider aller
friheren Zusagen, ewigen
Leben des Européischen

Stabilitdtsmechanismus:
Der Euro wird, gemessen
an dem, was bei seiner
Einfihrung be- und ver-
sprochen wurde, immer
mehr ausgeho6hlt. Wenn
die in den 2000er Jahren
mit der Maastricht-lgnoranz
bzw. Inkonsequenz und in
den 2010er Jahren mit der
faktischen  Staatsfinanzie-
rung durch die EZB und der
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systematischen Verletzung des Vertrags von Lissabon (,no
bailout”) eingeschlagene Entwicklung anhalt, wird die Fra-
ge, ob beim Euro nicht nur bald 6konomisch, sondern sogar
politisch die Kosten den Nutzen Uberwiegen, lauter gestellt
werden.

Kernelement der europaischen Integration und
Wohlistandsgarant fiir die Mitgliedstaaten ist und war
der EU-Binnenmarkt. Die bisherige Euro-Erfahrung bestéatigt
leider die in den 1990er Jahren vorgebrachten Bedenken der
LKronungsbeflirworter® an der ,Lokomotivtheorie“ einer ge-
meinsamen Wahrung ohne vorherige wirtschaftliche und wirt-
schaftspolitische Konvergenz. Der neue, weichere Euro sorgt
vor allem seit der Finanz- und Schuldenkrise 2008/2009 fur
Unfrieden, Divergenz, neue Nationalismen und droht, trotz
so vieler Vorteile, insgesamt zur wirtschaftlichen Stagnation
Europas beizutragen. Es sei denn, ein kUhner und derzeit
schwer denkbar scheinender Sprung nach vorne gelange,
der die gemeinsame Wahrung nicht mit einem Staatenver-
bund, sondern mit einem Bundesstaat verbande. Dies be-
deutete mehr Supranationalitdt in Form einer echten euro-
paischen Regierung mit fiskalischer Verantwortung, getragen
vom Europdischen Parlament und unterstrichen durch sub-
sidiér funktionierende, aber im Vergleich zu heute nur noch
eingeschrénkt agierende nationale Regierungen und Parla-
mente. Solange dies nicht absehbar ist, bleibt nur die Maxime
des Haftungsprinzips und die damit verbundene Einhaltung
gemeinsam getroffener Fiskalregeln.

Euro-Bonds 2011-2020:
Unterschiedliche Anlasse, das gleiche Anliegen



Zusammenfassung

Solidaritat, Transparenz, Verantwortung ... und Freiheit!

Die Corona-Pandemie, die weltweit viele Leben kostet und
okonomisch sowohl auf der Angebots- wie Nachfrageseite Er-
schitterungen ausldst, hat auch in Deutschland Fragen nach der
Balance zwischen Freiheit und Sicherheit aufgeworfen. Gesund-
heitliches, seelisches und materielles Wohlbefinden der Men-
schen waren und sind t&glich neu abzuwégen, was insgesamt in
verantwortungsvolles Handeln mindete, das gleichwohl kritisch
hinterfragt werden muss.

1. Die wirtschaftlichen Notfallprogramme sind groBtenteils
richtig, soweit sie grundsatzlich allen in Notsituationen offen
stehen, klar zeitlich befristet, gegebenenfalls Uberprifbar,
nicht mit Lenkungswirkungen verbunden sind und weitest-
moglich Kredite Uber nicht riickzahlbare Hilfen, Eigenanteile
Uber volle Absicherung und im &uBersten Fall stille Beteili-
gungen Uber direkte stellen.

2. Mit dem Mehrwertsteuergeschenk flir Gastronomen — der
in deren groBter Not am wenigsten hilfreichen MaBnahme
— endete die erste Phase der Nothilfe fir alle und begann
der Wettlauf um Branchensubventionen. Hier gilt es, Unsinn
und fiskalische Schaden zu minimieren, um Spielrdume zu
bewahren fir ein mdgliches Konjunkturprogramm, z.B.
Uber die Verbesserung der analogen und digitalen Infrastruk-
tur und eine stimulierende, Leistungsanreize einschlieBende
Stérkung der Binnennachfrage.

3. Entscheidend fir neues Wachstum und Wohlstand ist ein
Strukturprogramm, das schon vor der Pandemie Uberfallig
war. Notwendig sind so und so also mehr Vorfahrt fir Bil-
dung, echte Chancengerechtigkeit, Aufstieg und Innovation,
ein entschlosseneres Anpacken der Digitalisierungschancen,
eine Reform der Unternehmensbesteuerung und Korrekturen
bei der Energiewende.

Folgerungen aus der Pandemie

e Es kann kein Zuriick zu ,alter Normalitat“ der Vor-
Krisenzeit geben: Aktuelle fiskalische Spielrdume sind
eher Legende als Realitat. Zwar haben nach 2014 erst der
Bund, dann die Lander keine neuen Kredite aufgenommen,
aber gleichzeitig hat der Staat dauerhafte neue Leistungen
beschlossen und wachsende Verbindlichkeiten vor allem
der Sozialversicherungen versteckt. Die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen hatten sich schon seit Jahren
verschlechtert.

e Sicherheit nur durch Absicherung ist eine lllusion: Unfass-
bare 1,2 Billionen Euro, die zur ,Rettung” aufgerufen wurden,
sind sowohl Versprechen als auch Drohung: Die Schulden
von heute sind die Steuern von morgen. Die Gefahr ist
groB, dass im Rahmen der umfassenden Rettung Vieler Vor-
sorgende und Eigenverantwortliche faktisch bestraft und so
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manche Hasardeure und Trittbrettfahrer belohnt werden. Der
Staat weckt zudem Erwartungen, die er nicht erfullen kann.
Die Kirche bleibt im Dorf: Martialische Rhetorik soll die
Entschlossenheit handelnder oder fordernder Politiker un-
terstreichen, wirft aber auch ein falsches Licht: Krieg? Wie-
deraufbau? Marshall-Plan? 2020 ist nicht 1945 — bei allem
Erschrecken Uber die Pandemie sollten nicht die MaBstabe
verlorengehen.

Beurlaubung der Biirgerrechte: Die Zufriedenheit mit dem
staatlichen Handeln wird abnehmen, wenn Rechnungen zu-
gestellt und Fehler offenkundig werden. Auch die Verhéltnis-
méaBigkeit mancher Reaktion und zu wenig offen diskutier-
te Prioritdtensetzungen sind zu hinterfragen.

Politik ist handlungsféhig: Die GroBe Koalition hat sich als
Regierungsbiindnis bewahrt, obwohl — oder weil? — das
Virus nicht im 177-seitigen Koalitionsvertrag stand. Bemu-
hungen, exekutive und parlamentarische Tatenlosigkeit hinter
Koalitionsvertragen, Komplexitét oder anderen Ausreden zu
verstecken, durften nun etwas schwerer fallen.

Foderale Bewahrung!?: Der Foderalismus hat seinen An-
teil an einer fur Deutschland im Hinblick auf Gesundheit und
menschliche Verluste relativ glimpflichen Entwicklung. Regi-
onal- und Kommunalpolitiker sollten den Rucken durchstre-
cken und ihre Handlungsmdglichkeiten starken, nicht den
»goldenen Zugel*.

Ein Lob der Biirokratie: Verwaltung bedeutet beim Retten
und im Sozialstaat Gerechtigkeit und tragt dazu bei, dass
moglichst viele Hilfen Bedurftige eher als Findige erreichen.
Die Sehnsucht nach dem ,unblrokratischen” Sozialstaat
fUhrt erst zu Fehlanreizen, am Ende droht das bedingungs-
lose Grundeinkommen.

Gesellschaftliche Spaltung verstarkt: Verlierer U45. Schon
ohne Not belasteten GroBe Koalitionen 2014 und 2018 die
unter 45-Jdahrigen, weil sie sich mit Rentenpaketen der Wah-
lermehrheit Uber 55 andienen wollten. In der Not folgt ein
Rettungsprogramm, das zwischen 2023 und 2040 getilgt
werden soll und damit ebenfalls vor allem den Jingeren auf
die FUBe fallt, die zudem gegen demographie-bedingte Zu-
satzlasten ankdmpfen mussen.

Sozial geht auch ohne Staat: Das Wachstum des An-
teils der Sozialausgaben am Bundeshaushalt ist nicht mehr
durchzuhalten. Deutschland braucht wieder mehr Vorsorge
statt Flrsorge, Aktivierung statt Ruhigstellung, subsidiére
Solidaritat statt zentraler Absicherung.

Europa und ,Solidaritat”: Italien kann auf Hilfe bauen. Euro-
Bonds aber bleiben auch in der Pandemie Unsinn — und
die Begriffe ,Europa” und ,Solidaritat” sollten nicht zur Chiffre
far frisches Geld auf Kosten anderer verkommen. Solange
in Europa nationale Parlamente Geld ausgeben, stehen sie
auch national daftr gerade.



